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Friedrick Vering t. 



Am 30. März d. J. schied der seitherige Herausgeber des 
»Archiv für katbol. Kircbenrecht« aas diesem Leben. Er, dessen 
Name für alle Zeiten anf das inDigste mit der Geschiebte dieser 
Zeitschrift verknüpft sein wird, verdiente es wohl, ja es wäre 
eine Ehrenschuld, dass in ihr sein Leben und Wirken eine ansfBbr- 
lichere Darstellung und Würdigung fände. Doch ist es ans noch 
nicht gelangen, hierfür hinreichendes Material zasammenznbringen. 
Er selbst hat Iceine Aufzeichnnngen über sein Leben hinterlassen; 
seine wissenschaftlichen Bestrebungen nahmen ihn so sehr in An- 
sprach, dass demgegenfiber sein eigenes Ich zarflcktrat» Wir müssen . 
uns deshalb für jetzt mit den hauptsächlichsten Daten seiner Lebens- 
geschichte begnügen, geben aber sogleich gern einige charakteristische 
Züge wieder, deren Mittheilung wir einer ihm nahestehenden Persön- 
lichkeit verdanken. 

Qeboren war Vering, mit seinem vollen Namen Friedrich 
Heinrich Theodor Hnbert V., am 0. Mftn 1883 sa Liesborn in West- 
falen. Sein Vater, Dr. med. Ferdinand August Vering, starb schon 
im Jahre 1835 an den Folgen des Typbus. In seiner Mutter, einer 
entschlossenen tbfttigen FVan, die dem vaterlosen Knaben ihre ganze 
Liebe nad Th&tigkeit zuwandte, fand dieser jedoch eine verst&nd- 
nissvoUe GSrsiehertn. Sie begleitete ihn von der Eleroentarsehnle 
zum Gymnasium, welches er schon im Jahre 1850 zu Paderborn 
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abfloUirie, and daiia aach zar Hocliachalet ttberall f&r eine ?oU* 
ständige, wenn nach einziehe Hftnsliehlreit sorgfend. Seine juristischen 
Studien machte er zuerst in Bonnt dann in Heidelberg, sodanu wie- 
der in Bonn, uro sohliesslich zn Heidelberif im JoU 1856 mit Aus- 
zeichnung zu promoviren und im Frühjahr des folgenden Jahres sich 
daselbst als Privatdozent der Uechte za habilitiren. 

Der junge Gelehrte war bald eine allseitig geaciitete PersOn- 
liehlceit nnd trat, namentlich anf den Iratholischen Oeneralrersamm- 
lungen, mit den besten Männern des damaligen katholischen Deutsch- 
land in nähere Beziehungen. Besonders ?erl[ehrte er viel im Priester- 
seminar zu Mainz sowie im »Stift« Neuburg, dem Sitze des be- 
l[annten Raths Schlosser; auch im bischöflichen Hanse zn Speyer 
beim Bisehofe Weis war er ein gern gesehener Gast. Mit dem her- 
vorragenden Speyerer Domherrn Wilhelm Molitor, der als Canouist 
wie anch als geistvoller Dichter bekannt ist, verband ihn frflhzeitig 
eine innige Freundschaft. Mit dessen Nichte, Elisabeth Molitor, 
vermählte er sich im Sommer 1868. Im folgenden Jahre weilte er 
mit ihr gelegentlich der Seknndizfeier Pins* fX. eine Zeit lang in 
Rom, wo er oft mit den dort anwesenden Mitgliedern des deutschen 
Adels nnd den für die Vorarbeiten znm VaUcanischen Concil dort- 
hin berufenen Theologen zusammenkam. 

In Heidelberg, wo er im Jahre 1862 zwar den Titel eines 
ausserordentlichen Professors erhielt, hatte er als Katholik einen 
schweren Stand. Ohne Besoldung, ohne die ersehnte Beförderung 

zum Ordinarius zu erlangen, lehrte er hier noch weitere ganze drei- 
zehn Jahre, bis er im Herbste 1875 als ordentlicher Professor des 

Kirchenrechtes an die neu^^egründete katholische Universität Czerno- 
wits in der Bukowina berufen wurde. 

Diese Berufung uacb Oesterreich belebte in ihm wieder von 
neuem den Muth. In dem Kreise von Gelehrten, die zur Begrfindnng 
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dor Hochschule Ton den TerscbiedensteD Seiten sneammengeBtrOmi 
waren, wurde er we^'en seiner Biederkeit und Leutseligkeit bald der 
geistige Mittelpunkt. Man empfand es deshalb schwer, als er, der 
es nicht sehen konnte, dass unter Collegen eine Differens bestehe, 
und der immer auf eine friedliche Versöhnung hinwirkte, nach vier 
Jahren Cxeniowils wieder verliess, um einem Rofe an die deatache 
Universität Prag zu folgen. Auch in Oesterreich hatte V. vielfache 
Verbindungen mit geistig her?orragenden Persönlichkeiten, besonders 
in höheren kirchlichen Kreisen. Was einst dem angehenden Do- 
zenten das Stift Neubnrg hei Heideiberg gewesen war, das boten 
ihm jetxt öftere Reisen nach Hartinsberge nnd besonders nach 
Grau zu seinem Freunde, dem Fursterzbischofe Johannes Siroor. 
Prof. Laorin, welcher V. im Jahre 1862 in Wien kennen lernte, 
erzählt, dass derselbe schon daiuals auch bei Cardinal Bauscher sehr 
bekannt gewesen sei. 

Bei aller Liehe zum neuen Vaterlande mnsste er äbrigens be- 
merken, dass er aach hier scharf beobachtet wnrde. Die Pablication 
»einiger Cultusangelegeaheitenc warde die Veranlassung, dass er 
einen förmlichen Revers ausstellen mosste, sich »jeglicher politischer 

Parteiuahuie« zu enthalten. 

Bei verschiedenen Qelegenheiteo glaubte er sich mit Recht der 
Brwartung hingeben zn dflrfen, dass man ihn nach Wien berufen 
werde, doch sollte sich dieser Wunsch nie erffttlen. Noch Tor einem 
Jahre musste er sehen, wie ein viel jüngerer College ihm vorge- 
sogen wurde. 

Seine Schdler haben ihm stets ein dankbares Andenken be- 
wahrt und gewiss wird dies auch in Zukunft der Fall sein. Als 
ein tüchtiger akademischer Lehrer hatte er jederzeit ein gutes Au- 
ditorium ; vielen hat er sich ausserdem dnrch sehr anregende Pri- 

ratissima nützlich gemacht. Sein Prager College, Prof. Krasnopolski 
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erklftrte la Begino der nftchsten Vorleemig nach Vering's Tode: 
»Wir alle haben an ihm einen Frennd vnd Berather Terloren, an 
dem jeder kam, um seine Sorgen auszoscbätteo , die er tröstend 
tragen half. BeBonders den jungen Dozenten war er hilfreiche Hand 

und liess keinen das Uebergewicht seines Wissens und seiner Er- 
fahmng ffth]en.c 

Bei der Betrachtung seiner Persönlichkeit und seiner Eigen- 
schaften tritt uns neben jener Biederkeit and Festigkeit des Cha- 
rakters, die ihn Qberhanpt in seltenem Masse ansieicbnete, vor allem 

entgegen seine wabrhaU ehr istliche Gesinnung, seine Liebe zur 
K irch e und insbesondere aar kirchlicher Einheit. Der Einheit 
der Kirehe wegen mnse man sieh alles gefallen lassen, erklftrte er 
oft» und mit den derbsten Ausdrücken missbilligte er alle entgegen- 
gesetite Bestrebangen. Vermöge seiner besonderen Gabe, die ihn 
umgebenden Geister zu soudiren, hatte er schon in den 60er Jahren 
80 manche Beobachtong gemacht, die ihn oft unruhig machte and 
ernst stimmte. Mit gespannter Aufmerksamkeit verfolgte er, wie 
sich um DOUinger ein Anhang bildete, und jene Bewegung sich vor- 
bereitete, die wfthrend und nach dem Vaticanum zum Ausbruch kam. 
Kr selbst ist in seiner kirchlichen Gesinnung nie schwankend ge- 
wesen. In sdner Jugend war ein dauernder Qlaubensgmnd in* seine 
Seele gesenkt worden und seine Treue zur Kirche schon auf rother 
Erde so festgewurzelt, dass er spftter allen Verhftltnisaen und Stürmen 
gegenüber fest wie eine westfälische ESche dastand. Vering war aber 
auch ein praktischer Christ. Gewissenhaft ist er stets seinen 
kirchlichen Pflichten nachgekommen. Seine Frömmigkeit nnd Qott- 
ergebeuheit in den letzten Tagen vor seinem Tode, besonders beim 
Empfang der Sterbesacramente, dieoteo seiner Umgebung zu grosser 
Erbauung. 

Von seiner Wirksamkeit als Lehrer war schon kurz die Rede. 
Dieselbe fällte aber nicht seine ganze Tbätigkeit aus. Vering's 
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Haoptverdleiirt lie^ft auf dem literarischen Gebiete. Hier entwiekeltei 

er einen geradezu staunenswertheii Fleias. Wie manche Nächte be- 
eenders in seiner Mbereo Zeit hat er dnrehgearbeitetl Nie reiste 
er, ohne ein gewisses Mass von Arbeit mit anf den Weg in nehmen, 
wofür er dann selbst die Fahrt aut der Eisenbahn benütse. 

Diesem emsigen Fleisee entspricht der Umfang and die Viel- 
seitigheit sdnes Wissens und s^ner schriftstellerischen 
Tbätigkeit. Eine grosse Zahl juristischer Abhandlungen und 
Becensionen von ihm finden wir in Terschiedeaen Zeitschriften ser- 
streut: in den »Heidelberger Jahrbüchern c , der 9Kriti8chen Zeit- 
schrift fnr Bechtswissenschaftc, der »Wiener Katb. Literaturzeitungc 
Q. 8. w. Auch die kath. Tagespresse wnrde fon ihm bedient; na- 
mentlich verdan)[t ihm die »Germania« manchen geschätzten Artikel. 
Besonders hervorgehoben so werden verdient seine Mitarbeit am 
»Literarischen Handweiser«, welche seinen Freund Prälat Hülskamp 
SQ einem warmen Nachruf in dieser Zeitschrift (Jahrg. 35, Nr. 1) ver- 
anlasst hat. Durch ffinf Jahrgänge derselben (1876^1880) sieht 
sich eine umfangreiche kritische Uebersicht äber die juristische Lite- 
ratnr, welche noch heute f&r die Orientirung anf diesem Gebiete 
werthvolle Dienste leistet, wenn auch der Verf. leider nicht mehr 
dazu^ gekommen ist« dieselbe m vervoUstftndigen und zu einem 
kleinen Handbuch der juristischen Literatur zu gestalten. 

Als selbständigigs Werk gab Vering schon im Jahre 1861 zu 
Heidelberg ein grosses »römisches Erbrechte heraus. 1865 erschien 
lu Mains als Lehrbuch für Vorlesungen »Geschichte und In- 
stitutionen [später: Pandekten] des röro. Privatrechtes«, 
ein Werk, welches im Jahre 1887 sum fftnften Male aufgelegt wurde. 
Am wichtigsten ist wohl sein inbaltreiches »Lehrbuch des katho- 
lisehen, protestantischen und orientalischen Kirchenrechts mit be- 
sonderer Rücksicht auf das vatic. CouciU, welches, als ein Bestand- 
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iheil von Herder'» »Theol. Bibliothek«, 1874 in erster, 1892 in 

dritter Auflage erscliien. Ausserdem setzte er, iliircli Bearbeitung 
zweier Abtbeilangen des 8. Bandes, das grosse >Kirchenreebt« ron 
Phillips fort (1889—91), dessen kleineres »Löhrbach des Kirchen- 
rechts« er schon früher (1875) in's Lateinische ubersetzt hatte. 

Den grössten Danlc scliuldet ihm aber die ivutüol. Wissenschaft 
fttr die Verdienste, die er sich am nnsere Zeitschrift erworben hat 
und zwar während der ganzen Daur>r ihres vierzigjäh ri^^en Bestandes. 
Schon drei Jahre nach der Gründung derselben (1867) durch den 
Frelherm Moy in Innsbruck (f 1867) wurde er von diesem als 
Mitredacteur gewonnen, um mit dem Jahre 1802, wo das »Archi?« 
in den Verlag 7on Kirch heim in Mainz fiberging, die ganze Last 
der liedaction auf seine Schultern zu nehmen. Mehr als drei Jahr- 
zehnte hindarch hat er seitdem dieser einzigen dentsehen Zeitschrift 
für kathol. Kirchenrecht, die deshalb in Wahrheit eine Fundgrube tür 
die kirchliche Rechtswissenschaft geworden, seine beste Kraft ge- 
widmet. 

Hierfür vor allem nutzte er seine weitverzweigten Beziehungen, 
besonders zu Kirchenfflrsten, ans. Zahlreiche Briefe schrieb er an 
seine Bekannten, damit diese ihm Beiträge und kirchenrechtliche 
Documente für sein »Archiv« zur Verfflgnng stellten, daneben i^ter- 
nahro er auch selbst mühevolle Reisen, um solche zu suchen oder 
sich dieselben persönlich zu erbitten. Nie war er so glflcklich und 
zufrieden, als wenn er vom Besuche seiner hohen Freunde, der 
Bischöfe von Regensburg und Eichstätt, mit einem Bündel von 
Schriftstficken oder gedruckten Akten heimkehren konnte. 

Prälat Hftlskamp schliesst seinen Nachruf mit den schönen 

Worten, denen wir voll und ganz zustimmen und die deshalb auch 
hier eine bleibende Stelle finden sollen: »dabei soll es dem nan 

Verewigten nie vergessen werden, da^s er als Jüngling wie als Mann 
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und Greis ia allen seinen Schriften, besonders aber in der genannten 
wichtigen Zeitschrift — der einzigen canonistisehen , welche die 
deutschen Katholiken haben — - immerdar, auch in den schweren 
Zeiten der Concilswirren und des »CnUnrkampfesc, die Fahne Roms 
nnd des treuen römisch-katholischen Glaubens hochhielt und dieselbe 
unentwegt und uneisehrocken ?ertheidigte. Es gilt das anch f&r 
jene Zeit, wo man die fest gebliebenen unter den uarahafteu laicalen 
Canonisten Deutschlands an den Fingern einer Hand abzählen 
konnte, während anch die geistlichen Vertreter des Faches vielfach 
schwankten, zagten und versagten. Die Abtrünnigen haben Vering 
dafür mit noch mehr Qift nnd Galle verfolgt, verhöhnt, beschimpft, 
als selbst Scheeben, Stöckl und andere Bestgeliasste zu erfahren 
hatten. Er hat das nie mit gleicher Münze vergolten, hat sich aber 
ebensowenig jemals dadurch beirren oder auch nur znm Schweigen 
bringen lassen. Gott wird es ihm lohnen!« Die Katholiken der 
deutechenr Zunge werden deshalb dem lieben Todten ein treues An- 
denken bewahren. Solange eine deutäclie liechtswisseuschaft besteht, 
wird auch der Name Vering in ihr einen ehrenvollen Platz ein* 
nehmen und solange der Name »Archiv für kath. Kirchenrecht« 
genannt wird, bleibt der Name Vering mit demselben verbunden. 
Höge auch sein Geist in »Vering's Zeitschrift« weiter fortleben. 

Heiner. 



s 



I. 

Die charakteristischen Unterscheidungsmeriunale des alige- 
meinen und besonderen Mitehen Interdicts, 

eine Interpretation der Stelle 

Cap, 17 X. de veHwrum sign^aiiambua V. 40, 
Ton Dr. jnr. Jamet Gfofdieftmitfl (Bodio). 

Cap, 17 X, de verb, eiymf. F. 40, 

loüocentius III. Colubriensi et aliis Episcopis in regno Portugaliae 

constitutis. 

Qaam In partibos vestris peccatis exigentibiu saepe conUngat, 
diTena loca ioterdicto sappoui, qaando generale vel partieulare dici 
debeat interdietam, apnd tob accepimna in dabinm reTOcari, qnnm 
Uli, qui ab eeclesia Bomana decorari privilegio meraerunt, Wdelieet, 
nt, qanni generale tnterdietnin terrae fuerit, liceat eis, jannis clansis, 
non polsatis campanis, exclusis excoromunicatis et interdictis, sup- 
pressa voce divina officia celebrare, iuterdicto particulari se asserunt 
nou arctari, dicentes illud interdictum generale durataxat, quum 
regnum, vel saltem provincia tota subjicitur interdicto. Propter quod 
et justitia saepius deperit et praelatorum sententiae contemnuntur, 
quum in aliis provinciis interdictis divina celebrent, et, suspensis 
organis aliorum, ipsi pulsatis campanis et apertis januis quoslibet 
passiro recipiant ad divina. Quam antem in priviiegiis de regno vel 
provincia nil expresse dicatar, nomine terrae non solum regnnm vel 
provinciam intellegi volumos, Temm etiam villam et Castrum , nt et 
in hie locnm babeat, qnod de genefali dicitur interdicto, fidelicet nt, 
qnum TÜla ?el caetmm generali snbjicitnr interdieto, praeseripta 
privilegii forma debeat obeervari (dat. Lat VII. Id. Febr. 1199). 

MMeitende Bemerkungen betreffend den Text und die Adreese der 

Deeretäle. 

Vorstehende Stelle stammt ans der dritten der füinf Complla- 

tioneu, welche der Sammluug der Decretalen Gregors IX. zu Qrnnde 

1) Sie ist citirt nach der Ausgabe von Friedberg^ I^ipjiig 1881. 
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liegen ; sie stand in dieser Ooropilation im cap. l lib. V iit. 23 
de verb. signif. ") «). 

Der Papst wendet sich in dem Erlass, welcher in der vor- 
liegenden Stelle enthalten ist, an portogiesische Bischöfe nnd be- 
sonders an den Bisehof ?on einer ecclesia Golnbriensis. Dieser Kirche 
wird in den Decretalen Gregors noch öfter Brw&hnnog gethan , so 
s. B. cap. 8 de procuratoribiis I. 88 und cap. 18 de excessibns 
praelatorom V. 81. OimMoleß 2hlZef schreibt darfiber: »Aliqni 
existimant, Golnbriensem eoclestam hanc esse in nrbe Gonimbricensi, 
.sed fallontur; nam in Concil. Toletano reperinntur sahscriptiones 
Colubriensis Episcopi , sed etiam Conimbricensis Praefulis : qiiare 
existimo . . . Colubriam esse civitatem, quae hodie in Lusitania Con- 
dexa Yetuä dicitur, tautum babeos antiquitatis ?eatigia.€ 

JkierpreUUion der DecrMe. 

Einleitung : 

Dadegung des 0U Chimde liegenden Faües und daraus sidi er- 
gebende Cfliederung und Besehrankttng des Stoffes, 

Was nun den Iiilialt der päpstlichen Decretale ai»lunj?t, so liegt 
den in ihr getrolfeneu Bestimmungeu offenbar folgender Sachverhalt 
zu Grunde : 

Es ist über einige Ortschaften das luterdict, s. g. Localinter- 

1) Vergl. Gonztilfz Tellez, commentaria perpetua in singulos textas 
quinque librornni dccretal. Gregor. IX., tom. quartus, Liigduni 1715 zn unserer 
Stelle S. &86 N. 1 und Friedberg ^ quinque compilationes autiquae, Leipiig 
1882, 8. 184 IMe Deerttal« Iniiocain DL telbtt bei PaUluut, reg. poatif. 
Boman. L 598. 

2) So Friedberg, a. a. 0. 8. 184. 

3) Der von Friedherg wiedergegebene Text ist im Wesentlichen anch 
der, welcher sich bei den Commentatoren des 17. und 18. Jahrhunderts findet. 
Doch differirt die von (lomtitez Tellez a. 0. S gegebene L<\sart insoforn 
Ton der Fr%edbertj%c\\c\\, als si«; noch in dem SchUwssatze an Stelle der Worte: 
»Quum autemc etc. folgende Einschaltung enthält: >ne autem diversa inter- 
pretatio diicordiae caneam iater vos nlterios et odii fonitein Taleat miniitnre, 
?el qaod interdictutn did debeat generale, amodo io dabiam revocetar, slgnifi- 
catione toUs piaeseatinm intimaniiia, qaod qaoni in priTilegiis ete.c Ftr die 
innere Bedeutung der Stelle ist diese Verschiedenheit der Lesarten unerheblich. 
Was den Originaltext der dritten Corapilation anlani^t vergl. übrigens die Col- 
lectio Rainerii Pomposiani, welche alle Decretalien InnooiMiz III., welche dieser 
von 1198 bis 1201 imblicirt hat. enthält. Dii'se ('ollecti<tn ist von Baluzius 
inter epp. Inuocentii III. I. 543 IT. Lukka 17G2 herausgegeben. Vergl. darüber 
Friedberg a. 0. prolegomena, S. XXVL 

4) a. 0. tom. I, 1690, & 081 Ann. 4. 
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dict, verhängt, d. h. es darf innerhalb der Gemarkung, resp. des 
Weichbilds jeuer Ortschaften keinerlei^) gottesdieastliche oder aa- 
cramentale Handlung Torgenonimen werden. Nun liegen aber inner* 
halb des Gebiets jener interdicirten Ortschaften kirchliche Anstalten 
oder aach Privatcapellen irgend welcher Art, welche kraft Privi- 
leginms von jedem etwa über den sie nmgebenden District oder Be- 
zirk*) verhängten generellen Interdlcte (privilegto at, cnm 

generale interdictam terrae faerit) ezimirt sind. In den privilegirten 
Anstaltsrftnmen dürfen also nach wie vor gottesdienstliche Hand- 
tangen verrichtet und Sacramente gespendet werden, indessen mit 
gewissen dem Charakter des ringsum waltenden Generalinterdicts 
ungomessenon Beschränkun<,'en. Die Inhaber dieser Privilegien sind 
nun aber olTenbar der Ansicht, dass das über die sie umschliessende 
Ortschaft verhäncfte Interdict ein particuläres sei, weil nämlich eine 
Ortschaft kein District, keine terra, sein könne, und dass in Folge 
dessen für sie, die Privilegirten, nur alle die Regeln zur Anwendung 
kommen, welche im Fall eines Particalarinterdicts beiolgt werden 
mflssen. 

Diese Ansicht kennzeichnet nun der Papst als eine irrige, er- 
klärt das verhängte Interdict für ein generelles und verlangt von 
den Privilegirten die Jieobachtnng derjenigen Massregeln, die im 
Falle eines Oeneralinterdicts inne za halten nnd in den Privilegien 
ausdrAckllch nonnirt sind (praescripta privilegii forma debeat ob- 
servari). 

In dem päpstlichen Erlasse sind zwei Gesichtspunkte markirt: 

1) Eine authentische Declaration Aber die Bedeutung des 
Wortes terra, dieser Qrnndlage jedes Oeneralinterdicts, ond damit 

zugleich auch über die Natur des Oeneralinterdicts; das Particular- 

interdict ist in unserer Stelle zwar nkht direct dertnirt, wird aber in 
der vorliegenden Interpretation — als zum Verständniss und zur 
Ergänzung unserer Stelle erforderlich — behandelt werden müssen. 

2) Die Wirknntren des Generalinterdicts für das Publikum und 
l)esuailers das Verhalten der Privilegirten sind andere als die des 
Particularinterdicts ; denn sonst wäre ja ein Irrthum über die Natur 
des im concreten Falle gerade vorliegenden Interdicts ganz unschäd- 
lich. Und da die Wirkungen verschieden sind, muss — so kann 
man rückschliessend sagen — auch der Zweck des General- und des 
Particnlarinterdicts ein verschiedener sein. 

1) Es Mi gestattet, hier die urspriiugliche und charakteristitiche Kr- 
MheiiiiuigifiNnB det Interdlett voiansuiMlMa. 

S) So wollen wir terra einstweilen abersetien. 
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Diese beiden Gesichtspunkte, Inhalt der lex und ratio legis, 
sind bei der Interpretation des Inhalts der vorliegenden Quellenstelle 
auseinander zu halten und der Gliederuog des Stoffes zu Gruode zu 
legen, woraut noch 

3) die aoscheiueDd seltsame Einkleiduag unserer Decretale, die 
forma legis, welche nicht dired die Kriterien und die Wirkungen 
des allgemeinen Interdicts angibt, sondern Begriff wie Wirkungen 
dieses Institats indirect an dem Wortlaut der verliehenen Privilegien 
und dem Verhalten der ?ri?il0girten erlftntert, einer Betrachtang sn 
nnteraehen ist 

Dabei iet gleich Folgendes vorauszoschicken : 

1) Nnr auf das 8. g. Localtnterdict^) brauchen sich die nach- 
stehenden BrOrtemngen zu beschränken ; denn nnr von ihm ist in 
unserer Stelle die Bede. Das s. g. Personalinterdict*) nnd das In- 
terdictum ambulatorium oder mixtum scheidet aus dem Kreise 
unserer Betrachtungen aus. 

2) Nur die Unterscheidung in interdictum (also locale) generale 
und partculare kommt in Frage; die Scheidung in interdictun» totale 
und partiale ist, wie dem Hecht der Dccretalen überhaupt*), so • 
auch unserer Stelle tremd und daher im Folgenden nicht 2U be- 
achten. 

h iBhali der lex: 

Nalur und Voraussdgtmffen des dUffemeinen ürtlichefi Interdiäs^), 

1. Vorläufige Begriffsfeststellung. 

Das liocalinteidict ist »die Einstellung aller gottesdienstlichen 
Functionen in einer Kirche oder In einem kleineren oder grosseren 
District.€ Dieeer von Hkudmu*) aufgestellten Definition entnehmen 
wir sofort swei Begriffiimerkmale : 

1) die »Hünstellung aller gottesdienstlichea Pnnctionen«: d. h. 

1) Wenn AibMeMv«, Kinbenieeht Y. 1. 1888 S. 80 sagt: * hat 

man Mbon adt dem Eade des 12. Jahrhnaderls swiwlMii dtm allgetiioioeii 

(interdictum generale) und dem besonderen oder localen Interdict (i. partienlAre) 

unterschieden,« so nennt er anscheinend nur daa »particuläre« Interdict »localee.« 
Aber Hinachius braucht offenbar den Äusdrock «locales Interdict« als s'pccies 
des genus »Localinterdict«, welch' letzteres er als den ursprünglichen und wich- 
tigsten Fall des Interdicts überhaupt einfach »Interdict« nennt. 

2) ygU Hinachiw, a 0. V. 1, S. 30. 
8) HimeiUu$, 0. & 81. 

4) So ffimehhu, a. 0. 8. 80 in der dort beflndliehen Anm. i Abs. 2. 
8) Dm besondere wird Imner nur eiginseod behandelt weiden. 

e) a. 0. & 19. 
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ein rm objeciives Moment, eine Massregel, welche sich unmittel- 
bar gegen Niemanden richtet. Dies Moment ist das üssentiale des 
Localinterdicts ^). 

2) »in einer Kirche oder in einem kleineren oder grOsNien 
District«: diene Worte nrogrensen das Gebiet, anf welches sich die 
Binstellnng des Gottesdienstes beschrftnlit. Bs f&Ut sofort anf, dass 
die drei Factoren: Kirche, Icleinerer District, grosserer District un- 
möglich coordinirt sein können. Die Worte »klflinerer oder grosserer 
District« enthalten nnr den Hinweis anf einen rein quantitativen 
Unterschied, wftbrend die »Kirche« ein ganz anderer räumlicher Be- 
griff ist, eine »Kircbec ist überhaupt keiu »District«. 

Wer diese Erkenutniss einmal gewonnen bat, dem wird es 
nicbt weiter auffallen , dass die berührten Unterscheidungsmerkmale 
Träger einer neuen HegrifTsgliederung geworden sind, nämlich der iu 

allgemeines und besonderes örtliches loterdict. 

J2. GeschichÜichea. 

Erscheint nun diese Unterscheidung als eine durchaus sach- 
gemässe, so würde man fehl gehen, wenn inan annähme, sie sei 
einer begrifflichen Abstraction entsprungen. Dass eben die Scheidung 
eine ganz natflrliche ist, erhellt daraus, dass die bmden Erscheinungs- 
formen des örtlichen Interdicts, das allgemeine und das besondere, 
im kirchlichen Leben als etwas Verschiedenes empfunden wurden. 

Die zeitlich ältere Erscheinungsform scheint das besondere 
Localinterdict gewesen zu sein. Kober und Hinschius, deren An- 
sichten über das Alter des Interdicts auseinander geben, indem näm- 
lich der Erstere die Entstehung des Interdicts in das Jahr 586 •) 
zurückverlegt. Letzterer dagegen das Interdict in seiner Eigenschaft 
»als Strafe« frühestens in der Mitte des 10. Jahrhunderts aufkom- 
meo lässt*), scheinen wenigstens darüber einig zu sein, dass das be- 
sondere Localinterdict das Pnus war. 

Kober föhrt nämlich als älteste Beispiele von Interdicten das 
Interdiciren von Kirchen u. s. w. an und meint schliesslich^), dass 
das Interdict, »während es bisher anf einselne Kirchen oder Orte 



1) Sehr treSmd GibaUmu, disqais. caoon. ete. hi femdii poeait otOb 
Lugdani 1655 8. 185: >non eit prohibitio aUqu primo et p«r se flMta penonis, 

aed iahabilitaa qnaedam loci.« 

2) Kober^ Du Interdiet im Archiv fär kUhol. Kirchenrecht, XXI, 
1869, S. 8. 

3) Hinschiua, a. 0. & 19 and 20; vgl. beeonders daselbst S. 19 Aom. 13. 

4) a. 0. S. 12. 
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beschränkt war, .... jetzt (sc, im 11. Jahrhundert) über gauze 
Districte, Provinzen und Länder verhän{(t< wurde. 

Aaf dasselbe Icomraen aber — wenig-stens bezüglich der Vn(h 
rit&i des Particularinterilict» — Hinschius AusffihrangeD heraus, 
wenn er darlegt, dass das Interdict zuerst stets zusammen mit der 
ExeoimnanicalioD ferhftogt worden sei, indem nämlich die Kirchen o. b.w. 
ezeommonidrtor Personen mit dem Interdict belegt worden*). Da 
mitnnter auch die ganien Sprengel ezoommnnidrter Penonen inter- 
didrt wurden, so war schon der Weg znr Herrschaft des allgemeinen 
Interdicts geebnet. Als erstes Beispiel eines getrennt von der Ex- 
commnnication verhingten allgemeinen Localinterdicts wird gfuieinig- 
lieh das auf der Synode von Limoges im Jahre 1031 beschlossene 
Interdict angesehen eine Ansicht, welche auch von Hinsehiua^) 
getheilt wird. 

1) a. 0. S. 20. 

2) In einer dem hl. Aagnstin rageschriebenen Stelle — vgl. im Dccretura 
Gratiani, pars II, causa XVII, qnaest. IV, can. VIII — »oblatio verü ilounis 
tuac a clericis ne suscipiatiir, intenlixi commuDionemqne tibi interdico« ein bc- 
Hundcres Örtliches Interdict bereits sehen za wollen, ist sehr gewagt; ders. Aus. 
von E«peih j«u eeelet. «aiv. tom. II op. omn. Lovanü 1721, pars III de jadic. etc. 
Üt XL eap. 9, Q. 17 und /Vic München^ canon. Geriehtsverf. and Strafir. II. 18M» 
8. 806 Anm. 4. Anden dagegen schon die Ton Hinsehios a. 0. 8. 20 Arnn. 1 dtiften 
Qnellenstellen : I. Spitt. Sellae eplio. Uigell. aniT. epitc. etc. »exconunnnicare 
ne differatiä . . . ipsas ccclesias omnes ... 2. Formel des mit Zustimmung der 
Bischöfe von Barcelona etc. verhängten Interdicts: »excommanicamus atque al- 
ligamus . . . omnes ecclesias, quae in dictos coinitatoä sunt« ... 3. Die Stelle 
Ademars von Angouleme: »Saepe .... Alduinus .... ea-lesias et raonasteria 
eeaiare a divino «dta et eaneto aaeriflelo . . . cenaebalc AUei Beispiele eines 
besondeien Loealinterdiets, woians das hfthere Alter dieses lostitats wohl mit 
Sicherheit ta fdgeni ist 

3) Joannis Devoti, instit. canon, libri IV, Romae 1829, IV. tit 19, 
S. 209, u. 8 will freilich schon in einer Stelle des Ihisiliun das Boispiel eines 
allgemeinen Localinterdicts sehen. Die Stelle, welche Devoti im Augo hat, 
ist linaüii op. Paris 1839 od. Garnitr, epist. 270, S. 603, 604. V.% handelt 
sich um einen Mädcheiiraub : Ka: xüjxr^v TTjy j'&oe^apivTjv xat ^uXa^aaa« i]xot 
&Kp|ia/ji^TO(7av, xa\ aC»-^jv li^to xö^v i\i-fSn ita^igfA »o(i]oo«. Kober, a. 0. XXI, 8. 5 
weüt die Ansicht, dass BoMiliuB hier ein Interdict nach Analo|^e de« allge- 
meinen Localinterdicts im Ange habe, xnrSck; er meint, wenn die Ehiwohner- 
schaft eines Dorfes für einige ZAt »von den kirchlichen POrbitten aosgeschlosscn 
würde.« so sei das noch keineswegs ein Localinterdict Ders. Ans. — er dtirt 
freilich epist. 244 Basilii, meint aber offenbar dieselbe Stelle — van Eapen, 
a. 0. §. 16. Wie gesagt, die Mehrzahl der neueren Canonisten sieht das erste 
Beispiel eines allgemeinen Localinterdicts in dem 1031 za Limoges verhängten ; 
Tgl. Kluekhohn, Gesch. des Gottesfriedens , Leipzig 1857, S. 19 ; Ernst Eck^ 
Beil. Discerl 1860, §. 12 8. 89. Koher, a. 0. XXI 8. 17 ist dagegen a. A. 
nnd glaubt, ältere Fille einee allgemeinen Interdieii an finden. 

4) a. 0. 8. 21 Anm. 1. 
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Was jedenfalls feststeht, ist, dasH seit dem 11. Jahrhundert die 
beiden Erscheinungsformen des örtlichen Interdicts, das allgemeine 
und das besondere, neben einander znr Anwendung gebracht werden, 
and dass nnnmehr auch sofort Zweifel entstehen, wann das eine, and 
wann das andere vorliegt. 

Em solcher Zweifel hat nan offenbar im Jahre 1199 Inno- 
oens III. veranlasst, die in anserer Decretale enthaltene aothentische 
Deolaration sa poblielren. 

3. Nahir des aUgemekien örüidtm InierduUs. 

. . . nomine tenae non solnm regnam vel provinciam intellegi 
volnmos, vernm etiam villam et oastrom, nt et in bis loeam babeat, 

quod de generali dicitur interdicto . . . 

In diesen Worten liegt die authentische Declaration des Papstes 
über den Umfang der Basis jedes Generalinterdicts. 

Dass nur eiue terra generaliter interdicirt werden kann, darüber 
sind sich Papst und Privilegirte einig. Die Differenzen, welche sich 
in den Auffassungen beider ergeben haben, beruhen auf der Ver- 
schiedenheit der Deutung des Wortes terra. 

Die Privilegirten meinen, eine Ortschaft (locus) sei noch Iceine 
terra; mithin könne sie nicht generaliter interdicirt werden« 

Der Papst aber erwidert ihnen: davon ist gar nichts gesagt, 
dass nar ein regnam oder eine provincia eine terra sei; eine terra 
ist schon eine villa nnd ein eastram, mithin sind auch diese des 
Generalinterdicts fllhig. 

In Anlehnung an HmschUu^) hat der Verfasser oben*) das 
Wort terra durch »District« oder »Beziricc fibersetrt. Es mnss aber 
zugestanden werden, dass dieser dentsche Ausdruck nicht so cha- 
rahtMiatisch ist wie der lateinische. 

Letzterer enthält nämlich zugleich den Hinweis auf ein dem 
Goneralinterdict eigenthümliches Kriterium, das ist der Ausdruck 
»Erdboden.« 

Ein Generalinterdict ergreift stets einen Theil der Erdober- 
fläche, es ist auf demselben gewisserniassen radizirt. Das erbellt 
z. B. scbon aus der Tbatsache, dass jedesauch erst künftig aut dem 
interdicirten Boden — solange der Interdictszustand dauert — er- 
richtete Gebäude ipso jure vom loterdict *) mitergriffen wird. 

1) a. Ü. 19 und 30. 

2) 8. 5 Ann. 2. 

8) Vgl. SdunaiMgrmber^ erim. fofi eoeUs. wb daeni. Gragor. IX. In- 
golttadt 1787, lib. V, ton. 8 tit 89, 831, 8. 248 »loteidieta tom ■lieoim 
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Diese Folgeerscheinung und der Ausdruck terra geben gerade 
das wieder, was deu verschiedenen Grundlagen des Generalinterdicts, 
regnum, provincia, dioecesis, civitas, oppidum, villa, Castrum*) etc. 
gemeinsam ist, dass sie nämlich Theile der ErdoberflAche sind, und 
dass sie als solche vom Generalinterdict getroffen werden. Dass 
daon natärlich auch alle auf diesem Boden befindlichen R&arolich* 
keilen mitergriffen werden, ist erst eine Folgeerscheinung, die wir 
aus dem auch hier waltenden Satae: »superficies soloceditc erklftren 
können. 

Wenn wir also das Wort terra nicht wfirtlich durch »ein Stflck 
Brde« fibersetzen wollen, so würde Yielleicht der deutsche Ausdruck, 
weicher Jenem lateinischen am nftchsten kommt, das Wort »Qe» 
Ifinde*)« sein. Es sei gestattet, diesen in der Folge anzuwenden. 

Das Ergebniss unserer Stelle für die Natur des »ieueralinter- 
dicts gipfelt also darin, dass jedes Gelände, auch das kleinste, 
Grundlage eines Generalinterdicts sein kann^), dass aber ein Gelände 
als Basis auch condicio sine qua non für die Verhängung jedes 
Generalinterdicts ist ^). 

Dass Innocenz III. dieses letzte Erforderniss nicht so scharf 
ausgesprochen hat, liegt daran, dass es von den Privilegirten ja 
gar nicht bestritten worden war; im Gegentheil: sie hatten das über 
den sie umgebenden locus verbäugte Interdict nur deswegen nicht 
als Qeneralinterdici anerkannt, weil sie eben meinten, jener locus 
sei keine terrai kdn District, kein Qelftnde. 

Es wäre yielleicht besser gewesen, Tnnocens hätte auch diese 
gamicht bestrittene Thatsache noch einmal hervorgehoben, denn die 
Ganonlsten der folgenden Jahrhunderte heben das Bssentiale des all- 
gemeinen firtlichen Interdict^ die Voraussetzung der Radisimng des- 
selben auf einer terra und die Aasdehnung , die nach Innocenz* 
Declaration diesem Ausdruck 7ai geljcn ist, nur undeutlich hervor. 

Zum grossen Theil bewegen sich ihre Definitionen des allge- 

doinini interdicta censentar non soIqdi templs, ecelesiM «t oratori* ibi «mtentia 
tempofo isterdieti; aad etiftm ea, quae postmodam fiieniDt eneeta; iion qnia 
•entantia interdlett flitnra nipiciat, sed qnia rupieit loeum, ed «ecleda dflano 
eonstmeta inhaeret atque institit. Ebenso ICober, a. 0. XXI, 8. 294. 

1) Vgl. anten S. 11 ff. iu den Anmerkongfn. 

2) Gelände Terrain » terra. 

3) Das sagt Innocenz. 

4) Nur eine terra kann generaliter intenlicirt werden. Dass übrigens 
eine terra nur generaliter nnd niemals particulanter interdicirt werden kann, 
feht atM aiiMrar St^e mr nidit sfdiigeiid hervor, wird aber im alchaton 
Abiofaiiitt daigethaa weiden ; vgl. anten 8. 14 und 15. 
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meinen örtlichen Interdicte in Exeroplificationen welche nur selten 
deD Begriff erschöpfen, zum Tbeil werden bei der Definition des all- 
gemeinen Localinterdicts die Cremen swischen Local- und Personal- 
interdiet verinscht'); weiter Ahlen sich einige bemfen, noeh eine 
dritte Stnfe*) swisehen dem allgemeinen nnd dem besonderen Inter- 
diet einsnschieben, eine StrOmang, welche gans besonders dadurch 
geffthrlich geworden ist» dass sie eine Verwtrrnng der Terminologie 
im Gehranch der AnsdrOeke interdictnm particnlare, speciale nnd 



1) Vgl. Henrico Henriqutz, theologiae morali» libri qaindecim, Mo- 
gantiae 1613, üb. XIII cap. 41 ... . »generale dicitur, qau ioterdicitur locus 
anifersalia, at totam regaum, proviucia, episcopatas, civitas, oppidam: iiou et 
qnando inteididiDr peroehia, videtar generale«; AndrsM VaUaniis Fuatitlft 
deofetaiL Or^r. Pftpae IX., LoTMiii 1681 lib. V, tit 80 de Mutant ezoomm. 
§. 11 de iotcidieto 8. 894: »Potait foterdietwii labdiTidi in generale: quo 
leUieet interdicifcar locus uniTeitalis: ut regDoni, provincia«; ebenso auch noeh 
Joannis Devuti^ instit. canon. a. 0. lib. IV, tit. 19 S. 207 §. 2 : >Locale in- 
terdictum generale est, quod ad integram nationem, regnam, provinciam, civi- 
tatem, dioecesim . . . pertinet.« 

2) So Antoninns, tract. de censuris, tit. tertius, cap. 90 : »generale . . . 
dicitur, quod fertar contra regnum , provinciam, civitatem, Castrum ?el villam, 
unifersitatem Tel collegium.« Man kann zwar Dicht, wie GibalinuSt disquis. 
enodK Lngdoni 1655 disqnii. 1 qu. 2 n. 24, bebaapten, Antmünne raretehc ge- 
ndem unter Loeilinteidiet du Uber ebie iniTereitee oder ein eollegian rer- 
bingte Interdiet; man kann nur sagen Antoninna unterscheidet innerhalb dea 
allgemeinen Interdicts nicht scharf genng iwischen Loeal- nnd Pereonalinter* 
dietk ohne jedoch diese Begriffe direct in verwechseln. 

3) Darüber berichtot Gibalinua, a. 0. n. 24 : »Inter interdicta generalia 
unum est magis generale quam aliud, sicut ex interdictis particularibus alia 
sant magis particularia aliis; provincia enira amplior est civitate, cum tarnen 
utraque interdicatur iutcrdicto generali, et una ecclesia specialior est situ ma- 
gio aingalarifl qnam doae, in eae tarnen fertar interdictnm speciale. Qua de 
eanea trimembrem ÜMinnt hane difiaionem et diatingnnnt interdietnm speciale 
n ipartienlari; Angel, interdietnm I. n. 1 et 11 et interdietnm 2 n. 1; PhOiar, 
p. 1 de ofBe. Saeeidot. lib. 4 cap^ 8^ Ita nt ex Angel, interdictnm locale gene- 
rale est interdictnm regni, Tel proTinciae, vel dioecesis, speciale interdictnm 
civitatis, castri, villae, sing-ulare interdictnm ccclesiae unius vel plurinm.« 
Ebenso berichtet Henriquez, a. 0. lib. 13, cap. 41, nachdem er die Definitionen 
des intcrdictum generale und speciale (particulare) gegeben: »Xon oportet ad- 
dere (ut quidam addunt) interdictnm singulare (cum hoc pertineat ad tipeciaie, 
qnando in nrbe plniet eeeleelas bsbente intefdidtnr nna tnntnm).« Die von 
GIbalinna eitirten Antoren baben das a. g. Interdietam speeble eingeeeboben 
nur mit Btlcfcsiobt anf quantitative ünterseheidnngsgrOnde, während nneb dem 
Bericbte von Henriqnez wieder ein neuer Gesichtspunkt zu Tage tritt, der 
einen neuen Grad für den Fall schaffen will, dass an einem Orte, der mehrere 
Kirchen bat, nnr eine derselben interdicirt wird* 
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singulare ^ezeitii^t hat^); schliesslich haben oini^^e allenlini^'s hei der 
Detiiiition den all^'enieinen Loculinterdicts einen tiefer [^^elienden Kin- 
theilniipsf^rund hervor<(eiiohen , in lcm sie au.sfüiiren *) , ein (lencral- 
inteidict träfe iinmer nur »locum, qui plura loca particuhuia con- 
tinet,c indessen stellt diese Definition einerseits nicKt im Eiaklaog 
mit IwnoeenM Decretale*), andereraeits trifft sie den Kern der 
Frage nicht. 

•i. iJcis besondere örtliche Intcräkt nmi sein Uiiicrsdüal vom all- 
gemeinen. 

Eine Bestimmung der ßegrifTsmerkniale des interdictuni locule 
parliculare enth&lt Innozenz Grluss nicht« er flberlässt es vielmehr 
der Interpretation, durch argumentum a contrario die Essentialia 
dieses Begriffs zu finden. 

Die Canonisten haben denn auch unbedenklich den Geltungs- 
bereich des Particularinterdicts umhegt, freilich immer in Anlehnung 



1) Vgl. die vorige Anmerkung. Der von QibaUnu» dtiite AngeL h»t 
den Anadraek Inteidietam particiilue gamicbt, er nennt das, «m Innoeeai III. 
damit beieiehnete : singulare, ond er nennt ipeciale: interdictnm oivitatit, villae, 
eastri, was gemäss Innocenz III. Bestimnmng noch zum interdictnm generale 

gehört. Schon (Hhaliuus, a. 0. rügt das Bedenkliche dieser Termino%»gio : 
»Deinde observat Sylv. interd. I. ii. 7, nutmiuam jus niemiiiisse interdicti sin- 
{jularis, aed illud semper speciale appellasae, quarnm noininationurn rationoiii 
rcddit Glossa in cap. cum in partibus cit. , (^uia generale dicitur , qnod totum 
aliqaod eine eioeptlone eomprehendit , speciale vero , quia non eomprebendit 
totam, sed partes.« Sfaid du aneh diae AnslühraDgen Uber die Stelle enm in 
liartibaa kdneswega satieftnd, indem schon dort gamieht von einem inter> 
dictum speciale, sondern parüenlare die Rede ist, so hat sich doch der Name 
intordictum speciale im Sinne von particnlare ziemlich einfj;ebürgert ; vgl. Hen- 
rigueZfü.O.; ob'Miso Schmalzgrueber, crira. fori eccles scu decret. Gregor. IX., 
Ingolstadt 1727. Uber V tom. 2, S. 242, tit. 39 §. 324; forner Andreae Val- 
len.iin FaratUlüt a. U. Hb. V, tit 39, §. 11, 891; aach -intoninuSt a. 0. 
cap. 91. 

2) So Oibalinutt a. 0. diaqnis. 1 qn. 2, n. 24» S. 10: »Interdietam . . . 
generale loci est, qnod fertar in aliqaem locam, qni plara loca particolaria 

continet, cninsmodi est regnam, civitas. prorincia, dioecesia, cistnnn, o]>« 
pidnro etc.«; Schmalzgrueber a. 0.: Locale generale est, qnod plura loca aub 
s« continet, i. c. regnum integrum, provinciam, dioecesim, civitatem etc.*; 
schliesslich v<in Espen, op. II jus eccles. univ. a. 0. pars III, tit. XI, cap. 9 
§. 10: »Locale universale sive generale solet vocari ilhid, quo interdicto subji- 
citur locus plura alia loca sub sc continous et suis liraitibus comprehendens, at 
innt legnnm, provineia, eiritaa, dioeoeeis ete.« 

$) weUhe ja gerade den Ton darauf legt, »non aolam regnam , Tel pro- 
vinciam . . vemm etiam villam et oaitram« seien eines allgemeinen Inter- 
diets flUüg. 
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an ihre nar selten ToUkommen xotreffende Yoratellang vom General* 
interdict. 

Allein da die Canonisten sehr wohl die Wirkungen der beiden 
Interdiete aoseinander tn halten wnssten, nnd bei der Definition 
des Partienlarinterdiets der eigentliche ünterscheidnngsgmDd prak- 
tisch nicht fon so erheblicher Bedeutung ist wie hei dem General- 
interdict, so hat man das Wesen des Partienlarinterdiets in der 
Regel wenigstens erschöpfend zu illostriren vermocht. 

Nur wenige Cauonisten haben eine geradezu falsche Vor- 
stellnng von dem Wesen des Particulminterdicts, indem sie nämlich 
in die von Innocenz als irrit,' bezeichnete Ansicht zurückfallen ; die 
meisten ^jeben durch er8< h(;i[)feiiile Exemplificationen den Begriff des 
Partienlarinterdiets zutreffend wieder. Sie führen aus , dass ein 
Particularinterdict ein Interdict sei , welches über eine einseine 
Kirche oder auch über alle Kirchen eines bestimmten Bezirks ver- 
hftngt worden sei Dass das particulär inierdicirte Gebäude stets 
ein gottesdienstlicbes war, lag in der Natur der Sache, da einem fftr 
profanen Gebrauch bestimmten Gebftude gegenflber ein Particulär- 
interdict, welches die Ausfibung des Gottesdienstes innerhalb der 
interdicirten Bftume Terbot, ziemlich unpraktisch gewesen wftre. 

Wenn aber auch bei dem Particularinterdict zugestanden wer- 
den muss, dass die ?on den Canonisten gegebenen Beispiele den Be- 
griff desselben erschöpfen, so muss doch auch eine Abstraction des 
Begriffs versucht werden. 

Und da kann man wenn der Verfasser recht sieht — wohl 
Folgendes sagen: 

Bei einem Particularinterdict handelt es sich stets am das 



1) Man kann diesen Irrtham eigentlich nar bei den von Gibalinus a. 0. 
genannten Angel, inteni. I. n. 1 nnd 11 nnd interd. 2 n, 1 and Philiar. p. 1 
de offic. Saconl. lib. 4 cap. 3 argwf^hnen, deren Aussprach: ». . . speciale: in- 
terdictum civitatis, castri, villae . . .< einem dahingehenden Argwohn Raum 
gibt Doeh — wie wbon oben 8. 12 Aiun. 1 erwihBt ist — kann diiM De- 
flnitioa aueh aar efaie Folge der TerfeUten Terminologie jeaer Canoniften i da. 

8) So AfiloniiMM, a. 0. cap. 91: IfeitHgues, a. 0. Ub. Zill, cap. 41; 
Andreae VoOentit Paraütla, a. 0. Ub. V. tit 89, f. 11, 8. 894; fiibatimu, 
a. 0. diaqoifl. 1 qa. 2 n. 24, 8. 10 aod die too diesem Citirten; van Espen, 
a. 0. III, tit. 11, cap. 9, 12; Schmalzgrurher, a. O. Ub. V, tom. 2, tit 89, 
§. 324, S. 242; Drvntu a. 0. IV. tit. 10, §. 2, S. 207; SchiUing, Kirchenbann. 
Leipiig 1859. 8. 69; Phillips. Kirchenrecht II, Kegensbarg 1862, §. 196. S. 567; 
Koher. a. 0. XXI, S. 292; HinHchi.ts, a. 0. V. 1. S. 30. welcher Beispiele an- 
führt, wonach das Particalarinterdict sogar nar über einzelne Altare verhängt 
worden ist: a. 0. Anm. 8. 
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Interdiciren bestimmter Räarolichkeitenf und zwar allerdings solcher, 
die in der Regel zur Abhaltang des Gh>ttesdien8t68 bestimmt sind. 
Nor die Qebftade-B&nmlichkeiten sind interdicirt, nicht der Boden, 
auf welehein sie rahen. Dta irt der Uatenobiedt welcher das be- 
sondere örtliche Inlerdict Tom aUgemeinen trenot , und dies Moment 
erst macht den Üntenchied iwiachen den beiden Interdictaarten zn 
einem qualitativen. 

Der Beweis beruht auf fülgenden Erwägungen: 
Bei dem allgemeinen örtlichen Interdict gilt, wie bereits aus- 
geführt^), der Satz: superficies solo cedit, d. h. jedes auf dem intcr- 
dicirten Boden, solange der Interdictszustand andauert, errichtete 
Gebftude wird ipso jure vom Interdict mitergriffen; denn das allge- 
meine Interdict i>ezweckt ja für die ganze Dauer seiner Geltnng die 
Siatirang aller gottesdienstlichen Functionen innerhalb des inter- 
didrten Gebiets, nnd dieser Zweck kann wirksam nnr erreicht wer^ 
den, wenn anch jedes erst künftig anf dem interdicirten Boden ent- 
stehende Oebftode sofort vom Interdict ergriffen wird. 

Beim Particularinterdict sehen wir aber gerade die umgekehrte 
Erscheinung: Wenn die Mauern, welche das interdicirte Gebäude 
umschliessen, fallen, und au ibrer Stelle neue errichtet werden, so 
ist das neue, auf demselbon Hoden errichtete, Gebäude keineswegs 
mehr interdicirt: diese Folgerung wird ausdrücklich vou den Cano- 
nisten gezogen*). Daraus geht hervor, dass das Particularinterdict 
niemals den Boden ^), eine terra, sondern stets nur eine B&amlich- 
keit, ergreift; wird einmal eine terra, and sei es andi nnr die 



1) Vgl. oben 8. 9 Anm. 8 und die dorfc C^tirten. 

8) So Schmalzyrueber, a. 0. V. tom. 2, tit. 89, §. 331, S. 243, wo er 
auflllurt, dftM, wenn efaie Kir«^ interdidrt ist, and ein Anbnn an dieeelbe er> 
liebtet wird, aneh dieeer — nie ein TheU der Kiiehe — Tom Interdict efgiiflbn 
wfirde. Dann aber lihrt er fort: »Seena foret, ei eededa inteidictn ftanditne 

Interiret, et in eo loro alia de noro constraeretor, qaia hnee nova eocl«eln nen 
est ecciesia, qaae interdicto foit snbjecta, neqne ilUos pars.« Ebenso andi 
Kober, a. 0. XXI, S. 297. 

3) Wenn es auch den xur Kirche gehörigen Kirchhof ergreift — verg"!. 
Schmalzyrueüer a. 0., Kober a. 0. n. a. — , so wird doch der Kirchhof nie- 
mals in seiner Eigenschaft als terra, sondern nur als Appendix, gewissermassen 
als Fertinenz der Kirche, von dem Interdict ergriffen, und desselben ledig 
in dem Moment, da die Hnaptmeke, die Kirehe^ frei wird. »Seoae ■{ et eontigaa 
nen eiletant« — e. 17 de lent eioomm. in VP. T. 11 — : hingt der Kiiehliof 
mit der Kirehe tberhanpt nieht linmlieh ntamnien, ergreift ilin aneh deren 
Interdiet nicht 
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kleimto, eine Tilla oder ein casbrnin, interdieirt, eo ist das Inierdict 
stets ein Genendinterdict mit allen seinen Folgen^). 

Daraus folgt dann ?on selbst, dass der in anserer Decietale 
gebranchte Ansdmck »enm generale interdietom terrae flieritc eigeni- 
Veb einen Pleonasmus entbllt, da eine terra Aberbanpt nnr genera- 
liler interdicirt werden kann *). Die Ursache hterf&r, wie überhaupt 
dafür, dass lanocenz in seiner Decretale diese letzte Consequenz 
überhaupt gar nicht gezogen hat, beruht auf Folgendem: 

Es handelte sich für Innocenz III. in dem ihm vorliegenden 
Falle nur darum, das essentielle Erforderniss des Generalinterdicts 
festzustellen, und das ist eine terra im weitesten Sinne des Wortes. 
Die Möglichkeit der Annahme, dass dieses essentielle Erforderniss 
des Generalinterdicts nicht zugleich aach accidentelles Erforderniss 
des Particnlarinterdicts sein könnte, ausEnschliessen, lag fflr den Oe- 
setsgeber sur Zeit absolut kein Qrond Tor. 

n. Die ratio legis : 
VemkMmihiU dM ZieeA$ und der WIrkuiijfmMder Itderdkisa^ 

1. Verschiedenheit des Zwecks. 

Nachdem die Begriffsmerkmale des in unserer Decretale er- 
wähnten interdictam generale in Anlebnang an dieselbe festgestellt 
sind, handelt es sich nnnmehr darum, in Zweck und Wirkungen 
dieser Interdictsart eine ?on denen des particnlAren Interdicts ab- 
weichende Richtung su eonstatiren. Denn läge eine solche Ver» 
schiedenartigkeit garnieht ?or, so wftrde Innoeens* Besorgniss Tor 
einer Verwecbselnng derselben — wie schon oben erwfthnt — gans 
unbegründet erscheinen, weshalb diese Ausseist praktisch werdenden 
Yeisehiedenheiten die eigentiiche ratio unserer lex bilden. 

Was nun den Zweck des allgemeinen Localinterdicts anlangt, 
so kann hier auf die aosfBhrliche Darlegung desselben bei Uinschius^) 
verwiesen werden. Das allgemeine Localinterdict erscheint danach 
mehr als Zwangsmittel, ja als politische iMassregel, denn als Strafe. 
Hauptbeweis: Es trifft zumeist die Unschuldigen, und dies darf eine 
Strafe begrifflich niemals than. Das Generaliuterdict bezweckt, durch 

1) Hier die Ergänzung za den Auflfüiirangen von oben S. 10. 

2) Dieser Pleonasmu findet tk}i dem cnefa nicht mehr e. S7 X. de sent 
exeomm. Y. 80; e. 84 in TP. h. t Y. 11 ond & SS X* de priviL Y. 88. Dm aa 
dIeMB Btdlen in der That too aiiien Geoeralinterdiet di« Bade iet, gelit au 

den daselbst den PriTÜegirten auferlegten Beschränkungen hervori wdehe aw 
bei einem Qeneralinterdict ferfhgt werden. Vgl. unten 8. 88 a» & 
8) a. 0. S. 19 & 
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die Macht der öffentUcheD Meinung und den Unwillen derer« welche 
anschnidig leiden müssen, den Widerstand des Schuldigen zu brechen. 

Das Charakteristikum des allgemeineD örtlieben laterdictB ist 
demnach: 

a) dass es mehr eine politische Hassregel, als eine kriminelle 
Strafe ist; 

b) dass es stets mittelbar Personen, nnd swar vonsflglich ge» 
rade die nnschnldigen tritt und treffen sdlL 

Gans anders steht es mit den Zwecken des besonderen Ortlichen 

Interdicts. Dieses ist: 

a) gerade im Gegensatz zum generellen Intordict in der Regel 
eine Strafe denn es soll nur die Schuldigen *) treffen, zugleich aber 
oft ein Sühnemittel. Es entspringt nämlich mitunter lediglic-h dem 
Gedanken, dass durch eine in ihren Räumen begangene Gewaltthat 
oder ProfanatioQ die Kirche vor der Hand nicht mehr würdig sei, 
kirchlichen Zwecken zu dienen'). 

b) Das Particulariaterdici trifft demnach oft nur Räume und 
keine Personen — wenn es nämlich lediglich Sfihneraittel ist^); 
jedenfalls aber soll es immer nnr die Schuldigen , niemals die Dn- 
schnldigeo*) treffen ^ wenn es n&mlich Strafe ist 

1) Wann aooh immer nur eentam, und nidit poena ridioitiYa. 

8) So «n&hlen Kober, %. 0. XXII, 8. 88 nnd AnioninuSf a. 0. tit. tert. 
cap. de interd. von den beiden FiHeOt wo daa mterdictnm porttcalare ipso jare 
«intritt. Diaae Ffille sprechen am besten dafür, dass der particalariter Inter- 

dicirende nnr die Schuldigen treffen will. 1. Wenn Kleriker durch Ueber- 
redungskünste einen fremden Parochianen bewogen haben, sich auf ihrem 
Kirchhof begraben zu lassen, and nachher auf Verlangen den Leichnam, sowie 
alles, wa3 ihnen bei dieser Gelegenheit zugewendet worden ist, nicht herana- 
gaibon, ao «oll ihre Xliehe intodidrt aein: e. 1 de aepalt. in YP« 8. 12. 
9. Wann Oqiital nnd Ganvanta Ton den naa aintratendan Pftfindnam nnerknbte 
Galfibda achwftren laaaan, ao aollan Um Kirahan interdieiTt aain: Qregor, XJIl^ 
aaoat. Inter apostolica^, Bnllar. T. II, p. 513 sq. 

3) So er/.ählt Kobtr, a. 0. XXI, S. 296 Ton einem Interdict, welches der 
Bischof von Hueska auf die Kirche von Alniodcvar legte, weil dieselbe von dem 
Bruder des Königs von Aragonien mit Gewalt eingenommen worden war; 
▼gl. Innocent. III. cpist. L. IX. 49. Ein ähnlicher Fall aus neuester Zeit ist 
das von dem katholUehen Faldpiopat der preassiachen Armee im Janoar 1872 
flbar dia von Altkatholikan banntita KClnar Fantalaonkireha gelegte Intardiat! 
TgL duftbar «. SehuUe in dantaahe Zeit- nnd Streitfragen I. Haft 14, Kiiafaan- 
atrafen. Berlin 1872, S. 20. 

4) Vgl. TGrige Anmerkung. 

5) Es kann freilich auch mitunter Unschuldige in Mitleidensehaft ziehen ; 
vgl. unten S. 21. I>a8 ist aber alsdann ein Zufall und kein gewollter Erfolg, 
in der Weise etwa, wie die Familie eines zu Freiheitsstrafe oder zum Tode Ver- 
nrtheilten indirect getroffen wird. 

G) Vgl. Anm. 2 anf diaaar Saite. 
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Nachdem nunmehr die Vefscbiedenartigkeit der Zwecke, welche 
die Kirche \m Verhängung des einen oder anderen Interdicts jeweilig 
im An^e hatte, kurz dargelegt ist, wird man auch die Mittel, rer- 
mOge welcher sie diese Zwecke so Torwirklichen sachte, hesser za 
würdigen wissen; and, wenn man erkennt, dass diese Mittel nichts 
weiter als die mit zwingender Nothwendigkeit aas der Katar jeder 
einzelnen Interdictaart entspringenden Conseqaenzen sind, so wird 
man sich nicht weiter wandern, dass Innocenz III. soviel Werth 
darauf legte, vollkommene Klarheit über die Begriffe des allgemeinen 
and des besonderen Ortlichen Interdiots za sohaffeo. 

JB, VersekiedenheU der Wirkungen, 

Die Erörterung wird naturgeraäss an die bisher absichtlich noch 
nicht int»'rpretirteii Worte der päpstlichen Decretale: »Proptcr quod 
et justitia sacpius deperit et praelatorum sententiae contemnuntur, 
cum in aliis provinciis interdicti.s divina celebrent et suspensis or- 
fjanis aliorum ipsi pulsatis campanis et apertis januia quoslibet pas- 
sim recipiant ad divina,« sowie an die innerhalb des ersten Satzes 
eingeschalteten , den Inhalt der bei Gelegenheit eines allgemeinen 
Interdicts verliehenen Privilegien betreffenden Worte anzuknüpfen 
haben. 

a) beeugßieh des ChtUeedienstes. 

Wir erfahren aus unserer Stelle nur indirect, worin sich die 
VVirkun<,'on eines allgemeinen Interdicts äussern, wir kOnnen es ent- 
nehmen aus den Beschränkungen, welche den privilegirten kirch- 
lichen Anstalten, Corporationen oder Individuen auferlt^gt sind »). 

Diese Beschränkungen bestehen in 1. Schliessen der Thüren, 
2. Einstellung des Glockengeläuts, 3. Abhaltuiii,' des Gottesdienstes 
mit gedämpfter Stimme, 4. Ausschliessung des Publikums, besonders 
der Gxcoromunicirten und loterdicirten '). 

Diese Beschränkungen müssen ganz selbstverständlicherweise 
den Privilegirten auferlegt werden, soll von einer Wirkung des 
Generalinterdicts noch überhaupt die Rede sein. 

Gleich das OlockengelAute muss natnrgemäss den ganzen die 
privilegirte Kirche amsehliessenden Luftraum durchdringeu und sich 
damit auf einen Theil des interdidrten Gebiets fibertragen. Die in* 

1) üebor den Gnuid diiiar ffiokleidiuig vgL den letiten Abschnitt. 

2) So in anserer Stelle ond atissordem noch a. a. im c. 11 X. de poenit. 
V. 38; c. 57 X. de Mot. «loonuD. V. 39; e. 24 in YP, h. t. V. 11; c. 25 X. de 

privilegiis V. 33. 

Arebiv rar Kirohrarecht LXXVL 2 
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nerhalb eines interdicirten Gebiets liegende privilegirte Kirche schwebt 
aber gleichsam in der Luft, sie wurzelt nteht mehr auf dem inter- 
dicirten Boden, es muss sich in Folge dessen alles innerhalb der sie 
omschUesseiiden Manem dergestaU abspielen, daas kein Laut in die 
Anssenwelt dringt. Daher auch das Gebot de« Schliessens der 
ThQren und des Dftmpfens der SUmme^). 

Und das Generalinterdict wttrde vollends zum Phantom er- 
blassen, wenn es dem Pnbliknm gestattet wftre, dem Gottesdienst in 
der privilegirteo Kirche beizuwohnen. Daher muss auf Feruhaltung 
des Volkes, als auf das erste Postulat, gedrungen werden. 

Liegt also ein Irrthum über das Wesen des Interdicts vor, so 
ist derselbe, gerade was den Gottesdienst anbetrifft, von den erheb- 
lichsten Folgen begleitet. Denn läge ein besonderes örtliches Inter- 
dict, dessen Zweck ja auch ein ganz anderer ist, vor, so brauchte 
man den Privilegirten alle jene Beschränkungen nicht aofzaerlegen. 

Denkbar wftre nftmlicb der Fall, dass alle Kirchen einea Be- 
zirks interdieirt wfirden, mitbin der Fall eines besonderen Interdicts 
vorlflge'), and einselne innerhalb jenes Berirks liegende Kirchen, 
Kloster oder Stifter ezimirt würden. Bs Iftge ffir diese dann absolut 
kein Grund vor, die genannten Beschrftnknngen zu beobachten. Sie 
konnten die Glocken Iftuten, die Thflien Offnen, den Gottesdienst mit 
voller Stimme celebriren nnd auch dem Publikum Zutritt gewähren, 
denn das umliegende Gebiet ist ja nicht interdieirt, sondern nur die 
sämratlichen Kirchen desselben. Dass freilicli in Wirklichkeit für 
den Fall eines besonderen örtlichen Interdicts nnr selten Privilegien 
gegeben wurden, und warum, wird noch weiter unten erörtert werden. 

In dem Falle, der den Anlass zu der Detretale Innocenz III. 
bildet, war eine Ortschaft interdieirt worden , worin die in der Ort- 
schaft befindlichen privilegirten kirchlichen Verbände, bei dem viel- 
leicht geringen Gebietsumfang der betroffenen Ortschaft, ein Parti- 
cularinterdict erblickt hatten. Mit diesem wohlbekannten Begriff 
verbanden sie nun die Vorstellung von dessen Wirkungen und hielten 
nach wie vor unter Glockengelftute Ofientlichen Gottesdienst ab, in- 
dem sie dadurch zeigten, dass sie sich vollkommen im Unklaren 
fiber Natur und Zweck des allgemeinen Localinterdicts befanden, 
und Quantität des Geltungsbereichs mit Qualität des Begriffs ver- 
wechselten. 



1) 80 e. 11 X. de poesitent V. 38: ». . . voee Ita dimüna, qaod erterin« 
noD ponbt aadlri.« 

2) TgL oben 8. la 
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So sehen wir einerseits, dass die irrige Ansicht von dem Vor- 
liegen eines blos besonderen Interdicts for Allem bei den Pririlegirten 
eine laxere Beebaehtnng der ihnen geiogenen Schlanken bewirkte. 

Wir können »her anderefseite die Bemerknng maehent dass 
gerade umgekehrt die irrige Vorstellong, es liege nnr ein Partlcnlar- 
interdict ?or, für die betroffene Kirche wenigstens, sn einer weit 
strengeren Einstellnng des Gottesdienstes fahren m^lsste, als dies bei 
einem Qeneralinterdiete der Fall wftre. 

Dies gilt allerdings erst zumeist von der Zeit nach dem Erlass 
unserer Decretale. 

Von Innocenz Nachfolgern, besonders von Bonifaz VIII., waren 
die bisher während des Oeneralinterdicts waltenden Einzelpri?ilegien 
zu allgemeinen Vergünstigungen erhoben worden ^). 

Diese Milderungen nun greifen bei dem Particularinterdict nicht 
Platz, sondern dieses muss — von geringen Modificationen abge- 
sehen — in seiner ganzen Strenge beobachtet werden*). 

1) c. 11 in m ?. 7i c 24 in VP de sent exoomm. V. 11; Tergleicbe 
Wnschius a. 0. S. 29. 

2) Die Erueuerung des Viatikanu im Falle der Aufbewahrong der Ea- 
«diarifti« fai der Kbehe: e. 57 X., de taut eieoauB. V. 89; OibalinM, a. 0. 
disq. 7, qo, 14, «ffeci intiid. 8, pan 2 ft. 20; vgl folg. Anm. and Koibtr, a. 0. 
XXI, 8. 821. 

3) Die Stellen c 11 X. de poenitont V. 38; c. 43 X. de sent. ezeomni. 
V. 39; c. 24 in VR V. 11 reden nnr Tom Generalinterdict ; ders. Hinachiua, 
a. 0. S. 29 Anm. 2. Koher, a. 0. XXI, 8. 321 und besonders Gibnlinus, wel- 
cher a. 0, (vgl. vorige Anro.) S. 861 ausführt: »Quae hactenus diximus de coii- 
cessione divinoram officiorom . . . intellegenda sant de interdicto generali locali, 
non antem de speciali, qnod facile probator ex eo, quod cap. Qaod in te, de 
poenMent. ae reiainiinL, et eap. AÜna mater, in qölboa bmooentiiia HI. et 
Boidlkchif ?IU. flufaint IbcaltetM jam «aplkatM, agant tantam de hiterdieto 
geneimli loeaU, eirea speciale vero oihil pfonna difiniant, sed illad jnri com« 
mnni et antiqao nliaquaat; Ulad antem jus omnino pnhib^i difinam offidam 
praeter Missae sacrificinm semel in hebdomada ad oonserrandam Eucharistiam 
pro intirmis ; nara in omnibos Ecclesüs, in quibus servatur Eucharistia et 
dispensatur infirmis, etiamsi specialiter interdictae siut, valere hanc concessio- 
nem . . . cetera autem privilegia capituli Alma mater non Talent in ejusmodi 
lods specialiter interdictit, qoia diserte affirmat Bonifados, MmadiM esse jus 
aatiqiaM drea ea, qnae noa iDBOfaatar ana lila eaaitttotiMM: iOia antaa hob 
agit nid da iatordleto geneiali» at poit glowani onaei omahio obMiraat; 
qnare naqao etiani hi majoribni anal feetiTitatibns licebit in oo loco dirina 
eelebrafo, neque antem episcopi ant reguläres id poterint li snonim priTil^o- 
ram, nisi ea meminerint loci specialiter interdicti; nam c. qnod nonnnllis, de 
priTilegiis, ubi conccditnr facultas celebrandi in loco interdicto, haec habet 
Terba: »cnm commnne terrae interdictom faerit«; loqaitur igitnr de interdicto 
generali . . . .« 

2* 
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Die geringere Extensität der Strafe hat also eine grössere In- 
tensität derselben zur Folge. 

h) hegü^ieh der Saeramenisapemhmg und des kirehUchm Beffräb- 

Etwas schärfer noch tritt der Unterschied in den Wirkungen 
unserer beiden Interdictsarten in Bezug auf die Sacramentsspendung 
und das kirchliche Begräbniss hervor. 

Der Grund dafür ist, dass wir ein Sacranient haben, welches 
an die Räume des Gotteshauses nicht gebund<>n ist, nämlich die 
letzte Oelung. Hier muss also der Unterschied beider Interdicts- 
arten besonders markant hervortreten. 

Ausserdem gelten noch in Bezog anf das kirchliche ikgr&bniss 
bei beiden Interdictsarten verschiedene Bestimmungen. Wir lesen : 
». . . per generale interdictnm denegetnr omnibus tarn anctio qoam 
ecclesiastiGa sepnltnra.« 

Was nun zunftchst das Sacrament der letsten Oelong anbetriift, 
80 ist an der citirteo Stelle nnr von einem Generalinterdict die Bede, 
und mit Recht; denn dass ein particnlftres Inteidict keine Folgen in 
Betreff der letzten Oelung nach sich zieht, erscheint 8e1bst?orständ- 
lich, da dies Sacrameut wohl niemals inuerbalb der Kirche ge- 
spendet wird. 

Bei dem kirchlichen Begräbniss liegt die »Sache schon etwas 
anders. Wie wir wissen, ergreift das Particularinterdict auch den 
mit der Kirche räumlich zusammenhängenden Kirchhof*). Anderer- 
seits steht es aber den Parochianen frei, sich eventuell aul einem 
anderen Kirchhof begraben zu lassen 

Daraus ergibt sich denn naturgemäss Folgendes: 

Während eines allgemeinen Localinterdicts wird kirchliches Be- 
gräbniss jedermann versagt, mit Ansnahme der Kleriker, denen diese 
VergOnstigong ausdrücklich gewährt ist*). 

Während eines besonderen Örtlichen Interdicts ist, wieJEofier^) 
richtig bemerkt, za nnterscheiden : 

a) Befinden sich aosser der interdicirten Kirche noch mehrere 
Kirchen und Kirchhofe an demselben Orte, so sollen Parochianen, 
wie Kleriker auf den nicht interdicirten Kirchhöfen begraben werden ; 

1) 0. 11 X. de poenitent 7. 88L 

2) c. 17 de seat. eicomm. in VI". V. 11; vgl. oben S. 13 Anm. 3. 

3) Vgl. Koher, a. 0. XXII, S. 3:1; y^\. oben S. IG Anm. 2 sab nr. 1; 
ferner Gibatinus, a. 0. disqu. 7 q. 14, S. 362, §. 23. n. 4. 

4) c. 11 X. V. 38. 

5) a. 0. XXI. S. 340. 



Digitized by Google 



des tMgemHiun und besonderen Criliehen Jnierdiete. 



21 



b) Ist aber der interdicirte Kircfabof der einzige am Ort, ao 
kann swar der Kleriker aaf demeelbeo begraben werden ^), die Pa- 
roehianen aber können es nicht. 

Was die flbrigen Sacramente, d. h. ausser der letsten Oelang — 
anlangt , so sind für einige nnier ihnen , wie Tanfe , Pimiung 
und Busse ^), ausdrücklidi genehmigende Decretalien erlassen wer* 
den, uud zwar für die Zeit des öeneralinterdiots. 

Was das Particularinterdict betrifft, so muss aus denselben 
Gründen, wie sie für den Gottesdienst galten, gefolgert worden, dass 
in der Kegel in der interdicirten Kirche auch keine Sacraiueot»- 
speodung angäu<(ig ist^). 

Es ist demnach wohl der Fall denkbar, dass, wenn sich gerade 
an einem Orte nur eine Kirche befindet, ein auf dieselbe gelegtes 
particuläres Localinterdict für die Urowohoer uro vieles empfindlicher 
wirkt, als ein auf die ganze Ortschalt gelegtes, also generelles. 

Um so mehr mnsa man sich aber hüten, die rechtliche Natur 
beider Interdictsarten zn verwechseln*). 

in« Die forma le^: 

Ueber die Einkleidung der autkeniisehen Delation l$moeen» III, 

in einem Erlass an die Frivilegirten. 

Erst nachdem Inhalt und ratio unserer lex gewürdigt sind, ist 
es möglich, die auf den ersten Blick etwas eigenthümiich scheinende 
fiänkleidung derselben zu erklären. 

Wie kommt es, dass Innooenz III. seiner Declaration eine 
— wenn der Ausdruck gestattet ist — indirecte Fassang gegeben 
hat? Beruhte es wirklich nur auf einem znfiUlig vorliegenden ftus- 



1) Tg. Kober^ ». 0. ; auch Suare», ie eentaiis ditpal n. 4. 

2) c. 11 X. de sponaal. IT. 1. 

3) c. 43 X, de sent excomm. V. 39; c. 19 Ii. t. in VR V. U. 

4) c. 24 in VI«. V. 11 cit. ; c. 11 X, de pocnitcnt. V. 38. 

5) Vgl. Kobf'r, a. 0. XXI. S. 325; er verneint die Zulässigkcit der Taufe 
iu einer particuhir interdicirten Kirche, ausser im Falle dringender Noth; vgl. 
aach Suarez, a. 0. disput. 33 sect. 1 n. 3 ; die Firmaag wird der Taufe analog 
behandelt; vgl Kober, a. 0. 8. 826. 

<l) Wie Henrique» a. 0. üb. 18 eap. 41 bemerkt: »At ei in popnlo aea 
io keo rit im» taatam ecclesia, non eet generale (ec. Snterdictam) niai per ao- 
eidena.« Henrujuez gibt aber schon tn viel za , wenn er meint, per accidens 
könne ein Particularinterdict wie ein Generalinterdict wirken. Nach obigen 
Ausführungen wird sogar ein auf die einzige Kirche einer Ortschaft gelegtes 
Particularinterdict viel härter wirken als ein aaf die Ortschaft gelegte« General- 
interdict. 



uiyiii<-uü Ly Google 



22 Oold§clmiät, Die charakferUtUchen lMUr9cheidiiinif9merkmaie 

seren Anlass, dass Innocenz in seiuer Declaration der Natur und 
Wirkungen des interdictum generale sich gerade an die Privilegirten 
richtete, auf den Wortlaut der verlieheneu Privilegien Bezug nahm 
und an den Erfordernissen des Verhaltens der Privilegirten die clia- 
rakteristiecheii Merkmale des interdiciam genenle illnstrirte? 

f ovanfgegangenen Er<)rteniDgeii ergeben — wenn der Yer- 
faseer lecht nebt — Antwort anf diese Fragen. 

Die Prifilegieik baben — wie Innocenz erkiftrt — snr Voraos- 
setmng ihrer Geltung den Fall, dass eine terra generaliter inter- 
dicirt ist, oder, wie nunmehr wohl karz gesagt werden kann, dass 
eine terra interdicirt ist ^). 

Darüber sind sich Papst und Privilegirte einig. 

Nun glauben aber die Privilegirten — wie schon oben wieder- 
holt erwähnt — , dass die im concreten Fall interdicirte Ortschaft keine 
terra sei, also auch nicht generaliter interdicirt werden könne. Sie 
nehmen in Folge dessen an, es liege ein Particulariuterdict vor. 

Ans dem rermelntlicben Vorliegen eines Partienlarinterdiets 
folgern sie dann welter, nicht etwa — wie sie eigentlich nach dem 
Wortlaut derselben hfttten thnn müssen — dass ihre PriTilegien 
keine Geltung für diesen Fall haben, sondern dass sie nun die in 
jenen Prifilegien, welche doch ein Generalinterdict Toraussetsten, 
ihnen sngleich aoferlegten Besehiftnkongea nicht Inns zn halten 
branchten. 

Da nun in dem dem Erlasse Innocenz zu Grunde liegenden 
Falle wirklich ein Generalinterdict vorlag, so hatte der Papst keine 
Ursache, jene darauf hinzuweisen, dass, da ihre Privilegien über- 
überhaupt ein Generalinterdict zur Voraussetzung hatten, dieselben 
bei einem Particulariuterdict offenbar nicht Platz greifen könnten. 

In dem unserer Stelle zu Grunde liegenden Fall sind also die 
Prifilegien nur für den F^U eines General interdicts gegeben; das- 
selbe geht noch aus anderen Quellenstellen *) hervor. Eine ganze 
Beihe fernere Stellen wiederum^) theilt mit der nnsrigen, dass die 
in ihnen erwähnten Pri?ilegien mit den dargelegten Beschränkungen*) 
belastet sind, letztere aber nur bei einem Generalinterdikt beobachtet 



1) »Com geoeraie interdictam terrae fuerit« 

2) Vgl. oben 8. 16. 

10 11 de poenit. T. 88; e. 25 X. de |iriT. V. 88. 

A) Die in Anm. 8 dlirteD und dann noeh: o. 57 X. de tent ezoomm. V. 

88 und c. 24 in VP, h. t. T. 11. 
6) Vgl. oImb S. 17. 
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werden müssen ^). Dasa kommt^ dass, wie Hinschius*) überzeugend 
nachweist, aas deu von Innoceuz III. und seinen Nachfolgern ge> 
gebenen Sinielprivilegien die von Booifai VIII. gewfthrten allge- 
meinen VergOnstigangen erwachsen sind, and diese — wie oben*) 
dargethan ist — (hsfc dniehgehend nur beim Generalinterdict PUtit 
greifen. 

Ans allen diesen Qrflnden darf man wohl schliessen, dass Pri- 
filegien in der Kogel — AusnahmeftUe mögen vorgelcommen sein^) — 
nur fSx den Fäll eines allgemeinen örtlichen Interdicts gewihrl wor- 
den sind. 

Und das erscheint auch leicht verständlich. 

Bei der einen Entscheidungsform des Particularinterdicts, dem 
einer einzelnen Kirche, ist für ein Privilegium überhaupt kein Sub- 
ject vorhanden. 

Anders allerdings bei der zweiten Eventualität, dass alle 
Kirchen eines Gebiets intcrdicirt sind. Da könnte eine oder die 
andere kraft Privilegiums ausgeschlossen sein ^). 

Indessen könnte hier ja durch namentliche Bezeichnung, sei es 
der intordicirten, sei es der privilegirten Kirchen Abhilfe geschaffen 
werden. Denn wenn das Particnlarinterdict auch über »alle Kirchen 
eines Districisc verhängt wird, so verliert es dadurch absolut nichts 
von seiner partienlftren Natur. Der Interdicirende will oft den Gr- 
dinarins joder einzelnen intordicirten Kirche«) troflSm; wollte er dies 
bei einem nicht, so st&nde ihm gerade, weil ein Pnrticnlarinterdict 
▼erliegt, nichts im Wege^ jenen einen nominatim zu ezimiren. 

Will man aber auch dies nicht für znlftssig erachten, so mag 
man immerhin annehmen, dass vielleicht oft genug Fälle vorgekom- 
men sind, wo auch hier ein Ptoticnlarinterdict härter als ein gene- 
relles gewirkt hat. 

1) »Cum Tilla vel castnun generali rabjleitor intmdiflto» pCMicripta prl- 
^9ipi forma debeat ob8ervari.c 

2) a. a. 0. S. 29. 

3) Vgl. oben 8. 19 a. E. u. 21. 

4) Vgl. Giöalinua a. 0. S. 301, citirt obeu S. 19 Anm. 3, wo er aasführt, 
die Privilegien oratreokten sich in dubio aaf das Generalinterdict, »niai ea me- 
mtaieiint lod tpedalltar inteidictL« Aber er fügt gleieh biase, daat das eap. 
Qnod nonniiDii 25 X. da privflegUs V. 88 nur d«a Fall im Aoge habe: »cum 
eonmnne terrae interdictom Ikerit.« 

5) Vgl. oben S. 18. 

6) Vgl, einzelne Fälle, die dies bezeagen, bei Kuher, a. 0. XXI, S. 296 
Anin. 1 and 3: ferner in c. 1 X. de appellat. II. 28. Ein Rischof hat den Prior 
von Gisebergeti cxcotnrnntiicirt und alle seine Kirchen interdicirt, so dass der« 
selbe nirgendwo mehr amtiren kann. 
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Wie unter Umständen im Particiilarinterdict , das über alle 
Kirchen eines Bezirks verhängt war, die Umwohner härter als ein 
Aber den ganzen Bezirk verhängtes Generalinterdict treffen konnte ^), 
so konnte im gleichen Falle eine privilegirte Kirche von einem über 
alle Kirchen verhängten Particnlarinterdict in Mitleidenschaft ge- 
zogen werden, während sie von einem Generalinterdict kraft ihres 
Privileginms frei blieb. 

Wenn es aber ricbtig ist, dass ein Privileginm ohne General- 
interdiet etwas gana Anormales war, dass aber andererseits Privi- 
legien bei einem Generalinterdict hftniig vorkamen, ja eine cha- 
rakteristische Begleiterscheinung desselben waren, und dass des- 
wegen ihr Verhftltniss su demselben eine gesetzliehe Regelung er- 
heischte, so lag es ffir Innocenz sehr nahe, und war es sehr zweck- 
dienlich , an der Hand der Erläuterung der Privilegien und der 
Kegeluii«,' des Verhaltens der Privilegirten indirect Natur und 
Wirkungen des allgemeinen örtlichen Interdicts, dieses eigentlichen 
Nährbodens der Privilegien, zu beleuchten. 

Ja, diese Verquickung musste der päpstlichen Decreiule eine 
grosse praktische Bedeutung geben, ohne den VVertli der in derselben 
enthaltenen Declaratiou für die Theorie irgendwie za mindern. 



1) Vgl obdu 8. 2L 
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II. 

Neueste Uaungsversuehe in der Frage nach dem staatllclien 
Recht der Exchishre bi der PapstwaM. 

Gewertet ?ou Prof. Dr. SäymüUer. 

Dass in der Fra^e nach der Entstehung, Alter und recht- 
lichen Charakter der staatlichen Exclusive in der I'apstwahl sich 
zwei Meinungen ^^egenüber stehen, ist in dieser Zeitschrift bereits 
zum Ausdruck gekommen ^). 

Wahnnund nun stellt die Etitwicklung so dar: Wer immer 
Papst werden will, mugs zwei Drittel der Stimmen der wählenden 
Cardinäle haben. Wer diese Zweidrittelniajorität nicht gewinnen 
kann, bleibt von der päpstlichen Würde ausgeschlossen. Und wer im- 
mer fiber mehr als ein Drittel der Wähler verfugt, kann alle ihm 
missUebigen Gandidaten von der pftpstlichen Wfirde aosschUessen — 
ezclasio fotoram. Auf diese Weise haben die Staaten von frühe an 
auf die Wahlen Binfloss gefibt, so namentlich Spanien in der zweiten 
Hftlfte des le. Jahrhunderts. Bs hatte seine Parteien im Cardinal- 
oolleg und seine Parteiffthrer. Diese letiieren erhielten geheime In- 
stmetionen (Inelnsions- nnd Bzclnsionslisten) und leiteten nach diesen 
ihre Partei bei der Wahl. Der geheime, blos an den Parteiführer 
gerichtete Exclusionsauftras: wurde nur dann notorisch, wenn der 
Führer ihn ausser den Parteimitgliedern auch solchen mittheilte, 
welche er etwa noch für seine Partei f^ewinnen wollte. Aus der no- 
torischen entwickelte sich die offene Exclusive als jeii<^, welche vom 
Bevollmächtigten ofticiell dem ganzen Conclave mitgetheilt wurde, 
aber sich noch immer auf die Exclusionspartei stutzte. Aus der of- 
fenen Exclusion ging endlich Ende des 17. Jahrhunderts die /brmcNe, 
reehüiehe Ezclnsive henror, welche sich blos auf die Auctorität des 
aosschliessenden SonTer&ns stfltzt, anabhftugig von der Qr((8se seiner 
Partei im Conclave. 

Nftherhin soll sich der Uebergang, ?on der notorischen znr 
offenen nnd von der offenen znr formellen Bidnsive durch folgenden 

1) L. Wahrmnnd , Die Bulle »Aeterni patris fllius« und der staatliche 
Einflnss auf die Papstwahleii. Bd. LXXIl. S. '2t)l— 834 (auch separat). J. li.Sätj- 
müUer, Das Recht der Kxelosive in der Jfapstirabh Bd. LXXllI , ä. 193-256 
(auch separat). 
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Stufen vollzogen haben. Die Stärke und Disciplin der Parteien im Con- 
clave naliuien ab. Da theilten die staatlichen Bevollmächtigten ihre 
Exclusionsordre nicht nur mehr bloss ihrer Partei mit, sondern dem 
ganzen Conclave. Zweck dessen war, »eine möglicherweise nicht 
nach jeder Richtung hin unbedingt disponible, vielleicht ad hoc müh- 
sam zusammengebrachte Partei auf eine bestimmte Exdusion unbe- 
dingt zu verpflichten«. Die Ehre der verpflichteten Partei und des 
verpflichteoden Fürsten, wie auch der eigene Nutzen oder Schaden 
sollten 80 die Partei zusammenhalten. In dieser offenen Exclosion 
lag aber noch lange kein Beehtsansproch des genannten Königs an 
das ganze WahleoUegiam. »Denn jene Bekanntmachung erklftrt blos 
das HotiT, warum die Partei so gehandelt hat Und der betreffende 
Candidat ist ge&llen nicht durch Verlautbarung der königlichen In« 
stmction, an welche das CondaTe gar nicht gebunden Ist, sondern 
vielmehr, weil auf Qrund der Instruction die Partei des Königs ihn 
ausgeschlossen hat und offen proclamirt, an dieser Ausschliessung 
auch ein för alleroal festhalten zn wolIen.c Allerdings bildet die 
offene Exclusiou den Uebergang zur rechtlichen Exclusive. »Während 
sich die Exclusionserklärung anfangs auf die schon vorhandene Ex- 
clusionspartei stützte, war es später ihre Aufgabe, eine solche erst 
zu bilden, resp. zu ergänzen, bis am Ende die Rücksichtnahme auf 
die Parteistimmen ganz hinwegfiel und die blosse Bekanntgabe der 
Exclusionserklärurig au das Cardinalcollegium schon zur Herbei- 
fabrong des gewollten Erfolges tür genügend erachtet wurde ^).c 

Ich aber habe solche Darstellung des Entwicklungsprocesses 
der staatlichen Exclusive von Anfang an als einen logischen Nonsens 
erklärt, welcher auf ungenügenden historischen Forschmngen beruhe. 
Und dabei bat es bis beute sein volles Bewenden *). 

I. Namentlich ist W., abgesehen von der Inclusive Phillips II. 
im Jahre 1590, deren Bedeutung fSr die Entwicklung der staatlichen 

Anspräche in der Papstwahl auf Grund von den in Simancas 

liegenden Archivalien noch besonders herauszuarbeiten ist, abge- 
sehen von dem Gebahreii des spanischen Cardinais d'Avila im Con- 
clave des Jahres 1(505, aus weichem Leo IX. hervorging, abgesehen 



1) So iieuestens wieder in: Kritische Vierteyahresschriffc 3. F. Bd. II, 
H, 1, S. 141 ff. 

8) 8o handelt Wahrmund die Pftptt«»hleii von 1447—1555 ins Das 
AtiaeebUeimiBgsrecht (Jos acliuivae) der katholieehen Sttatea Oeeterreieh, 
Frankreich and Spanien bei den Ftepetwahlen. 1888, aof ganien 20 Seiten $h. 
Da «fire etwas mehr Breite, die er anderen vorwirft, gar sehr aiigeieigt ge> 
wesen. 
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TOD dem Verhftlt«D der spaniBcheii Gesandten im Conclave des Jahres 
1628^ wo Urban VIIL gewfthU wurde, und abgesehen von den Con- 
claTon im Jahre 1644 and 1655, Ar welche er sich trote ihrer 
eminenten Bedentang nnd der reichlich vorhandenen diplomatischen 
Quellen auf die nnr äusserst vorsichtig zu gebrauchenden Conclavi 
de' Pontefici nnd ein (»aar Wiener Aktenstücke stfltste, mangek gründe 
licher historischer Forschung vollständig entgangen der überaus cha- 
rakteristische Originalbericht des französischen Gesandten iui Con- 
clave des Jahres 1621, des Marquis de Coeuvres, über die Wahl 
Gregors XV., des nachmaligen Urhebers der Papstwablballe »Aeterni 
{Nitris filiusc i). Der Sachverhalt aber ist der : 

Für das Conclave des Jahres 1621 hatte der französische Ge- 
sandte von seinem König die Weisung, sich gegen den Cardinal 
Gampora, den Caudidaten Borgbeses, des Nepoten Pauls V., und 
der Spanier, an diejenigen anzuschliessen , welche Campora die 
Exclusive geben würden. Und dieser königliche Auftrag lautete ganz 
allgemein. Zu diesem Zwecke nun verband sich der Marschall mit 
dem Cardinalnepoten Aldobrandini, welcher wie .sein Oheim, 
Clemens YIII., Frankreich sugeneigt, Spanien und Campora aber ab- 
geneigt war. Aldobrandini verfügte Aber sehn Stimmen und machte 
sich anheischig, die Stimmexdusive gegen Campora durchzufahren. 
Da aber erkiftnkte er so schwer, dass er an dem Tage, an welchem 
das Conclave geschlossen werden sollte, dem französischen Gesandten 
erklftren musste, dass er nicht im Stande sei, sich an die Spitze der 
Exclusionspartei zu stellen, wozu er sich verpflichtet habe. Seine Krank- 
heit gestatte ihm nicht, das Bett zu verlassen. *Es sei nothwendig, 
die Exclusive im Namen des Königs zu machen Der Gesandte 
aber, welcher nur allgemeine Befehle hatte, sich der Wahl Camporas 
zu widersetzen, verfehlte nicht, die Gründe darzulegen, welche ihn 
hindern mussten, dem so raschen Wechsel beizustimmeu. Er fügte 
bei, dass er seinem Köuig Nachrichten über die getroffenen Mass- 
regeln gegeben habe, sowie über die Grenzen, innerhalb deren man 
sich gehalten habe. Es sei ihm nicht mehr möglich^ neue Naeh- 
ricfUen in der Sache an seinen König eu sehieken und seinen 
Herrn in eine so wiehüge Sadie, deren Ausgang so ungeiHss sei, 
ohne speddte Ordre /m verwitMn.* Dann Hess sich der Marschall 

1) M^rooires du Maröchal d'Estrees in: M. Petitot, Collection dea md- 
moires relatifs ä l'histoire de France, Ser. IT, t. IG, p. 359 ss. Ucbcr die an- 
deren Thatsachen von 1590, 1605, 1623, 1611. lt')55, die W. auch nicht stt wi- 
derlegen vermag, vergl. Archiv f. kath. Kirchenrecht LXXIII, 197 ff. 

2) ». . . et qu^il etoit necessaire de la faire (rexcliuion) au nom da Boi.« 
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von den AnhftDgera Aldobrandiais die schriftliche Erklärung geben, 
dass sie Caropora ihre Stimme versagen würden und eucbte nnn die 
noch fehlenden Voten im Conclave, dessen Abschluss er verhinderte, 
die ganse Nacht hindnroh eich darin heramtreibend, nuaminen. 

Daza habe ich nun bemerkt: »Hier hat man von einem alten, 
erfahrenen Cardinalnepoten in der Uebeneagung, es sei unmöglich, 
in den letzten Augenblicken noch eine hinreichende Bxclasionspartei 
xa bilden, den Bath an den firanzöeischen Gesandten, welcher Aber 
eine ausserordenäieh sehwaehe (oder mdmehr gar keine) Partei ver^ 
fügtCy in dio versammelte Wählerschaft die Eiclusive im Namen des 
französisclien Königs hineinzuwerfen. Zu welchem Zwecke? Etwa 
um niüliosani nine Exclusionspartei aus denjenii^en Cardinälen zusam- 
menzubringen, welche sich vielleicht erinnerten mit dem franzosischen 
KöIli^^ der doch nur weni«; Verbindung' mit den einzelnen Cardinälen 
unterhielt, irgend in näherem Ptlichtverhältniss zu stehen und so ge- 
halten zu sein, dessen Veto zu respectiren? Oder vielmehr in der 
Absicht — was der Nerv der formellen Eiclusive ist — durch diese 
Erklärung gegen den betreffenden Cardinal dem ganzen CoUeginm 
mit einem Male darsuthau, dass es den Mann nicht znr höchsten 
Wfirde erheben kOnne, welcher einem so grossen christlichen Pflrston 
unangenehm sei und so das gftnzHche Znrfickweichen aller W&hler 
von dieser persona ingrata zu veranlassen? Nach den Begeln der 
Logik kann die Entscheidung keine zweifelhafte sein. Der Untere 
schied zwischen den beiden Ezclusiven liegt klar zu Tage. Den er- 
kannte auch der französische Marschall genan. Zur Stimmenexduswe 
jeder Art gegen Camj)ora hatte er unbeschränkte VoUmacht. Aber 
um *im Namm des Königs* die Exclnsiverklärung vor dem ge- 
sammtni WuhlcoUc;/ (jegen Campora abzugchen bedurfte er als zu 
wesentlich Verschiedenem und in seinem Ausgang Zweifelhaften 
neuer Ordren von Seiten seines Königs^) * Ich sclic also in diesem 
Bericht einen Beleg dafür, dass man die formelle Eiclusive von der 
blossen Stirn meneiclosive schon im Anfang des 17. Jahrhunderts ge- 
nau unterschied. 

Dieser Interpretation gegendber versucht nun W., dem diew 
SkSkt oMf die ick von jeher besonderen Naekdruek legte, hMst im- 
bequem igt, folgende Erklärung: »Vor allem muss hier nun hervor- 
gehoben werden, dass ein »Hineinwerfen der Ezclusion in die versam- 
melte Wfthlerschafb durch den Gesandtenc und was der gleichen 
volltönende Phrasen mehr sind, sich nur schwer mit dem simplen 



1) Aiehiv fSr kftth. Kiichanrecht LXXUl, 204. 
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Ausdruck »facere exclusion^^mt vereinigen Iftsst. Des Perneren ist 
in der benutzten Quelle absolut nicht davon die Bede» dass der 
französische Gesandte die Exclusion machen solle« sondern es heisst 
ohne jede Personsbeetimmnng blos, die Exdmion soUe im Namen 
des KSnigi gemaM werden. Der Sfteh?erhalt ist also flberaiiB ein- 
fach. Was der franiArieche Qeeandte nieht im Stande war, sollte 
arsprOnglich f&r ihn Cardinal Aldobrandini thnn; die von Frank- 
reich gewfinschte Ezdnsion CSamporas sollte im Gonclave das Werk 
Aldobrandints sein, er sollte als Fahrer der Bxclnsionspartei anf- 
treten, in seinem Namen sollte die Exclusion gemacht werden. 
Dies wird nun durch die schwere Erkrankung Aldobrandinis ver- 
eitelt und 80 bemerkt denn letzterer dem Gesandten . die Exflusioii 
möge im Namen des Königs gemacht werden, d. h. was als eine Ex- 
clusion Aldobrandinis hätte erscheinen sollen, soll nun als das ui Scene 
gehen, was es wirklich ist, nämlich als eine Exclusion Prankreichs. 
Nicht der Einfluss Aldobrandinis, sondern die offene Abneigung des 
französischen Königs gegen Cardinal Campora soll für die zusammen- 
zubringende Exciusionspartei als Motiv der Ausschliessung Camporas 
gelten. Ist Aehnliches etwa neu? Wurden nicht auch schon früher 
weltliche Bzclnsionen in der Art gemacht, dass die betreifenden In« 
stmetionstrftger eine entsprechende Anzahl von Gar^inUen veran- 
lassten, diesen oder jenen Candidaten nicht zn wählen, weil ihn der 
eine oder andere König nicht zum Papste wünsche? ünd spricht die 
0>nclavenge8chichte in solchen Fftllen nicht unzählige Male von Bz- 
clnsionen im Namen des französischen oder spanischen Königs 0?« 
Mit einem Worte, W. Iftsst Aldobrandini dem Marschall de Coenvres 
rathen, eine pure Stimmenexclusive mit Hilfe vou für Frankreich ge- 
wonnenen Cardinälen gegen Campora zn insceniren. Von formeller 
Exclusive sei also in seinem Kathschlag keine Uede. 

Allein ich muss diesen Interpretationsversucb als mit dem lie 
rieht des französischen Gesandten im Widerspruch stehend und dem- 
gemäss als verfehlt bezeichnen. Hätte Aldobrandini nur gerathen, 
unter üinweis auf die Abneigung des französischen Königs gegen 
Campora Stimmen zn sammeln, also eine blosse Stimmenexclusive zu 
bewerkstelligen — eine, wie W. selbst sagt, altherkömmliche 
Sache — , ao wäre das ablehnende Verhalten des französischen Ge- 
sandten gegen diesen Vorschlag kanm begreiflich. Wie konnte denn 

1) Kritische VierteljahroMscIirift IT)! f. Wie unbequem diese Stelle W. 
ist. zeigt sich z. B. darin, dass er mir vorwirft, ich hätte sie in meinen (beiden) 
Pablicationen nicht woniger als niüUinal wiederkehren lassen. Kritische Viertel* 
jahreflachrift, 151. • Sie wird aber trotideni noch öfter wiederkeliren. 
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der Marschall de Coeuvres dann überhaupt noch den Auftrag seines 
Herrn erfüllen, wenn er auch gar nichts unternehmen wollte? üeber- 
dies besass er zum Zweck des Ausschlusses von Carapora durch Stira- 
menexclusive generelle Vollmacht *). Thaisächlich — utui das ist 
eniseheidend — hat dann auch der Gesandte diese exdusio votorum 
gegen Campora unter Berufung auf den Willen seines Königs 
dwrehgefOhrt^). Wo nun de Coeavres zar Stiromenexclusive VoU- 
macbt hatte und dieselbe unter Berufang auf den Willen seioee 
Königs — dass der Marschall die Intentionen des franaöstsohen 
Etaigs hierin ?oll kenne, zog Borghese eben in Abrede — unter 
ftnsserster Anstrengung darchffthrte, da hfttte er es doch mfissen da- 
mals, als ihm, wie W. meint, Aldobrandini nnr rar Stimmen- 
exclasife rieth, dankbar annehmen, als mit dem Willen seines Königs 
öbereinstiromend und als nach früheren Vorgängen wohl durchführbar. 
Nun aber wies an Stelle dessen der hernach doch mit der exclusto ?o- 
torum ira Namen seines Königs operirende de Coeuvres Aldobrandinis an- 
geblichen Kathschlag zur Stimmenexclusive als etwas, wozu er neue An- 
weisungen benöthige, und in seinem ßrfolge sehr Zweifelhaftes zurück'). 

1) ». . . OB n*ftTdt pu ioiig€ d*«ir<qrer aaniD eifdiiud de k tiation, ni 
donn^ les instmctions perticolttres & rambtasadeor de U miniere dont il se 
devoit condoire^ et pas an des moyens ordinairca poar 9*acqn6rir des amis, 
mais seuleynent des ordrea pour s'upposer ä Vileclion de Campora, et 
pour se joindre ä ceux qui voudroienl Vexcliire.* Meraoires 362. 

2) Cependant le cardinal Borgheae, qui oe doutoit plus da succes qu*il 
■*Mt proposä, fit retirer neaf henres d« aoir rambassadear d'Espagne. 
alln de ne pat laitMr de pr^toorte k celol de Franoe, qod leideiiient pour 
7 demeaier davamtag^, maii poar aTofar sigek da 1« pnoter de aortir poor 
fermer le conclave. II est viai qae l*on fit pluioara efforts poor l*j obliger; 
mais il ne Toidet jainais j eonsentir, et, remettant d'une heare & ane aatre, 
il fit tratner sa sortie jasques a six heares da matin.c Memoires 373. l'^nd 
dass drr Marschall unter flimcf is auf den Willen seines Königs in 
den einzelnen Zrllen Stimmfn yeg^n Campora geworben hat, beweist 
das Fotf/nuie: >Le cardinal Barbarin, en se söparant de Tambassadear , lai 
ajoQta qa^il ne ponvoit 8*empScher de lai dire qoo le caidinal Borfh^ alloit 
de eellale en eellnle pour frire voir ane lettre de Boi an Fepe, aar le aqjet de 
r^Yeqne de Lofoe, dans laqnelle ü paroinoit gtCU iCavoU pa$ (oui le eeerei 
de la cour. Menioiree 876. 

3) »L'ambassadeur, qni n'avoit que des ordres gen^raax de s'oppoaer ä 
relcctinn de Canij>nra, iie manqaa pas de lui repr^senter les raisons qui le de- 
Vüicnt oinpecher <ie eonsentir a un si prompt chaogcnient. 11 ajoota qu'il avoit 
rcndu coinpte au Koi des lueaures que Ton avoit prises et des termes auxqaels 
on en ftoli deroeore ; ^a'll ne M itoU plus poaiMe de donner de nou- 
vellu parole$ (d-deesiM* et d^engager te Hot «on nuAtre dane une af- 
falre de eette importaneet doni PMnement itoU Ifieerfain, eam de» 
erdrei partteulier$** UAnoirea 300. 
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Demgemäss rieth Aldobrandmi auch nidU, wie mdnt, nur zur 
BewerksUUigung der Slmmmexdusive ^ wm der man ihrer Naiur 
na^ auch nuiU soffen kann, sie sei in ihrem Erfolffe mseifdhafl, 
sondern tu mehrt entsprechend der erbärmliehen SHuatim der 
franeSsisehen Bxrtei und den weniffen 8(miden^ die not^ Us emn 
ConekueahsMiss hUdten und fiocÄ ffewäknUeher Berethnmig die 
BeweriMligung einer franaöeisehen S^mmenexiiin^ne nicht nuhr 
eis deMmr ersdieinen Hessen Dieses JPkis aiber in JJdchrandiniis 
BaihscMag war die öffenÜiehe Erklärung des franeösischen Ge- 
sandten an das Cardinaicolley, dass sein Könuj Campora excludire. 
Man hat so von Seiten eines alten , erfahreneu Cardinais die Auf- 
forderung zur Abgabe einer staatlichen Exclusiverklärnng in aller Form. 

An diesem, aus dem Bericht des französischen Gesandten selbst 
sich ergebenden Resultat ändern zwei von W. gemachte weitere 
Einwände gar nichts. Einmal nämlich meint er, »dass ein Hinein- 
werfen der Exclusion in die versammelte Wählerschaft durch den 
Gesandten . . . sich nnr schwer mit dem simplen Ausdruck »facere 
exclusionemc vereinigen lässt^)c. Aliein es ist wohl zn bemerken, dass 
es nicht bloe heisst »faire Texclasionc, sondern dass es beiast »faire 
rexclnsion <m nem du roi«. Dae ist aber nach den besten damali- 
gen (huisOsischen Quellen gerade der Terminns tecbntcas für die Br- 
klämng der formellen staatlichen BiclnsiTe*). Sodann bemerkt W., 

1) »L« maiqnis de Coeavres, ambamdaar da Franca i Borna, aonnaiBnnt 

le!^ avantages qaa laa EapagnolH tiroiant da lenr anion avec Iß cardinal Borgheae, 
travailloit a röparer par ses soins et par son industrie la foihleaae du. pnrti 
de France, qui tCavoit que le cardinal tionzi qui lui füt assur^. purer 
qu'il itoit de la nomination du Hoi, et Ifs rardinaux Delphin et 
ßevilaquQf qui avoient donne en pluaieard occasions des marques considerables 
de lenr affaetion a son sarviee; car, soit qae Ton crOt qae la forte et Tigoareoaa 
aant^ da Pkpa ätt alto ploa loin, oa qua laa giandM aflkiiea dana lasqvallea 
Sa Majaatt 4Mit aaeopte Teaaiant ampMiA d'avdr toata Tapplieation n^eenaire 
a Celles de Roma, an n*aToit pM loiig^ d*anT<^ar aneim caidinal da U natioiuc 
Mtooires 392. 

2) Kritische Vierteljahresschrift 151. 

3) »Le Roi, apres ane mure d^liböration , et ae souvenaut .surtout de ce 
qai s^est passe aux dorniers conclaves, a pris la resolation, cettc fois-ci, de ne 
faire Vea:clu8ion formelle et ouverte ä aucun cardinal qae le plus granü 
nomlna daa airtiit aacdiiiaat Taidlla aialtar« Et aiasi Sa Mi^aitl aa chargc 
poial ladit alaor daa, ni las caidbiatti da n ftMlioB, da m dfelarar eantra 
ranmeemant da qai qaa ca mit» ni de VempMer formdiemeni e» aon fiom.« 
Memoire da Roi pour servir dMnstraation aa Slaor Dac de (Mqai, ambasaadcur 
aitraordinaire de Sa Majestä a Roine, en caa de conclave, ans dem Jahre 1062, 
in Recucil des instractions donnues aar ambasaadenrs et ministres de France 
depais le» traitte de Weatpbalie. Uoma. Par ti. Hanotaux, 1888 I, 127. 
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dass in dem Berichte von de Coeuvres absolut nicht davon die Rede 
sei, dass der französische Gesandte die Exclusion machiMi solle*). 
Allein aucli hierin irrt VV. Es geht nämlich ans dem Wortlaut klar 
hervor, dass der (rauzösischo Gesandte in den Worten AMobrandinis 
eine an sich selber gerichtete Aufforderung' zur Abgabe der torniellen 
Exclusive erblickte. Daher gab er zur Antwort, dass es (lui) 
nicht mehr möglich sei, in der Sache neue Nachrichten an seinen 
Königf za schicken nnd seinen Herrn in eine so wichtige Sache zu 
verwickeln, ohne dass er hieza specielle Ordre erhalten habe. Und 
wer anderer denn konnte und sollte unter den gegebenen Umständen 
im Namen des fransOsischen Königs auftreten, als sein Gesandter? 
Tbatsftchlich ist derselbe dann auch gegen alles Herkommen bis am 
anderen Morgen im Gonclave geblieben und hat, nachdem die Haupt- 
sache geschehen war, den Rest nur der Arbeit dem seinem König 
ergebenen Cardinal Bonzi überlassen 

Aus all diesen Gründen nuiss ich die Interpretation, wie sie 
W. versucht, als ungenügend ansehen. Er scheint derselben S(?lbst 
nicht besonders viel Vertrauen zu schenken, indem er sagt, «1er Be- 
weis für die Irrigkeit meiner Auffassung sei tetwa (!) folgender ')«. 

II. Die Darstellung der Entwicklung der Exclusive, wie sie W. 
gibt, ist aber nicht blos historisch ungenügeud fuudirt, sonderu sie 
enthält, wie gesagt, auch einen logischen Fehler. 

Wenn W. sagt, dass die officielle Bekanntmachung der ßx« 
clusive im Namen dieses oder jenes Königs öfters nichts anderes 
war als die Angabe des Motifs, warum die Partei so gehandelt 
habe und dass dabei dann der l^treffende Candidat nicht durch die 
Verlautbarung der königlichen Instruction fiel, sondern durch den 
Ausschluss der Partei des Königs, so lassen sich ja solche 
Fälle nachweisen, wo die betreffende Partei an sich schon zur Bx- 

Vergl. auch ib. 231. DemgegenQber will es doch niohta heisaen, wenn W. so 
obenhin schreibt: »Ist Aehnliches etwa neu? Wurden nicht auch sclinn früher 
weltliche Exclusionen in der Art giMnacht, dasa die betreffenden instructioiia- 
träger eine entsprechende Anzahl von Cardinälen veranlassten, diesen oder 
jenen Candidiiten nicht zu wählen, weil ihn der eine oder andere König nicht 
warn Papste wQuelite? Und spricht die CoDeUTengeachichte in solchen Fällen 
nicht uniShlige Haie tob Eiclaaionen im Nanen des franiBsiachen oder spani- 
schen KSnigB?« Kritische ViertslJahnsMfarift 152. 

1) Kritische Vierteljahresachrift 151 f. 

2) »I/ambassadeur, n'ayant plus rien a desirer ni a faif'^ pnnr lo s-^rvico 
de 8on niaitro, sortit da conc!av(\ et laissa la coiidiiite dn r•^^lo au cardinal 
Bonzi, qai n'avoit poar but qae la gloire et la reputation <le Sa Majeste.« 
Memoire« 377. 

3) Kritische Vierteljabressohrift 16L 
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ehndfe stark genag war, wo aber (Ibordies dem Führer die Id- 
stnieiion seines Königs olfen proclamirte, in der bestimmten Absieht, 
um dem Cbrdinalcolleg la erltlftren, dass er und seine Partei ein- fftr 
allemal an dieser Ausschliessung festiialten wflrde*). Wie aber dann, 
wann die Partei sor StimmenexclnsiTe nicht stark genug war? 

Nun fährt W. weiter: »Allerdings aber bildet die offene po- 
litische Exclusion das üebergangsglied eur rechtlichen Exclusive, 
deren scbliessliche Entwicklung speciell dadurch befördert wurde, 
dass die Unterstützung der immer schwerer zu vereinigenden Ex- 
clusionsparteien mehr und mehr hinwegfiel und damit zusammen- 
hängend die Exclusionserklärung eine wesentlich veränderte Be- 
deutung erhielt. Wahrend sich dieselbe Anfangs auf die schon vor- 
handene ExdusumsparUi stötzte, war es später ihre Aufgabe, eine 
solche erst sn bilden , resp. zu ergftnien , bis am Ende die Rück- 
sichtnahme auf die Parteistimmen ganz hinwegfiel und die blosse 
Bekanntgabe der £zelasionserklfining an das Gardinaleollegiam schon 
lor Herbeifttbmng des gewollten Erfolges fllr genügend erachtet 
wurde ^.c 

Hier ist nun W. fiel sn kars nnd darum an sieh unklar in 
seiner Ansffthnmg. iSliNiflMii abet itt die üklmftekmdimg MwiBckm 
jm» cfenm pdiUMm Esßdmhe, wM^ eim ntKk mehi vorhatidmie 
BxehitUmsparlei erH hHäm resp. ergämm wiü und der femMUen 

Exclusioitserklärung, welche als solche das ganse GardinaleoUeg mit 
einem Schlag von dem betreff oide^x Fapstcandidaten abwenden will, 
eine in sich unhaltbare. Ohne weiteres drängt sich die Frage auf, 
aus weichem Orunde soll bei der offenen Exclusionserklärung an das 
GardinaleoUeg zum Zwecke der Bildung resp. Ergänzung einer Ex- 
clusionspartei nur eben ein genügender Bruchtheil der Wähler auf die 
Forderung der betreffenden Regierung eingehen? Und wieder fragt 
es sich, aus welchem Grunde soll bei der formellen Exclusions- 
erklftmng, die mit einem Schlag das ganze WableoUegium vom aus- 
geschlossenen Candidaten abwenden will, die gesammte Wählerschaft 
die betrefifeude Forderung respectiren ? Der GHrmid hiefür ist offene 
bar beidemal der Reiche tmd auf das ganee CardinakoUegiem 
m gUüdier Weiee su^ eretreekmd^ ndMek die BUMehiiiakme auf 
die betreffende Begienrng^ die Sorge um den FVieden ewischen Staat 
und der ätten Oardinälen fßeieker Weiae am Hereen Uegen 

musa. Niemand hat das prasiser aasgesproehen als Lndwig XIV. 
von Frankreich im Jahre 1062. »Bs ist sicher, dass, wenn die 



1) Kritische Yierteljahresschrift 144. 

2) Kritische Vierteljahresschrift 144. 
Anhir ror Kirohenr«eht LXXVI. 
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Dinge einen vernflnftigen Verlauf nähmen, die Cardinäle sich sehr 
in Acht nehmen mäSBten, jemals einen Cardinal zum Papst sa 
w&hlen, der formell fom König von Fcankreicb oder auch vom 
König von Spanien aosgeechlossen ist, wegen der grotien Uebel, die 
ffir die EtoUgion enftetehen könnten , wenn der eine oder andere sieh 
nicht mit der Wahl bemhigen wflrde 0.« 

Tbatsftchlich stehen aneh seit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
eine Reihe von Aeusserungeo mitten aas dem Cardinalcolleginm 
heraus zu Gebote, welche besagen, dass, wie die Regierungen mit 
ihren Exclusionserkläningen mit einem Schlag die gesamnite Wähler- 
schaft von dem betreffenden Candidaten abziehen wollten, so auch die 
Cardinäle alle ohne Ausnahme die betreffende Erklärung an sich ge- 
richtet ansuben und empfanden. Am 8. Deceraber 1559 erklärte der 
Cardinaldekan und Franzose Beilay gegenüber dem gewaltthätigen 
spanischen Gesandten Vargas, der von Philipp IL ermächtigt war, 
im Notbfall gegen den Cardinal Mantna die spanische Bxelosive 
offen abzugeben, der aber diese sehen vorher, wenn nach nicht 
formell, hatte verlauten lassen : »Quoniam pa i r u m (i* e. cardinaliom) 
mentes, alieno arhttrio et voinntate constrictae, deUberare iam nihil 
pro libertate et dignitate sua possent *).c Im Gonclave des Jahres 
1590, in welchem Gregor XIV. gewfthlt wurde, erklftrte Hendoia 
rundweg im Gonclave, dem König von Spanien sei nur mit einem 
von den sieben (von ihm nominirten) Cardinälen gedient und er ver- 
lange, dass sich die Stimmen aaf einen derselben concentrirten 
Da haben die Cardinäle, wie die exorbitante Forderung Philipps 
thatsächlich an alle Wähler gerichtet war, es klagend ausgesprochen, 
dass das CoUegium nicht mehr frei sei *). Im Jahre 1605 hat der 
spanische Cardinal d'Avila in den letzten Momenten gegen die Wahl 
Medicis vor dem versammelten Wahlcolleg protestirt mit dem Rufe: 
Der König will ihn nicht*)! Dass das ein Anspruch an das ganze 
Collegium war, erklärte der Cardinal Rappaccioli im Conclave des 
Jahres 1644 aasdrücklich. Er tadelt es scharf, dass sieb d* Avila darauf 
verlassen habe, »nur im Cionclave hemmsugehen und lu sehreleii: 



1) Hanotaux I, 129, 220. 

2) SägmüUer, Die Papstwahlbullen und das staatliche Beoht der Bl* 
claaive. 1892. 103. üeber das Verhalten Vargas ebendas. 60 fF. 

3) ,4. Gindely, Zur Geschichte der Einwirkung iSpaniens auf die Papst- 
wablen, Sitzungsberichte der kais. Akad. der Wilsenschaften in Wien. Philoa.- 
Hirtor. Claas« 1868. XXXYUI, 255. 

4) GondaTi da* pontaHd romaai a. 1. 1007. S48 aa. 

5) SäffmMUr, Die FapatvahlbolIeD S8S ft. 
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Der König will ihn nicht 1 Wenn also das genügen würde, die Car- 
dinäle im Oewiaseil sa Yerpttichteo und wenn sieb eine solche Praxis 
eiobärgertOf wäre es ttberfiflaeig, dem Cardinalcolleg irgend eine 
Frenndliehkeit zu erweisen, den Parteigftngem und Anhängern irgend- 
wie Lohn ant geben, nnd dass die, welche weit W4^ sind, eine lästige 
Reise machen 0«* Alle diese FäUe aber fosst der tOchtige Cardinal 
Federico Borromeo in seinem , anf der Erfahrung tou sieben mitge- 
machten Papstwahlen beruhenden Bathschlag fttr Gregor XV, mm 
Zweek der neuen Papstwahlbulle zusammen. Er schreibt: >Aber 
auch fttr die Fftrsten wird, so wenig sie dem neuen Modus geneigt 
sind, das geheime Scrutinium von keinem Naehtheil sein. Sie wer- 
den sich von da an zur Exclusion jener Cardinäle bedienen, welche in 
ihrem Reiche geboren sind. Thatsächlich liaben sie es ja auch bis- 
her schon so gemacht, um den Gefahren und Unsicherheiten im Er- 
folg: zu becfegnen, welchen sie bisweilen entgegengingen, wenn sie die 
öffentliche Exclusion eines Candidatcn wagten (dum palam aliquem 
oppugnandum retrahendamqae suscepere). Wurde der Excludirte dann 
doch Papst, 80 hatten sie Schaden und Sorge. Freilich kommt das 
meist auf Rechnung der unruhigen Rerather und Sachwalter. Ohne 
sie würden die FürHm keim sMten SHirme erregen. Aber diese 
zudringlichen Diener ruhen nicht, bis sie den Fürsten zu dem ge- 
bracht haben, wozu dieser sonst nicht einen leisen Versuch gemacht 
haben wfirde, Mem er den Oairdinälen freie Beraifheddaguing liesse, 
wie es die Wfirde der Kirche und dss allgemeine Beste verlangen *).€ 
In alledem also meinen diese Cardinäle solche OlTentliche staatliche 
Ezclusionserkläruagen, welche unter Hinweis auf den gefthrdeten, allen 
Gardinälen gleich theuren Frieden zwischen Staat und Kirche mit 
einem Schlag sie alle von der persona ingrata abziehen sollten, nicht 
aber kennen sie die von W. behauptete, merkwürdige Exclusion, die 
eben gerade nur ein Drittel der Cardinäle zum Behufe der Aus- 
schliessung zusammenbringen will. Und das deswegen nicht, weil 
der Gedanke ein logischer Nonsens ist, der höchstens bei ungenügen- 
der historischer Kenntniss der Papstwahlen entstehen konnte. So 
reden denn alle diese Cardinäle von einer Exclusive, welche sich von 
der formellen Ausschliessung, wie sie W. erst seit dem Jahre 1691 
bezw. 1721 annimmt, in nichts unterscheidet, Sie alle also sind Zeugen 
dafar, dass die formelle staatliche EzclnsiTe bis in das 16* Jahrhundert 
hinaufgehi 



1) ConeUTi 487. 

2) Anhi? Ar kath. Kiidi«nrMht LXXIII, 210. 

8* 
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Gegenfiber der Bedeutung dieser Worte Federico Borroraeoa, 
die W. ursprünglich gar nicht beachtete, bemerkt er nun neuer- 
dings : t Daselbst (iu der Scbrift des Cardinais F. Borromeo) findet 
sich gelegentlich (sie) die Meinung vertreten, die Fürsten wflrdoa bei 
Binffthning dee geheimen ScmtiDiaiiis mancherlei Gefahren vermei- 
den« denen sie Bich nnsaeislen, wenn eie irgend eine Candidatair 
<4fm bekftmpften — »dam pofam ali(|iiem oppognandnm letrahen- 
dnmqne eoeeepere«. Dem wird dann noeh beigefülgt: »Onn enim 
ipsis ln?itia ille peaiea pontifax erit faetas nee damno nee selliei- 
tndine oarebnnU. Offene Bekftmpfnng nwl Znrfiekdringung einea 
Gandidaten — sagt also der Antor hier — sieht natftrlieh dessen 
Feindschaft nnd hiemit eventaell grossen Schaden naeh sieh. Man 
vergleiche nun hiezu S. Ohne den meisten der zahlreichen anderen 
niitgetheilten Quellen nur ein Wort der Beachtung zu schenken, 
ohne auch nur den sonstigen Inhalt eben derselben Schrift genügend 
zu würdigen, wirft sich S. auf den eben erwähnten Passus, übersetzt 
das »palara oppugnandnm retrahenduraque susceperec mit »die offene 
Exclusion eines Candidaten wageuc und constatirt kierin gleichfalls 
wieder einen Beweis für den Bestand des staatlichen Vetorechts 

Dass ich aber solches nicht ohne genflgenden Grand gethan 
habe, dessen ist das unmittelbar Voran (gegangene voller Beweis. Im 
Qegensati hiezn ist W. mit seiner Anffassong von der fiotwicklang 
der Exelnsive einfaeb nieht in der Lage, dieeer hoehwiehtigen Stelle, 
die viele andere minderwerthige hei weitem anfliegt, gerecht an 
werden. 

Und nun noch einige Fragen. Wenn, wie W. meint, die fonnelle 
Bxclnsive und der staatliche Bechtsanspraeh anf sie erst vom Jahre 
1691 besw. 1721 datirt, wie kommt es dann, dass schon in den 

Jahren 1644 and 1655 Abhandlungen und Qntachten darüber ent- 
standen: Che le Corone hanno Jus d'esciudere i Cardinali dal Pon- 
teficato *) ? Waren sodann nicht schon in der zweiten H&lfte des 

1) KiitiMhe YioteljahreMchrift 15a. 

2) Angwiebti ditier Littentnr sehreibt aoeh Seherer, der toait aaderet 
Ansieht ist alt ieh : »Aot deo leitgenSMiMheB, flr mid gegen die ttiaftUehe Bz- 
elnriv« erschienenen Fla^hriften ergibt sich m. E. das nnbeetrdtbare Beiiltat, 
dasi gerade damals, d. i. om die Mitte des 17. Jahrhanderti, die anmittelbare, 
fonnelle EzclasiTe der Kronen als solche sich geltend zn machen strebte und 
als Rechtsansprach ebenso vertheidigt, wie damals noch bekämpft wurde.« 
Literarische Randschau. 1893, Nr. 9, Sp. 267. Freilich war diese ganze Litte- 
ratar W. bei Herausgabe seines Baches über das Aasschlie&sungsrecht vom 
Jalne 1888 to gat irfe vellitlndig entgangen. Darob mieh irieder wurde er 
ent duaaf Mflnerluaoi. (Die Papitnahlea ond die Staaten von IW^IKS. 
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16. JahrhiiDderti die gleldien Grflnde da, welche nach W. aber doch erat 
am Ende des 17. Jahrhunderts die formelle Exclnsire herrorgebracht 
haben ? Nach ihm ist die Bxclnsi?e im hentigen Sinne des Wortes 
entstanden, weil seit dem finde des 17. Jahrhunderts die Exclnsions- 
Parteien nicht mehr ihre alte Bedeutung hatten. Allein schon viel 
früher ereigneten sich Fille, wo die Exciasionspartei keine Bedeutung 
hatte und dafür das gebieterische Fordern des Staates zum Ziele führen 
sollte. Man denke an den erbärmlichen Stand der französischen Partei 
im Conclave des Jahres 1621, an das Bedürfniss Philipjis II. im 
Jahre 1590, zu seiner Inclusion gar über zwei Drittel der Wähler 
zu gebieten, über die er thatsächlich noch nicht verfügte. Da trat 
eben das Machtwort, die formelle Etclusive , von der Stimmen- 
exdosire wesentlich verschieden, ein ^). Endlich, wenn die formelle 



8. 30). W. antwortete nun znn&ehii, daas der "Htel : Che le Corone haono Jud'eeelo- 

dcre i Cardinali dal Ponteficato erst einige Dezenoien nach 1655, wohl nur als die 
erlaoternde Notiz irgend eines Archivars oder Lesers entstanden sei und das 
nm HO eher, als in den fraglichen Abhandlangcn so wenig als in anderen 
8i>äteren aus dem 17. Jahrhundert der Ausdruck >Jus exclusivae« oder »Jos 
d'esclodere« sich finde (Beitrige zar Geschichte des Exclusionsr echtes bei den 
Papstwahlen am lömiMhen AnhiTen, Sitsangsberiebte der kaU. Akad. der Wiiseiip 
idialleB Pbilea.-Histor. Claase. ISCKK CXXII, 18. Abb.. 44). Demgegenftber habe 
ieh saehgmrieieii, dan die Uebenehrill: Che le Cofme banne Joe d'eedodere 
i Cardinali dal Ponteficato arsprünglich iat, indem nicht abnteehen sei, warom 
Sclireiber, die sonst in ihren Abschriften willkQrlich verfahren, gerade hierin so 
stark übereinstimmten (Die Papstwahlballen 197). Und wenn sich aach in den 
betreffenden Abhandlungen selber der Ausdruck »Jus exclusivae« nicht findet, so 
hätte doch sollen schon wegen ihres Hinweises auf das Naturrecht und auf andere, 
hiatoiiach gewordene Rechtsverhältnisse nie bestritten werden, dass hier die 
Eielaeife der B^gienugen ala »Beefatc beiekhMt wird. W. liatto eben eeinen 
Tflnttin ohne ganQfande Kenntniae der Yerbiltaieie aageeelrt nnd eneht ihn 
nnn naehtrilffUeh am jeden Preia noeh in halten. 

1) b eoU wohl «itdg eiin, wenn W. aefareibt: »Maeh 8. iet die elaatp 
liebe Ekclofive nicht das Produkt eines stnfenweiien Entwicklnngsproeesses, 
sondern sie ist ongefShr wie weiland Athene ans dem Kopfe des Zens ent- 
sprungen. Im Jahre 1549 besann sich eines Tages Karl V. seiner kaiserlichen 
Rechte und machte auf die Exclusiva Anspruch.« Kritische Vierteljahrcs- 
schrift 145. Allein da es, wie Thaner, Mittheilungen des Instituts für öster- 
reichische Geschichtsforschung. 1890, XI. 646, bemerkte, W. schon ans inneren 
ChrSaden nicht gelingen konnte, eeine Etappentbeorie fiber die Rntwieklnng der 
Bidnaifo lor Klarheit wa bringen, wdl die formelle BietniiTe etwas von der 
StimmeneielneiTe weeentUeh TenehiedaMa iet, aa mnie W. doch anch anf den 
Zeoekopf nnd wenn auch erst im Jahre 1691 fOr den französischen König, 
oder im Jahre 1721 für den Kaiser recurriren. Ebensowenig ist es L. Lectoff 
Le Conclave 1894, mit seinem Entwicklungsgang gelungen. Sätze wie: »Mais 
il n'j aora pio« qa'nn tres petit pae a fraachir (542^)« and: »la eonception de 
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Bxclnsive erat seit 1691 oder 1721 zo datiren ist, wie Itommt ee 
dann, dass in Rom, wo man ?on jeher das schärfste Augenmeric anf 
die staatlichen Ansprüche in der Papstwahl hatte, auch von {eher die 
Ansicht bestand, dass der staatliche Anspruch anf das Recht der 
Bxclnsive von Karl V. nnd Philipp IT. herdatire ? 

III. ünter diesen üniständen lialte ich aucli daran fest, tiass der 
§. 18^ der Bulle »Äeterni patris filius« Grogors XV. nicht blus die in 
Rücksichtnahme auf eine staatliche Inclusive oder Kxclusive an^^e- 
strebte Stimmeniuclusive oder Stinimenexclusive verbietet, sondern 

m 

auch die formelle Inclosive oder Exclusive *), 

rexclusiun publique et ouverte sc degageait de plus en plus (543')« statuiren 
wohl £tappeD, aber geben keine]) Inhalt derselben au, weil es eben anmöglich ist. 

1) Die Papst wahlbullen 32 f. Katholik 1894, I, 176. 

2) Die PaprtwahlbaUeii 260 ff. Archiv Ar katbol. Kiiohenreeht LXXIII, 
224 ff> Es wnide hishmg, eben weQ die ipuiisehen InelnnTen im Jahre 1590 noch 
nicht genügend bekannt und« die staatliche IndnsiTe, welche iehon ihrer 
Natar nach noch mehr den Charakter eines Anspruches an das ganze Wahl- 
Golleginm liat, — borlarf man doch zur Inclusive gleich zwei Drittel der Stim- 
men — viel zu sehr ausser Acht gelassen. Dem muss die Forschung in den 
Papieren zu Simaucas abhelfen. Daraus wird neues Licht auch auf die Exclusive 
fallen. — Aufs neue wiederholt W. seine früher schon erhobeneu Vorwürfe be- 
züglich meiner Oantellong der Entatehang der gentnnteii Bulle. Eritteehe 
Vierteljabreasehrift 148 f. Ich habe dieselben bereits genfigend nrttekgewiesea. 
ArchlT für kath« Eirehenrecht LZXlIf , 2251. Doeh sei dem etolges beige- 
fügt. W. schreibt also: »Namentlich diese letztere Partie erscheint bei S. anf 
ein ungenügendes und überdies höchst oberflächlich benutztes Arcbivmaterial 
basirt; im übrigen bemerkt der Autor, dass es nicht möglich gewesen sei, 
»irgend etwas aus dt'n Verhaiiillung<m der von Gregor XV. zur Fertigung der 
Papst wahlballe niedergesetzten Congregation aufzufinden«, ünter solchen Um- 
ständen erschien es wohl nicht ungerechtfertigt, (in m. Abhandlung: »Die Bolle 
Aetend patria filioi ond der staatliehe Einflnss anf die Papstwahlen«, Aiehir 
t kath. Kirehenreeht LXXIl) darmlegen, ein wie grosses Qoellenmaterlal sieh 
fai rdmisehen Aiehifen thateicUkii ttber jene Balle foitnde, «ebd 8. Idäm 
der Vorwurf nicht erspart bleiben konnte, dass ihm dies bedeutende Material 
eben nur mangels gründlicher Forschung unbekannt geblieben sei. Ich mass 
diese Ansicht zu meinem Bedanern iinch hier aufrecht erhalten und bemerke 
im Uebrigen, das? derselbe Vorwurf der Flüchtigkeit aucli schon von anderer 
Seite und mit Bezug auf ein anderes Forschungsgebiet wider S. erhoben wurde 
(vgl. Holder im Archir f. kath. Kirchenrecht LXXII, S. 476-479).c — Zunächst 
kann ich nun tu meiner grossen Genngthnong eonstatiren, dass der angelogene, 
von Holder mit Unrecht gemachte Vorwarf nieht blos Ton mir, aondem aach 
von anderer Seite als nnberechtigt zarBckgewiesen wurde. Denn so sehreibt 
Hollweck: »Holder darf, wie mir scheint, seinen Kritikern nicht flüchtiges 
Lesen vorwerfen. Er gebraucht thatsächlich den Begriff Designation fort- 
während bald in engerem, bald in weiterem Sinn und es lässt sich mehrfach 
nicht leststelleu, ob er eine der angeführten »Designationen« in diesem oder 
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IV. Was nan den derzeitigen Stand der bistoriscben Frage be- 
trifflti so ist dieselbe da aafoanebnien, wo icb sie liegen liess. Bs ist 

jeMBB Sinn als aolcbe beieichnen will. S. 47 d. a. Schrift ist sogar von «iner 
kaiserlichen Designation der Päpste die Rede. Der Kern der Arbeit scheint 
geschrieben worden zu aoin, ohne dass sich der Verfasser festgeatellt hatte, in 
welchem Sinn allein die Designation für die Untersuchung unserer Frage von 
Bedeatang iat.« Archiv f. kath. Kirchonrecht LXXIV, 3S0f W. konnte das so 
gut wiMi, frie er dm Yonmif hcrbelBieht, und kann leb demgerofiM nur ignoruitU 
«ffcetata bei thm umebmen. — Wm fodaoa die Yorgetchiebte der Bolle »Aeterai 
patris filins« nnd das diesbezÜgUebe aiebivaliacbe Material betrifft, so will ich 
W. verrathen^ dasa ich bei meinem teitlich leider sehr beschränkten 
Aufenthalt in Rom (Pji Monate) hätte meine volle Aufmerksamheit 
hierauf richten können, icenn nicht zuvor die Geschichte der liuUe 
Piuit' IV, »In cliyendis* auszuarbeiten gewesen träre, für welche W. 
trot» aeines ganzen Büches so gut wie nichts geleistet hatte. Mau ver* 
gleiebe sa dieeem Bebafe Walurmund, Das AueeblieMOiigsreebt 18—90 (t!) 
QDd raeine Sebrift: Die Papetwnblbnllen 18—21, 25-81, 118-185, 285-807. 
DafQr bnt W. dann freilicb nnr das absprechende Wort: »Nachdem S. in den 
drei ersten Abschnitten seines Baches den Anfang der Exclasive dargelegt, be- 
spricht er in höchst weitläufiger Weise die Reform der Papstwahl unter Pius IV, 
in der letzten Periode des Tridentinuras«. Kritische Viertcljahresschrift M7. — 
Den Vorwurf ferner, dass ich Gregor XV. die Bulle »Aeterni patris filius« in 
eilf Tagen habe vorberathen , persönlich ausarbeiten , iu Druck legen und 
pnbUslren Useen, konnte ieb als eine reine SopMaierei Ten W. beidehnen 
(AfchiT Ar katb. Kirebenrecbt LZXIII, 225 >) nnd kann biemit, trots nener^ 
lieber Bettoagerenndie Toa W. (Kriliaebe Tierteijahreaeebzift 1^^)* con- 
stall ren, dass es dabei sein roUei Bewenden bat. Habe ieb doch ans- 
drückllcb gesagt, dass Gregor XV. sich •unmitfeihnr Ttach seinem 
Regierungsantritt* an die Reform des Conclaves gemacht habe (Die Papst- 
wahlbullen 261). Gregor XV. wurde aber am 1>. Februar 1621 zum Papste ge- 
wählt. Su ergeben sich bis zum 26. November 1621, an welchem Tag die Bulle 
»Aeterni patris filias« publizirt wurde, nenn Monate fttr Vorberathnng , Ave* 
arbeitang nnd Dmeklegong. Bei dieser Dnratellnag etOtste ich mieb anf Laem- 
mer, Meietematnm Komanoram Uantisaa 8. 248, anf PhilUpa Eirebenreebt V, 
850 nnd auf einen Brief des Cardinalnepoten Lndovisi an Federico Bor- 
roneo in Bibl. Vallic. C. J. 38 f. 54 ff. — Welch kleinlich nörgelnder 
Ton W. beliebt , dafür noch einige Beispiele. Betreffend den angezogenen 
Brief Ludovisis bemerkt er: tS. 261 N. 3 wird ein in Cod. Sess. 393 enthaltener, 
sehr bekannter Brief des Card. Ludovisio und zwei Antwortschreiben der Cardinäle 
Borromeo and Orsini, alle klar und deutlich geschrieben, schlechtweg als eine 
»Reibe fMUeb sehr nnleserlicher Briefe Ton CSardintten aber die Bnlle« abge- 
tbaa. EBeiaaf ist aan an bemerken, einmal daaa, wenn W. den Brief Lndoviaioe 
einen sehr bekannten nennt, jedenfalls er niebts in seinem Bekanntu?erd«n 
beigetmgen hat. Meines Wissens habe ich zuerst auf denselben anf- 
merksam gemacht. Und wenn ich ihn in Cod. 303 der Sessoriana sammt 
anderen, welch letzterer gar nicht weiter von Bedeutung .sind, unleserlich l'o- 
fönden und ihn lieber ans d'^r Vallicpilana J. 38 f. 54 ff. penninmen habe, hu kann 
das mir vernünftiger Weise nicht vorgeworfen wurden. Wenn dann W. weiter 
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Dämlich von jetzt ab, gestützt auf gedrucktes und ungedracktes Ma- 
terial, die Einüussuahnic der Staaten auf die Papstwahlen seit 1565, 
also seit Pius V. , zu schildern. Hier werden namentlich die In- 
clusionen Philipps II. vom Jahre 1590 die grösste Beachtung er- 
heischen. Aus diesen historischen Darlegungen wird dann weiteres 
Licht auf die Papstwahlbullen Gregors XV. tAeternis patris flliust 
und Clemens* XII. »Apostolatua officium« vom Jahre 1732 fallen. So 
wird auch, tcie hertiU vidfatk in Ziutimmmg su meimn EndresuUai 
verlatäbarte, sich immer mehr erweisen lassen, dciss et kern Uaat- 
Ueheg Eecht der Exdusive in der PüpslwM gibL 

aoisetst, dass ich tou den in 13 katalogisirten HandschrifteD in römischen 
Archiren verbreiteten grossen Traktaten über die Balle »Aeterni patris filiaac 
bloB eiu einziges Exemplar der Arbeit des Girolamo Ghrtti kennen lernte and 
aach dieses nur, weil FhUlipa (Kirchenrecbt V, S. 850, N. 35) und der im 
Jahre 1880 in Dmck encbtaMM Vaaiiakriptenkatalog ForceUa*3 daiaof hin* 
wdse» M moiB ieh W. nodunali lagw, da« tdaa unter aller Kritik ang«- 
Bttgende Dantellang im der Balle Pioa* »In ellfeadie« mir la wenig Zeit Ar 
die Balle Gregors XV. beliess and daee ich jedenfalls nicht darek ihn aof 
Qhetüa wichtige Arbeit aofmerktam warde, weil bei ihm trotz seines ganzen Bnches 
rein nichts dayon zn finden war. Stebt ferner in meinen Papstwahlbaltcn 256^ 
Cod. ürbin. 2798 P. II stott Cod. Ottobon. 2798 P. I, so ist das ein blosses 
Versehen. Ich habe doch zuerst aaf die betreffende Notiz bei Lelio Maretti im 
betreffenden Codex aafmerksam gemacht. Wenn ich weiterhin die Arbeit B. Ju- 
etiaiaaie »Da eaaonica ■nnmi Pentiileia elaetiona« (BibL Vitt Emnk OL 8878 f. 
157) in dae 18. Jalffbandert ?enetrte, eo lieee ieh nic^ dnreli die BemeikBag 
dee Handschriftenkatalogs verleiten» der die Sebrift b daa 18. Jahrbnndert 
▼eraetat Wenn endlich W. in Gltaten mebrere textliche üngraanigkeiten nach* 
weisen zn können sich geeilt, von denen übrigens keine von irgend welcher 
Bedeutung ist, so möchte ich ihm zum Schiasse nur bemerken, dass es sehr 
bedauerlich ist, dass seine umfassenden Ttxtpublirntioiien über die 
Bulle Gregors XV. leider dencegen ungenügend sind, weil er die 
Oifafa fUdU vetißekrt hat, abgetehen dav&n^ dan bei ihm iroim ao um« 
fauender TextpMicaiion, «cni« ich unier den geg^enen ümatHnden 
nicht amtreben kannte , keine Spur von Textkritik wu vermerken i9L 
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M. 

lieber den Untang lies dem Bischef ven seinem DHieesan- 

lung der in den deutschen, Österreichisch-ungarischen und 
schweizerisctien OiOcesen Qblichen niramenta obedientiae. 

y«B Fror. Dr. Saedi. 

Nach gemeinrechtlicher Bestimmung muss bekanntlich jeder 
Deageweihte Prieater dem Ordinator dan Qeldbnisa leisten, dass er 
leiDem jeweiligen Bieehof gehorehen werde. Anmer diesem Ver- 
sprechen ist dann Tielfaeb noch fiblieh ein inramentnm obedientiae, 
welches bei der Erlangung eines beneficiums dem Ordinarius abge- 
legt wird^); in den deutschen, Oeterreicb-nngarischen und scbweiseri- 
sehen Diöcesen ist, wie aus dem Anhange ersichtlich, diese Ein- 
richtung fast durchgehends su Recht bestehend. 

Was nun Gegenstand dieser durch solche Gelöbnisse lediglich 
bekräftigten nicht begründeten Gehorsamspflicht sein kann, das 
IftHst sich aro Besten herleiten, theils aus den Hechten , welche dem 
Bischof nach der Verfassung der Kirche zustehen, theils aber auch 
aus seiner Stellung als weltlicher Staatsunterthan. In beiden Richt- 
ungen werden sich also Qränzen für die Gehorsamsforderung bezw. 
Geborsamsleistung feststellen lassen. 

Als Schöpfer von Gesetzen und Verordnungen, welche für einen 
bestimmten Theil der Kirche Geltung haben, muss z. B. der Bischof 
bei deren firlass stets das allgemeine Recht der Kirche berücksichti- 
gen; das gemeine Kirchenrecht darf durch die bischöflichen Anord- 
nungen keinerlei Verletaung erleiden. 

Hieraus eigibt sich sunlehst, da» der Bisehof keine Vor- 
schriften erlassen kann, welche berdts durch du geneine Becht ge- 
troffene Beatimniungen abSndem wfirden. Wohl kann er solche Ver- 
fQgungen treffen, welche eine gemeinrechtliche Satinng lediglich er- 
weitem aoHea. Dabei ist jedoch Folgendes sn beachten: 

Wie bei der Erweiterung eines jeden Gesetzes, wird auch bei 
der eines allgemeinen Kirchengesetzes stets auf den Zweck desselben 



1) In der Di9c6se Meti (?ergl. Anhang) findet sogar eine jahrliche Er- 
MMrang des GehonaangelAbaines ilslt. 
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Rücksicht zu nehmen sein und zwar in der Art, dass ein solch' ge- 
setzlicher Ausbau uichtB euthaltea darf, was dieaen Zweck ausser 
Acht liesse. 

Angenommen z. B. ein Bischof wfirde das gemeinrechtliche 
Verbot der Hasardspiele dabin erweitern , dass er ausserdem seinem 
Klerus alle ünterhaltungsspiele, auch zu Hause, untersagte, so wftre 
dadurch der Zweck der gemeinrechtlichen Bestimmung, nftmlich 
neben der Vermeidung etwaigen Aergemisses auch keine Habgier im 
Geistlichen wachsnrufen, völlig Terkannt, da aus diesen Qesichts- 
pnnktmi ein Verbot anderer, harmloser Spiele, mit welchen kein Ge- 
winn oder Verlust verknfipft ist, sich nicht rechtfertigen Iftsst. 

Würde dagegen eine bischöfliche Verordnung ein oder mehrere 
bestimmte Spiele dem Klerus verbieten, beispielsweise das Spielen 
an der Börse d. h. die Eingehung von Diflerenzgeschäften oder etwa 
das Spielen in einer Lotterie, weil dieselben unter die Kategorie der 
genieinrechtlich vertretenen Hazardspiele nach der Ansicht des 
Bischofs fallen , so wäre dadurch eine particularrechtliche Erweiter- 
ung des erwähnten Verbots des gemeinen Rechts geschaffen, welche 
dem durch Letzteres verfolgten Zwecke vollständig entsprechen wurde* 

Bekanntlich hat sodann der Bischof das Recht, unabhängig an 
den Satzungen des gemeinen Rechtes Gesetze bezw. Anordnungen 
zu erlassen, die jedoch den ersteren in keiner Weise widersprechen 
dOrfen. 

Aber nicht jede kirchliche Angelegenheit, welche eine gemein- 
rechtliche oder sonstige Regelung nicht gefunden hat, kann der 
Bischof in den Kreis seiner Gesetsgebung ziehen. Zunftchst wird er 
dem Falle, wo das gemeine Recht in einer Angelegenheit aus ganz 
bestimmten Grfinden, nicht etwa weil es deren Normirang der Par- 
ticulargesetzgebung uberlassen wollte, gesetzgeberisch nicht vorge- 
gangen ist, nicht befugt erscheinen, eine solche Angelegenheit zum 
Gegenstande eines Gesetzes bezw. einer Verordnung zu machen, weil 
er als particuläres Organ der Gesetzgebung den Absichten des all- 
gemeinen Organs eben nicht zuwiderhandeln darf. So hat beispiels- 
weise das gemeine Recht darüber keine Bestimmung getroffen, dass 
der Pfarrer unter allen Umständen verpflichtet sei, in seiner Pfarre 
einem anderen Geistlichen auf dessen Ansuchen hin die Vornahme 
irgend einer Handlung, welche heute den Inhalt des sog. Parochial- 
zwanges ausmacht, wie die Spendang der Tauie, unter allen Um- 
ständen zn gestatten und zwar olTenbar aus dem Grunde nicht, weil 
principiell die Rechte des Pfiurrers ?or jeder Schmftlerung bewahrt 
bleiben trollen. Eine generelle Verfügung, welche eine derartige 
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Verpflichtaog der Pfarrer som Inhalte hätte, wäre demnach nn- 
siatlhaft, wogegen im Einaelfane der Bieehof in seiner Stellnng ab 
allgemeiner Pfarrer sdner Dilksese bei Vorliegen wichtiger Qrflnde 
selbst gegeü den Willen des betreffenden Pfirrere an dessen Stelle 

eine der oben berührten Handlangen selbst vornehmen oder einen 
anderen Priester betrauen kann mit deren Vornahme. 

Eine weitere Schranke für das bischöHiche Gesetzgel)ung8- bezw. 
Verordnungsrecht bildet forner die Staatsgesetzgebung, aber nur die- 
jenige, welche nicht in die kirchliche Rechtssphäre — ausgenommen, 
wo eine Vereinbarung zwiscbeo Kirche und Staat in dieser Hinsicht 
vorliegt — hinübergreift. 

In den meisten F&Uen ist zunächst der Bischof Untertban des- 
selben Staates, wie auch sein Klerus ; als Solcher hat er aber eben- 
sowenig wie jeder andere Staatsangehörige das Recht, Satzungen 
aufnistellen, welche den Gehorsam gegen die Staatsgesetie oder die 
Ansfibnng bflrgerlicher Rechte behindern könnte. Dagegen kann ihm 
ein solches Recht dann nicht abgesprochen werden, wenn die staat- 
liche Gesetsgebnng nnberechtigterweise auf dem der Kirche eigen- 
tbftmlichen Rechtsgebiete thätig wird. Die katholische Kirche ver- 
wirft bekanntlich die staatliche Auffassung , welche in ihr lediglich 
eine Corporation im Staate erblickt; sie nimmt fttr sich das Recht, 
einer selbstständfg wenigstens neben dem Staate bestehenden sou- 
veränen Gemeinschaft in Anspruch. In Folge dessen tritt (ür ihre 
Mitglieder das eigenthümliche Verhältniss ein, ilass sie gleichzeitig 
Unterthanen sozusagen zweier Staaten sind, woraus sich dann das 
Weitere ergibt, dass eine Einmischung in die Gesetzgebung des, 
sagen wir, weltlichen Staates sowohl vom Standpunkte der Zuge- 
hörigkeit zu diesem, als auch vom Standpunkte der Zugehörigkeit 
zu den anderen, dem geistlichen Staate und umgekehrt an und für 
sich als unstatthaft erscheint. 

Das Gleiche wird Geltung haben für den Fall, wo der Bischof 
Jurisdictionsrechte hat fiber den Klerus eines anderen Staates, als 
desjenigen , in welchem er seinen Sita hat, weil er hier thatsächlich 
fremder Angehöriger ist. 

Um das Gesagte praktisch zu beleuchten, so besitit der Bischof 
nicht das Recht, dem Klerns die Ausflbung seines politischen actiTen 
Wahlrechtes sn verbieten und zwar desshalb nicht, weil ein solches 

I) Die llflglicbkeit einer solch' bischöflichen VcrorJnang ist z. B. in 
Italien gegeben, nin zu verhindern, dass der Klerua durch seine Betheiligang 
an den Wahlen zur Anerkennung und Hefostigunfi: des durch die YernichtanK 
des Kirclieustaate« berbci|fefübrtea geeinten Italien« beiträgt 
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Verbot sich als eine Hinderung der Ausübung bürgerlicher Uechie 
und aonrit als einen fiiDgriff in ein nach dem Staate dem Sttnielnen 
unter gewinen Vorauietiangen geirihrtes peradnllches Becht dar- 
stellt Selbstverstftttdlieh ist dadnreh nicht ansgesehlessen, dass der 
Bischef mit RMsicbt anf das Idrchliche Interesse seinem Klems 
den Baäk ertheilt, in dem einen oder anderen Mle von seinem activen 
Wahlrechte Iceinen Oebranch zu machen. 

Was andrerseits das passife Wahlrecht der Kleriker anbe- 
triftt, so ist hier zu unterscheiden. Ebensowenig, wie der Bischof 
das Hecht besitzt, dem Geistlichen die Ausübung seines activen 
Wahlrechtes zu verbieten, ebensowenig ist er auch berechtigt, zu 
verordnen, dass seine Kleriker nicht als Wahlcandidaten aufgestellt 
werden dürften und zwar deshalb nicht, weil eine solche Verordnung 
gleichfalls ein unberechtigter Eingriff in staatsbürgerliche Rechte wäre. 

Ob dagegen in solchem Falle die Folgen der Wahl eintreten, 
nämlich die Erfüllung der dadurch hervorgerufenen Pflichten, also 
mit anderen Worten die Annahme des Mandates, das wird lediglich 
davon abhingen, ob der Bischof, als Vorgesetster des KlerilLers, es 
far thnnlich erachtet, dass Letzterer neben seinen doch in erster 
Linie zn erfüllenden kirchlichen Pflichten noch andere aasübt 

Im Anschlms hieran mag auch der Fall seine Besprechung 
finden, wo der Bischof dem Geistlichen cur Pflicht macht oder 
besser ihm befiehlt, nidht nar bei der Wahl einem bestimmten Can* 
didaten die Stimme zu geben, sondern (iberhaapt seinen Amtsein- 
fluss für eine bestimmte kirchenpolitische Richtung geltend zu 
machen. 

Hinschius ist hier der Ansicht*), dass diese, wenn auch dem 
ersten Anscheine nach auftallige Erweiterung der Gehorsamspfliclit 
als dem Wesen der katholischen Kirche und ihrem Rechte nicht für 
widersprechend erachtet werden könne und zwar deshalb nicht, weil 
fär die katholische Kirche, die den Anspruch erhebe, eine selbstständige 
und unabhängig vom Staate dastehende Anstalt zu sein nnd das 
Oebiet der von ihr zu vermeinenden Lebensverhältnisse allein zu um- 
grftnien, die Politik, welche der Verwirklichung dieser ihrer Anf- 
fassnng im praktischen Leben dienen, nicht ans dem Rahmen der 
rein kirchlichen Angelegenheiten heransfallen. 

Meines Erachtens ist in solchem Fklle an unterscheiden. Han- 
delt es sich snnftchst dämm , dass der Bischof seinem Klems be- 
fiehlt, bei der Wahl nnr fflr einen bestimmten Parteicandidaten in 
stimmen , so flberschreitet mit einem solchen Befehle der Bischof 

1) cf. Uinachiutt Sjttom de« luthoL Kirchearechts, ikL III. & 216. 
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seine CSanpetenz. Durch einen Solchen würde nämlich das dem 
BiineliieD gew&hrte Wahlrecht in der Weise eine Verkürzung er- 
leiden, dass er, iUls er nicht im bischoflieben Sinne seine Stimme 
absngeben gewillt wftre, er sich d«r Wahl zu enthalten hfttte. Dass 
dieses der Bischof aber nicht veranlassen darf, ist bereits oben er- 
örtert worden. 

Gans anders dagegen ist die Sachlage, wenn der Bischof seinem 
Klems die Auffbrdernng zugehen lässt, derselbe solle, mit RAcksicht 
anf das kirchliche Interesse, für di>^ Wahl eiues bestimmten Partei- 
candidaten oder überhaupt für eine bestimmte politische Richtung 
seinen Amtseinflass geltend machen. In diesem Falle wird dem ein- 
zelnen Geistlichen keineswegs seine Wahlfreiheit verkümmert, son- 
dern es wird nur von ihm gefordert, dass er für das Interesse der 
kirchlichen Qemeinschaft tbätig wird, was selbstredend der Bischof 
von ihm unbedingt verlangen kann. — Zum Schlüsse unserer Er- 
örterung erübrigt nur noch , zu der Frage Stellung an nehmen , ob 
der einzelne Kleriker seine Oehorsamsleirtattg gegenüber der bischöf- 
lichen Verordnung abh&ngig machen kann von einer Prüfung derselben. 
Wie im Torhergefaenden erörtert, Iftsst siek der Kreis der kirchlichen 
Angeleginheiten, innerhalb dessen der Bischof von ssinem Klerus Oe- 
horsam beanspmchen kann, bestimmen und. es wird sich, soweit sn- 
nftchst das Idrdiliche Becht in Betracht ksnunt, der Brlsss einer 
jeden Über diesen Kreis hinausgehenden bischoflichen Verordnung ab 
eine GompeteozflberschreituQg des Bischofs darstellen. Liegt eine 
solche aber vor, so wird ebenso wie die bischöfliche Verfügung an 
und für sich, so auch deren Vollzug durch den untergebenen Klerus 
als ein dem Rechte nicht entsprechender erscheinen. Um dies zu ver- 
hindern, ist aber jeder von der Verfügung Betroffene berufen und 
daher wird man dem einzelnen Kleriker bei Vorliegen eines bischöf- 
lichen Erlasses nicht nur nicht verwehren können, denselben vor 
dessen Vollzug darauf hin zu prüfen , ob der Bischof zu dessen Er- 
lass competent war, sondern er wird sogar verpflichtet sein, eine 
solche Prüfung vorsanehmen nnd von derselben seine Gehorsams* 
leistung abhängig zu machen. Gegen die Prfilong der materiellen 
Bechtmässigkeit einee Befehles bat man zwar geltend gemacht'), 
dass eine Solche eine einheitliche Verwendung der kirchlichen Organe 
unmöglich mache und dass ausserdem dadurch das Verhiltaias der 
kiieUicben Instanien geradeau anf den Kopf gestellt werde, indem 
anf diese Weise die untere Instana die in letster Stelle entscheidende 
werde. 

1) HituchiuM, i. 0. S. 814. 
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Was zunächst deu letzteren Einwand anbetrififtf so ist derselbe 
wohl um desswiUen nicht stichhaltig, weil dadurch, dass der unter- 
gebene Kleriker einen Erlass des Bischofs , bevor er denselben ans- 
fllbri, nach der erwähnten Riohinng bin prüft, er keineswegs die 
Angelegenheit dee Brlaeaes nun anch endgültig und nnanfechtbar 
entscheidet, sondern eventnell nur die Venuüassang wird« dass die 
hlthere Instans, wie der Bischof eine endgültige Bntseheidong trilFL 

Wenn man ferner dem Kleriker, worüber wohl keine Meinungs- 
versehiedenhelt besteht, das Recht einrftnmt, den Befehl seines 
Bisdiolii lonlehsl datanfhin so {nrOfoii, ob die Stelle^ welche ihn er- 
theilt hat, daza competent ist, femer, ob seine eigene Zuständigkeit 
fftr die Ausführung des Befehles vorhanden und schliesslich, ob der 
Befehl in der vorgeschriebeneu Form gegeben ist, so ist ihm damit 
ein Prüfungsrecht concedirt, welches schliesslich nicht weniger, als 
das oben Besprochene eine einheitliche Verwendung der kirchlichen 
Organe unmöglich raachen könnte. Auch in diesem Falle kann näm- 
lich, wenn z. B. der Untergebene der Meinung ist, er sei zur Aus- 
fflbmug der bischöflichen Verordnung nicht competent, ein Zusam- 
menwirken der kirchlichen Behörden Torhindert werden. 

Stets werden aber die Fälle, wo der Untergebene aas irgend 
welchem Ornnde die Ansföhmng des bischoflichen Befehles bean- 
standet, nur sehr Yorsinaelte sein und deshalb wird man , will man 
nicht flberhanpt den Gehorsam an einem blinden stempeln, dem 
nntergebenen Kleriker nicht Torweigem kOnnen, die Gehorsams» 
leistang fon einer vorherigen Prfifnng der bischdflichen Anordnung 
abhängig sn machen. 

Wie nnn oben betont, soll das dem Untergebenen gewährte 
Prüfungsrecht mit verhindern, dass dnrch die Ausführung eines Er- 
lasses, in welchem der Bischof seine Zuständigkeit überschritten hat, 
ein dem Rechte nicht entsprechender Zustand geschaffen wird. So- 
weit das kirchliche Recht hierbei in Betracht kommt, lässt sich an 
Hand desselben stets mit Sicherheit feststellen, ob eine solche Coni- 
petenzüberschreitung vorliegt. Greift dagegen die bischöfliche Ver- 
ordnung in das Gebiet des staatlichen Rechtes ein, so wird die 
Frage, ob hieran der Bischof berechtigt ist oder nicht, stets davon 
abhängen, wie man das VerbUtniss swischen Kirche nnd Staat 
anifasst. 

Eilt s. B. ein Bisohof an der völligen Snperiorität der Kirehe 
über den Staat fest, so wird man in einem Srljuse, wodnroh etwa 
dem Kleriker die Ansflbnng seines Wahlrechtes verboten wird, keine 
OompeteniAbersehreitang des Biscbofo erblicken kennen. Trotsdem 



wird aber io diesem Falle der Untergebene nicht gehalten sein, 
einom solchen Befehle Daehznkommen , da fflr ihn keineswegs die 
Verpfllehiong mliegt, die kirchenpolitische Bichtnng seines Or- 
dinarins sn der seinigen xa machen , ev vielmehr Tdllig berechtigt 
Ist, das Yerhftltniss swischen Kirche nnd Staat in dem oben ent- 
wickelten Sinne anfiinfiMsen nnd nun den blschi^chen Befehl ans- 
suffthren sich weigert, well er denselben als eine Competenifiber- 
schreitnng seitens des Bischofs uMt 



Jnramenta obedientlae. 

CSÖln. »Ego N. Parochialis Ecclesiae N. Rector spondeo vovo, iuro 
ac promitto, quod ab hac hora, nt in antea, ero et esse volo 
fidelis et obetti€M lUnstr. ac BoTeread. Dom. ifieo Arch. Colon. 
N. ct. ct. 

JOtetar» »Ego N, parochns in N. inro ac promitto ad sancta Dei 
ETangelia, qnod ab hac bora et deinceps /Scfelts et obedAm» ero 
Siifienoiribm mets ei emm euceesaonlme m UeUie ei hmeeUs 
et ct.« 

Paderbtni« »Insuper inro et promitto, qnod ei hac Jioia Domino 
nm eräi$iano et eim eneeeeeoribuB ac ailU$ pradaHe meis pro 
tempore t» UciH» et himeetis reverenter cbediam ct. et.« 

Trier. »Ego N. N. iuro et promitto obedietitiam et honorem Summo 
Rom. Pontifici et Reverend. Dom. Episcopo Treverensi eorumque 
successoribuB canonice intrantibus. 

Freibarg. Auf die Frage des Investirenden : »Geloben Sie auch 
unserem Hochw. H. Erzbischof Treue, Ehrerbietigkeit und 
wahren camnischen Gehorsam antwortet der Investirte mit 
»Ich gelobe.« 

Fulda. »Ego N. N. parochus in N. iuro ac promitto, qnod veHm 
eeee obediens Summo Pontifici, Episcopo ordinario et ct.« 

Limburg. Ist kein besonderes QelObniss des Gehorsams üblich. 

Malm. Anf die Frage des instalUrenden Dekans: »Promittis ergo, 
f rater ?eneraade, gregem tanm cognosoere et paaoere iuxta 
exemplar Christi Domini et Salvatoris nostri« antwortet der so- 
eben installirte Pfarrer: »Ich gelobe vor Gott nnd den ges^wtr* 
tigen Zeugen, dass ich dem Hochw. Bischöfe von Mains nnd dessen 
rechtntaigen Nachfolgern den coiiofiiae^ Qe hontm leisten, 
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seiner Person mit Ehrfurcht ergeben , und gegen ftlie Mine 
Anordnungen getreu und folgsam sein will.# 

Bottenborg. »Ich N. N. gelobe vor Gk>U und deo Qegenwftrtigea, 
als Diener der h. katbol. Kirche und Pfarrer to N. N. dem 
Hochwtrd. Herrn Biieheü» la RoltoBbwrg den guMUk m Ch' 
komm m Mtis o. s. w.c 

PoBaa* Vgo N. N. imo Deo Omnipoteoti, qood CelaiHiino le BaT. 
Dom. Loci Ordimurio BInqaa Illiiakr. ae Be? . Officio aooc 
pro tempore eiiatentibna, omfieM oMmnImmi praeMo et et. 

Köln. . • . qaod Be? . Dom. Episcopo Galmenai et et debltam re- 
Torentiam exhibebo eoninique maodata oMÜMer tt propone 
efficacUer cidimplebo ct. et 

Breslau. Am Schluss der professio fidei wird nach den Worten 
quantum in me erit curaturam beigefügt: »Meque Re?. Do- 
mino Nostro N. Müam obedierUiam et reweretUiam praesii- 
turum ct. ct.c 

Fraaenberg. Im Anschluss an die prof. fidei : »promitto etiam 
eodem tenere Bev. Dom. N. et pro tempore faturis Episcopis 
Warmieoaibvia canonice intrantiboa reimmiMam H o Miet i H i m 
ct. ct< 

HiMeaheiok Hier ist ein besenderaa OeiObnss des Qeboraans nicht 
«blich. 

OmuMMl »Vgo N. N. Miro d prmUh oftiwfc ' ew fi am, rofcronliam 
et honorem Snmmo Pont Bomno ae Beter. Dom. Bpisoopo 
Osnabmgenal N. eommdemqne anceeasoribos et et« 

Strasaburg. »Ego furo ei prmUto oMienKoM et et (wie im 
vorhergehenden). 

Hetz. Bei der jährl. Synode, welche von den Erzpriestern besucht 
wird, verliest der Archidiacon, im Namen der Anwesenden eine 
kürzere Professio fidei, in welcher dieser Passus sich befindet: 
»Reverendissimo etiam Dom. Episcopo Metensi d^Uam ohedien- 
tiam praestato ; decreta Episoopalia et Dioecesis statuta ftdeliter 
exeqnar et perficiam.c 

Manchen« laro primo : qood Bev. Dom« N. N. Arohiepisc. Monacensi 
ac Frisingensi, Ordinario meo, ac Sneeessoribus eins legÜimo 
intrantibos lAedimtkm, sobieetionem ac fidelitatem servaro et 
eihibere, enndomqne debite rofereri submissMine oboervantia 
presequi foHrn; «... deoiqae, nbi a Bot. Dom. Ordinario ant 
Vieaiio einaden in SptritnalilMa generali dofonerinft nd me literae« 
dtaftioneB et mandata, qnod iathaac et aimilia cnm debita le- 
forentia reeipere, promtaqne obedientia eneqni valim. 
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lUgBbvrg. »Ego N. N. inro et promitto obeäimUiam et rewrentiam 
Rev. Dominns Bpisoopo Augastano ct. et.« 

BcgenBbnrg. Ego N. N. iaro et promitto, quod fiddis ä abedUns 
ero Be?. Domino Ordinario meo ct. et« 

Fftssan. »Jaro primo : quod Re?. Dom. N. N. Episoopo PusaYienai 
ct. ct. obedtenüam et reverenUam^ snbiectionem et ftdelitatem 
servare et exhibere , eandemqae debile revereri , submissaque 
observuntia [irosequi velira; .... quinto: ubi ex officio de- 
venerint ad rae literae, citatioiios et mandata quod ea cum 
obedieatia et revereutia recipere et cum omni humiiitate exequi 
velim. 

Bamberg. Genau, wie der vorhergehende mit dem Zusätze 

denique ubi a liev. Dom. Ordinario aot Vicario eiusdem in 
Spiritual ibus generali devenerint ad me literae, citatioaes et 
maodata, quod isthaec et similia cam debita reTerootia recipere, 
promtaque obedientia exsequi velim. 

Etehstiltt. Investiendue iura?it: quod Uev. ac lUastr. Dom. N. N. 
miseratione divioa et Sedis apostol. gratia Episcopo Eystettensi 
ct. ct. dMam chedietUiam exbibere, eoromqoe maodata 
abedienter^ et pro poBse sao efficaciter adimplere velit. 

Wllnbiurg* Ego N. N. in Bcclesia parocbiali N. N. Dioeeesis 
Herbipolensis institaendns parochus promitti ac iuro, qnod Rev. 
Dom. Episcopo Herbipolensi N. N. et eius snccessoribns ct. ct. 
Semper debitam obcdienliam , reverentiam et subiectionem 
exlnbebo. 

Speyer. »Sub fide Sacerdotali spondeo: quod Rev. Ordinario meo 
debUand obedienOam et reverentiam servare et exhibere velim.c 

B. OesterreieJh'Unffarieehe DiÖceeen. 

(Soweit meine Antrage um Mitlheilung des Wortlautes der iuramenta 

obedieutiae beantwortet wurde). 

Wien. »Deinde Emin. ac Rev. Dom. Gardinali Antonio Josephe 
Metropolitanae Bccleaiae Viennenais Principi-Archiepiecopo et 
Sttcceaeoribas Eins canonice intrantibns ehedietUiam^ reverentiam 
et sabiectionem servabo et eihibebo, eoramque mandata ordina- 
tiones aea diapositiones fideliter exeqoar et pro viribus faciam, 
iit ab alüB observentar. 

8t. Pdlten. »Deinde inro primo: qnod Rev. Dom. N. N. Episcopo, 
Eiusqne Successoribus canonice intrantibus, Sede vero vacante 
Venerabiii Capitulo, obedientiam, reverentiam et subiectionem 
servare et exbibere velim, . . . quarto: quod nalli clandestinae 

Archiv fOr Kirclieureciit. L\XV1. 4 
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Societati, seu intra, sea extra terras anctioni exbieDti, nnnc 
adseriptos, neqae in poateram ad eivsmodi betaerias idlo nnquam 
praetexta aceessnrns Sive; qmnio: qaod abi «x officio ad me 
literae, citationea et mandata doTenerint ea cum omni obedtentia 
et reverentia recipere et fideliter exeqni velim. 

Linz. »Deinde iuro primo quod Rev. et lllnstr. Domino N. N. 
Episcopo Lioiensi ct. ct. obedientiam et reverentiara et subiectio- 
nem et Hdelitatem servare et eihibebo et si Rever. (quod Deua 
diu prohibeat) e vivis excedere contingeret, Rev. Dom. a capi- 
tulo cathedrali electam Vicarium donec novus episcopus cano- 
nico succedat reservari, debitaque ohservantia prosequi veliin.c 

Salzbarg. »Ego N. N. spondeo ac iuro quod ab hora et imposterum 
ßddis ei obediens ero Geis, et Hev. Friocipi ac Dom. N. N. 
Archiepiscopo Salisburgensi ct. ct. 

Brixen. Hier wird von den Pfarrern bei ihrem Amtsantritt atttBar 
der Professio Tridentina mit dem Ziuatz aus dem Vaticanam de 
lofalübilitato keia beeoaderea OebonamagelOboias abgelegt, aon- 
dera einfach nar die bei der Ordination ftbliche promiaaio re- 
?ereDtiae et obedientiae emeaert. 

Onrk. Deinde ioro primo, quod ab hac hora, et in posteam fUUUs 
ä obediens ero N. N. einsqne snccessoribiu Episcopia Qareenaibna 
ct. ct. quarto: nbi eo officio ad medeveneriot literae, eitationea 
et mandata, quod ea Semper cum obedientta, et reverentta re- 
cipere, et cum omni haroilitate exequi velim. 

Lavant. Ego Presbyter N. N. spoiideo ac iuro, priino quod Geis, 
ac Rev. Dom. N. N. Principi-Episcopo Lavantino ct. ct. 
obedientiam t reverentiara et subiectionem servare et exhibere 
velim . . . quitUo, ubi ex officio ad me devenerint literae, cita- 
tiones et mandata quod ea cum omni fidelitate, obedientia et 
reverentia recipere et fideliter exequi velim. Sexto: Demum 
promitto et iuro: me nuUi unqnam clandestinae societati, sive 
foederis, sive fraternitatis , sive aodalitii, aive confoederationia, 
aat qaoconqne alio nomine et qnocnnqae loco exiatenti et a 
statu politioo, et eccleaia pnblieis literis non approbttae 
adiungere, nee nllo uoqaam tempore sab quocnnqne praetexta 
eins coDventicalis Interesse volle. 

SadÜMi-Grai« Ego N. N. iuro et promitto coram Deo et Sanetia 
eins fidelitatem, dignamqae subiectionem, obedien^ißM et reve- 
reutiam matri meae Ecclesiae Seccoviend, Oelsiss. ao Bev. Dom. 
N. N. eiusdera Ecclesiae Episcopo ct. ct. ct. 

Xrient« Deinde iuro et promitto, ine Geld, et Itev. Dom. N. N. 
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Bpiscopo TridentiDO et Prinoipi et ct. cbeätenäam, re?ereDiian). 
et snbiectionein constaDter flemiaroiii et exhibitnrain esse. (Im 
üebrigen, wie ia Lavant). 

G6rz. Ege N. N. animo omnino libero baram serie BeTersalium 

promitto ac spondeo, me Geis., Excelleut. ac Rev. Dom. Ar- 

chiepiscupü Goritiensi et Priiicipi ct. ct. ohedimtiam praesti- 
turura ct. ct. (Zum Scliluss der gleiche Zusatz wie iFi Lavant). 

Laibach. Deinde inro prlmo, Cels. et Rev. D. Joanni Cbrysostomo 
Priac. fipiscopo Labacensi ct. ct. Canonicam obedientiam . . • 
quinto, me nulli claodestinae Societaii seu intra seo extra 
Austriacam existeati nanc adscriptam, neque poetbac nomen 
datoram esse. 

Pareigo. . . . qood pnmo: Nobis et Saocessoribns noetris canonice 
iDtraotibns, Sede vero vacante, Yicario Capitalari, obedientiam 
rererentiam et sabieettonem semre et exbibere velis . . . sexto 
(folgt der gleiche Zusatz, wie im Vorhergebenden). 

Triest-Capo d'Istria. Anf die Frage des Installireiiden : »Promittis 
Poiitifici, Jesu Christi Vicario, necnon Ordinario Dioecesatio pro 
tempore existenti obedientiam et reverentiam ?« antwortet der 
Installirte mit »Promitto.« 

Prag. »Ego N. N. Titularis Beueficii N. promitto et iuro, quod 
ohediens ero Emin. ac Kev. Dom. Francisco de Paula, Dei mis. 
et Sedis Apostol. gratia S. ü E. Cardiaali Archiesp. Prageasi 
ct. ct. 

Badwefg. Ego N. N. iuro primo, qood Ber. ac Illostr. Dom. N. N. 
Episcopo Bttdviceasi ct. et (ibedunHam^ roTerentiam et sab- 
iectiooem semre et exbibere yelim et et quimh^ abi ex officio 
doTenerint ad me literae , citationes et mandata , quod ea com 
omni obedientta et reverentia accipere et fideliter exeqai yelim. 

Königgrätz. »Ego N. N. praesentatus ad beneticium N. eius et 
promitto, quod obedietis ero Kev. lUustr. Dom. Episcopo Reginae 
Hradecensi ct. ct. 

Leitnieritz. »Ego . . . instituendus parochus spondeo, vereo ac 
iuro Deo omoipotenti, quod obediens ero Keverendissimo ac 
lUustr. Dom. N. N. Episcopo Litomericensi et ct. 

Olmfltz, »Praeterea spondeo, voveo ac ioro Rev. ac Cels. Dom. N. 
Archiepiscopo Olomocensi et et veram obeäktiiiam et omninuh 
dam subieetknm»€ 

BrlkniL »Ptaeterea ego N. N. spondeo, meo ac ioro Bev. ac 
Illostr. Domino Francisco Salesio, Dei gratia Episcopo Bronensi 

4* 
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ct. ct. veram obedientiamt et in officio pastorali mihi conoredito 
fidelitatem et diligentiam.« 

Lembeig« »Jnro, quod Ezcell. lUastr. ae Beyer. Domino N. N. Ar- 
ehiepiscopo Leopoliensi et. ct. oMIen^tom, re?erentiam et rab- 
iectlonem senrare et eiliibere Telim ct. ct. inro, quod nbi ex 

officio ve?ierint a l me literae, citationes et mandata, ea omni 
cum ohcdu ntia et reverentia recipere et fideliter exequi velim.« 

Przemysl. »Ego idem .... voveo et iuro, quod obedietUiam et re- 
verentiam Ilimo ac Rev. Domino Loci Ordinario Premialienai 
rit. lat. nunc et pro tempore existent! ct. ct. praestabo.« 

Tarndw* >£go N. N. pro Parochia in N. N. neoinveetiendw Pa- 
roehns iuro: primo, qnod Ezcell. lilnstr. ac Bo?. Domtnoa Ig- 
natio Episc. Tamoyiensi ct. ct. obediewtiam et aabiectionem 
servare quinto (folgt Paasne, wie in Lemberg). 

Krakau* »Ego N. N. institnendas ad (benefieinm Gnratam-Oapel- 
laniam localem) in EHoeceeis Gracoviensis spondeo, promitto et 
iuro Geis, ac Rev. Domino meo Episcopo ct. ct. obedietUiam et 
reverentiam in mutiere meo parochiali.* 

Lesina. In dieser DiOcese ist keiu besonderes Qehorsams-Qelöboiss 
äblicb. 

Bagnsa. »Ego N. N. animo omnino libero haram serie reversaltum 
promitto ac spondeo, me Illustr. ac Bot. Domino N. N. Epie* 
copo Bagnaino, eiasque legitimia aacoeBeoribos, revertnHam et 
obedienHam praeatitorum ct. ct.« 

Spalato. Anf die Frage des Bischofs >Promitti8 mihi , et anccesso- 
ribaa meia canonice intrantibna reoerenHam et obedteHHam^ 
Teqne aarta teeta habitomm iura et bona beneficü Ecdesiae 
Parochialis Sancti N. N. de villa N. N. , nihilque ex eis vel 
venditurum, vel donaturum?« Antwortet der investirte Pfarrer: 
»Iure et promitto, sie me Deus adiuvet et haec Sancta Dei 
Evangelia. 

Gran. »Ego N. N. praesentatus parochus iuro ct. ct. quod Emo ac 
Rev. Domino Claudio Francisco Vaszary, S. R. E. Card. Ar- 
chiepiscopo Strigonensi, Ordinario meo ct. ct. fidelis ero, 
obedieiiHam et reverentiam ezhibebo ct. ct.€ 

FflnfldrelieiL »Ego N. N. inro per Deam ct. et qnod ExeelL ae 
Bev. Domino N. Episcopo Qn. Ecelesiensi, Ordinario meo et. et 
fiddis et obedieHs ero, revereHtiam et oMMtom debUam ex- 
hibdfo.t 

Neui^ahl. »Ego iUem iuro per Deum ct. ct., quod Episcopo meo Or- 
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dinario ct. ct. fidelis, obedienikm ae reveretUiam debUam 

exkibebo ct. et« 
Neatra. Genaa, wie der Vorhergeheode. 

StnUwelesaiibiirg. Ebeofalls. 
Stetnaiiuuigw. Ebenfallfl. 
Tessprte. Ebenfalls. 
Walsen. EbeDfalls. 

Erlaa. Ego, N. K. parochns EccleeiBe N. N. iaro per Deom et. et. 
quod Rev. Ordinario nieo, suisque successoribns legitimis, nec- 

non Vicario Generali, pro tempore constituto fideliter ohediens 
ero et Sanctae Matria Ecclesiae, praedicti Ordinarii mei N. N. 
ac successorum, Vicariique pro tempore coostituti mandatis pa- 
reho ct. ct. 

Kaschaii. »Ego N. N. iuro per Deum ct. ct. quod Rev. Dom. N. N. 
Episcopo Cassoviensi. Ordinario meo, Successoribus eiusdem 
ct. ct. fidelibue ero, obedUnikm et reverenüam debUam ex- 
hibebo ct. et. 



Ilosenav. Wie der Vorbergehende. 

Ssathmir. ebenfalle. 

ZIps. " Ebenfalle. 
KaloCBa. Ebenfalls. 



Slebenbttigen. »Jure item Excell. Dlnstr. ac. Rev. Domino Episcopo 
Traaasylvaniae fidelitatem, obetkenHamt et reverentiam prent 
sacri Ganones et praxis Ecclesiae (Gathedralium Ecclesiarnm) 

fert. Et quemadmodum nunc nulli arcanae societati vel con- 
frateruitati seu in Caesario Regiis ditionibus sive in exteris 
Provinciis adiectus sua: ita neque in posterum uUi huiusmodi 
arcanae societati vel confraternitati quocunque sub praetextu me 
obnoxiuui reddam Ita me Deus adiuvet ct. ct.c 
Agram. »Ego N. N. per Deum vivam et verum iuro, quod Rev. 
moderno Archiepiscopo Zagrabieusi et Eius Successoribus ct. ct. 
dehUam ohedientiam et reverentiam in canctis licitis et bonestis 
exbibebo ct. ct.c 

IMakofar« >Ggo N. N. per Deam YiYam ct. ct. eins et spondeo, 
qaod ego Mandatis lU"^ ac Reverend*™' N. N. nnnc ezistentis 
Episcopi Dioecesinm Boenensis sea Diakovarensis et Syrmiensis 
Gaaonice Unitaram, omniumqoe futuroruro Snccessoram eius^ 
Semper ero ohediens et fiddis, nec utiquam cominütam aliquid 
huie meo ebedientiae ofjßeh adversi .... et ct. 
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C, Schweum' Diöcesm, 

Basel. »Ego N. Re?. Domino Episcopo Basillensi eiusquo Vicario et 

Officiali pro tempore existentibus, ßdelis ero, ei mandatis eorun- 
dem ohediam ac ea reverenter exequar ct. ct. 

Char. »Ego N. N. iure et promitto obedientiam et reverentiain 
Rev. Domino rneo N. Episcopo Curiensi, et successoribus eius 
Canonice iiitratitibus : Vicarii eius ei iudicum Curiae maudata 
fideliter exequar ct. ct.t 

St. Gallen. »Ego N. N. presbyter ad parochialem Ecclesiam iu N. 
promotus iuro et profiteor, quod ei nuac et deinceps ero fidelis 
et obediens Kev. Ordinario rneo, einsqae sacoessoribns canonice 
intrantibus ct. ct. 

Sitten. »Hier ist ein besonderes Gelöbniss nicht üblich; lediglich 
das von den P&psten Pins IV. und Pius IX. vorgeschriebene 
Glanbensbekenntnist wird von den Pfarrern and anderen Bene- 
fiziaten vor ihrem Amtsantritt dem Oberhirten abgelegt« 

Lamanne-Oenf (Fteibnrg). »Ego N. N. Reverend, ac Geis. Dom. 
Episcopo Lansannensi einsqne Vicario et Officiali pro tempore 
enstentibns fidelis ero et mandatis eorniy obedlam ac ea re- 
verenter eisequar ct. ct.« 
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IV. 

Synodus Dioecesana Pistoriensis et Pratensis ab illustr. et 
reverondis. D. D. Marcello Macentio episcopo Pistorienslum et 
Pratensiiiiii iiaMta a. 1892 diebus 12^ 1&, M. OctobrisO. 

(Cfr. Archiv LXXL 289 s^q.» LXXV. 228 «qq., 430 sqq.). 

Pars tertia: De Personis. 

Si curare debemus ut quotquot in nostris Dioecesibus existunt 
christifiüeles, sua expleant officia, eo magis carandum ut ea expleant 
clerici tarn saecnlares, tum reguläres, adolescentes qui statum eccle- 
dasticum inire capiant, virgines qaae solemnia vel simplicia emittunt 
Vota, et ii etiam qni, etsi ia mundo agaot vitam, tarnen peculiare 
efficiont eorpoe, eo qnod alieni piae sodalitati dederint nomen. Ita- 
qoe de hisce omnibos personis qnaedani constitnere oportet nt cnrae 
ooetrae ad optatos eiitos provehantnr. Qoibns consätotionibaB mi- 
nime statutiini animo babenras privilegia quae habeant tarn singalae 
personae, tum collegU eainsqne nominis, abrogare. 

Oap, L Ik vUa et hanesiaie derieamm. 

1. Christus Jesus non solom Apostolis suis, sed in eis etiam 
Omnibus Episcopis et sacerdotibus diiit: >Vos estis sal terrae^).« 
Sal autem terrae minirae erunt, nisi laicoa sanctitate supergredian- 
tur, quae coram hominibus lucere debet^). Quare ipsi ad se con- 
vertere debent et ad effectum adducere illud Pauli: »In oranibus 
exhibeamus nosraetipsos sicut Dei ministros ;« idest, tales, quales 
par est Dei ministros esse. Etenim >uibil est, inquit Tridentinum 
Concilium^), quod alios magis ad pietatem et Dei cultum assidue 
instruat, quam eorum vita et ezemplnm qui se di?ino ministerio 
dedicaruntc Si vero, quod Dens a?ertat, fideliom animos offendant, 
cum soi, tarn popnli focient minam. tQnando Tita sacerdotum, ait 
ConctUnm Parimense*), emn doctrina non concordat, et aaditoribns 

1) Da die Publikation vorstehender Statuten einmal begonnen ist, so 
erscheint es der Vollständigkeit halber geboten, dieselbe nunmehr auch fortzu- 
setzen, zamal der Inhalt ein derartiger ist, dass er das Interesse besonders des 
Clerus aach diesseits der Alpen in Ansprach zu nehmen geeignet ist. — 
(2 Mfttth. V, 18. — 8) Ibid. t. 16. — 4) IL Cor. VI, 4. — 5) Ssü. XII, 
ci^ 1, Dt lif. — 10 Ao. 889, par. YI, cap. 4. 
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infirmis scandalum et animarom provenire pericnlom non est da- 
biurn.« 

2. Et primam, qaod ad habitum attinet, com ageremos de 
sacrosando Missae sacrificio, dixinma quinam sacerdotes in ecciesia 
inintttrantes vestem talarem induere debeant. Hic autem snbteii- 
mu8 sacerdotes et clericos, etiam cum altari non deserviant, iticedere 
debere praedicta veste, ant saltem Teste breYiori, mlgo Ü scprabitOt 
dnmmodo sit nigri coloris, oltra genua protendator, nullaqae notetur 
vaoitate; ita nt cam laiealt confimdi neqneat. 

3. Si quis vero ad tantam tenieritatem religionisque contemp- 
tnm progressus fiierit, iit propriam dignitatem honoreraque clericalem 
parvipendens, vestes publice deforat laicales, pedes in diversis poneiiii, 
unum in divinis, alterum in cariialibus, Nos illnm monebimus ut eas 
exiiat, et habitnni clericalem iteriim induat; quod si intru praestitu- 
tum tenipus nostrae admonitioui üon obtemperaverit , poenis ab Ec- 
ciesia siatutis sabiicietur ^). 

4. Omnes autem clerici, praeter decentem vestem, aemper 
gerant collare enm fasciola alba, caligas nigri coloris, tonsnram, et 
quidem formae SQO cailibet ordini congntentis, eamqne renorent sab 
poenis ad nostmm arbitrium ezigendis. Gomam neqne inoompositam 
neqae stadioae caltam habeant. Caliendram autem sea iictam cae- 
sariemi TnXgo parrucea, non gerant, ntst ob necessitatem a Nobis 
approbandam*); qiu>d si ea nti Tolnerint dam Sacram facinnt, 
sciant, se ot dictam est parte II, cap. V, Apostolicae Sedis indigere 
permisao. 

5. Sed Concilinm Tridentinum vult'), ut omnes derici non 

modo habitu, verum etiam »gestu, incessu, sermone aliisque oiuiü- 
bus rebus uil, iiisi grave, modcratum acreligione plenum praescferant.« 
Absit ergo ab eornui labiis stultiloquiutu , maledictum; absiut irri- 
siones atquo nugae, quae animum abiectum arguunt, et scaudali 
adstantibus praebont occasionem. 

ö, Uabeaot autem in domibas suis supellectiiem admodum 
simplicera atque a concinnitate abhorreant mundana, quae dignitatem 
clericalem dedecet plorimura. Curent etiam ut parietes eanimdem 
domorum saeris imaginibus ornatae sint, et nusquam profanis mnlto* 
quo minus turpibus pictnris aut sculpturis contaminentur. 

7. Maximam vero Semper habeant tum in dicendo, tum in 
ageudo reverentiam ia sacram Scripturam atque in res et personas 



1) Cooc. Trid. Sew. TIY, cap. 6, De ref. — 2) SjrnodI Pistorien. ot 
PnttiL por. II, ttt I. — 8) Loe. dt 
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Deo dioatas. Et qaoad re?erentiam in sacrara Scripturam , ab Om- 
nibus prae oculis habeantur baec praedicii Coücilü verba^): »Sacro- 
sancta Syoodas tetneritatem iUam reprimere volens qua ad profana 
qnaeqna conTartonior a( torquentiir ?erba et Mnteniiao sacrae Serij^ 
tarae, ad acurrilia acilicet, fabalosa, raoa, adnlaüones, detractiones, 
anpentitiones impiaa et diabolicas incaiitationes, Bortes« libelloa etiam 
famosos, nandat et praecipit, ad tollendam hnioamodi irreverentiam 
et cootemptiini, ne de cetero quisquam qaomodolibet ?erba Scrip- 
tarae saerae ad baee et eimtiia aadeat asorpare, at omnes haiwi 
generis homines, temeratores et violatores verbi Dei, iaris et arbilrii 
poenis per Episcopos coerceantnr.« 

8. Clerici insuper niaximo obsequio, et quidem aperte, prose- 
quantur suinimim Pontificem, Christi in terra vices gereutem; eius 
voci Semper et libenti pareimt animo; eique una cum proprio Epis- 
copo in Imitate fidei et vinculo iharitatis perinaneant coniuncti, 
atque Ecclesiae iara tueantur propalam coostanterque , et atudeant 
ut illi teniporalia comparent auxilia. 

9. Sacerdotes qui non faerint legitime impediti, curent ut 
qnotidie Sacrum faciant; boras canonicas atatia boris digne, attente 
ac devote redtent; aacraa Scriptaras ab aliqoo probate interprete 
explanatas, Conciliam Tridentinnm et Vaticanum nec non probatoa 
aactorea sacrae tbeologiae aliqoosque aaceticos libroa perl^gant; aal» 
tem per dimidiam borae partem in meditationem Yoritainni qoae 
maxime aalatem aitingant aeternan, ineumbant; beatieaimam Vir- 
gioem Roaario sno colere et bonorare in delictis habeant; conaeien* 
tiam antequam somnum capiant, discutiant. Quod si alicuins letha- 
Iis culpae sibi couscii (uerint, meminerint ea quae iain parte II, ca- 
pite V facienda diximus. 

10. Quoniam autein tauta est horainum infirmitas ut etiam 
relif^^iosiores raundano pulvoro inquinentnr et refrigoscant, ideo sacer- 
dotes nostros vehementer hortamur ut saltem semel in hebdomada 
Sacra mentalem coofessiooem peragant, neque illam ultra duas beb- 
domadas absque iuata graviasimaqae causa differant. 

11. Sed ad servandam angendamque sanctimoniam in viris ec- 
clesiasticis maxime conferunt exercitia apiritnalia; iia enim, nt ait 
Clemens XI>), »quidqaid sordidnm de mondäne pol?ere contraotnm 
est, eommode detergitur, eeclesiasticns spirttos reparatnr, mentia 
Sciee ad diTinaram ramm contemplationem extoUitnr, racte sancte- 
qae vivendi norma vel instmitnr vel coroprobatur:c qnod nrgent 

1) Betts. IV. Decret. de edit. et usa sacror. Libror. ^ 2) Edg/cI. 
1. Febr. 1710. 
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etiara alii Pontifices, inter quos Pius TX*). Quare mandamas ut 
orones sacerdotes quinto quoque anno in nostris Seminariis ?el io 
aliqna religiosa domo a Nobis probanda, praedieto per bebdomadam 
peragant exercitia. Si qais hoc mandatom non exseqnetar, laet poo- 
nas indieio arbiirioqne nostro irrogandaa. Qaihqaeonia vero da qni- 
buB locati aaniia, eoropntanda anni ab anno 1800. 

12. Ui auteiD eleriei aerrent earo qaa, at ante diiinrna, eoa 
praeditos esae oportet, aanetitaiein , pericnla vitent amittendi eaati- 
moniam, qoae fat eorom fifloria et ornamentam. »Talea decet Do- 
minum, inquit sanctus Augustinus*), habere ministros, qui . . . con- 
tinentia castitatis splendeant;€ utpote qui offerre debent »hoatiam 
puram, hostiani sanctam, hostiam immaculatam^).« In otio, quod 
multam malitiam docet*), non consideant, omnemque inutilem con- 
suetudinera cum mulieril)us, quamvis devotis et bona fania praeditis, 
magnopere devitent, utpote quae eos in periculum saepe addacit 
eamdem castimoniam deperdendi, vel scandalum pariendi. »Incon- 
tineatiae alimenta sunt assidui mnlieram congreaana,* inqoit sanctos 
loaonea Chryaoatomus^). Praefatas aateiii Angaatinna acribit*): 
»Nec qaia aanctiorea sunt, ideo mioaa eavendae: quo emm aanotio- 
rea faerint, eo magia alliemnii et aob praeteita blaodi aemooDia 
immiaeet ae nscns impiiaaiinae 1ibidiDia.€ Hnlierea vero de qniboa 
posait haben anspido, in domo vel extra detinere ant enm eia ollam 
oonaaetadinem habere non andeant^. Clerici Tero qui contra agunt, 
habendi annt ntt oonenbinarii , licet tnrpe peccatnm de flicto non 
adroittant*), atqne uti tales pnniri debent*). 

13. üt igitur sive famulatus causa sive alio quovis titulo ali- 
quam foeminam retinere possint, requiritur ut ea fama et morum 
honestate commendetur. Viduara vero cum filiabus quas forte habeat, 
famulam clericos sibi adsciscere vetamus. Si quis hoc decretum 
(quod Deus avertat) nou servaverit, nostram et Dei indignationem 
in se convertet; quod st monitos non resipuerit, in suapensionem a 
divinis incurret. Omnes aatem a nimia familiaritate cum famnlabna 
se abstineant meminertniqne aacerdotem, qnamria aanctnm, non de> 
aiisse homtnem eaae. 

14. Foeminaa vero alve adoleaoentea aive adnltaa, vinciUo cog- 



1) Encycl. Qui plurihus. — 2) 8crm. CCXLIX. ~ 3) Canon Missac. — 
4) Eccl. XXXIII, 29. — 5) De Saccrd lib. VI, 12. - 6) Apod s. Thoni. 
Opusc. VIII, De modo confitcndi et purit. consc. — 7) Conc. Trid. Sess XXV, 
cap. 14, De nf. — 8) Decratel. Chrag. I)C, Ub. lU, tH. ^ De oohah. cüwiiD. et 
moUcr. capb 1-3. — 9) Gone. Trid. loc oit. 
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natiODis sibi non conianctas, litteras vel alias dkwiplinas aut bonu 
artes neqne privatim neqae poblice doceani sine noatra licentia. 

15. Qaoniam antem »nemo militans Deo inplicat se negotiia 
saeeularibus^),! derlei eoiiiscamqoe ordtnis vetaatar mereatnrain fa- 
Gere>). Qnare ipsi a fenore, folgo eambiOi aetifo, tarn proprio no- 

mine, quam per interpositaro personatn, a praediis alienis condacen- 
dis vel mei'cibus coemendis et pretio vendendis rnaiore, vel societa- 
tibus sive praediorum sive animalium ineundis, a vendendo aut 
emendo in publicis nuiidinis modo litigioso et fragoso, a serviendo 
in domibus saeculariiim atque ab exercendis ofticiis oeconomi, mi- 
nistri, agentis vel administratoris eorumdem abstinere debent*). Si 
quis hac iu re deliquerit, in eum poenis statutis a sacria canonibus 
et Apostolicis constitutionibas animadvertemus. 

16. Lieet tarnen elericis emere ea qaae sibi sappeditent ad 
caUnm et advictnm, etTendere anperfloa; id entm prodentia dooet, 
non Incri enpiditaa. Qnod si qnid inde Inori proTeniat, id fortaito 
conting^t. Itemqne licet aliqnid entere nt per indnstriam mntatiim 
rendatnr; qnia sie agere non est proprie negotiari, sed piaeminm 
laboriff accipere^); atqoe boe modo Apostolns vietnm sibi compara- 
bat*). Licet insnper proprios colere agros ut frumenta vendantur, 
emere animalia eaque propriis in praediis alere, ut ex foetu, laaa, 
lacte pecunia capiatur, vel uti saginata vendantur. 

17. Praeterea non sunt inquietandi clerici qui nomina, vulgo 
aeioni^ Tiarom fenratarum aliarumqae societatura eiasdem generis, 
aat arcamm nnmroalariarum publicae utilitati inserrientium aere 
siio acqninint, dummodo ad obtemperandnm roandatis Sedis Äposto- 
licae parati sint, atque certo sciant eas societatis unllam sibi habere 
propositam flnem illicitnm Tel qnomodolibet snspectnm, et dnmmodo 
nnllam in eisdem administrandis partem snscipiant, neqne earam 
nomina negotientor*). 

18. Clerici vetantur etiam exercere medidnam et chirurgiara, 
quae adustionem vel incisionem inducif^), aut advocati munua, nec 
non suscipere tutelam testameiitariam aut dativiun (excopto casu quo 
pupilli seu minores sint sibi consanguinei usque ad quaitum gradum) 



1) II. Tim. II, 4. — 2) DeereUL Greg. IX. üb. III, tit. 1. No cleric. 
aut monach. saecul. ncgot. sc iminisc. oap. 6. et Conc. Trid. scss. XXII, cap. 
1, De ref. — 3) Clem. XIII., Const. Cum primum, 17. Sept. 1759. Vid. 
Bened. XIV., De Sjnod. dioces. üb. X, cap. 6. — 4) Vid. s. Thora. Sum. theo- 
log. II, II, q. 77 a. 4, ad. 1. — 5) Act XX, 34, et alibi. — 6) S. 0. 17. Not. 
1876. - 7) Ooorotal. On«g. UL, Ub. et tit di cap. 8. 
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sine nostra licentia. Quae necessaria quoque erit ui ipn soscipere 
aut -ezercere possint officia civilia aut laicalia'). 

19. Clerici insuper fetantur interesse choroiB, comoedni alüa* 
qae fpaetaealia eiudem ganeris*), malto eUam magia eadam 8peo> 
taeala panoittere in aedibos acclMiaram alHsqaa ad aaa pertiaenti- 
bm. Notamm tarnen bac probibitione illas coroprabendi eomoedio- 
bis quae in adolescentinm eollegüs fei pri?ati8 domibas reUunndi 
animi caua agantnr. 

20. Glend a Indis alearam ei taxilloroni, utpote vetitis, cam 
privatim, tnm publice abstineant, iieque ladentibns se adinngant, 
aut pro eis spondeant'). Ludis vero Ileitis ne ludant in locis pu- 
blicis aut in domibus in quas huius rei causa nuilti homiues con- 
vuniunt. Si autem privatim hos exercuerint ludos, eos nirais ne pro- 
traliant, turpis lucri cupiditati indulgentes, nec uotandam pecuniae 
summam ezponant^). 

21. Clericis vetantur etiam ingredi cauponas et tabemas edendi 
et bibendi causa, nisi itineris necessitate ad id compellantur^). Si 
qais boc vetitum saepe neglexerit, monitasqae non reeipuerit, poenaa 
eaae pertinaciae persolvet 

22. Crapoia et ebrietas sub graf issiaiie poenis naque ad eos- 
peneionem ab officio et beneficio clericis interdictae sant*). Eoa 
aotem monitos esse folnmns ot a conviviis quoqae se abstineant 
quae finnt occasione electionnm cifiliom Tel politicarom, et a qni- 
boscnmqoe aliis conviTÜs quibus ant poütica ant civilis adnectttnr 
signifieatio. Gaveant quoque ne conviviis nnptiarom intersint, in 
quibus perdifficile est nngas minus bonestas non agi, neque publice 
fumuni tabacchi ore hauriant, cum id protanum sapiat. 

23. Noverint praeterea se vetari, nisi ob necessariani defen- 
sionem, arnia deferre^), et veuationeni exerccre quam vocant clamo- 
rosam*), quae fit cum magno tumultu strepituque armorum et Ca- 
num. Aegre admodum autem feremus sacerdotes in venatione 
ceteroquin per se licita multum temporis pouere, nec desinemus illos 
admonere ut curaa saecolares abücientes, in sui ministerii opera om- 
nino incnmbant. 



1) S. Poenit. 20. Mart. 1835. — 2) Can. XXXVII, dbt. 5 de consecr. 
can. XIX, dist. 34, et Conc. Trid. sess. XXII, cAp. 1, De ref. — 3) Decretal. 
Greg. IX., üb. III, De ?it. et honest, cleric. tit 1, cap. 13, et Conc. Lateran. 
IV, can. 10. — 4) Bened. XIV., De Synod. dioeces. lib. XI, cap. 10, n. 1 sqq. 
— 5) Decretal. Greg. IX., et Conc. Lateran, loc. cit. — 6) Can. Episcopus, 
dist 86.-7) Decntol. Greg. IX., lib. I, De vit et honest, olerio. tit. 3» 
eap. 2. — 8) Bened. XIV., De Sjnod. dleeeei. Ub. II, cap. 10, n. 6 sqq. 
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24. Quod attinet ad imrouDitatea eoelesiaatioaa (quae Dei ordi* 
aatione et eationicte sanotiooibos conatitatae santO minimeqae a 
iore eiTili ortum habentX at eas Nqs, nü debemns, pro viribus 
tneamnr, praecipima« ue derici quacumqne de causa alios cleriooe 
in iadiciutn eoram laieis voeent absque oostra liceatia; idqne sub 
enBpeiuionia poena a difinls ipso facto incanreDda. Itemque praeci* 
pimus ne ipsi sine praedicta licentia causam ecclesiasticam eoram 
iudicibus laicis instituant; neque eoram iisdem agjiit ad versus loca 
pia quae ad sacrorum canonum tramitem privilegio fori fruantur; 
neque in civile iudicium vocati, in eodeni ne passive quideni inter- 
sint. Si vero vocati fuerint ad testimonium dicendum in iu<liciis 
etiam civilibus, pluries niemoratam liceiitiam , si tompus suppetat, 
eispostulcnt ; iusiuraudum autem, si exigatur, iuxta morem Hoinanae 
fiiccieaiae, idest, non tactis Evangeiiis dent, sed tacto pectore. lo 
ittdicits vero criminalibus emittaDt etiam, modo sattem generali, 
declarationem a Booifacio VllL praescriptam *), se noo ad vindictam 
nee ad poeaam sangoiiiis id agere, sed taatum ad sui saorumque 
defensionem Tel publicae iustitiae utilitatem. Ut autem Utes non 
multiplieentur, utque pax non modo inter dericos, sed etiam ioter 
OOS et laicos foreator, omaes sacerdotes Tehementer bortamur ut a 
laieis ipeis in civilia indicia Tocandis, nisi neeessitate cogantar« ab- 
atineant; prudenter autem sapienterqoe agent, si prius a Nobis ant 
a Vicario nostro generali consiliam petant. 

Oap. II. De eomen^fme pro etu&ms moraiUms «i Ukurgieia, 

1. > Labia sacerdotis, inquit Spiritus sanctus, custodient scien- 
tiam, et legem requirent de ore eius^j.c Nostros autem sacerdotes 
non solum sanctitate, verum etiam soieatia tanto iudaicos (quos 
allata verba respiciunt) antecellere necesse est, quanto christiannm 
sooerdotiam saeerdotio veteris legis excellentius est. Ua igitur com- 
parati esse debent ut no?erint doeere quid credendnm, quid agendum 
sli Quo explieatior fides nostra, profondiora mysteria, cultos pü- 
rier, ttobiliora sunt moralia praecepta, quam japud Indaeos, eo 
matorem esse decet nostrornm saoerdotum sanctitatem et seien- 
tiam. Ohristianus, >si sacerdos est, ait sanctus Hieronymus«), 
seiat legem Domini; si ignorat legem, ipse se aiguit non esse sa» 
eerdotem. Sacerdotis euim est scire legem, et ad interrogatioaem 
respondere de lege.c 

1) Coiic. 'I'rid. S;ss. XXV, oap. 20, De ref. — 2) Cap. Praelalin, 
liomicid. io 6. — 6) Alalacli. II, 7. — 4) lu Agg. U, 13. 
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2. NemiDem aatem latet inorales disciplinas ab Ü8 qaibos per- 
difftcile maoiiB dirigendi aotinas ad Tiiam aeternam eommiasam est» 
prae eeteris addiseendas animoqae affigendas ene. Quam qnidein 
ad rem plorimam conferi conventus ad casus conaeieDtiae aolFendos 

olbire. Idque praesertiro ei eo percipi poiest, quod ab iis qai iUes 
diligenter frequentant, moralis theologiae scriptores stodiose perle- 
gendi el confereudi snnt. Hine aacra Conciln Gougregatio eenaiiit 
Eplscopnni cogere posse ad illos conyentas frequentandos parochos 
tara saeculares, quam reguläres*); item omnes sacerdotes saeculares 
confessarios, etiamsi sint canonici*). Quod iterum declaravit, snb- 
teiens otnnes ecciesiasticos in sacria constitutos cogi posse eisdem 
assistere conventibus, et quidem sub aliqua poeua pecuniaria'). Ipsi 
Episcopi cum Romam petunt vel niittunt ad sanctorum Apostolo- 
rum Limina iuvisenda, inter alia eiponere debent >au habeantur 
confereniiae theologiae moralis seu casuum conscieotiae, et etiam 
aaeroram ritaam, et quot vicibus habeantur, et qni Ulis interaiot, 
et quinam profectiu ex Ulis babeatar^).« Quare praedictae Congre- 
gationi illud solenwe est, ut in reaponsis ad Episooporum relationes 
de atata BccleBiamm redditia, maximia eoa elTerat laadiboa qni 
haiiuiiiodi eooTentiis in aaaa dioeoeses induxerint, ant ai fortaaae 
aliqaandin faerint intermiasi, ad vitam revocaverint. Qaod ai boc 
noUo modo fleri deprebendat, Semper inatat nt iaxta diacipUnam 
eommiintter receptam quamprimoin atabili ratione non modo io urbe 
dioeoeaia principe, sed ei in aingalie omnibas eiasdem dioecesia op» 
pidia iidem conventas iostitaantar ^). 

3. Quum Apostolicae Sedi omnino parendura sit, statuimus ut 
iidem conventus neu solum contiuuentur iis in locis iu quibus hac- 
tenus babiti sunt (et ita quidem ut magoam mereantur laudem), 
eed etiam ubi obsoluerunt, instaureutur. 

4. In bis autem conventibus resolventar qaotannis sex quaestio- 
Des morales totidemque liturgicae. Quae omnes quaestiones in calce 
libelli qai inaeribitar »Ordo dirini officü recitandi,c rnlgo (kHm>' 
ifoHo, proponentnr. Laadiboa qaldem eaa camalabimos congrega- 
tionea ia qoaram conventibaa etiam de ceteria aacria disoiplinta dta* 
aeretar, dammodo praedictae qoaestionea praecipaam albi temporis 
Tindioent partem. 



1) Die 3. Sept. 1605. — 2) Die 15. Mart. 1602. — 3j Thesaaras Beao- 
Itttionum S. C. C. in Larinens. 30. Aug. 1737. — 4) Instractio S. C. C. super 
nodo eonllfliMidi nkttooMa «tc § III, n. 14. — 6) Angelus Lucidi, De Visita- 
tioD« aaeroram UmiDam ate. toL I, pag. 488. 
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5. Sed vt einsmodi oonventos faeilias ad exitus perrehantor 
optatot, ad has regnlas dirigentor: 

a) Pistorii illU praeerit Episcopns vel Vicarias generalis; Prati 
Vicarins gcaeralis vel prima diguitas CapituU; alüs Yero in locis 
praeerant praeposiii rel plebani ad qoos haec praefeetura ex oonsoe- 
todine pertinet. Si quis forte aut ob valetodinis infirmitatem aut 
ob aliam gravem causam hoc fuDgi noa poWrit ofücio, eius locum 
paiqchus senior obtiuebit. 

b) Praeses secietarium liabebit, qui Pistorii ab Episcopo, Prati 
a Vicario generali, alibi a congregatis eligetur. Si quando vero se- 
cretarius abfuerit, eius vices geret uuos e congregatis a praeside 
designandus. 

c) Cum omnes in locum atatutom coavenerint, iovocabitur 
Spiritus sancti aoziliam. 

d) Postea qnisqae ordine assidet. A latere pracsidis sedebit 
secretarins, atqae eos qui sine legitima caasa abfuerint, noiabit. 
Veluti abaeotes illos habebit etiam qai sorte dacii ad casus persol- 
vendos, hos noo scripserini Habebit aatem Ubmm, et quidem sum- 
ptibos omnium congregatiODi ascriptorum oomparatam, io quo referet 
quaanam quaestiones in nnoquoque conventn persolntae faerint, et 
nna eam loeo mensem ac diem, quibos conventus acti sunt, nee non 
eorum nomina qui sine gravi caasa illis non interAierunt. 

e) Praeses vel qui ab eo delectus fuerit, habebit brevem ser- 
monero de officiis clericoruru, vel fragmentum hnius Synodi velCon- 
cilii TriUeutini perleget; ai autem res postulabit , aliquam illi adii- 
ciet commentationem. 

f) Mox duo, Sorte trahendi, legeiit casum raoralera ; deinde le- 
getor casus liturgicus ab eo qui iam in superiore conventu sorte 
ductus fuerit. Qui casus auctorum manu obsignati, cum coetus di- 
mittetur, secretario tradentur. 

g) Hisce lectionibus absolutis, praeses facultatem dare potent 
de casa moraü voce disoeptandi: qnibns in disceptationibus semper 
servanda erit Charitas, qoa omnibos, maximeqne dericis, nihil debet 
6880 antiqaitts. 

h) Aliqais deniqne sorte dactns, non secos ac qui casum litnr- 
gUsnm legere debet, solidis argomentis et ecclesiastica ernditione de- 
finite qoaestionem moralem resolvet Qnod omitti potent in conven- 
tibns rnri habendis. 

i) Poet baee praeses vel seeretarins praestitnat diem atqae 
horam proximi conventus, casusque in eo persolvendos indicet. 

k) Couveutui tiueui puuet oratio Ayltnua etc. 
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l) Anno quoque ezeante, secretarias mittet ad Cariam episco- 
palero librnm de qao ante diciam est, omneflqae casus peraolatosi 
at rite eipendaiitor. * 

6. Paroehos aatem saecnlares et reguläres ac ceteros quibue 
animaraai cnra ooecredlta est, eapellanos, confessarios saeculares, 

canonicis non exceptis, clericesqiie "in sacris Ordinibus constituios 
magnoper(3 hortamur ut conventus de quibug serino est, diligeiiter 
obeant, si velint suo satisfacere officio. Hortamur etiam sacerdotes 
qui excipiendi confessiones non pollent facultate, et clericos qui in 
studia theologica incumbunt, etsi iiondum sint in sacris Ordinibus 
constituti, ut iisdem conventibu3 intersint. Perspectum vt*ro Omnibus 
Sit illos qui hoc iieglexerint munus, in maguam difficultatem sacros 
Ordines suscipiendi atque beneficia ecclesiastica obtineudi iocarsnroa. 

7. Qood ai aliqtübiia in locis ob aerls intemperiem ac aacerdo- 
tani paadtatem aliasqne huiasmodi difficaltatea hos non detnr agere 
oonyentoa, singoK sacerdotes qaaestiones propositas accnrate resolvent, 
et ad Cariam episcopalem mittent Atque idipsnm faciendum erit 
aacerdotibns qni ob qaamenmqne instam causam oonventibns adesse 
non poterunt. Eadem Coria vero singulornm scripta expendet, et, 
ubi opus Sit, emendabit; qua de emeudatione auctores certiores faciet. 

Cap. III. De canonicis aliisque choro addicHs. 

1. Qaae de Tita et bonestate clericomm capite I bnins partia 
constitnta aant, spe tenemnr ad nngnem serratnm iri a catbedraltum 
Becleaianim canonicis, utpote qni ad maiores Dioecesiom dignitates 
evecti et nostri consiliarii sint >). 

2. Canonici apud suas Ecciesias residere lege tenentur ut om- 
nes choro intersint ad psallendura ; a quibus tarnen per tres raenses 
quolibet auno abesse possunt, salvis nihilominus earum constitutioni- 
bus, quae lougius servitii tempus requiranl ^). In bis autem tribus 
tnensibus amittunt distributiones, nisi adsit Apostolicae Sedis indul- 
tum. Non omnes vero canonici simul abesse possunt diebus perrois- 
sis; vacationes eoim canonicis, non Capitulo conceduntur. Quapropter 
Eeeleaia Gon?enienti servitio annqnam priTanda est 

8. Tacationiiro indalto canoniei nti nequennt tempore Adrentns 
et Qoadragesimae , omnibna diebus featis solennioribua NaÜTitatia 
lesa Cbriati, Penteoostea et SS. Corporis Christi atqoe octaTaram 



1) BeMd. XIT.. De Sjnod. dioeeta. Ub. XIII, eap. I, n. 5. — 8) Cobc 
Tiid. teii. XZIV, cap. 19, D« raL 
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privilegi.itarum ac aliis temporibus ab Ordinario probatis, etiamsi 
canouicis concessam sit ut alteruis vicibus r-iiorum frequenient ^). 

4. Canonici ceteriqoe choro obstricii sUtiB horis Ecclesiam 
iDgradiautur. Hortamur aatem omnes ut, aqua benedicta aspersi, 
accedaiit ad altare SS. Sacramenti atqae in eins adorationa paramper 
immorentar. Deinde saerariam ingressi, ordinem dinni oIRcH per- 
legant, quaeqoe in brofiario ocearrant, praesertim commemoratloneB, 
inveniant, ne eo6 in choro errara contingat. Cam palsatnr (iniin- 
nabolnni, omnes, nnlla interieeta mora, ineessa gravi et modesto 
Tolta cboram ingrediantar, ea omnia quae pietatem imniinnere 
et aberrationem qnomodoenmqne fo?ere valeant, abdicantes, utque 
insnper perpendentes Ecclesiam officia cboralia instituendo sibi pro- 
poäuisso ut ipsi pro populo laudem Domino Deo reddaut tamquam 
intor utrurnque mediatores. 

5. Dato signo, officium inchoetur. Niillus vero alieiias 0(^cupet 
scdes, ueque huc vugetur et illuc, sed in proprio se contineut suhs»»!- 
lio, nisi adsit rationabilis causa se ab eo movendi Omnes autem a 
risu et vano colloquio omnino se abstineant, meminerintque ab Apo- 
stolica Sede declaratum fuisse') confabulantes in choro tempore di- 
vinorum officiomm quotidianas distribntiones amittere. Iteinque 
studeant omnes caput detegere, flectere genna, surgere iuxla ritns 
et mbricas ab Bcclesia praeseriptas, atqne concorditer et elata voce 
Deo laades persolvere. Oanonicis qni choro simpticiter assistaut 
absque divinae psalmodiae eantu, »nisi, inqnit Benedictns XIV.*), 
pnioito Sit Apostolieum non praesnmptam Tel abrogatam, sed legi- 
timnm atqne vigens prifileginm sive indultnm, inre ac merito veren- 
dnro est ne isti, dum ita se gemnt, praebendarnm atqne distrilni- 
tionum fructns minime suos faciant, et consequenter ne ad earum 
restitutioncni teneantur.c Praefatus Pontifei autem alibi scribit*) 
a Sacra Concilii Congregatione pluries declaratum fuisse *) suo non 
lungi mutiere caoouicos qui taceant in choro, ueque distributioaum 
fieri participes. 

6. At non sufficit ut canonici ceterique choro addicti psallant, 
sed psallere debent magno pietatis studio, band festinanter, vocibus 
apte comparaiis, nuUiaqae praecisis verbis, parva mora quoque ad 
asteriscam interposita ; nec nna pars chori canere incipiat, nisi prius 
altera cantnm absolverit. 

1) S. C. C. In Terracinen. 23. Mail 1665, et in Tusculan. servit. chori, 
18. Ion. 1818, atqne ead. C. 18. Dec 1809. — 2) lo Placeutiu. 27. Mart. 1847. 
~ 8) Const Cum nempcr, »n. 1744. — 4) Imt Mclai. CVII, n. 8. — 5) Die 
18. laiL 1619, efc in causa Tiesntla. die 7. lau. 1828. 
AnUv fir KiNa«re«ht UUCTI. 5 
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7. Missa Conventualis, qiiaß divini pars est officii, et ex generali 
rubrica Missalis canenda est post horae tertiae recitationem , pro 
Eoclesiae beoefactoribus in genere applicari debet, et quideni alter- 
natim ab omnibus qui clenitn capitalarem oonstitnunt ^). A qua 
quidem applicationis obligatione non excusat contraria consoetudo, 
etiam immemorabilia, ant reditnam tenaitas'). Canonici aatem alüqoe 
benefteiati qai parocbialera cararo babent vel exercent, et quibas, 
'dum ad Miasam conventiialem canendam adatringnntar diebns fesila 
tarn integris, qaam dimidlatis*), alterim qaoqne Missae pro populo 
applicandae onos ineet, debent per seipsos Miasam conventoalein pro 
benefactoribna in genere, aliaoi vero per aabatitotam applicare *). 

8. Missae autem conventoali anbatito! non potest ea quam 
Kpiscopus quibusdam diebns festis pontificaliter celebrat; ipse enira 
applicare debet pro populo. Quocirca hel)doniadarius vel ille cui 
onus inest Missae conventualis, illam celebret lectam*) 

9. Cum vero quibusdam diebus duae et etiam tres Missae 
conventuales ex rubricis generalibus celebrandae sint, quaestio exorta 
est de earura applicatione. Quam quaestionem Benedictus XIV. per- 
solvit indicens »laudandos et confirmandos esse quotquot sponte 
ana aecundam aat tertiana conventualem Misaam pro benefactoribos 
in ganere applicant, qui vero idem agant ex vi conanetadinis in 
ipaoram ecclesia vigeutis, iia imperandom nt in ea conaaetadine 
peraevereni; ubi Toro id nan receptum non invenitur, liberam om- 
nino aecundae tertiaeque Miaaae conventnalia applicationem oelebran- 
tibna relinqoendam eaae, dnmniodo in oonnDemoratione pro defonetia, 
Eccieaiae benefaetomm in genere non obliviacantnr.c 

10. Ganonid ex Tridentini ConcilH deer«to , per se , et non 
per aabatitntoa ana debent obire offlcia. Nibllominua aacra einadem 
Goncilii Congregatio saepias declaravit praedicto decreto »non eaae 
sublatam capitularibus facultatem sese invicera substituendi, dum- 
modo eodem tempore substitueus et subsiitutus eideni servitio ad- 
stricti non sint*). Ad haue autein alias addidit conditiones, idest, 
quod bae substitutiones non sint nimis frequentes ; quod subrogentur 
canonici solam vel mansionarii praeseutes in urbe, oou vero qui extra 

1) S. C. C. In Fanen. 29. April. 1780. — 2) Ead. C. die 23. lan. 1875. 
— 3) Quamquain diebus festis dimidiatis omncs Tusciae fideles nnper ab Apo- 
stolica Sede praecepto aasistendi Missae solati fuerint, tameu iii illis solemnitas 
rilM MeMtftiei omniiio servanda «st, et paroeht eetariqno tmnm aninMunm 
babentet t«iieatiir, nt ante«, HiMRm applime pro populo. — 4) Bned. XIY^ 
Conit Cum aemper* — 5) Si R. G. In MaisoniB, die 19. Nov. 188L — 
6) Const dt — 7) SeM. XZIV. De ref. eap. 12. ~ 8^ In eaoaa Eagabb. 
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illam vel extra saborbia versantor; quod hanc lacultatem alterius 
gobstitaendi obtineant taatom canonici Tel mansionarii, non antem 
ipsornm coadiutores, qai nee reipsa canonici nec mansionarii nun- 
cupari poflsnni^). At eadom Gongregatio nibiade declarant*) non 
raqniri nt Bobstitnens Torsetor in nrbe ant in aabarbiis, aed snffleere 
qood non absit a DioecesL 

11. Keminerint antem canonici et capellani ae teneri interesae 
leetionibna sacrae Scriptnrae qaae habentnr in ntraqne noatra Ec- 
clesia cathedrali, et Nos ad id eos compellere posse Meminerint 
etianif si in Quadragesima non intersint concionibns quae in Catlie- 
dralibus habentur, se privari poäse distributiouibus illius diei quo 
non intersint*). 

12. Quod ad distributiones attiuet , cum constitutae sint ut 
choro addicti suis diligentius fun^antur muneribus, negligentes fal- 
lentias amittunt, neque Capitulam potest eas ipsis indulgere ac re- 
mitiere, aat in massa commnni ponere, ut statia temporibus inter 
diligentes ac negligentea aeqaaliter dividantur, cum id quamdam 
contineat collusionem qna finia legia iacile illnditar. Qoapropter con* 
anetado dividendi fallentiaa inter abaentea ac praesentea a aacra 
Oondlii Gongregatione aemper improbata eat*). 

18. Diatribntionea antem a negligentiboa amiaaae praeaentiboa 
accreacnnt'), si agatur de illis qnae ex bonia commnnibua aen ex 
maaaa commnni prominnt; ai vero agatar de bonia a commnni 
roaaaa distinetia deqne distributionibus extraordinariis ac iiiipropriis, 
crogandae sunt pro fabrica Ecclesiae, si ope indigeat, aut pro alio 
pio loco, arbitrio Ordinarii 

14. Verum facile eluderentur tot salutares constitutiones , nisi 
in singulis Eoclesiis certi et designati forent canonici , seu alio 
quocumque noraine nuncupentur, beoeficiarii, qui olira ohcdicntiales, 
bodie punctcUores audiunt, quia eis onus inest accurate adnotandi 
qnotqnot a choro alüaqne aacris functionibas absant, et quibus no- 
minatim diebus aut a qna apeciatim divini officii parte hic aut illo 
ae anbducat Qnamobrem oonatitnimna nt ad einamodi mnnna in 

1) Bened. XIV., Instit. eccles. CVII, n. 3. — 2) In Montis Alti servit. 
Chor. 21. Inn. 1803. — 3) S. C. Ep. et Reg. In Fandana, 16. Mart. 1530, et 
S. C. C. 11. Aug. 1618. in ürbinaten. 10. Maii 1618. et in Oppideu. 17. Dec. 
1887. — 4) S. C. Ep. et Reg. in Comen. 10. Maii 1580, et in Castellanen. 
10. Aug. 1602. — 5) In Aesina, 22. Dec. 1860. in Romana 22. Febr. 1862, et 
8. Aag. eiusd. an. — 6) Conc Trid. sess. XXI, cap. 3. — 7) Gone. Trid. laH. 
XXn, cap. 8, et 8. 0. C. In AmoIu», & Hart 1843, atqae bi Romana, 16. Febr. 
1865. — 8) Bened. ZI?., De Sjned. dieeeee. Ubw IT, eap. 4. 

5* 



Digitized by Google 



68 



Sifnodut Fittorienait et PraiemU a, 1892. 



utraqae cathadrali Bcclesia duo eligantar, et piiusquam officium 
suscipiant, inreiaranclo obstriogantur ad illud rite accarateqne 
explendum ^). 

14. Hi auteni panctatores io libro panctationam notent onines, • 
qaieamqne ii faerini, qai diTiDis offioiis non interfaeriDt, Tel qni ad 
choram, inoepto officio, accesserint, vel, eo non eipleto, ab eodem 
rine nrgenti causa diaceneriat, yel tandem in eo indecore Teraati 
fteeritit; qua in re ipn nollins odio vel amore, spe aot metu ino- 
?eantar; atiter a Deo mdiee panieninr atqne restitiiiioni obnoxli 
erant. 

16. Sciant iidem pnnctatores eos pnnctandos et habendos esse 
ut absentes qui iuxta nioduni a constilutionibus capitularibus prae- 
scriptuin ct debito tempore noii interfuennt divinis officiis; nisi quis 
iusla de causa a praefecto approbanda exciisandus quandoque videa- 
tur*). Librum autera fallentiaruni sub clavi custodiant, et anno 
pxpleto, rationem ductoribus aliisque ius habeatibus iuxta Ecclesiarum 
consuetudinem illum exhibeant. 

Verum ioterdum contingit ut aliqui canonici, licet cboro 
non intersint, tarnen, non secus ac illi qui sunt praesentes, percipiant, 
omnes distributiones quotidianas sive ordinarias sive extraordinarias 
et quaecumque emolumenta pro?enientia ex portionibue ?acantinni 
canonicatuum, atque ex amisBionibos seu faUentüB canonicornm ille* 
gitime absentium, exceptia tamen incertis adYenUtiia seu roaiinalibaa, 
quae tum ex peenliari deTotlone fidelinm ac pietate, tum ex teeta- 
torum Toluntate extraordinarie pro?eniunt, prouti sunt eroolnmenta 
qnae derivantnr siTe ex cada?ernm ooroitata ac relativis funeribofl^ 
aive ex incertis anniversariis, no?endialibu8, proeesstontbus aliisque 
simitibns functionibus , sive ex Missis ad?eDtitiis, quae occasione 
festorum, benefactoribus petentibus, a Capitulo celebrantur, ut planes, 
statuit sacra Concilii Congregatio Canonici autem qui distribu- 
tiouibiis fruuntur, etsi cboro non intersint, sunt: canonicus graviter 
aegrotans, si in servitio chori assiduus fuit*); canonieiis abseus vel 
iniustae detentionis, expulsionis et deportationis •'^) vel gravissimue 
ininiicitiae causa; canoaicus iubilatus; praebeud&ti cum ouere adnexo 



1) S. C. C. Iq Maceraten. Visit. 26. April. 1664. Vid. ßened. XIV. De 
Synod. dioeces. lib. IV, cap. 4, nn. 1-3. — 2) Synodi Pistoricu. et Praten. Co- 
lumbini Bausii, par. I, tit. 17. — 3) Praesertim 30. lan. 1858. 20. Dec. 1864, 
28. April, et 5. Mai 1866. — 4) S. a C. In Pitcien. 6. Dec. 1760, in Piaton. 
25w lol. 1764, et in Gsflertan. 16. Dee^ 1797. — 5) S. C. G. In Unduea. 

16. Pabr. et 8. Ha» 1627, in Feraotiiia, 9. Sept 1815, et In NnlUns SnbkMa. 

17. Ma» 1817. 
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curae animarum, si tempore divini officii in parocliialia ofHcia in- 
cumbaot^ sim tarnen ooerata cooscientia ; canonici et beneficiarii qui, 
gravi necessitate et populi commodo concnrrentibiis, ex praefecti li- 
oentia Missas oelebrant aut confeeriones etciplnnt^); poeuitentiarios 
vel qtti in eins locum necessitatis causa ab Bpisoopo snffectns est, 
dum in sna Ecclesia oonfesaiones ezcipit*); canonici assistentes 
Bpiscopo celebranti, aut alia Pontificalia exercenti*); canonici ab- 
sentes ad raiiones massae capitularis ezpendeudas, aed tantnro per 
tempus ab Ordinario praefiniendum ; canonicus admtnistrator rertim 
capitulariuin pro diebus et horis quibus reapse in administnitiuiium 
inciimbit ; canonicus theologus totu die qua legit, etsi mane vel 
vespen' taiiiiim legat*); canonicus qui Komani petit ob sacrorum 
Limiimni Visitationen!, sive solus uiittatur ab Episcopo, sive hunc in 
eadem visitatione comitetur^); canonici qui non per vim , se<l sua 
sponte atque ex Episcopi licentia per deceni dies in anno in aliqua 
religiosa domo (exceptis Quadragesimae et Adveutus tempore solem- 
nibusque festis) ezercitiis spiritoalibtts vacant*). 

17. Sancientea antem nonnulla quae hoc spectantia a nostris 
decessoribus, ac praecipue ab Alexandro Del Caccia, Francisco Uinuc- 
cinio et Columbino Bassio statuta sunt, in primis mouemus omnes 
ut ad capitttlares conventus, uti moris est, convocati aceedere non 
n^Iigant, qnisque autem pro sna dignitate Tel antiquitate in eis 
assideat, atque debito ordine et sedate dicat quid sentiat, conscien- 
tiaque fretos sua ferat suffragia, gloriam Dei tantum prae oculis 
habens. Procul ?oro ab eis absint respectus hominum ac mnito 
niagis dissensiones et altercaiiones, led omnia cum charitate et con- 
cordia ad Dei honorero et Bcciesiae deciis iuxta constitutiones capi- 
tulares , aliasque haruni nostrarum Eoclesiarum laudabiles cousuetu- 
dinea, quas servatas volumus, perficiantur. 

18. Et quoniam iuxta sacros canones bis capitularibus con- 
ventibus praecipue propositum est de iis quae et divinum tultum 
spectant, disserere, omnino decet ut plerumque antoquarn m-gotia 
temporalia agantur, ea agantur quae ad chori discipUnan) et ad 
abosos qui iu ea forte irrepserint , auferendos , atque ad Dei cultum 
promovendum pertinent, cum nibil aequius sit, quam praecipuum 
obtinere locum spiritnalia negotia, eaque temporalibus antepoui. 

19. Vetamus autem oon?entus capitularea fieri diebus festis et 

1) S. C. C. 8. Febr. 1815 . 20. Dec. 1812, et 20. Nov. 1819. - 2) Ead. 
C. Iu Savonen. 174.5, et .Spoletan. seu Reatin. 3. April. 1841. -~ 3) Conc. Trid. 
Seat. XXIV, cap. 12, De ref. — 4) Ö. C. C. 30. lul. 1855, et 3. lal. 1860. — 
5) Bad. a 28. bn. 1687. — 0) Bx DecMto aemontii XI., 1710. 
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etiatn diebus ferialibus dam in Bcelena cathedrali divioa celebraiitar 
officia» nisi gratis adsit necessitas qnae dilatiooem non patiatar. 

20. In condendis vero atatatia per .qnae Tel anüqaae laadabiles 
Bcelesiaram cathedraliaiD consaetadinea abrogentar, Tel aliqaid novi 
circa eammdem atatmii indncatur, aemper noeter aot aaeceaaeram 
nostroram poataletar oonaenaas, et nonniai eo aaaeqaato, et quidem 
Scripte, quaecamqae atatnta vel decreta efficacitatem obüneani. 

21. Dedecet omnino, et iteratis declarationibud sacrae Congre- 
gationis Concilii adversatur, aedes canonicorum habitationi assignutas, 
laicoruni usui assignari; quapropter vetamus illas alii usui quam 
ipsorum canonicorum vel aliorum sacerdotum, praesertim Ecclesiis 
catbedralibus inservientium, destinari. 

22. Cum decus utilitatemque Capitulorum curare debeamus, 
canonicos hortamur ut libros, instrumenta reliquasque scripturas ad 
eadem Capitata pertinentes diligenter servent; illas vero quae suut 
maloris momenti, facto prias earam exacto inventario, recondant io 
arinario daabus, et qaidem diyersis, inatracto clanbua, qaaram ana 
a canonico praelecto eaerarii, altera a canonico camerario maaeae 
capitalaria, castodiator; ita at ttlud noDiuai ambobna eoueiitieDtibiia 
poeait aperirl Qoi, poetqoam eaedem reoognoferint acripinraa, eaa, 
expleto officio, aaia tradant aaceeflsoribaa. Caram inaaper gerant 
ceteroruiD Hbroram et acriptararam extra praedictom anuariam 
eriateatiam, oec ex eo nec ex arcbiTio aliqaam acriptnram Tel libroni 
sine Capitoli lieentia extrabere, retinere, commodare andeant. Om- 
nes vero qui quovis modo indebite easdem scripturas seu aliqu:im ei 
eis retinent, iutra duos menses a promulgatione huius Sjnodi resti- 
tuant; quod ni fecerint, a Nobis plectentur. 

23. üt autem chori disciplina Semper vigeat, volumus ut iuxta 
veterem consuetudinem singulis annis meuse et die statis conventus 
generalis in utroque Capitulo habeatur, in quo canonici ex eorum 
gremio anum deligant, a Nobis approbandum et confirmandum, qui 
praefectaa chori appelletur, in iisque versetur qaae ad di?iaa officia 
omnesque sacras functiones tarn in Cathedrali, quam extra ab eins 
clero rite persolvendaa recteqae celebrandas pertinent Idemqne prae- 
cipne coret nt ea qaae de canonicia, capellania et clericis eoramqae 
offlciia bac in Synodo et decretia decesaoram noatromm atqoe Capi- 
tali iam edita aant, perficiantar. Garabit inaaper at eaeremoniae 
iaxta rabricaa HiaaaÜa et BroTiarii romani ac laadabilee eiosdem 
Ecclesiae oonsoetudinee accorate ab oroniboa obaerrentar. Eiaadem 
vero praefecti volantat! omnea obsequi debebnnt ; si quis autem prius 
mouitus illius dicto audiens non fuerit, distributiunuui dcductione 
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eius iudicio mulctetur; quod si crescat contamacia, res ad No» de- 
feratur at iuiU culpae qualiUtem delioqoenteiii poenis arbitrio no- 
siro trrogaiidis coerceamns. 

24. Cantores saa diligenter ezpleani moDia; ante omneB ad 
chonun acoedant, libros parent, omnia in officionun celebratione 
stgnent canenda, et canentibns alilsqne ministris oommonBtrent. 
Plnvialiboa in sacrario Semper indnantur; priYatlm Hissam, dam in 
cboro adesse debent, ne eelebrent, nee in snbeellils, sed seroper in 
loco eis assignato, quando plavialibos sunt induti, consistant ; atque 
idipsain faciaut ceteri capellani, quia iiua cum iisdem cantoribus in 
fuuctionibus solemnioribus assistunt cum pluvialibus, quue in choro 
sine gravi causa noii deponent. Quo ordine vero cum hebdomadario 
ad chorura accesserunt, eo cum ipso ad sacrarium redant. 

25. Caeremoniarum magister cum solemnis Missa aut Vesperae 
celebrantur, choro omnino intersit; Nobis celebrantibus, seu alia 
pontificalia peragentibus assistat atqae deserviat. Canonicum heb- 
domadarium praeterea praemoneat, et quas caeremonias agere oporteat, 
quando stand um , sedendum, capat inclinandnm, et genua flecleada 
ilinm et qnemlibet alium distinota voce moneat; coret deniqne ut 
nnnsqnisqae in divinis officiis peragendis suo rite fnngatnr mnnere. 

26. Aeditnns indnmenta, paramenta, vasa saera, libros et omnia 
alia qnae sibi per constitntiones Capitnli oommissa sunt, omni ope et 
diligentia eustodiat, describatqne in tabella ad hoc designati fbnctiones 
qnae per hebdomadam tarn a canonicis, quam a capellanis peragendae 
snnt, nt quisque sciat qnod manoB sibi obenndnm sit. Si qnis antem 
ex capellanis in perfungendo eodem raunere negligens faerit, a chori 
praefecto ded actione distributionum vel prohibitione a choro ad aliquot 
dies, aliave eiusdera generis poena plectatur ; idipsum fiat, si quis ex 
capellanis ciint(>ril)us aedituo in iis quae spectant ad diviua ofiicia 
recte peragenda, parere detrectaverit. 

27. Idem aedituus praeterea studeat ut clerici servitio sacrarii 
designati sua statis temporibus expleant ofHcia; utque cum in ec- 
cleaia mioistrant, saperpelliceum Semper gerant, ac devote in ea 
vetsentur, maxime vero dnm sacrosancto Missae sacrificio inserviunt. 

28. Omnibus autem divinis officiis in choro semper habitu 
cborali indntos intersit, atqne a sacrario nonnisi omnibus Missis et 
officiis absolntis discedat, cnretqne ut Missae etiam privatae ordina- 
tim, et qnantnm fieri potest, pro popnli commodo celebrentnr, ntqne 
sacerdotes qni recepta a Cathedrali officia persolvnnt, plemmqne 
anteponantnr iis qni ibidem ex devotione Sacrnm facinnt; clamores, 
inrgia et vana colloquia, praesertim laicornm, in sacrario nnllo pacto 
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perferat, atque meDdicantes in ficcleBia ac divina pertorbantes ofßcia 
cnret expellendos^ Oblationw qaae pro Missis mortuoniin catliedrali 
Bcoleaiae offerantar, in libro ad hoc parato describat, cnretqae ut 
eaedem Miasae quamprimam eelebrentar. 

29. Qaae auiem ad fioeleaiam et altariam ornatam atve ad 
tpeum saerannm pertiDeni, neeeesaria esse eognoTerit, ea praefecto 
eioedem saerarii signifieet, qui valeat, qaantam res postulabit, ex 
coiisensa tarnen Capitali, providere. Omni insnper cura et diligentia 
Student 11 1 Kcclesiu uudequaque religioso seraper efTalgeat splendore. 

30. Quotanuis vero mense lulio cura aasessione praefecti sacrarii 
ac decessoris in eodem ofticio rationera reddat omniura saeromm 
vasorum et supollectilium descriptaiiim in inventario a notario Ca- 
pituli tonfecto; facta auttMii recognitione per acta eiiisdem notarii, 
propria subscriptione se ohliget ad ea orania fideliter custodienda et 
coiiaervanda , eaque vel quodlibet eoram sub qoocumque praetcxtu 
nullo paeto alieai ecclesiae vel personae abeque Capitali liceutia, 
sab poena in consütationiboa capitalaribas oontenta, eommodare 
audeat 

31. Ad enmdern aotem aeditunm speotei ptdsanti campanas 
praescribere qaa hora iaxta morem pro temporam ▼arietate eae 
pulsandae siut ad clerom pro divinis officüs oon? ocandam ; quod si 
consoeta hora aliqaa de cansa mntanda sit, tone qua hora campanae 
palsandae sint a cbori praefecto poscat eiusque pareat iassai. 

Cap, IV» De parockis* 

1. Cura omnes sacerdotes vitae honostate raoruraque intou'ritate 
aliis antri rlliMe deheant, nerao non videt id ab aniraarum curatdrihiis 
raaxime requirendum esse, utpote qui nou soluni populo, sed aliis 
clericis etiam virtutis exemplura praebere debent. Curent igitur ut 
naviter expleant quae capite I haios partis statuta sont Sciaat se 
baad sai officii partes iraplere posse, nisi in ipsis, qnara aliis sua- 
dere oonantur, eluoeat pietas. fitenini »cuius vita despicitur, restat 
ut eias praedicatio contemnatur i).c Itaqne stadeant popnlom pascere 
non solnm verbo, sed etiam ezemplo, memoria complectentes se 
aulmarnm qaae sibi concreditae sunt, seriös oeios rationem Deo red- 
ditoros. 

2. In primis neminem latet, parochos residendi in sais paroeciis 
lege teneri; quam qui perfringit, praeter mortale peccatam in qood 
incidit, ipso facto, alia etiam declaratione non secnta, beneficii 



1) S. Greg. Horn. XII super Evang. 
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fractibiis pro rata teinporis absentiae privatar, illosqae in fabricam 
propriao eoclesiae aat in paaperes loci erogare debei, vetita qna- 
curoqne con?eDtione vel composttione, qaae pro fructibus imnerito 
perceptis appelletor, cx qua etiaoi praedicti fmctoa in totnm aat 
pro parte ei romittereatar ^). Atqae hac qaidein residentiae lege 
orones earam aniroamm babentes obstrlngnntar, etiamsi paroeciam 
parvam habeant; imo neque ah ea abestse poesnnt studiomin causa 
vcl ob intf.'mperiem vel aerem insalubiem vel ob senescentom aeta- 
tem vel ob grussanteni pestem, etiamsi in periculum ac Uiscrinien 
vitae vuceiitur, atque idoneum sibi substituant vicariuru Kteiiim 
»boiius pastor animam (vitam) siiam dat pro ovibus suis ^).* Habi- 
tare aiitcm debent in aedibus parochialibii8, vel, si eis careaut, in 
domo propinquiori ecclesiae, ut fideliam neceasitatibus Semper praesto 
siut *). 

3. Quamqaaoi vero Conciliam Tridentinora ob qnamlibet ho- 
nesiam causam parochis concedat ut a paroecia duos menses abesse 
possint, id tarnen ipsis non permittitnr, lüsi prius abseutiae cansa 
ab ßpiscopo cognita atqoe approbata sit et vicarios idonens subrogetor. 

4. Sed at residentiae lex accurate senretor, statniinns nnllum 
animaram curam habentem in nostris Dioecesibns a sna paroecia 
abesse posse ultra tres dies absqne noetra Hoentia vel nostri Vicarii 
generalis, ?el saltem vicarii foranei, nisi necessitas discedendi ita 
argeat ut dilationem non patiator. NQmqoam antem discedat, nisi 
prins idoneum reliqoerit sacerdotem, qui eins obeat vices. 

5. Causa vero ob quam parochi ceteriqne animarum cnram 
exercejiles, etiam amovibiles, et quocumque nuncupentur nomine, 
toiientur residere in paroecia, est, quia, quod facultas fert, per seipsos 
ülfioia parochialia explore <lebent. Nihilo seciui, ut melius praedictis 
officiis pertuii^fantur, possuiit quidem unuin aut plures stipendio con- 
ducere adiutores, quibus ma!L,ns laboriosa comniittant munia ; sed 
cuveant ne eorum opera plus aequo utantur. Quod si per alios la- 
borare velint, memineriat sanctum Bernardum acute sapieuterque 
scripsisse : »Qui per vicariam servit, per vicarinm remunerabitur.c 

0. Decori autem domus Dei maximc oonsulant; qnare studeant 
ot templum, altaria, supeliectiles ceteraque usui sacro designata 
Semper nitida sint; ut sacrae fnnctiones splendide ac devote agantnr; 
in peragendisque caereroonüs magnaro adhibeant dUigentiam; bis 
enim rite peractis »excitator animns ad rernm sacramm veneratio- 

1) Conc. Tria. sess. XXIII. De ref. cap. 1. — 2) S. C. C. 7. lul. 1646, 
6. April. 1647, et 30. Octobr. 1671. — 3) loan. X, 11. — 4) S. C. C. la F«- 
ventina. Dec. 1589, 10. Febr., 15. Mari. 1618, et 26. Nov. 1864. — 5) Eput lY. 
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nem, mens ad superna elevatar, nutritur pietas, fovelur cbariUs, 
crescit ßdes, devoUo roboratur, insiraaniar nmpücior«» ^). 

7. Teoentor praeierea eres soas agnowere*), neinpe earum in- 
dolem, statam atqae neoouitaieB, ot aniuqaisqae posait illad Gbriaii 
sibi aceommodaie: »Ego som pastor boaus, ei cognoaeo oves mea8*).c 
Qaocirca eam galt pan)eliUuii8 paterna affectiooe oolloquaatar, patras 
ac matrMfiunüias pradenter interrogeat de ftliia, de aervis et operarüa 
ttt comperiaat an singuli vitam agant christianain. Diesidia, con- 
teationes et ininiicitias eolertiasiino ebaritatte affectu studeaat oom- 
poiiere, caveantque ne se IHium et contentionuin cupidos osteadaitt. 

8. lidem parochi pro populo frequcnter orare debent ut cae- 
lestüS benedictiones in illuni pro uniuscuiusque necessitate descen- 
daiit. Eteniii) »neque qui plantat est aliquid, neque qui rigat, sed 
qui incrementum dat Deus*).« 

9. Sacrosunctum Missae sacrificium pro populo eorum curae 
concredito, per aeipsos oflferre et applicare debent, tum omnibus Do- 
loinicis et diebuB festia integrU, tum Ulis quae dinndiata vocantur^); 
idque omnino faoere teneotur, qnocumquc appellentur nomine, sive 
aint perpetui, sive amovibiles ad aatum fipiscopi, et ad breve tempus 
coaatituti, etve congruoe habeant reditus, sive noa, cam non causa 
redituum, sed ratkme offlcü pro popalo applicare teneantar, at sta- 
tuit Gonciliam Trideatiauin et sacra eiusdem Coagregatio decla- 
ravit 

10. Nihiloroiaua parochns, si pauper ita stt ut aufficientes ad 
sibi eomparaadum victum fructns non habeat, poterit ex consensn 
nostro Dominicis et fentis diebus pro Missae applicatione eleeniosy- 
nam recipere, eam pro populo intra bebdomadam celebraudo vel 
anticipando. 

11. Notamns autem parochum die festo a sua paroecia legitime 
absentem suae satisfacere obli^jationi Missara applioaiido pro populo 
suo in loco ubi versatur, dummodo ad populi commoditatein alius 
sacerdos in ecclesia parochiali celebret et verbum Dei explauet. 

12. Parochus vero, utcuroque legitime impe<litus quominus Mis- 
sam celebret, tenetur eam die festo per alium celebrare et applicare 
4^ro populo iu ecclesia parochiali; qnod si ita factum non faeriti 
quamprimum potent, Missaro pro populo applicet*). 

18. Parochi qui duabus distinctis paroeciis sunt praepositi, 

1) Card. Bona. In div. psalmod. cap. XIX, n. 1. — 2) Conc. Trid. rcss. 
XXU, cap. 1, De ref. — .'{) loan. X, 14. — 4) I. Cor. III, 7. — 5) Vid. notam 
2 paginae 110. — 6) Sess. XXIII, De rcf. cap. 1 et Ii. — 7) In ünogftU. 
20. Mart. 1390. — 8) S. C. C. 14. Dec. 1872. 
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diias Missas in Imüs applicare toDeniar ?«t per ae, ai fncaltatflin 
binandi oonseqQatt Aierint, vel per alioe, si ea eareant, ?el altera die 
in hebdomada, qoamTls paroeciae fracios eiignt tini 

14. Inbemiu attlem iit paroehi Missas pro populo oekbratas ek 

«tiam Missas legatorum quibus eorum ecclesia ditata fuerit, in di- 
stinctiä libris, vulgo vacchette, diligenter noteut. 

15. Volumus vero ut paroehi rationo festi in vicina ecclesia 
iion relinquant propriani cum huiusmodi festum incidat in solemni- 
tates Nativitatis et Resurrectionis Domini nostri lesu Christi, I'en- 
tecostes ei omnium Sanctorum; quia hisce diebus populas proprii 
pastoris praesentia minime est priYandas'). 

10. Omnia qnae parte I, capite IV, De doetrim fidei iradenda 
statuta eani, senrent; sed qno rite boc Äingantar mnnerd, adbibeant 
praeparatiouem diligentem. Qni enim eam praetermittunt, omnia oon- 
fttse, mnlta inntilia, multa etiam fUsa dicont, atqne ita auditores 
faetidiont, in eieqoe despectnm in sancinm ministerinm ezeitant. 
»Sermo, ait aanctae Bernnrdos % sit delitieene ad aaporem eotidusque 
ad nntrimentniD, efRcaz ad medielnam.« 

17. Fidem cutliolicam ab erroribus qui libris ephemeridibusque 
ul)i(iue terraruni impuneque disserainantur, pro viribus vindiceiit; 
eamquc tum privatim , tum publice argumentis ex sacra Scriptura, 
traditioae, monuroentis historicis et philosopbia deproroptis Yalide 
tueantur. 

18. Namqnam ceseent fideles adhortari nt vitia fugiant ma- 
ximeqae ea quae in populo grassantnr, atqne virtutibos se ornent. 
Omni autem studio eos doceant tum qaibue bonis Dens ambulantes 
in Tiie eins locnpletare aolet tum quibus poenis peccatoree vel hae 
in Tita pleetii Et qnoad peccatores, omni ope adlaborent ut eoe ad 
poenitentiam rerooent Qnod si statim non resipiscant, inoepto non 
desistant, sed instent cbaritate maiore, argnant, obsecrent, increpent 
omni patientia et doetrina; nam agitnr de summa omnium remm, 
idest, de animabos ab aetema damnatione amovendts. Parocbns qui 
hnie deest officio, illam Doroini timeat comminationem : »Si me di- 
cente ad impium : Impie, morte raorieris ; non fueris locutus ut se 
custodiat impius a via sua ; ipse impius in iuiquitate äua raorietur; 
sanguinem autem eins de manu tua requiram *).« 

19. Populum rrebro moneant de frequentis orationis necessitate 
eiimque doceant, Deum non solom labiis, inulto etiam magis mente 

1) Ex dccis. S. C. C 9. Maii 1874. — 2) Synod. Pistorien. Colambini 
Bataii, par. II, tit. 2. — 3) Serm. LXVII, in Untica. - 4) £s«eb. XXXUI, 8. 
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iotimoque cordis affectu coli atque exorari. Meditationem qaoque 
magnopere eoromendeiit eiusque mirificos praediceiit effectiis, nec 
signifkiare praetermiitaiit Benedictuni XIV. ad alliciendos fideles ad 
eiwdem meditaiionis ezercitinm, et iUud docentibas et illo utentibos 
iodnlgeiitias ooncessisae, quae allatae reperientur in appendice hotos 
Sjnodi n. XII. 

20. liemque adhortentar quotquot legere scinnt, at quotles 
Mt89ae ant Vesperis assistuut, vel ad Saeramenta reeipieuda ac<^unt, 

secum devotionis liliruiii deferant illumque legant attente. Quocirca 
purentcs moiieiint ut Hliis suis, stutiiu ac hi legere didicorint, hu- 
iusinodi suppediteiit librum. 

21. Omni studio dcvotioiiem erirji siicratissinium lesu Christi 
Cor foveant augeantque. Qiiod ut efficoi(3 vuleant, significent, Cor 
leaa per se adorabile esse latriae cultu, ut cor persouae Vcrbi cui 
iDseparabiliter unitum est, eo modo qao exsangue corpus Christi in 
tuortis triduo sine separatione aut praecisione a dimitate adorabile 
t'uit in sepnlcro: itemque significent, peculiares extaro rationes ob 
qoaa Gor istod prae ceteris corporis lesu Christi membris est colen- 
dnm, iitpote amoris eins symbolum ac memoria; ideoque a saactis 
Patribns aliisqne devotis Dei serris commendatum fuisse et a Ro- 
manis Pontifictbns dilatatum atque ab impiomm oppugnationibus et 
calumniis Apostolica auctoritate vindicatnm 

22. lideni paroclii curoiit ut in suis ecclesiis , et, modo tieri 
possit, eidem altari in quo assorvatur augustissimum Kucbaristiae 
sacruinentum , affixa sit tabula exbibens, et quideni iuxta probatum 
exeniplar, imaginen» sacratissiini Cordis iesu. Curent etiam ut leria 
VI porst octavarii sanctissimi Corporis Christi devotionis testum eius- 
dem Cordis saltein in propria parochiali ecclesia agatur deccntiori 
quo poterit modo, et prima caiosiibet niensis sexta feria piae preces, 
quas vocant reparufionis, recitcntur. Noii praetermittant antem po* 
pulo significare, fideles qui per integrum mensem lunium quotidie 
aive publice sive privatim peculiaribus precibns devotique animi 
obsequiis in honorem sacratiasimi Cordis lesu corde saltem contrito 
▼acaverint, indnlgentiam Noptem anoorum semel qualibet illius mensis 
die, plenariam vero indulgentiam, quam etiam animabus puragatorii 
applicari concessnm est, in una eiusdem mensis die, ab nnoquoque 
eligenda, in qua vere poenitentes et confessi ac sacra Communione 
refecti foerint, et aliquam ecclesiam aut publicum Oratorium visita- 



1) CoDst. Quemadmodum. 

2) Fiat VL, Const Auetorem fidei. 
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▼erintf ibiqae per aliquod temporis spatium inxta mentem aammi 
PoDtifieis ad Deiiin preces effaderint, lucrari pone^). 

23. Paroohornm erit etiam admirabiles bestissimae Virginia 
Mariae dotes ae privilegia quammaxiiniB «trerre laodtbas atque aa- 
sidaaro stodiosaniqae operam dare at in animis onintain ptroehiano- 
ram Teram defotionero in eam fomnt augcantqae. Boe insu per 
nioneant nt adsint Rosario Mariali, qaod cum Litaniis Lanretanis 
iussu sumnni Poiitificis Leonis XIII. quoad tristissinia perdureut ad- 
iuncta in qiiibus versatur catliolica Ecclesia, ac pro restituta Pon- 
tifici maximo plena lihertate Deu referre gratias datum non sit, iu 
omnil)US catholici Orbis Catliedralibus , parochialibus ecclesiis et 
runctis templis ac publicis oratoriis beatae Mariae Virgini dicatis, 
aut in aliis etiam arbitrio Ordinariorum designaadis, per totam 
mensem Octobretn quotidie recitari debet. 

24. Praefatus Pontifex vehementer exoptat ut idein Rosarium 
Mariae recitetur in Gatliedralibne et eecleeiia parocbialibns etiam 
aingnlis ftetia de praecepto, et qnidem mane aut veepeie, ante Tel 
post aacraa fnnetionee. 

25. Parocbi , nt iam plnrimi eomm faeiant, menaem quoque 
Mainm apedali modo eidem beatissimae Virgini dicatnm, in suis ec- 
tesiis, qaantnm fieri poterit, nna com popolo eelebrent. Hae antem 
oceasione, qucmadmodum et soleninioribus festis eiiisdem Virginia, 
non oinittant hortari parochianes nt in eins honorem ad Poeuitentiao 
et Eiicbaristiae sacranienta siiscipienda devote ac reverenter accedant. 

26. Proinoveant etiam, et qnidem magno zelo, cultum erga 
Patriarcham sanctum loseph, quem summus Pontifex Pius IX. de- 
creto 8. Decembris 1870 Patronum Ecclesiae universalis declaravii; 
per aliquot autem dies ante eiusdem featum aliquod in ecclesia pa- 
rochiali peragant exercitiam ad eioa pervalidam patrociniom implo* 
randoro. 

27. Singalis Dominicis inter Missaram aolemnia dies festos, 
▼igiliaa ac ieinnia, ai qua per hebdomadas incidant, annantient, nt 
atatntnm est parte I, capite V. Itemqae annuntient indnlgentias 
qaae ecelesiam loci devote adeontibus, aliaTe ezercitia peragentibns 
conoessae sant; noveodiales deniqne vel tridnalee supplicationes 
aliaque generis eiusdem alicubi obeunda*). 

28. Eleemosynas pro Terrae sanctae locis, quae a pluribus sum- 



1) Ex decrcto S. I. C. 8. Maii 1873. — 2) Conc. Trid. sws. XXV, De ref. 
deent. de delecta ctborum. Cf. Constitationes s. Pii V. Cum primum, 1. April. 
1506, Siiti Y., hrovidr, 29. April. et Beaedicti XHI., Contkmo, 
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mis Pontiticibus praeceptae sunt, reliqnasqae quae in Ealendario no- 
tantur, populo commendare oon omittant. 

29. Ad Sacramenta autem administraoda, at praescripsimns 
parte 11 capite I , semp«r parati sint , maximeqoe tempore paacbali 
aliisqao omnibus diebus, quibas poenitentiom niunerus maior esse 
solet. Üi antem fideles ad recipienda Sacramenta faoilios aeoedant, 
exteros eonfeaBarioa vooent, oecasione potiasinram Bpiritaaliam exer- 
eltiomin, saeramm miarionnm et orationis Qnadraginta Roramm. 

80. Aegrotis omni rndnlitate Sacramenta, qaemadmodom man- 
daTimns parte II eap. VII, De extrma UneHanet administrent, eos 
fireqnenter infUant, solentar et ad omnia patienter perferenda mala 
exhortentur; lesa Christi passionem in eomm roemoriam revocent, 
atqae ad picDtissiroae Vir^nis Mariae et Sanctorum patrocininin im- 
plorandum invitent. Cum vero ab eo qni in discrimine vitae versa- 
tur per aliquod temporis spatium decedere debeant, suum alii sacer- 
doti committant officium, aut saltem cuipiam ex familiaribus quem 
inagis repererint idonem, ut ad christianae pietatis exercitia infirmuni 
hortetor. Adeant quoque frequenter senes ac valetiidinarios qui in 
loeis ab ecclesia ita dissitis comniorantur ut ne soleronioribus qui- 
dem festis ad eam ae coofenre queant, eosqae roaxima charitate au- 
lentar, ad christianam exdtent patientiam, inducaiitqiie in spem 
aetemae beatitodinis. 

81. Qoae eomtitoimiis parte II, capite X, De SaarameiUttlihua, 
adamoaeim explere stodeant 

82. Vidmimm, orphanonim, papilloram et panpemm paternam 
gerant curam, eiaqae, qnoad taeoltaa fert, anbveniant Meminerint 
ae obligatoe eaae ad impedendnm in panpernm levamen alicafe pioa 
osus omne qaod ex leditiboa beneficii proprio honesto deeentiqae 
victui saperflunm ait. 

33. Parochiales proventus atque emolumenta ne rigide exigant, 
maxime ab iis qui tantum labore vivunt et industria. Pecuniae 
enira cupiditas parochum in comune odium vocat, eius virtiites 
obscurat efficitque ut ipsius ministerium fiat aut omnino aut fere 
infructuosum. Pro quocumque autem parochiali proveutu illud tan- 
tam sibi sokeDdum petant qaod ferunt aut fipiscopi decreta aat 
legitima consuetudo. 

84. Praeter sacram Scriptaram et Ritaale romanuro, alios 
penea ae babeant probatos libros, quibaa in dirimendis quaestionibus 
ad dogma, ad mores, ad rea liturgicas apectantibns, in moderandis 
conaeientiia, in emdiendo populo et in paroecia recte adminiatranda 
iami poaaint 
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85. Ab administratoribiis piorum sodaliiiorani nitiooes qnotan- 
nis focaltate a Nobis delegata excipiant, earamdemqae rationnm 
Ubroe aecorate recognoscant , et, re bene perpensa, iWoß approbent 
Si qnis aatem ei illia bona praedictonim sodalitiorom in propriam 
mn eonverterit, iidem instant nt ea mtitoantor. 

36. Cnrent ne aaa negligentia et culpa aliquid bonomm et 
inrinm ecclesiae depereat, meminerintqae se in beneficii adeptione ad 
haee bona et iura tnenda inreiarando definiiase. Itemqne cnrent ne 
praedia aliaqae beneficH bona in peins mntentnr; immo cnrent nt 
meliora fiant. Hypothecas potissiraam in favorern ecclesiae yel bene- 
ficii parochialis, ubi opus erit, inscribant, ac statis temporihus re- 
noveiit; ha»que inscriptiones et renovatioues sodalitatibus aliisque 
locis piis (lenaniient. 

37. Volumus autem et praecipimus ut ipsi, qiioties aliqois vel 
populus supellectiles ecclesiae donat, aut ad oas acquirendas con- 
tribuit, bac de re sjngrapham faciant, et quidem omnibus praeditam 
cautionibus qnae reqairuntnr, ut post eorum obitum haeredes eaadem 
supellectiles neqneant ad se con?ertere. 

88. Admoneant eos qui onera missarum vel legatornm piorum 
in eorum ecclesia Tel oratorlis quae in eins ditione sunt, adimplere 
neglexerint Quod si admonitionem contempaerint, Nobis vel nostro 
Vicario generali denuntient. 

80. Praeter libros Missamm pro populo eelebrataram et His- 
sarum legatariarom, libros etiam habeant baptizatornm, matriroonio 
iunctomm, confirmatomm eorumque compatrum, deftinetomm et 
statns animaram, in quo parochiani orones per singnlas ad qnas 
pertineiit, familias, describantur , atque aduotetur an Confirmationis 
sacrameutam receperint, an ad priniam Comrounionem fuerint ad- 
missi, an coniugati eint vel coelibes, et, quoad fieri poterit, denotetur 
quoque annus, mensis ac dies quo nati sunt, vel saltem aetas, quam 
censentur attingere. Immutationes vero si quae accidant, ob nova- 
rum tantiliaruni in paroeciam adveutum, vel ob familias quae ab ea 
disoedant, parochns sine mora in libro Status animarum adnotet. 

40. Omnes autem praedictos libros tum antiquos, tum recentes 
parochi diligenter asservare debent in archivio sive armariolo sera et 
cla?i instrueto, cui inscribatur titulns: Archimm paroebiale. In 
eoque pariter assenrare debent libros, chirographa, in?entaria, in- 
strumenta ceteraque documenta quae ad ecclesiae bona, reditus, pri* 
vilegia, iura, onera eorumque satisfactionem quoqnomodo pertinent; 
itemque Bpiscopi edicta, litteras pastorales ^is editas, litteras manu 
seriptas, quae ad paroeciam spectaat, saerae Fisitationis deereta, 
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authentica sacrarura reliquiarum testimonia, indiil^entiarum diplo- 
mata, exemplaria denuntiationum matrimoniormn et kalendariorum 
liturgicoruni uniuscuiusque anni. Si ?ero archivium de quo loqnimur, 
üesit, praecipimus ut intra octo menses ab huius Synodi promulga- 
üone extrnatur, et quidem in looo haud bamescente. Nihil autem ex 
00 extrabaiar, nisi adsit parochoa, nee eine neetra lieentia aliqoo 
deferatar. 

41. llandaniiiB insoper at parochi omnea qaotannis defsniDt ad 
neetram Cariam epitome, Tolgo iransunto^ librorom paroebialiam 
(excepto libro de atata aiümaruni) quos paolo ante receneuirous, in* 
cipientee saltem a die qua quisque parochi» et oecooemaB gnberaa- 
oala paroeciae aoscepii 

42. Praeterea singiilis aniiis, illo excepto quo sacram habuerunt 
viflitationem , exliibere debent libros satisfactionuni ouenim, vulgo 
vacchettey propriae ecelesiae; quae exliiliitio a parochis utriusque 
urbis aliisque qui Curiae epij^eopali irntnediate subiecti suut, fiat 
eidem Curiae; a ceterid autem, at dicemus capite aequenti, proprio 
vicario foraneo. 

43. Si qais qnacnmqne de cansa parochialem eccieaiam relin- 
qnere velit, antequaro ab ea discedat, tenetar tradere auccesflori 
plaries memoratos libros*) ceteraque docamenta qnae archivio pa- 
roehiali cootinentar. 

44. Qailibet parochns intra daoe menses a die adeptae posses- 
sionis eonficere debet inventarium omnium bonornm immobHinm et 
mobilium, aedium canonicaliom ac sacrae sapellectiliR aliarnrnque 
rerum ad suam ecciesiam pertinentium « eiusdeiiiquc inveiitarii 
exemplar tradere Cancellario episcopali *). 

45. Ad praecavendas vero controversias quae inter plebaiios et 
rectores ecclesiarum huius Dioecesis pistoriensis aliquando oriuntur 
in peragendis ecclesiasticis functionibus, praecipimus ut plebaui in 
propriis ac sibi subiectis ecclesüs et paroeciis tam occasione feätorum, 
qaaro funeroRi aliarumqne functionura per seipsos manera adimpleant; 
si quando vero id faoere oolint aut nequeant, tanc ins eiasmodi 
spectet ad priorein, nt appellant, ipsius plebanatas, et deincepe ad 
alioe rectores ceterosqne parochos, serrato antiqaioris promotionls 
ordine, inxta regulam »prior in tempore potior in iurec; excepto 
tarnen casa qao in plebanatn sit parochialis ecelesia qnae aliqno 
gandeat indnlto. concordia ant priyilegio in praecedendo, vel sit in 

1) Synodi Pittorion. Obonndi OhorardH «t I^nit Strom, tit XVL 
t) Synodi Plrtorion. «I Pnton. Colombbii BmoU. per. H, fit 2. 
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quasi possessione praeeedendi aliis in huiusmodi functionibus Si 
vero alii roctores nolint, aut tion possint in proprii» ecclesiis tungi 
officiis ad se spectantibtts , ea obeat plebaaus Umquam dignior'); 
praedicto aatem plehano impedito, fei renuente, aliis rectoribus or- 
dine qaem sapra innuiinus, officiam cedai; idemqae ordo servetur 
inter anbstittttos et capellanos taiii plebanoram, quam alioram pa- 
rochornm, enm plane deeeat reotores eocleeiaram aliis anteponi sub- 
stitnüs; qui omnes Semper praedictis faacttonibiis teaeantar, et qai- 
dem com habita eoclesiastico et saperpelliceo, aasistere'). 

46. Declaramus insoper rectores per seipsos, aat, si legitime 
stnt impediti , per propriam oapellamim Tel aliam saeerdotem teneri 
ad eeelesiam plebanam aooedere Sabbato saneto pro fontis bene- 
dictione, atque solemni die Corporis Christi pro processione; quibns 
diebus teneantur plebani eis dare aut conviviuin aut congruenteni 
eleemosynam *). Priino auteni ex praedictis oneribus solvimus pa- 
rochos quorum in ecclesiis exstat fons baptismalis. 

47. Sabbato saneto nulla ecclesia, etiani regularium, in urbibus 
ante Ecclesias cathedrales, et extra urbes ante eas quas matricea 
appollant, campanas palsare audeat ^). Illae vero qaao non :^nnl in 
ditione illius plebanatus, si suburbaaae sint, ante Cathedrales nostras, 
si vero suburbanae non stnt, campanas non pnlsent, nisi ad boraro 
ante meridiem*). 

48. Mandamns deniqne nt, graviter aegrotante parocbo, capel- 
lanos, si adsit (et si plnres sint, antiqnior), et si non adsit, vicinior 
paroehns plebanatus, paroedae cnraro soscipiat eidemqae aegrotaiiti 
(nisi ille alinm saeerdotem ad id mnnos obenmdom elegerit) in ianta 
necesBitate aasistat, et Sacramenta nsqne ad extremam Unctionem 
InclnsiTe administiet Si mors sequatur, idem eapellanns fei pa- 
rochus vicinior einsdem fieanatns ins faneris habeat, et iam 
susceptani populi curam persequatur donec a Nobis (quos absque 
luora de parocbi obitu certiores faciet) oeconomus constituatnr. Ipse 
anteni capellanus vel parochus vicinior statim ac iufirmus i>;irocluis 
e vita cesserit, sibi adscitis duobus testibus, inventarium rerum ec- 
clesiae conficiat, illudque una cum iisdem testibus subscribat, libros, 
scripturas, obligatiooes Missarom cam darum eleeoiosynis in archivio 

1) S. R. C. 21. Mart. 1609. — 2) Ead. C. 1. Sept. 1697. - 3) Syiiodi 
Pistorieo. Francisci Rinaccinii. tit. 17, Gherardi Ghcrardii, tit. 86. et Colaiiibini 
Baani, par. II, tit. 2. — 4) Üjnodi et loc cit. — 5) Leo X., Bulla Dum inlru 
in Conc. Lataran. V, efc S. R a 9. Febr. 1608. ~ 6) Sjnodi Pistorien. 
FnndMi Bfamaeiiiii et Colnoibiiii Budi loe. dt. — 7) Sjnod. Pintorieii. Co» 
InmMai BttitU» per. tt ttt. dt 
AreidT ISr KirdieiirMlit. LXXVL 6 
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recondat, eoque clauso et sigillo obsignato, descriptionem ponini qu;ie 
fecit, ad Nos vel ad nostrum Vicarium gcneralem defereodam, pera- 
gai; postea haendibas deftuc^ parochi ea qaae ad ipso« pertineoi, 
fenlani dabii aaportandL 

Cap, F. De vicarüs faraneis, 

1. In pinribiu huiiis latae Dioeeesis pisiorienais locia qnosdam 
aaoerdotoa, nt antea faotam eat, oonatiioera oportet, qnibiia pro 
aliqaibna negotila ficea noatraa praMtandaa demaodemiia ; qoiqae 
Tiearii foranei appellaDtor. Hoc antem ofRcium nullt paroedae per 
ae adnexom est, sed omnino penea Bpiaoopam ins eat lllnd enilibet 
parocho aut etiam simpHci sacerdoti committere, semel autem oom- 
missuni , quoties eidem Episcopo videbitar, revocare, aliique con- 
credere. Qui praedicto decorantur officio, quemadmodnm honore ac 
dignitate, ita etiara virtutibus raaximeque prudentia in rebus geren- 
dis, ceteris sui vicariatus parochis aliisque sacerdotibus , suramopere 
curent antecellere, omniaque ad Dei gloriam et £ccle3iae utUitatem 
ea qua par est sedulitate exsequi studeant. 

2. Diligenter aatem inqairant an omnes ecclesiastici vicariatas 
ea qoae de ?ita et honestate clerioomin constituta sunt, observent; 
an parochi sna expleant mnnera; an eccieaiae decenter teneantnr; 
an bona eccleaiaatica rite adminiatrentnr; an Miaaa pro popnlo ap* 
plicetnr; an legata pia expleantur. Qnotannis antem menae De- 
cembri de bia omnibna (omni hnmana poetbabita affectione) certtorea 
Noa faciant Si qnoa ?ero comperiant qui male ae gerant, eoa ad- 
rooneant et corrigant; ai antem admonitionea et oorrectionea inntilea 
eraaerinti rem ad Noa vel ad noetmm Viearinm generalem deferant 

3. Disaidia, ai qaae oriantnr in vicartatn, maxime inter viros 
ecclesiasticos, coropouere studeant ; quod si efficere uequeant, a Nobis 
consilium petant. 

4. Si quae forte in suis vicariatibus adversus fidem aut bonos 
mores aut Dei cultum, templorum venerationem, diernm festorum 
observautiam et cbristiaDam disciplinam perpetrentur, de bis Nos 
admoneant. 

5. Menstruos con?enta8 in quibna casus conscientiae et litnrgiae 
enncleantur, indicent, mensem diemque ad hoc magis congmnm 
atatnant, et omnia qnae capite II bniua partia constitoirona , exae- 
qnantar. 

6. In examinandia teatibna anper atatn libero eornm qni ma- 
trimoniam initnri aanti ae gerant inxta aacrae nniveraalia Inqniaitio- 
nia inatmctionem, de qna diximna parte II, capite IX. 
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7. Eisdem vicariis autem potestatem facimus praescribendi col- 
leotas in Missa addendas, vel alias breres preces indicendi pro pluvta, 
fleranitate aliisqne gratiis implorandU, qootiea id expedlre extstiina- 
veriot 

8. Itemque eis potestatem fkcimas vt proprii vicariatus pa^ 
rochis, cam non potertint ad Nos ad Viearinm nostram generalem 
recorrere, a proprio paroeeia copiam faciaot, iusta tarnen de causa, 
per octo dies abscedendi. Ipsi vero, etiam Nobis incoasultis, semol 
in anno poteruut per hebdoinadam a paroeeia abesse, dummodo 
tarnen sibi idoneum substituant sacerdotern. 

9. lidem vicarii curent ut ad paroclios sibi subditos transniit- 
tant scripta tum Apostolicae Sedis, tum nostra, quae omnilms oc- 
clesiis evuiganda sint. Memiiierint denique sibi pro viribus curan- 
dam esse ut hae synodales consUtutioaes obserrentor, oallaque contra 
eaa mdacatar oonsoetado. 

(BV»rtwtiaaf folgt.) 
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iVI/le« 8. J., Di^atettooci MidemicM iuris aedat. fMdeolu I, Omiponte IM. 
SKhöuen, Du Wmtm der Gtlftbdeioianaitit in der Tübinger theol. Qnutel- 

lehrift, 57. Jahrgang, Tflbingen 1875. 
Stimmen ans Maria-Laach, 9. Band, Freibarg 1875. 
Suorez S. J., opern omnia, tomus XV. Parisiis 1859. 
Van Enprn, Jns eccles. univera. Coloniae 1777. 

„ „ Comment. in canones, Colon. 1755. 
Wetztr and Wellt» Kirchenlezikon, 2. Anfl.. Freib. 1886. 

1. ÄUer der Keusehheitsgelübde überhaupt. 

I. Der Rath des Herrn, um des HimmelrMchs willen stete 
Kenschhett m bewahren ^), fiel nicht anf unfruchtbaren Boden. Von 
den Tagen der Apostel bis auf diese Stunde hat es in der Kirche 
Christi nie an Seelen gefehlt, die Oott zulieb in follkoramener Ent- 
haltsamlceit lebten. Die ersten Vorsteher und Slulen der Kirche 
gingen nach ihrer Berufung aum Apostolate mit gutem Beispiele 
Toran*). Der hl. Paulos schloss sich ihnen an^). Sein Wort: 
tigitnr et qui niatrimonio iungit virginem suam, bene facit; et qiii 
non iungit, melius facit entflammte die opferwilligsten Glieder 
der jungen Christengemeinden , sich einem Stande zu weihen , der 
den Vorzug höherer Vollkommejiheit , grösserer Gottgefälligkeit für 
sich hatte. Kaum war ein Jahrhundert verflossen , da konnten die 
christlichen Apologeten, um die Reinheit und Erhabenheit der neuen 
Religion den heidnischen Bedrückern gegenüber augenscheinlich dar- 
sutbun, hinweisen aut die grosse Zahl jener Kinder der Kirche, die 
mitten unter einem nnglftubigen, verderbten Gesclilechte in heroi- 
scher Selbstverläagnung unter Verzicht auf die Ehe ihre Unschuld 
unversehrt bewahrten, »Viele sechzig und siebensig Jahre alte Leute 
beiderlei Geschlechtesc, beiengt Justin der Mftrtyrer*), »die von Ju- 
gend auf sich SU Christi Lehren bekannt, Torharren bis jetet in Un- 
fersehrtheit, und ich mache mich anheischig, solche in allen Klas- 
sen der Gesellschaft «ufkuweisen.c Bald darauf verbflrgt Athena- 
goras*) in setner Schntzschrift fElr die Christen dieselbe Thatsache; 
nimlieh es (finden sieh Tiele Mftnuer und Frauen unter den Chri- 
sten, die unverheiratbet blieben bis ins Alter in der Hoffnuug, da* 



1) Matth. 19. 12. — 2) TertuU., de monog. cap. X (Mign - 11 934. — 
3) I. Cor. 7, 8. — 4) L Cor. 7, 88. — 6) Apolog. 1. cap. 15. (tfigne VI. 349. 
6) Legat, pro Christ «pw 8B. (Migne VL 965.) 
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dareli enger mit Gott vereinigt zu werden. Später häufen sich die 
Zengoisse 

II. Fahrten diese vielen Christen bloss anf einen ernsten Vor- 
satx hin ein Leben der Enthaltsamkeit , oder hatten sie sich durch 
ein Gelübde dazu verpflichtet? Ohne Zweifel das letstere. 

1) Von den gottgeweihten VVittweu ergiebt sich das klar aus 
den Worten des hl. Paulus an Timotheus*): »Adolescentiores autem 
viduas (levita; cum eniro Inzuriatae fnerint in Christo, nubere vo- 
lunt: habentes damnationem, quia primam fidem irritaro fecerunt.c 
Was soll hier »prima fides« anders bedeuten können, als die Ver- 
pflichtung, welche diese Wittwen gegen Qott eingingen , beständige 
Eenschheit zu bewahren? Und wie anders konnten sie sich dazu 
bindend verpflichten, als durch ein freiwilliges, Qott gemachtes Ver- 
sprechen d. h. durch ein Gelübde? «Primam fidem irritam fece- 
mnt« kann also nur den Sinn haben. »Sie haben ihrem Seelenbrftd- 
tigaro die Treue gebrochen, indem sie ihr Gelflbde, enthaltsam zu 
bleiben, durch das Verlangen nach einer neuen Ehe verletzten.« 
Nur so ist es auch begreiflich , dass sie durch ihren Wunsch sich 
die Verdammniss zuziehen. Wollte der Apostel bloss sagen, sie 
seien von ihrem ersten ernsten Vorhaben abgelvonimen und strebten 
darnach , vom Besseren zum weniger Guten überzugehen , so koimte 
er sie nie und nimmer einer so schweren Strafe für schuldig erklä- 
ren. Eine solch enorme Strafe setzt eine schwere Pflichtverletzung 
voraus. Diese konnte aber bei der in Frage stehenden freien Ma- 
terie nur aus einem Gelübde und dessen Verletzung resultiren. 
»Damnationero habentes« beweist uns also ebenso klar wie »prima 
fides« das Vorhandensein eines Gelübdes. In dieser Auslegung der 
Stelle stimmen auch die Goncilien, die Päpste und die hl. Väter 
des Morgen- und Abendlandes flberein^. Bs ist nun mehr als 
wahrscheinlich, dass die übrigen Christen, welche beständige Keusch- 
heit bewahrten, in derselben Weise sich durch ein Qelfibde dazu 



1) TertulU de resometioiie cafoii cap. 61, (MigDe IL 884). »Qnot tpft» 
dones Tolantarttl qnot Tirgines Chiiito mritatael Ambroi,^ de virfffaiitate, 

cap. 7. (Migne XVL 275). »Dildte^ qoantai Alexandrina totiasqae Orieotis «t 
Afrieana Ecclosiae quotannis sacrare consneTerint. Paaciores hic homines pro* 
deunt, quam ilHc virf:^inos consecrantar.« Atiffiisf. , de vera relig. cap, 3. 
(Migne, August, opcra, III. 125. »Si tot iavenum et virginnm millia contem- 
nentiuin nuptias castequc viventium iam nemo miratar, si tarn innumerabiles 
hano Tiam aggrediontor ... ex omni homiaani genere ani Dao aammo totam 
fita« diflMt Toientimii.. . . .« VgL «aoh Stimmea wu Maria Liaeh, CX. 840. 
8) L Tim. 6, 11. — 8) Cfr. Bellarmin, de monachia eap. 84. 
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verpflichteten, da sie ja auf den Eatb ein und dewelben Lebrmei* 
gteis bin diese vollkommene Lebensweise erwählten. 

2) Ausdräcklicb erwfthnt das Gelübde der EDthaltsamkeit Ter- 
tolUan ^). Ebenso etwas später der bl. Cyprian Ton Karthago. Leta- 
terer widmet den Jnngfraaeo, »welelie sieh Christo geweiht und 
Qott Terbbt habeo», eine eigene Schrift'*, in welcher er sie vor Ver- 
weltlichung warnt and fllr ein znrfickgeiogenes, sittenreines, kurz 
für ein standesgemftsses Lehen an begeistern sncht Derselbe Kir- 
chenTater, dessen Mittheilnngen ihres hohen A^lters wegen von be- 
sonderer Bedentang smd, weist bei einer andern Gelegenheit*) dar- 
auf bin, dass er gewillt sei, hiosiehtlich dieser Jungfinuen, falls sie 
sich vergehen, an der ganzen Strenge apostolischer Disciplin festzu- 
halten. In dieser Aeusserung liegt für uns das werthvolle Zeug- 
niss, dass der Stand der Keuschheit gelobenden Jungfrauen iu die 
apostolische Zeit hinaufreicht, apostolischen Ursprungs ist^). 

Aus späterer Zeit sei nur noch der hl. Epiphanius genannt. 
Er stellt es als apostolische üeberlieferung dar ^), dass es nicht an- 
gehe , nach Ablegung eines Keuschheitsgelübdes zu heirathei». Es 
ist ihm also diese Disciplin wie die damit verbürgte Uebung, sich 
durch ein Gelübde zu immerwährender Jangfrftulichkeit zu ver- 
pflichten, so alt wie der christliche Glaube. 

Historisch nachweisbar ist somit der jungfr&uliche Stand, jene 
herrliche Blume im Garten der Kirche, die, von GoUes Hand selbst 
gepflanzt*), von Anfang an hlflhte, immer prächtiger sich entfaltete, 
ohne zn welken nnd zd verhlassen, die Jahrhunderte flberdauerte 
und jetzt in tausend Orden und Gongregataonen die Wflrze der al- 
ternden WeU ausmacht. 

§, 2, Das eimige tsessntfidbe ütUenckMMngsmerhmdl des fmer- 

hehen KBusMeUsgMdss. 

I. Alle eigentlichen Gelübde der Keuschheit theilt die Kirche 
jetzt ein in einfache und feierliche. Eine genaue V ergleich uii^^ der 
ersteren, <lie unter sich verschieden sein können, mit den letzteren, 
die nur in zwei Arten existireu, ergiebt, dass sie in allen Stücken 
übereinkonimeii können, sowohl »in fieri« wie »in facto esset bis 
auf einen einzigen Umstand, der sich dahin präcisiren lässt: Das 
jginfache Gelübde der Keuschheit war stets nur ein aufschiebendes, 
das feierliche immer ein trennendes Bhehindemiss, letzteres als Or- 

1) De Virgin. veUmd, cap. 11. (Migne II. 905). ^ 9) De haUta TirgiuQm. 
3) Epiet ad PompoBiuD, (Migiie I?. epiet. 9^^, — 4) CAr. 8iuwe9, 1. & 
1. IX. e. 21. n. 18. et 90. — 5) HMiwis 61. (Migne XU). — 6) Matth. 19, 19. 
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densgelfibd« sogar mit rückwirkender Kraft bezüglich der nicht con- 
summirten Ehen. Darin sind alle einig, die sich mit dieser Frage 
befasst haben. Wir können dämm anbedenklich 8uare$ aach hente 
noch^) beipflichten, wenn er sagt'): »Omnes doctores pro comperto 
sopponnnt, omne Totnm castitatis, qnod non irritat matrimoninm con- 
tractnm vel contrahendam, quomodoconqae flat, esse simples; et e 
con?erso^ omne votnm, proprio et thoologioe solerone, Irritaro matri- 
moniom Tel praeeedens non consnmmatam vel saltem snbseqnens.« 
(»Saltemc ist beigefügt wegen des feierlichen Oelübdes der Kleriker 
höherer Weihen, das keine rückwirkende Kraft hat). 

II. Es fehlt jodocli nicht an Autoren'), die bestreiten, dass 
dieser Unterschied wesentlich sei. Dass er immer vorhanden war, 
lasse sich nicht leugnen; aber die Kirche könne in Zukunft auch 
davon abgehen und ein Keuschheitsgelübde als feierliches anerken- 
nen , dem die oben genannte Wirksamkeit nicht eigen wäre. Die 
»vis iuhabilitandi«, welche nach dem bisherigen Modus mit dem so- 
lemnen Gelübde faktisch immer ?erbauden war, könne unbeschadet 
der Solemnität in Wegfall kommen. Sie stellen die Solemnität, 
welche einem Gelübde anhaften kann, mit jener zusammen , die bei 
Testamenten , Verträgen nnd andern jnridiscben Akten znr Anwen- 
dung komme , und behaupten : »Ba Tota esse solemnia , quae cum 
caeremoaiis et solemnitatlbus ab Eoclesia piaescriptis emittwitur.« 
(NiU'es, L c. p. 22.) Bine solche Verquickung oder Identifidrang 
der solemnitas »iuridicac mit der solemnitas »theologice dicta voto- 
rum< ist durcbans nnzul&ssig; denn: 

1) Bei IMamenten, Verträgen etc. bildet der »intervenUis 
efficaz poblicae auctoritatis^)c das wesentliche Moment der solem- 
nitas iuridica. Derselbe kommt durch rechtmässige Anwendung der 
gesetzlichen Formalitäten zu Stande. Wo diese sich linden, findet 
sich auch die Solemnität des Aktes. Das Recht kennt keine Au- 
wendung ganz derselben Formalitäten, ohne dass eine solche solem- 
nitas iuridica erzielt werden soll. Wäre die Gelübde-Solenitiität eine 
solche juridische , so müsste nothwendig testgestellt sein , welche 
Biten und Formalitäten za ihrer Constituirung unerlässlich sind. 
Nnn aber ist es historisch unanfechtbar, dass solche Formalitäten 
nie bestanden haben, noch jetzt bestehen; dass vielmehr alle Cere- 
monien und Formalitäten, die bei Ablegnng der feierlichen GelAbde 
eingebalten werden, ebenso gut bei Ablegung der einfachen sur An- 

1) Cfr. NiUes, l. c p 16. — 2) L. c. lib. Tl. c»p. VI. n. 11. 

3) Cfr. Nillea, l. c. p. 18. SuareZt 1. c. lib. 11. cap. VI. u. 8. 

4) NUUt» 1. 0. p. 19. . 
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weodong kommen können. Wo bleiben da di^ unterscheidenden 
»forgescbriebenen Ceremonien und SoIemnit&ten,< durch welche sich 
der »InierTeDtus efficai Bcclemaet bisher manifesürt hat? 

2) Lassen wir, dieser Sentenz folgend, die »vis inhabiliiandic 
f&r einen Augenblielc als nDweseatlich fhllen, and deniLen wir nos 
eine Congregation mit etnfiusbeo, ewigen, und einen Orden mit feier- 
lichen Geläbden ; beide approbirt mit denselben Aufnahmsformalit&ten 
— oder gar »professio tacitac , wie sie früher Jahrhunderte lanjj 
üblich war: wie läsat sich da auch nur eine leise Spur des ver- 
schiedenen »interventus efficai Ecclesiaec constatiren? Wenn also 
im proponirten Falle die Gelübde der Congreganisten von denen der 
Uegularen sich nur dadurch unterscheiden^ dass die Kirche jene als 
einfache, diese als feierliche acceptirt und approbirt, so ist kein 
Unterschied mehr quoad rem, sondern nur noch quoad denominatio- 
nem, dieselbe Sache ist durch zwei verschiedene Namen bezeichnet, 
die Solemnitftt »in fieric wie »in facto esse« ist gleich Null. 

3) Da der Begriff »Totnm solerone castitatisc kein noihwendiger 
ist, wie s. B. der Begriff, der durch das Wort »Ehe« beieichnet 
wird, so hätte die Kirche allerdings von Anfang an die Qelflbde- 
Solemnitftt im Sinne der »jnridischen« annehmen können, aber dann 

wäre auch der Begriff »votum simplex« nicht der jetzige, sondern 
entsprechend inodificirt. Jede Sentenz, welche den Unterschied zwi- 
schen Votum simplex und solemne oder die »solemnitast nicht zer- 
stören, sondern erklären will, rauss die vis inhahitandi matrimonium 
als einziges wesentliches unterscheidendes Merkmal des feierlii lien 
Gelübdes der Keuschheit gelten lassen, quod et est seatentia com- 
munissima. 

§, 3. Das feierliche Keusckheitegelubde der goUgeweihten Jutig- 
fraueti in der aUen Kirche und ihr Stand im allgemeiuen. 

I. Gross war nach den bereits angeführten Zeugnissen in der 
allen Kirche die Zahl jener Christen, die ;iuf ein Gelübde hin stete 
Keuschheit bewahrten. Aber welcher Art waren ihre Gelübde? 
Waren es einfache, oder kamen auch feierliche vor? DarAber sind 
die Gelehrten getheilter Ansicht. Manche halten alle diese Qelttbde 
ffir einfache^); andere sind der Meinung, dass beide Arten schon 
damals flblich waren. Sware»") z. B. sehliesst seine eingehenden 
diesbeznglichen UntersnchuDgen mit der Bemerkung: »Verisimile est 
fnisse in hoe variis oo&snetndines in Ecclena, donec Ecdesia Bo- 



1) Vgl. Dr. Schonen, 1. e. Alt 4 S. S74. -i^ 2) 1. c t. XV. L IX. o. 21 d. 26. 
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mana generalem de hoc legem statuit.« Ea ist ihm also wahr- 
scheinlich, dass da and dort aach in jenen ersten obristlichen Jahr- 
hunderten feierliehe Kenschheitsgeiabde vorkamen. Es Ist aber nicht 
nar wahnchetnlieh, soadem gewiss, dass das feierliehe Gelübde d«r 
Keuschheit so alt ist wie die Kirche. Wir versncheii im folgenden 
daffir den Nachweis va erbringen. Bs soll aber nicht der gante 
Kreis von Personen in die BrOrtemng gezogen werden, welche in 
jenen Zeiten ein feierliches Gelflbde ablegten, sondern nnr ein einziger 
Stand, jener der gottgeweibten Jungfrauen. 

IT. Da bei unserer Materie die »via inhabilitandi matrimonium« 
fin siclieres Erkennungszeichen der Oelübdesolemnität ist, so ist die 
Frage nach dem Vorhandensein der letzteren identisch mit der an- 
dern: Galt in jener Zeit das votum castitatis der gottgeweihtun 
Jungfrauen unter hestiraraten Voraussetzungen als trennendes Ehe- 
hinderniss? Wo immer sich nachweisen l&sst, dass Jungfrauen infolge 
ihres Gelübdes rechtlich heirathsunfähig waren, ist damit der Be- 
weis für die »Feierlichkeit« ihres Gelübdes erbracht. 

IIL fis ist anffUlig, dass bis gegen finde des ersten Jahr- 
tausends troti der vielen Bestlmmangen auf dem Gebiete der Bhe- 
gesetzgebung nie mit nackten Worten gesagt wird , diese oder jene 
Bhe sei nogiltig, oder Blatsverwandtschaft, Schwftgerschaft in nahen 
Graden, das feierliche Gelübde der Nonnen n. s. w. seien trennende 
Ehehindernisse. Was z. B. das letztere betrifft, dürfte Oanon 8 der 
Synode zu TrosM (i. J. 909) den ersten derartigen Ausspruch ent- 
halten in den Worten*): . . . quia nee verum poterit esse coniugium, 
quod a nieliori proposito deducitur ad deterius . . .t Es wird aber 
" deshalb niemand einfallen zu behaupten, man habe in jenen Zeiten 
keine trennenden Ehehindernisse gehabt. Der ganze Unterschied der 
Genetzgebung von damals und jetzt besteht darin, dass man in den 
früheren Zeiten die Vorschriften niclit, wie gegenwärtig, in Gesetzes- 
paragraphen zum Ausdruck brachte , welche die Rechtssätze klipp 
und klar aussprachen, sondern unter Voraussetzung und auf Grund 
der geltenden Rechte disciplinäre Verfügungen erliess, welche die 
praktischen Fälle regelten z. B. : Wenn einer seine Nichte heirathet, 
mnss er fon ihr getrennt werden. Ob diese Bhe gtltig oder ungiltig 
sei, wird nicht angegeben , sondern als bekannt Toransgesetst. Bei 
der manigfaltigen Forronlirung der Canonen ist es nicht immer 
leicht herauszufinden, ob man ans der erlassenen YerfÜgtang blos auf 
Dnerlanbtheit oder auf Ungiltigkeit schliessen müsse. 

1) H. YI. p. L 587. 
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Da es sich nun aber bei unserer Frage gerade darum handelt, 
zu zeigen, wann und wo das votum castitatis der Jungfrauen als 
trennendes Khehinderniss gegolten habe, so müssen wir die Äus- 
drucksweisen auf ihre rechtliche Bedeutung prüfen und alle in der 
Darstellung gegebenen Anhaltspunkte verwerthen , um zu einem 
sicheren Urtheil zu gelangen. Nach genauer Einsicht des ganzen 
einschlägigen Materials stellen wir folgende Sätze auf: 

1) Ueberau in den Canonen nnd Viteni, wo abeolate Trenaang 
zweier Ehegatten aaf Grand eines Kenschheit^gelflbdea seitens der 
Frau verlangt wird, haben wir es mit einem trennenden Bhehinder- 
niss, Impediroentnm diriraens, in thnn ^). 

2) Wo immer über eine gottgeweihte Jungfrau, die eine Ehe 
eingegangen, die kleine oder grosse Eicommunication bis zur Lösung 
ihres Verhältnisses verhängt wird, liegt üngiltigkeit ihrer Ehe vor*). 

3) Desgleichen involvirt ihr Gelübde ein treunendes fihehinder- 
niss, wenn sie erst nach Lösung ihrer Verbindung snr Busse zuge- 
lassen wird*). 

4) Wird einer solchen virgo sacra vorgehalten , sie sei »adul- 
tera«, und ihre Verbindung »adutterinrac, so ist ihre Übe nngiltig^). 

5) Sind ihre Verbindungen als »incestae« bezeichnet, iät da- 
mit ihre üngiltigkeit ausnahmslos ausgesprochen^). 

6) »Nubere prohibere< ist, soweit wir finden konnten, ein tech- 
nischer Ausdruck und heisst: Die Bhe verbieten aut Qrund eines 
trennenden Ehehindernisses 

IV. Bevor wir zur BeweisfHhrung flbergehen, seien zur leichteren 
Orientirung einige allgemeine Bemerkungen Aber die gottgeweihten 
Jungfrauen von damals vorausgeschickt. In den Quellen, aus wel- 
chen wir schöpfen mOssen, werden ganz deutlich zwei Klassen dieses 
Standes unterschieden; eigentliche Mitglieder desselben und solche, 
die es werden wollten. Die ersteren hatten öffentlich Profess ge- 
macht und aus der Hand des Bischofs oder seines Beauftragten den 
hl. Schleier empfangen^). Sie hiesseu daher: virgines sacrae velatae 
und waren eigentliche Ordensfrauen. Sie wolinten entweder beisam- 
men in Klöstern oder verbliebeu iin Elternhaus. Die andern legten 



1) Vgl. unten. -- 2) Vgl. unten. — 3) Vgl. unten. — 4) Vgl. unten. 
— 5) Vgl. unten. — 6) Vgl. Synode von Elvira (im J. 306). Canon 9 (Hefele 
I. §. 13); Synode von Arle« (i. J. 314), Canon 10 (Hefele I §. 15); Conc. 
Agath. (m. 506). cm. 61 (H. II. 10O4): Synode m Trod^ ontea; Oonc UpU 
(a. 748), can. 8 (H. HL 19S8). — 7) Cfr. Cooe. Carthag. (a. 8S0), mm, 8 
(H. L 951): fgL mton. 
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eiosiweilen pri?aiim das Gelübde der Keuschheit ab, bis sie du ge- 
seiiliche Alter erreicht hatten und zur Profess zugelassen wurden. 
Da nach rOinischem Bechte eine Jungfrau mit zwölf Jahren in die 
Ehe traieB konnte, so pflegten diejenigen, welche eo frftbieitig über 
ibre Standeswabl sich klar waren, aneb in dteMm Alter stob mit 
dem bimmliseben Brftntigani au rerloben Dieees QelObnias nm- 
fasste das doppelte Versprecben, stete die Jnngfräaliebkeii sn be- 
wahren und seiner Zeit den bl. Sehleier zu nehmen Als Brftate 
des Herrn trugen sie eine besondere*) Kleidang, wodurch sie auch 
ohne Sehleier sich vor der Oeffentlichkeit als gottgeweihte Jung- 
frauen und Ordenscandidatinen docnmentirten. Erst nach längerer 
Erprobung ihres hl. Vorhabens, gewöhnlich nach zurückgelegtem 
25. Lebensjahr*), wurden sie zur Profess zugelassen. Der Wichtig- 
keit dieser unwiderrutiichen Hingabe an Gott entsprach die Feier- 
lichkeit des VVeiheaktes. Nur der Bischof hatte eigentlich das 
Kecht, die »consecratio virginura« vorzunehmen*). Wie für Ertheilung 
des hl. Sacraraentes der Weihe waren auch für diese analoge Cult- 
handlung besondere Tage bestimnit. Zur Erbauung des Volkes, zur 
Befestigung desselben im christlichen Optergeiste wählte man hohe 
Feste*) z. B. Epiphanie, Ostern. Da beim öffentlichen Gottesdienste 
nnter Gebet und Segnnng wurden die Jungfraoen, die man dieser 
Ehre för wfirdig erachtete, mit dem bL Schleier TerfaflUt znm Zeichen, 
dass sie nun die früher gelobte mystische Ehe mit Christus, dem nn* 
sterblichen Brftntigam, geschlossen, ebenso nnwiderrnflich sich ihm 
geschenkt, als dne Brant sich ihrem Brftotigam dnrch den Ehecontrakt 
hingeben kann. Bs ist darum kein leerer Zufall oder gedankenlose 
Mode, dass man diesen Jungfrauen als ftnsseres Unterpfand ihrer 
Gottgeweihtheit den hl. Schleier reichte; er war am besten ge- 
eignet, ihnen die ganxe Tragweite dieses ernsten Schrittes stets in's 
Ged&chtniss zu rufen ^). 

Ein Rücktritt aus ilieseiu Stande in die Welt, ein Uebergang 
zum Ehestände, war rechtlich unmöglich. Der Versuch dazu galt als 

1) Hloon. epist ad Ifarcell. n. 8 (Migne XXIL 427). - 2) Siridu, 
aot«ii. — 8) Hieron. 1. e. et epiit 188 o. 2 «t «pist 117 d. 6. — 4) Synode 

m Uippo (im J. 898), Canon 1 (Hefele II. §. 109). — 5) Conc. Carlhag. 
(a. 880), can. 3 (H. I. 951). — 6) Gelasias, epist. 5 cap. 12 (H. II. 901). 

7) Die verheiratheten Fraoen trufjen Schleier. Das velanien sacrurn dieser 
Jungfraaen war also analog ein äusseres Zeichen ihrer mystischen Ehe mit 
Christus. Diese Anschauungsweise ist allen Vätern gcluutig. So t. B. Üptatus 
V Miltvt: »Spirituale nobendi hoc genos est In nuptias sponsi iam venerant 
prolMom «la tt nt «eealaiibus nQ|»lttt m rwontiasie monttnuent« Do 
eUsBato DoMtiit üb. VL cap. IT. (Mlgae XL 1074). 
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sehr schweres Verbrecl»eD, wurde mit harten Strafen geahndet, und 
die Wortbrüchigen, soweit möglich, gezwungen , zu ihrem Stande 
lurfick/.ukehren. 

Nie und nirgends im ganzen Abendlande ist aneh nur ein un* 
bestrittenes S^gniss zn entdecken dafttr, dass mau dieser Klasse 
Yon gottgeweihten Jungfrauen, den »Tirgines sacrae vela(ae,c falls 
sie ihrem Qelflbde untren wurden, Nachsicht gewährt und ihnen die 
Bingehung einer Ehe gestattet hfttte. Ihr Qelöbniss war darum im 
Oecidente immer und fll»erall ein feierliehes. 

1. AbMlmitt 

Das feierliche Geliihde der Keuschheit von seilen der (jottgeiveilUen 
Jungfrauen in der aUcti abendlämlisdien Kirche. 

I. Ktpitnl. 

Das feierliche Keuschheitsgeliibde der (jottgcweUUcn Jungfrauen m 

der alten römischen Kirche* 

4, Die Deerete der Fäjfste Siricitis (384.— 39b) und Inmcctiz L 

(401—417). 

Die wichtigsten und klarsten Aufschlüsse über unsere FVage 
geben die Bestimmungen der genannten Pftpste, ihre disciplinftren 
Vorschriften für die Behandlung der gottgeweibten Jungfrauen, falls 
sie ibrem Stande untren werden. 

1) Siricius schreibt in seinem Briefe an Bisehof Himerius von 
Tkrrako>): »Praeterea monachornm quosdam atque monachamm, 
abiecto proposfito sanctitatis, in tantam protestaris demersos esse las- 
civiam, ut prins elaneulo, ?elut sub monasteriomro praetextu, illicita 
ac sacrilega se contagione miscuerint: postea vero in abruptum con- 
si'ieutiae despemtione perducti de illicitis complexibus libere filios 
procreavorint, qnod et publicae leges et ecclesiastica iura coiidem- 
naut. Has ergo impudicas detestabilesque peisjonas a moiiasteriorum 
coetu ecclesiarunique convi^ntibus eliiniiiaiidas esse mandamus: qua- 
tenus retrusae in suis eigastulis, tantum facinus oontiiiua lanienta- 
tione deflentes, purificatorio possint poenitudinis igne decoquere, ut 
eis vel ad mortem sattem, solius misericordiae intuitu, per commu- 
nionts gratiam possit indulgentia subvenire.« In diesen Ausführ- 
ungen ist der Rechtsstand der römischen Kirche deutlich dargestellt. 
Obgleich hier der Papst nicht ausdrücklich sagt, dass diese Kloster- 



1) Epist dflcret ad HiiiMr. Tarne, oap. 6 (MigB« XUL 1187, H. L 815). 
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frauen — nur sie kommen für nns in Betracht — den Versuch 
inachteDf sich zu verheirathen, so ist dies doch aus dem Texte mit 
Sicherheit xu eDtnebmen. Die Worte: poetea libere filios procreave- 
rint kdQDeo im GegeDsatze zu ihren vorhergfgangenen heimlichen 
Sänden nur besagen, dass sie sieh offen als Eheleute gerierteo. Was 
sollte auch sonst die Benifang auf Beoht und Geseü, wenn es sich 
nicht um beabsichtigte üben, sondern nnr nm eine gitaere Praeb* 
heit oder üngenirtbeit im Sündigen gebandelt bitte? Wire da ein 
Hinweis auf das bt. Gebot Gottes^ eine Brinnemng an die nnglflek* 
selige Bwigkeit nicht eher am Platze gewesen? Nein, die Bemer- 
hang : qnod et pnblicae leges et ecclesiastiea Inn condemaant, kann 
nar nnter der Yoranisetsnng einen fiSnn haben, dass damit die 
flecbtswidrigkeit dieser Scheinehen dargethan werden sollte. 

Es hiiinlelte sich aber wirklich nur uro Scjieinehen, nicht etwa 
um unerlaubt geschlossene giltige Verbindungen. Das beweist 
schon der scharfe Ausdruck: condemnant, der auch anderwärts in 
diesem Sinne vorkommt*). Wie hätte sodann der Papst Eheleute, 
weil sie unerlaubt geheirathet hätten, personas impudicas detesta- 
bilesque nennen können ? Wie konnte er ferner, wenn wirklich Ehen 
vorlagen, die Frauen wegnehmen und lebenslänglich einsperren 
lassen? Ein solch barbarisches Eingreifen in fremde Rechte, eine 
solch eigenartige, furchtbare Strafe ffir einen unerlaubten Schritt 
wollte man der Kirche intraoea? Nein, eine solche Sprache, eine 
solche Bebandlnng sind nnr anter der Voraassetning so rechtfer- 
tigen nnd erklirlich, wenn diese Personen, weil durch ihr Gelübde 
heirathsnnAhig, ein fortgesetstes sOndbaftes Terhiltaiss unterhielten. 
Unter diesen Umständen allerdings Torlangte die Bficksicht auf ihre 
Willensschwäche, dass man sie durch die strengste Klausur der Ge- 
legenheit sur Sflnde flberfaob und in der Abgeschiedenheit ihnen An- 
regung gab, sich eines Bessern zu besinnen nnd durch ein Leben 
der Busse und Abtödtung ihren tiefen Fall zu sühnen. Wir sehen 
nns also genöthigt, wenn wir nicht Ungeheuerlichkeiten beipflichten 
wollen, das Gelübde der in Frage stehenden Jungfrauen als trennen- 
des Ehehinderniss aufzurassen, d. Ii. die Thatsache anzuerkennen, 
dass diese Klosterfrauen durch feierliche Gelübde sich zu ihrem 
Stande verpflichtet hatten. 

Für welchen Kreis von Jungfrauen galt diese Disciplin? Das 
lässt sich ans der oben besprochenen Verordnung allein nicht ent- 



1) Vgl Uten. OoociL AiaiMie. L, cm. 87. (H. 1. 11788.) »Vidaitetis 
semodM . . . deiartiieeiii ciia damnaBdam.« 
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scheiden, wenn auch anderweitig bekannt ist, dass unter »monachae« 
in enter Linie die »virgines sacrae velfttaec za verstehen sind, die 
gemeinsam in KlOetero lebton. Dus es sich um solche Gott ganz 
geweihto Jangfraneii, und nur nm sie, handelt, geht ans tolgenden 
swei Bestimmmigen desselben Papstes um so sicherer hervor. 

2) Diese finden sieh In einem Briefe an die BisehOfe Qal- 
liens. Sie werden anch als Kanonen der ROmer an die gallischen 
Bischöfe dtirt. Im ersten Kapitel des Briefes, beiw. im ersten 
Kanon wird bestimmt: »Si virgo velate iam Christo, qnae integrito* 
tem pnblioo testimonio professa a sacerdoto preee fbsa benedietaonis 
▼elamen accepit, sive inoestnm commiserit Airtiro, sea volens crimen 
protegere , adaltero mariti nomen imposuit , tollens membra Christi 
faciens membra meretricis; ut qoae sponsa Christi fuerat, coniiii 
hominis diceretur: jn huiusraodi muliere quot sunt causae, tot 
reatus: integritatis propositum mutatum, velamen amissum, fides 
prima depravata atque in irritum devocata. Quali hic et quanta 
satisfactione opus est?! quam magna poenitentia eius, quae interi- 
tnm carnis incurrit?! Non est parva culpa reliquisse Deum, et 
ivisse post horoinem. Unde annis qnam plurimis deflendum ei pec- 
catnm est, qno dignae firucta poenitontiae facto possit aliqoando ad 
feniam pervenire, si Urnen poenitens poenitenda (non) faciat*).« 

Diese Verordnung soll, wie der Text aasweist, nnr für jene 
gottgewdhten Jnngfranen gelton, welche oben als »Tirgines sacrae 
Tslataec niher gekennaeichnet worden sind. Wird eine solche Or- 
densperson duch sfindhaften Umgang mit dem andern Oeschlechte 
ihrem Oelftbde untren, so ist hinsichtlich der disciplinarischen Be- 
handlang kein wesentiicher Unterschied, ob dies helmlich geschieht 
oder offen durch beabsichtigto Bhe. Schon diese Gleichstellnng, 
dass eines so verwerflich ist, wie das andere, nnd die nämliche 
Strafe und Busse verdient, zeigt zur Oenäge, dass es sich im 
zweiten Falle nicht um eine wirkliche, giltige Ehe, sondern nur 
um eine versuchte Eheschliessung handelt, die eben in Folge des 
vorhandenen Gelübdes nicht zu Stande kommen konnte. Sodann 
spricht der weitere Text für sich selbst nicht minder klar, dasa 
diesen gottgeweihten i:*eraonen um dieses Umstaudes willen ein ab- 



1) Siricias, cpist. 10, cap. 1 (Migne XIII. 1182); vgl. auch unten. 

2) Nach einer Abhandlung über diese sog, »Canones Romanoruni« bei 
Migne XIII. col. 1178—1181 sind diest lb^ n dorn Papste Siricius zuzuschreiben. 
Darnach wäre die Annahme bei Uarduin, ala hätte eine römische Sjnotle 
«■tar iBooeeni L d lsss lb ea die gall. EMiSIm MkMameB latMi, n ratCifliirMi 
(H.L 1038). 
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solni trennendeB BbehiDderniss anhaftet Bs kann einer solchen ge- 
fallenen »virgo veUta« nichts nfttxen, wenn sie, ihr Vergehen zu 
beschönigen 'nnd in anderem Lichte erscheinen tu lassen, dem 7er- 
flihrer den Namen »Bhemannc beilegt; er ist doch nnr sososagen 
ein tEhebreeher« 1). Und sie, die Brant Christi mag sich anch 
»Gattinc titnliren lassen, in Wirklichkeit, vor Qott nnd der Kirche, 
wfirdigt de sich herab and verdient sie den Namen: merelriz. 

Man vergesse nicht, dass es, nm modern sa reden, ein Para- 
gfraph des Strafgesetzes ist, worin der Papst den Sachverhalt in 
dieser Sprache zur Darstellung bringt. Hätte er die Ehen solcher 
Ahtrünnigen für giltig gehalten, so hätte er die Rechtslage den 
gallischen Bischöfen nicht dunkler und missverständlicher darstellen 
können. Involvirte aber nach seiner Anschauung d. h. nach dem 
damaligen Rechtsstand in dor römischen Kirche dieses Gelübde der 
Unversehrtheit ein trennendes Ehehinderniss, dann konnte seine Ver- 
fügung nicht roissverstanden werden, wenn er auch nicht mit nackten 
Worten die Ungiltigkeit dieser versnchten Eheschliessungen ans- 
spricht Was die Trennung dieser vermeintlichen Eheleute anlangt, 
ehe sie rar Bnsse ngelassen werden , so ist diese nicht ansdrfick- 
lich erwähnt, aber angesichts der scharfen Venirtheilnng des rechts- 
widrigen Verhiltnisses so selbstverständliehe ?orbedingnng emst- 
licher Bnsse wie die LOsnng eines ehebrecherischen Terhftltnisses, 
womit ja diese Scheinehen vor dem Richterstnhl des Qesetses in die 
engste Verbindung gebracht d. h. bdde als gleich nngesetsliche, 
nngiltige Verbindungen vemrtheilt wurden. Diese Verordnung des 
Papstes Siricius Iftsst also ebensowenig, wie die vorausgehende, einen 
Zweifel darüber bestehen, welcher Art die in Frage kommenden Ge- 
lübde waren. Eis wird dadurch die Aimahme zur Gewissheit er- 
hoben, dass zu jener Zeit die »virgines velatae« in der römischen 
Kirche feierliche Profess machten, d. h. speziell was die stete 
Keuschheit betrifft, durch ein feierliches Qeläbde sich dazu ver- 
pflichteten 

3) Dieser Bestimmung lässt der Papst sofort eine weitere 
folgen, welche die Disciplin hinsicbtüch der »virgines sacrae nondnm 

1) Dm 8p«iifiMhe dat »adiüteiiiiiii« baateht — nMh dar Bachtaftoaehm- 
üBg janar Zeit — darin, dass das Vergehen mit einer >non soluta« geschieht, 
wobai aa einerlei ist, ob diese Person als »Gattinc dnrch das »Eheband« oder 
als »sponsa Christi« dnrch ihr »feierliches Gelübde« gebunden ist. Gregor III 
erklärt daher karz: »Adulteriain dicitar, si quis alteriiu violat ozorem, vel 
saoctimonialetn.« Indicia, cap. 4 (H. III. 1872). 

2) Ob die Profess dieser Ordenalaate auch die beiden andam Ordensge- 
Iftbda ahuehlaaa, baiührt anaara Frage nicht 



Digitized by Google 



96 WecktMCTt Da» feitrU KemckktiUgü. d. gotigew, Jttmgfir, (h^6, J,), 

velataec regelt. Wir dürfen dieselbe des Gegensatzes wegen nicht 
mit Stillschweigen übergehen. Sie lautet: >Item puella, qiiae non- 
dum velata est, sed proposuerat sie manere, licet non sit in Christo 
veUto, Urnen quia propoeaitt et in coniagio velata non eek^ fnriivae 
nnptiae appelUDtor, ei eo'qnod matrlmonii coelesiis praeceptom non 
aervavertt, aroore piopenuite ad libidinia caecitatem. fit bis poeni- 
tentia« ai^nda« tempu conatitaendnin est: qaooiam lea rapta eea 
volens ad rirmn ire pemrao ordino oonsentit, nac propinqiioniiii nee 
Baeerdotum tMÜmonio eoorogato tales ad Yelamen solamnitatis ordi- 
nein casto pndore tenaeruiit; led contra Teteria teatamenti praecep- 
tam feeenint Qooe lei lapidari praecepit (Deut. XXII. 24) et none 
oeaaante illa findicta, spiritnaliter foriontnr, at Bocleaiam ta&qaam 
rooKai introire non poasint Habent tarnen poenitentiae agendae 
locum, cito non babent yeniam . . . utrisqae ergo expedit, sab eadero 
teroporis constitutione a coramunione suspendi, dignam agere poeni- 
tentiam, fletu . . . rediraere crimen admissum.« Diese Jungfrauen, 
von denen hier die Rede ist, sind niclit in den Ehestand getreten 
(in coniogio velata iion est), aber auch noch nicht in den Ordens- 
stand; denn sie haben ja noch nicht öffentlich in die Hände des 
Bischofs Profess gemacht und den hl. Sehleier empfangen. Doch 
sind sie nicht mehr ganz frei; sie haben privatim das Gelübde ab- 
gelegt: aie manere, die Jungfr&nUcbkeit zu bewahren und: ad ve- 
laaMn aolemnitatis ordinem tenere, seiner Zeit den hl. Schleier zu 
nehmen« Sie sind also, wie oben bemerkt, bereits Ordenscandida- 
turnen. Brecben aie dareh Ueirathen ihr Qelfibde, so iat daa gegen 
die reebte Ordnung (per?erao ordine ad Tumm ire), iat eine Sftnde 
und mnaa dureb Boaie geaflbnt werden. Die Ordaang d. b. die ana 
dem Geiabde reanltirende Yerpfliebtnng bitte ea erfordert, daaa 
aolche nicbt in den Bbeitand, eondern in den Ordenaatand getreten 
wären. Ibr jetziger Scbritt ist alao atrafbar, aber ibre Ebe iat 
giltig. Ibre Verbindungen aind »naptiae,c wenn anob »(tertifae.€ 
Anf Grund dieser Gittigkeit werden sie sogleich zur Busse zuge- 
lassen (habent tamen poenitentiae agendae locum); doch soll dieso 
lange (cito non habent veniam), und zwar für beide Ehegatten gleich 
lange währen (utrisque sub eadem temporis constitutione . . . dig- 
nam agere poenitentiam). Mit wünschenswerther Klarheit wird 
dieses private Gelübde als aufschiebendes Ehehinderniss gekenn- 
zeichnet, das die Ehe unerlaubt, keineswegs aber ungiltig macht. 
Dadurch steht diese Verordnung im scharfen Gegensatz zur voraua- 
gehenden, ein Umstand, durch den aufs Neue das Gelübde der »vir- 
ginea velatae« ala feierlicbes documentirt wird« 
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4) Im engsten Zasammenhang mit diesen Deereien des Papstes 
Sirieins stehen jene seinee baldigen Nachfolgen Innoceuz I. Ib ist 
bereits erwfthnt worden, dass nnter ihm eine Beihe von Bestim- 
mnngen, nnter ihnen anch die swei oben besprochenen anfs Nene 
den gallischen Bischöfen sngesandt und dadurch als stehendes Recht 
beglanbigt wurde ^). Er hat aber anch selbst in dieser Angelegenheit 
in nenen Erlassen sich ansgesprochen besw. dem damaligen Rechts- 
stand Ansdmek ?erliehen. Sein diesbezügliches Schreiben ist an 
den Bischof Victricius von Rouen gerichtet*). 

Die Verordnung lautet: »Item quae Christo spiritaliter nup- 
serunt et velari a sacerdote meruerunt, si postea vel publice nup- 
serint vel clanculo se corruperiut, non eas adraittendas esse ad 
agendam poenitentiam , nisi is, cui se ianxerant, de saeculo deces- 
serit. äi enim de omnibus haec ratio custoditor, nt quaecnmqne 
?ivente yiro alteri nnpeerit, habeatur adnltera, nec ei agendae poe- 
nitentiae licentiam concedatnr, nisi nnos ex eis fnerit defunctns; 
qnanto et illa magis tenenda est, qnae ante immortali se sponsa 
coninnxerat, et postea ad hnmanas nuptias transmigraTerit?« 

Anch hier wird der Abfall einer . tvirgo velata« >?on ihrem 
Stande durch vermeintlichen Eintritt in den Ehestand jenem Ver- 
hftltniss als Parallele an die Seite gestellt, welches eine andere 
heimlich d. h. ohne eine Ehe zu beabsichtigen , mit einer Manns- 
person unterhält. Ist die Jungfrau rechtlich heirathsunfähig, so ist 
diese Darstellung begreiflich; andernfalls aber geradezu unverständ- 
lich und verwirrend. Die Ausdrucke: publice nupserint und ad hu- 
maiias nuptias transmigraverit können daran nichts ändern. Sie 
zeigen nur an, welchen Schritt diese Personen gt^wagt; aber über 
dessen Tragweite, über dessen Rechtsgiltigkeit wollen sie keinen 
Aafschluss geben. Um so mehr Klarheit über diesen Punkt giebt 
uns die Art der Bassbestimmnng. Warum wird nämlich die Ge- 
fallene erst dann zur Busse angelassen, wenn ihr complex peccati 
ans dem Leben geschieden ist, da es doch im Interesse ihres See- 
lenheils gelegen wftre, möglichst bald sich su bekehren nnd ihrer 
Sinnesftnderuog durch Ableistung der Öffentlichen Busse Ausdruck su 
geben und das gegebene schwere Aergerniss in etwa wieder gut su 
machen ? 

Merkwördig ist die Antwort, welche Van Espen') auf diese 
Frage gibt. Er meint, ebeu daraas ersehe man die Oiltigkeit 



1) Dieser Satz ist nach S. 94 Anm. 2 zu rectificiren. — 2) Rpist. ad Vict. 
ßotom. ciip. 12 (Harduin I. 1002). — 3) lus occles. univ. par. 2, tit. 13, cap. 4. 
Archiv filr KirobenrechU LXXVi. 7 
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solcher Ehen. Wenn nämlich eine Frau einer öffentlichen Busse 
sich anterziehen wollte, so könnte sie es nur mit Zustimmung ihres 
Mannes^), weil sie unterdessen eathaltsam leben mussten. Ver- 
weigerte er seine Zustimmung, so ninsste sie eben warten, bis sie, 
falls sie ihn Aberlebte, dnrch seinen Tod frei geworden, nun unge- 
hindert sich aar Busse stellen konnte. Auf alle Fälle hatte sieh 
eine ?irgo felata durch EiDtritt in den fibestand eines Yergeheiu 
schnldig gemachi Weil sie nun aber in giltiger Ehe lebte, so 
stand es nieht mehr bei ihr, die rerwirkte Bosse sogleich n Aber- 
nehmen, weil dadnreh der geforderten Bnthaltsamiceit wegen die 
ehelichen Bechte ihres Mannes beeintrSchtigt worden wftren. Daher 
die Bestimmung, dass sie ihre lange wfthrende Busse erst nach 
seinem Tode antreten könne. So diese Ansicht. Dagegen ist wohl 
zu bedenken: Warum soll denn diesen Frauen nicht wie allen 
andern, wenn sie eine öffentliche Busse ableisten wollten, das Recht 
zustehen, mit Erlaubniss und Zustimmung ihrer Gatten dieselbe zu 
beliebiger Zeit zu beginnen? Was soll denn für ein Grund mass- 
gebend gewesen sein, gerade diese Frauen trotz der Einwilligung 
ihrer Männer von der Busse fernzuhalten? Nein, die Sache liegt 
ganz anders. Der Grund dieser Verfügung ist klar. Weil die ein- 
gegangenen Verbindungen keine Ehen waren, so lebten die beiden 
Personen in höchst ärgerlichem Concabinate beisammen. Selbst- 
Terständlich kann da von Busse erst nach Lösung dieses Verhält- 
nisseo die Bede sein. Tritt diese dorch den Tod des Qnasi-Bhe- 
mannes ein, so ist kein Hindemiss mehr filr die virgo yelata sich 
an bekehren and Bosse an thnn. Dass die Verschiebang der Bosse 
einzig aof dieoem Gronde basirte, wird obendrein im Texte onswei- 
dentig ausgesprochen. Der Papst f&gt ja zur Begründung dieaea 
Verfahrens bä, eine solche Verbindung sei rechtlich dieselbe, wie 
das Verhftltniss einer Prau, die bei Lebzeiten ihres Mannes im ehe- 
brecherischen Verhftltniss zu einem dritten steht. Sie wird znr 
Busse erst zugelassen, wenn ihr sündhaftes Verhältniss aufgehoben 
ist, sei es, dass der Mann wegstirbt, und sie nun den Ehebrecher 
heirathet, oder umgekehrt, dass sie durch den Tod des letzteren 
der nächsten Gelegenheit entrissen ist. Diese Praxis ist auch den 
virgines velatae gegenüber gegebenen Falles einzuhalten und zwar 
umso mehr, als ihr Seelenbräutigam durch seine einzige Hoheit 
doppelten Anspruch auf Treue und Ergebenheit machen kann. Was 
folgt ans dieser Zusammenstellung? Dass diese virgines velatae 

1) Z. Bjnoä9 wa Arles (a. 448), Osnon 22: PoeniteatiMi eoniagatis 
non ttiti 61 consema dandam. (Hard. II. 77S.) 
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lapaae ebenso in einem rechtswidrigen Yerhältniss leben wie eine 
ehebrecherische Fnra; dass also ihre Verbindungen keine Ehen, son- 
dern constante Concnbinafte sind; dass ihr Qelflbde ganz offenbar 
ein trennendes Bhehinderniss involvirt; dass dieser Stand der gott- 
geweihten Jungfrauen nicht einfhche, sondern feierliche Gelflbde in 
der alten römischen Kirche gehabt hat. 

5) Dieser Yerordnang über die yirgines sacrae velatae fügt 
Innocenz sofort, wie sein Vorgänger Sinei us, um Irrthfimer zn ver- 
hüten, eine zweite bei, in welcher der virgines sacrae nondum vela- 
tae gedacht und die disciplinarische Behandlung für sie festgestellt 
wird für den Fall, dass sie durch Heirath ihr Gelübde brechen. 

Im 13. Kapitel fährt er fort: »Hae vero, quae necdum sacro 
velamine tectae, tarnen in proposito virginali Semper manere pro- 
miserant, licet velatae nou sint, si forte nupserint, bis agenda ali- 
quanto tempore poenitentia est, qnia spousio earoro a Deo tenebatur. 
Nam si ioter homines solet bonae fidei contractus nalla ratione dis- 
solvi, qaanto magis ista pollicitatio , quam cum Deo pepigerat firgo, 
sol?i sine vindicta noa debet? Nam si apostolns Paalns, qnae a 
proposito Yiduitatis discessenmt, dixit eas habere eondemnationem, 
qnia primam fidem irritam fecerunt, qaanto magis virgines, qnae 
prioris promissionis fidem firangere sunt ansäe?« Wir sehen hier 
die Verffigung des Papstes Siricios nnr in anderen Worten wieder- 
holt. Der Schwerpnnkt dieser Anseinandersetznng liegt In dem 
Nach weis, dass diese rirgines nondum velatae, falls sie heirathen, 
überhaupt sich anch znr Dnsse stellen mflssen. Von einer LOenng 
ihres ehelichen Verhältnisses ist hier durchaus keine Rede. Sie 
leben in giltiger Ehe; darum braucht ihre Busse nicht hinausge- 
schoben zu werden. Was von ihnen verlangt wird, ist: Sühne für 
den unerlaubten Schritt, durch den sie sich in die Unmöglichkeit 
versetzt haben, ihr Gelübde zu erfüllen. Der am Schlüsse gebrauchte 
Ver^'leicb mit den Wittwen will nicht mehr beweisen als vorher be- 
hauptet wurde, dass die Eingehung' einer solchen Ehe strafbar sei 
(solvi sine vindicta non debet). Während also beide Päpste in ihren 
Verordnungen in Bezug auf die virgines nondum velatae nicht ein 
Wort einfliessen lassen, das den Verdacht rechtfertigen könnte, als 
hfttten sie solche Ehen fär nngiltig gehalten, fähren sie da, wo es 
sich am die andere Klasse, die virgines velatae, handelt, eine 
Sprache, und schreiben Massregeln vor, die nur nnter dieser An- 
nahme begreiflich sind. Die Qelflbde der letiteren, nnd nnr sie, 
sind feierliche. 

0) Bs ist nnbegreiflicb, wie man bei angeblich eingehender 

7* 
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Beschäftigung mit unserer Frage, gestutzt auf diese päpstlichen De- 
crete, die Behauptung aufstellen kann: »Wie die virgines velatae 
offenbar in ihrem Alter and der öffentlich und feierlich empfangenen 
Auszeichnung, kurz in ihrer ganzen Lebensweise einen neuen An- 
trieb, besondere Schats- and Hilfsmittel für die Beobachtang ihres 
?erpfltaideten Wortes besassen, so war aach die Festsetzang einer 
erhöhten Strafe fflr den Fall ihrer Qntreae ganx selbst7erstftndlieb, 
und ist weder Qnmd noch Anlass mhanden, in der Geldbdesolem- 
nit&t die gewünschte Brklining an Sachen Gewiss, wenn der 
ganse Unterschied dieser disciplinftren Vorschriften darin gipfelte, 
dass ftr die virgines Telalae eine härtere Strafe angesetst wäre, 
falls sie heirathen, ab fftr die virgines non ?etatae, so wflrde es 
niemand einfallen, darin eine Stütze für die behauptete QelQbde- 
solemnität der ersteren zu erblicken. Allein es ist ja in den beiden 
Doppel- Erlassen etwas Genaues über die Dauer und Schwere der 
Busse gar nicht erwähnt. Der wirkliche Unterschied ist bereits ge- 
nügend zur Darstellung gebracht worden. Wir haben darin »Grund 
und Anlasse genug gefunden, uns noch fester von der Thatsache zu 
überzeugen, dass gegen Ende des 4. Jahrhunderts das Keuschheits- 
gelübde der virgines velatae in der römischen Kirche der Soiemnitftt 
im theologischen Sinne keineswegs entbehrte. 

7. Haben diese Päpste einen neuen Rechtsstand geschaffen, 
oder schärfen sie nur den bereits bestehenden ein ? Siricius bernft 
sich ausdrücklich auf vorhandene staatliche nnd kirchliche Gesetie, 
die den Nonnen (nnd M Onehen) das Heürathen Yorwehren and anmOg- 
lieh machen^. Er ist sich also bewnsst, mit seinen Massnahmen 
anf dem Boden einer eingelebten Diseiplin sa stehen. DentUcher 
klären ans ttber das Alter dieser »iura ecclesiasticac die Binleitnngs- 
worte sa den Canonen an die gallischen Bischöfe auf*). Siricios 
spricht darin sein Bedanem darflber ans, dass so viele Bischöfe die 
Traditionen der Väter änderten. Im Gegensatze hiezu will er ihnen 
die echten Observanzen zur Kenntniss bringen. Er steht also dafür 
ein, dass die mitgeth eilten Bestimmungen das alte, ererbte, ur- 
sprüngliche Recht enthalten. Bedenken wir — was im folgenden 
bewiesen wird — dass im ganzen Abeudlande dieselbe Diseiplin ge- 
herrscht und dass au klaren widersprechenden Nachrichten nichts 

1) Schönen, Art 4 S. 265 Anm. — 2) Oben S. 92. 

8) »Sdmna moitot episcopos per dlTonas eeclesias ad famam pessimam 
■oniai« nii hmnaiia piMsamptione patmm traditioMm mntare properuM . . . 
8i eigo iategn eopitit Ilde veiat obserfakionas if nooeera, dignamini qua« dieo 
Ubeoter ad?ertere.« L e. 
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vorliegt^ so haben wir allen Grund za behaupten, dass diese »echten 
Observuzen« in der römischen Kirche in die apostolische Zeit hinanf- 
reichen, nnd Ton da ans den andern Kirchen des Abendlandes za- 
gleteh mit dem Glanben nnd den christlichen Lebensregeln flber- 
mlttelt worden ^). So hatte sich hier das OrdensgelAbde der gott- 
geweihten Jungfranen ?on jeher der Solemnitftt an erfreuen. 

g. 6» Wütdijfimg gdegenüiehdr Aeusserungen gleichaeUiger Kirche»' 

väier über unsem Oegenstand, 

Im Lichte dieser klaren Bestimmungen des Rechts über diese 
beiden Classen von gott^eweihten Jungfrauen gelangen wir zur rich- 
tigen Auffassung gelegentlicher Aeusserungen gleichzeitiger Väter, 
die unsem Gegenstand berühren, und die so als weitere Zeugnisse für 
unsere These gelten können. 

1. So hält der hl. Ambrosius einer gefallenen virgo sacra vor: 
»Quae se spopondit Christo et sacrum velamen accepit, iam nupsit, 
iara immortali viro est iuncta, et iam, si voluerit nubere communi 
lege coniugiif adulterium perpetrat^).« Wer die bisher besprochenen 
päpstlichen Decrete und flberhanpi die Sprache der Väter in dieser 
Sache nicht kennt, ist geneigt oder vielmehr genöthigt, in dieser 
Aenssernng nicht eine adftqnate, sondern nnr analogiscbe Oarstellong 
des Thatheatandes zn erblicken. Br glanbt, unsem jetzigen Be- 
griffen ?on nnbere und adnlterinm folgend, diese Ausdrücke seien 
hier nicht wörtlich zn nehmen; es seien die wirklichen Begriffe durch 
analoge ersetzt. Dem ist jedoch nicht so. Die Verhfittnng mit dem 
hl. Schleier bei der Öffentlichen feierlichen Profess war ebenso eigent- 
lich ein »nnberec ^), als die Anlegung des Franenschleiers am Hoch- 
zeitstage. 

Allerdings ist diese Ausdrucksweise ursprünglich durch Ana- 
logie entstanden, aber schon Cyprian — und von da an fast alle 
Väter — kennen — das Wort adulterium wenigstens, nubere sel- 
tener — als den adäquaten Ausdruck der hier in Betracht kommen- 
den Begriffe. Sie setzen deshalb nie »quasi« dazu, wie wir nach 
dem heutigen Sprachgebrauch thun niüssten, um nicht missverstau- 
den zu werden. Diese Darstellung der Väter wird uns erst recht 
klar, wenn wir beachten, wie sie die Hingabe einer rirgo sacra an 
Gott auffassten. Sie vergleichen diesen Akt so gerne mit dem £be- 

1) Damit steht nicht im Widerspruch, dass die orientalische Kirche diese 
Disciplin nicht theilte; donu die traditio hamana apostolica muss sich nicht 
nothwendiger Weise Qberall und allgemein erhalten. 

2) De Tirg. Ups. e. 5 (tfigne ZVI. 875). — 8) «in »lieb verhUlencl 
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contract einer heiratlieudcn Frau. Wie diese das ins corporis ihrem 
Manne übergibt, so dass sie niclit mehr frei und ledig, sondern an 
ihn gebunden ist durch das bleibende liaiid der Pfliclit , das aus 
dem Contracte resultirt: so erscheint ihnen auch die Weihe der 
Jungfrau als contractliche Hingabe an Christus, den unsterblichen 
Uräutigam^). Sie ist ein förmlicher Vertrag. Der eine Contrahent 
ist die Professcandidatin , der andere Christas, vertreten durch die 
Kircbe. Daiier redeo sie auch bei dieser ClasBe von Jungfrauen 
weniger vom votam als vom >foeda8c oder »pactnmt, weil diese Worte 
ihrer Anachaiinog besser entepreelien. Dae Vertragsobject ist die 
Jungfrau eelbet. Durch den Schenkungeakt wird das »dominium 
personaec auf Gott bezw. Christus Abertragen; die oousecrirte Person 
wird dadurch in besonderer Weise fiigenthum Gottes donarium Dei, 
hd^i^ Bwuü , templum sacrnm etc. Etechtlich hatten demnach 
beide Akte — pactum et coniugale et sacrnm — dieselben Folgen 
hinsichtlich der Eingehung einer (neuen) Ehe. Beide schufen ein 
trennendes Ehebinderniss, hier votum solemne in facto esse, dort 
ligamen. Eine Gattin kann keine neue Ehe bei Lebzeiten ihres 
Mannes eingehen, weil sie das ins corporis, das sie ihm contractlich 
übertragen, nicht wieder zurücknehmen und einem andern schenken 
kann; ebenso kann die sponsa Christi eine giltige Ehe nicht ein- 
gehen; denn auch su: ist nicht mehr suae potestatis, hat sie ja doch 
das dominium personae an den himmlischen Bräutigam für immer 
abgetreten. So begreift sich , dass bei den Worten : nupsit inimor- 
tali viro nicht an einen eigentlich metaphorischen Qebraach der 
Sprache gedacht worden darf, sondern dass die nuptiae spirituales 
et hnmanae als swei parallele Begriffe zu fassen sind. Es ist schon 

1) Wir köDBM di«M AsiebAiiiiiig dir Viter kors dahin pricisiran, iam 
wir sagen , de llutteD du YerhUtniM der vifgo aaei» vohtta n Cbristnt als 
»iDjttiBehe Ehe« auf. 

2) »Uhi iam professns est« se ipMua Deo cnstodire debet, velnti sacrnm 

qooddam doniira : ne sacrilegii damnationem snbeat. si corpus per professionem 
Deo dicatum rursos communis vitae ministerio contiutiiiiot.« IiasiliuH, serm. 
ascet. n. 2, (Op. edit. Mauriu. Paris 1722, t. II. p. ;Uii). — »Vido ne forte 
dum 8ervare vis, qaae cum uunnullis pactus es, iuita cum Deo pacta, quao 
coiam maltit tistiboi profemis et, tnnagrediue.« Idem ad monach. laps. (1. c. 
t. III. p. 188). — »Qni 86 ipeam dieavit Deo, et deiode ad aliod ntae gentu 
tranattt» fketoB eat taerilagna, com ipae rai ipaitia ftur ftieiit, domirhimqiie Deo 
eoDMeratum abstnlerit.« Idem Reg. ftii. 14. (1. c. t. II. p. 855). — »Donnm eoim 
OOS ipsos obtnlimus Domino, neque amplins corporis nostri potestatem habcmus 
. . . sie quoqao, qui Deo suas animas consecrarnnt, corporis sni potestatem 
amplias noa habeat« Ephrem. Sjr. de ?irt. exbort I. 
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oben 1) bemerkt worden, dass durch diese Auflassung der Dinge auch 
der Begriff des lateinischen tadulteriumc ein weiterer ist, als durch 
das deutsche Wort »Khebruchc wiedergegeben wird. Letzterer um- 
fasst nur die eine Hälfte des Umfangs jenes Begriffes, nämlich die 
Verletzung der ehelichen Treue, die durch die DUptiae humanae 
Ptiicbt ist; das lateinische »adnlleriamc dagegen schliesst in der 
christlichen Bechtssprache ebenso eigentlich die Verletiang der Treae 
ein, welche durch die naptiae spiritoales gefordert ist In beiden 
Fflllen liegt ein peccatnm contra castitatem et institiam vor. So ist 
nicht m Termindem, dass bei dieser wesentlichen Gleichheit der 
Sache du Wort adnlterinm in der christlichen Rechtssprache bald 
auf beide Begriffe im eigentliches Sinne Anwendung fand *). 

Die angefflhrten Worte des hl. Ambrosius sind also nicht im 
Abertragenen Sinne zu verstehen ; sie sind der einfache, correcte Aus- 
druck der gegebenen Sachlage. Deshalb berechtigen sie auch /.u dem 
Schluss, dass eine virgo volata durch ihr Gelübde sich des Heiruths- 
rechtes vollständig begab. Der rechtskundige Bischof von Mailand 
ist somit ein weiterer Zeuge dafür, dass die Gelübde der Ordens- 
juugfrauen zu seiner Zeit feierliche waren. 

Gegen diese Auslegung führt man besonders eine Stelle des 
hl. Hieronymus in's Feld, wo er einer virgo Sacra zuruft*): >Si virgo 
es, quid times diligentem cnstodiam? si corrupta, cur non palam 
nubis? Secanda post naufragium tabula est, quod male coeperis, 
saltem hoc remedio temporäre, Neqne rero hoc dico, qnod post pee- 
catum toUam poenitentiam , nt qnod male coepit, male perseveret; 
sed qnod deaperem in istinsmodi eopnla dimlsionem.« 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass der hl. Hieronymns in 
diesem Briefe zn einer virgo sacra spricht Er weist sie darin hin 
aaf ihr propositum^), nennt sie puella Del, erwähnt den Umstand, 
dass ihre Mutter sie — nach damaliger Sitte — Gott geweiht 
Aber ebenso klar geht aus dem Briefe hervor, dass sie den heiligen 
Schleier noch nicht empfaiij,'eii hatte, also virgo sacra nondum velata 
war. Der Heilige stellt ihr das Aergerniss vor, das sie durch den 



1) Vgl. oben S. 95. 

2) Gregor III. »Adalieriam dicitur, si qais alt«riaB violat uxorem, vel. 
MBctimonialem« S. 95. 

8) De flieron. epitt. 117: ad matrem et flUam in Gallia eonunor. (Migne 
Xm 955). 

4) DieMt Wort ist bei den Vitem teehniieher Amdroek fftr das eiafMbe 

ßelObde der Ken^chheit. Vgl. oben S. 96 und 99 ^ Deerete d«r Plpete 
Siiieiu nnd Innoceas I. ete. in Betreff der »virginee aaeiae nondnin ?el.c 
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Verkehr mit einem Quaai-Geliebten deii Leuten gebe ; umso mehr 
als sie doch durch ihre geistliche Kleidung für jedermann als virgo 
Sacra gekennseichnet sei. Dabei gedenkt er aber nur jenes Ge- 
wandes, wie es die Ordenscandidatinnen zu tragen pflegten: vestis 
vilis et pnUa» vestes furvae. Vom hl. Schleier sagt er nichts. Hätte 
sie den selion gehabt, so hätte sie das bei diesem Hinweis anf ihre 
Kleider an erster Stelle hOren mfissen. Sie stand gerade in dem 
Alter, wo die Jnngfiranen gewöhnlich den Schleier erhielten, war 
25 Jahre alt. Doch werden wir es begreiflich finden, dass sie bei 
ihrem leichtfertigen Lebenswandel dieser Ehre nicht für wfirdiff er- 
achtet wurde, aach gar nicht darum nachsuchte. Bei dieser Lage 
der Dinge hat der Rath des Heiligen nichts Auflftlliges. Diese Jung- 
frau kann noch giltig heirathen *), und für sie ist das ein tremediumc. 
Sie soll also lieber in den Ehestand treten als ihren ärgerlichen 
Lebenswaüdel fortsetzen. Der Busse natürlich, welche die Caiioneu 
für diesen Schritt vorschreiben, muss sie sich unterziehen. 

Wir sehen, Hieronymus steht ebenso wie Ambrosius auf dem 
Standpunkt des geltenden Kirchenrechts. Von einem Widerspruch 
zwischen beiden, wie man ihn, gestützt auf diese Aeusserungen, ge- 
wöhnlich annimmt, kann nicht die Rede sein; nnr darf man nicht 
übersehen, dass der eine es mit einer virgo sacra velata, der andere 
mit einer nondum velata zu thun hatte. £s bleibt also das obige 
Zeugniss des hL Ambrosius fär die Feierlichkeit der eigentlichen 
Ordensgelftbile in seiner ?ollen Kraft bestehen. 



1) VgL oben 8. 96. 

(FortMlattiig folgt). 
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VI. 

Das Sammeln von Almosen durch Ordensfrauen. 

Beeret der 8. C. Ejpp, et Bieg, vom Märä 1896. 

Von Dr. •/. CAr. Joder. 

1. Mit den wachsenden Bedfirfnissen auf dem Gebiete der ehiiat» 
licheu Charitas vermehren sich auch von Jahr zu Jahr die von Mit- 
gliedern religiöser Frauengenossenschaften veranstalteten Sammlungen. 

Wenn in den ersten Zeiten solche Sammlungen nur in der Um- 
gebung der Anstalt stattfanden, so dehnten sie sich bald auf die 
ganze Diöcese, dann auf die Nachbardiöcesen aus, und schliesslich 
ist es dazugekommen, dass man Ordensfrauen ( — darunter oft ganz 
junge Schwestern — ) sehen kann, welche ganze Länder, ja halb 
Europa bettelnd durchziehen; welche Monate, Jahre lang vom Klo- 
ster wegbleiben; welche in einer Diöcese oder einer Pfarrei ihre 
Sammlangen fortsetzen auch gegen das ansdrüclcliche Verbot des 
Diöcesanbischofs oder des Ortspfarrers. 

2. Dem Umstand, dass solche Sammlangen in's Alltägliche über- 
gegangen sind, hat man es denn anch zuzurechnen « dass nicht 
selten falsche sammelnde Ordensfrauen auftauchen können, unter 
denen sogar als solche ?erkleidete Mannspersonen zu finden sind, 
und die Mildtbfttigkeit der Glftnbigen missbrauehen. 

Dass hierdurch das Ansehen der Kirche leicht in Mitleiden- 
schaft gezogen werden und ein ungebQhrliches Betragen der wahren oder 
falschen Sammelschwestern die religiösen Genossenschaffen selbst in 
Misskredit bringen kann, braucht nicht erst bewiesen zu werden. 

Auch für das religiöse Leben bringt das anhaltende Collectiren 
allerlei Nachtheile, indem die lange Monate hindurch in den Zer- 
streuungen der Welt lebenden Schwestern leicht etwas vom klöster- 
lichen Geiste verlieren und bei ihrer Rückkehr iliren Mitschwestern 
Anlass zu gleicher Verweltlichung werden; wenigstens wird die Mit- 
theilnng ihrer Erlebnisse nie ganz ausbleiben und so Stoff zu man- 
cherlei Fehler gegen die religiöse Eingezogen heit bieten. 

Endlich darf man sich nicht verhehlen, dass für die einzelnen 
Schwestern das Collectiren mit vielen Gefahren verbunden ist; dass 
die FftUe nicht Tereinzelt dastehen , in denen die Tugend einer sol- 
chen Schwester diesen Gefahren unterlagen ist oder ihr Beruf Schiff- 
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bruch geliiteu bat. Uod doch haben sämmtliche Schwestern das 
Recht, von ihreu Vorgesetzten zu fordern, dass mau nicht leicht- 
fertiger Weise ihre Tagend grössern Gefahren aussetze, als sie an- 
getroffeo hätten, wenn sie in der Welt geblieben w&ren. 

8. In Terscbiedenen DiOcesen haben sich denn aneh die hoch- 
wfirdigsten Herren Bischöfe mit dieser so wichtigen Frage befasst. In 
den einen sncbte man Vorsichtsmassregel u sa treffen, am den er- 
wähnten Gefahren vorzabeugen, ohne aber das Ck»Uecüren selbst zu 
verbieten. 

So bat im Jabre 1887 der f Hocbw. Herr Bischof Stumpf 

fol^^endes Capitel in die Constitutionen einer Cougregation der Diö- 

cese Strassburg einschalten Ussen: 

»225. Die Sehwestwn Tom . . . terpflichtcn sich, wenn es die Noth crheiacht, 
für ihre Waisen von Haus za Haus tn coliectiren. Die ErlaabuM des hoeh> 
würdigsten Herrn Bischofa ist jedesmal dazu einzuholen. 

226. Zu diesem Zweck werden immer zwei Schwestern von reiferm Alter 
beetiraint, die am meisten Gewähr gegen den Weltgeist leisten und sich wäh- 
rend der OoUaete ni« tch eiiiuder trennen. 

227. Während der gemen Colleete wird in jedem Haqm am Schlime des 
Naclitgcbetes dM Hub tuum jtrauidium nnd das Gebot »Hl. Enengel Miebael 
und hhl. Schntien^ bewahret nnsere Schwestern« gebetet 

228. Die zum Coliectiren bestimmten Schwestern verrichten ein an- 
dächtiges Gebet in der Kapelle, bevor sie sich an ihr schwieriges Amt begeben 
and rufen ganz besonders den Beistand der hl. Engel au , denen die Kinder, 
Ar welche sie collectireu, anvertraut sind. Nach der Rückkehr geben sie wie- 
der in die Capelle, tun (^ewinenserforaehiuig, Abbitte Ar die etwn begangenen 
Fehler and Dnnkesgang la verriehten. Duin stellen «ie sieh der Oberin vor 
nnd legen Beeheneehaft ab Aber die Art nnd Weitem wie sie ihr Amt ferwaltet 
Diee thnn sie täglich. 

229. Wenn sie dranssen sind, so . . . bewahren sie in ihrem ganzen Aens- 
Sern die grösste Eingezogenheit, halten auf der Strasse meist das Stillschweigen 
und suchen nach Kräften das Herz und den Geist von der Welt abgesondert 
und mit Gott vereinigt zu halten. Treten sie in ein Haus (— was nie einzeln, 
ioadeiD iwd Sebweetem oder doeh eine Schwester mit Begleiterin geschieht — ), 
so grfieseffl sie die Bewohner mit dem ehrietliehen Gmis nnd bitten beeeheiden 
n« ob Almoeen Ar ihre Walsenkinder« Aneh die geringste Gabe weiden eie 
mit Dank annehmen. Erhalten sie eine abeehlsgige Antwort, so werden sie 
sich mit derselben Bescheidenheit und ohne Irgend einen Unwillen za zeigen 
entfernen. Sie werden dasselbe thun, wenn man sie etwa beschimpfen würde 
und sich freuen, mit Jesus und für die Jesus so lieben Kinder eine kleine ün- 
bild erlitten zu liaben. Sie werden sich hüten sich in unnütze Gespräche ein- 
zulassen, von den Angelegenheiten des Klosters schweigen, sich nicht neugierig 
naeh den Fnmilienverhiltnissen erknndiir^. 

280. CoUeetiren sie im Orte selbst oder in der Nihe des Ortes, wo einee 
ihrer Hftoser sich befindet, lo weiden sie für alle Uablselten im Kloeter eein, 
nm dieeelben eo viel möglieh gemelnsehaftUeh mit ihren Sebweetem tn ndimen. 
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231. Sind sie nicht in der Nahe eines ihrer Häuser, so werden sie für 
die Mahlzeiten und Nachtherberge bei religiösen Frauengcnoßsenschaften , bei 
Geistlichen udor im Nothfallo bei ganz sichern Laien um bescheidene Ga^t- 
frrandichftft vonpreeheo« 

Ibra MiMMiteii w«fden rf« in einem beeeoden Zimmer einnehmen, beide 
in einem Zimmer, bei Tendüoeienn Thlren eefalifen und» ftJli nvr ein Bett 
Torbanden, dnaielbe so vertheilen, dass zwei Nothbetten dadoreh hergettellt 
werden. Länger als 5 bis 0 Wochen dOrfen sie nicht fortbleiben and iweim»! 
jede Woche werden sie der Generaloberin Bericht erstatten. 

232. Während der Collcctenzeit werden die Schwestern die verschiedenen 
reH|^9een Uebangen treu verrichten, mit noch grösserm Eifer, da sie grössere 
Gnaden fmmOÜMD haben. 

283. Sind eie Ton der CoUecte mraelEgvkehrt, eo werden de einen ganien 
Tag der Geiateeiammlnng widmen. 

234. Sie werden der Generaloberin alles getreu fiberbringen, was sie an 
milden Gaben erhalten, und für sich selbst nicht das Geringste behalten, selbst 
wenn man es ihnen als Gesolienk aufgedrungen hätte: sie antworten bei An- 
nahme solcher Geschenke, dasa sie es für die armen Kinder annehmen. 

Ich glaubte, dieses Capitel aus den Constitutionen der 
Schwestern vom . . . vollständig anführen zu dürfen, weil es meines 
Wissens der erste Versuch war, die Frajje des Collectirens auf deni- 
jeuigeu Wege zu regeln, auf welchem die höchste kirchliche Auto- 
rität sie soeben definitiv geregelt hat. 

4. In andern Diöceeeii glaabte man den Uebelständcn am 
sichersten dadurch vorzubeageOf dass den Ordensfrauen das Col* 
lectiren darcb sieh selbst absolut untersagt und die betreffenden 
Klöster angewiesen worden, die etwa nothwendigen Saromlnngen 
durch Priester oder auch Laien Tornehmen su lassen. 

So die Hocbwfirdigsten Herren Bischöfe Preussens und ?on 
Rottenburg. 

5. Schliesslich wurde die Frage von ?er8chiedenen Seiten dem 
Apostolischen Stuhle unterbreitet, u. A. durch die Herren Bischöfe 

Longobardiens, 16. Oct. 1891; durch den Hochw. Herrn Bischof von 
Aquileien, 28. Dec. 1893, und S. E. den Cardinal-Erzbischof vou Köln, 
9. Dec. 1894 und 27. Juli 1895. 

Während die Gesuche der Italien. Bischöfe dahin gingen , das 
Collectireii in fremden Diöcesen möchte untersagt werden, erwäluit 
der Cardinal-Erzbischof von Köln die in den Diöcesen Preussens ge- 
troffene Massregel und bittet den hl. Stuhl, Massregeln zu tretVen, 
damit Schwestern aus fremden Diöcesen nicht gegen den Willen des 
Diöcesanbischofs coUectirea können. 

Höchst interessant ist das ( — in Plummer vom März der 
Analeäa ecdesiastica abgedruckte — ) VoUm, das sich die S. G. 
hierftber Torlegen liess. 
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Der Consultor, P. Claudius Benedetti, stellt zuerst fest, dass 
das Verbot Pius V., nach welchem den Ordensfrauen das Almosen- 
samineln untersagt ist, nur die eigentlichen Fraaenorden betrifft, 
auf die nicht elaiuarirten Congregationen aber keine Anwendang haL 

Er gibt dann wohl an, daes es besser wäre, eomm Uientm r 
tale onus persoms extramukt fide dignis* ; aber solches sei nicht 
immer möglich. Die Missbrftnche solle man abschaffen, nicht aber 
das Gollectiren selbst Man solle Vorsichtsmassregeln treffen, »ne 
nimis laf», nimis Wure a sororibos qnaeritentnr eleemosynae. Mimis 
lote fit: a) propter praesnmptionem nonnnllamm Snperiorissarum, 
quae absque praevia licentia sorores ad nuraraulos corrogandos de- 
l>utant; b) ob niiniani facilitatem aliquorum Ordinariorum in tali 
coucedenda licentia; c) ob nimiam hodiernam frequentiam circa no- 
vas familias religiosas, dote carentes, constitueiidas. — Nimis libere 
fit, a) ob Superiorissarum iraprudeutiam, quae nesciunt, quas sorores 
deputent, quibus in locis, pro quonam tempore; b) nonnullarum 
üororum levitatem vel disciplinae contemptum.« 

6. Der Consultor schlägt dann vor: 

a) das Verbot an coUectiren ohne Erlaubniss der kirchlichen 
Obern auf die modernen Franengenossenschaften auszudehnen (— von 
der 8, C. Bpp. et Eeg, in ihr Decret, n^ II n. III aufgenommen — ); 

b) demselben es jedoch frei zu lassen, nicht erbetene Gaben 
anzunehmen oder solche schriftlich zu erbitten, ohne dass hierfür 
eine Erlaubniss des Bischofs erforderlich wSre (desgleichen, n^ IV — ); 

c) Torschiedene Bedingungen aufkustellen, unter denen die Br^ 
lanbniss in und ausser der DiOcese zu coUectiren zu ertheflen ist 
( — desgleichen n^, V, VI, VII — ). Nicht iu das Decret aufgenom- 
men, aber für die Praxis wichtig ist folgende, hier vom Consultor 
noch aufgestellte Regel: ».9/ ex induhiis indiciis constiterit eas, (s(y- 
rores^ quae ex alicna dioeresi vcmunt) ad pium (diqtwd institutum non 
pertincrc, scd esse 2)ravas midieres, quae sub mentito rdigioso hahitu 
eleemosynas quaerunt, prttdenter et caute curet, tut per probum aH* 
quem virum laicum civili magistratui d^ferontur* ; 

d) für die Schwestern selbst schlägt er verschiedene Verhaltens- 
regeln yor, welche sftmmtlich ( — mit Ausnahme der einen: »€ietaHs 
ä anmi moteros, forma non perietUoaaStt für welche Worte 
im Decret einfach »ammomaiiirast steht — ) in n^ VIII aufgenom- 
men sind; 

e) endlich erinnert der Consultor an die vom hl. Stuhl einge- 
haltene Bogel, nach welcher ein neues Institut nicht genehmigt wird, 
wenn die Snbeistenzmittel fehlen und schlftgt in diesem Sinne eine 
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allgemeine Haenegel 7or: »D» cHero tm» SenepUtcUo ApaMko 
Mooa 9or<»um kutUnta in prcpriia dioeeenbiis fmäari ^gmopi non 
permitkmt^ nm prim penpexerkU ea talUm fükiH faeUUalüma, vd 
eertü poUn redUäm, quibua nn» deemagjffianm quamlu se et pia 
qjuae aggreiUmkir opera eommode possini MM<0ii<are.« 

Dieser letito Vorachlagf des Gonsiiltora berflhrt einen wnnden 
Fleck nnserer neoeren Congregationea : jedes Jahr sieht neue In- 
stitute entstehen, nicht selten ohne dass sie einem wahren Bedürf- 
niss entsprechen und fast immer ohne dass die Existenzmittel auch 
nur entfernt gesichert sind. Man heisst das »Gottvertrauenc ; ver- 
glast aber dabei, dass es auch in materiellen Dingen ein verraessent- 
liches Vertrauen geben kann, dass die christliche Mildthätigkeit, auf 
welche man rechnet, nicht unerschöpflich ist, und dass für die Werke 
der CoDgregation die laugmonatliche Abwesenheit der bettelnden 
Schwestern einen nichi zu unterschätzenden Kraftverlust bildet. 

üebrigens ist ja auch diese Frage priniipiell schon entschieden, 
da eine päpstliche Bestätigung einer Congregation nie erfolgt, wenn 
sie nicht ein hinreichendes Vermögen besitzt, folglich bei der ersten, 
hisehOflichen Bestfttignng rach die Vermögensferhältnisse zn nnter- 
snchen sind. Bs brsochte also nur den Hochw. Ordinarien einge- 
schärft sa werden, in Zukunft diese Verhältnisse zn prflfen and ihre 
Gntheissung von dem Vorhandensein hinreichender Mittel abhängig 
zn machen. 

Deer0hm8.Congreg<äi4mi8^9^^ . 
normae a Mroribus deemoejfnaa quaeriianHbm eerwmdae. 

Singulari quidem protectione et auxilio dignas semet exhibent 
mulieres illae, quae in piis religiosisque Institutis Deo se devovent, 
ut in proximorum bouum longe lateque opera misericordiae exerceant 
nedum directe, sed stipem etiara iisdem operibus sustentandis quae- 
ritantes , atque egregiam eapropter humilitatis, patientiae, caritatis 
aliaramque virtatam landem prae se terentes. Cum tarnen hoc col* 
ligendamm eleemosynamm ministeriam prae inuliebri qaaeritantium 
indole ac hodierna humanae societatis conditione pericnlis haud ?acet 
nisi opportunis cantelis conomuniatur, Sacra Gongregatto Bpiscopornm 
et fiegnlarinm nonnnilis Bpiscopis petentibos, re diligenter et ma- 
tnre perpensa, haec qnae seqanntnr statnit ac deereTii 

I. In Totomm simpliciom Institntis opns quaeritandi eleemo- 
synas alnmnae non aggrediantnr nisi in spiritn fldei, qnod stipem 
non sibi qnaerant sed ipsi Christo lesu, memores verbornm eins: 
Quamdiu feeistis mi e» ki$ frairibuB meia mtnimts, mihi fecisiis. 
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Praeteres OrdiiiarioB locoram etiamri eoruro territoria periranseant, 
obseqaio, reverentia et derotione proseqaantor tamqaam parentw et 
patroQoe, qm» adeant com fidncia pro consilio, anxlUo ac praeeidio 
in qnalibet necessitate. ^ 

IL Ksdein ?otoraiii elmplieiam Sororibns ooq lieeat eleemoeynaB 
qnaerere sive Intra dioecerim in qua ipsae resident, aive extra eine 
licentia Ordinarii loci respectiTae reddentiae. 

III. Stipem quaesiturae extra dioecesim respectivae residentiae 
licentiam obtinere insuper debent ab Ordinario loci in quo eleemo- 
synam quaeritare desiderant. 

IV. Nihil tarnen irapedit, quominus Superiorissae, nulla petita 
licentia, ad sublevandam domnura vel piorum Operum, quihiis prae- 
8uut inopiam , possint eleemosynas undequaque sponte oblatas ac- 
cepto habere, vei etiam per literas impetrare ab honestis ac bene?olis 
pereonls qnibuscamque, nsquedom a legitimo enperiore rationabili ex 
eanaa non probibeantur. 

V. Ordinarins loci, in quo exstat domna Soromm qaaeritare 
Yolentinni, licentiam eis non concedat, 1. si de vera domos vel pii 
operis necessitate sibi non constet; 2. si qnaeritatio eommode fieri 
possit per alios ab ipsomet Ordinario designandes. 8i antem neoes- 
sitati ocenrri valeat per qnaeritationem in loco, in qoo Sorores resi- 
dent, Yol intra propriam dioecesim, Ordinarins licentiam eisdem non 
impertiator eleemosynas colligendi extra dioecesim. 

VI. ütraque licentia tradatur gratis et in scriptis, in qua qui- 
libet Ordinarius leges et conditiones imponere poterit, quas pro lo- 
oorum, temporum et persotiaruni udiunctis niagis opportunas in Do- 
mino iudieaverit. Licentia vero Ordinarii piae Sororura domus con- 
tineat literas vel conimissorias ad parochos aliasve prudentes per- 
sonas pro Sororibus quaeritantibus intra dioecesim, vel coromenda- 
titias ad Ordinarios aliarum dioecesium pro Sororibus extra propriam 
dioecesim quaeritantibus. In literis commissoriis mandetnr parochis 
aiiisve probis personis, nt consiliis et raeliori qua possunt opera 
praesto sint Sororibns, earum agendi rationem invigilent, et si qnid 
in eis minns rectnm resdrerint, statim ipsi Ordinario referant In 
commendatitiis exorentor Ordinarii locomm, nt in sna qnisqne dioe- 
cesi Sorores ad qnaeritandnm admissas protegat ac adioTet ac d 
sibi snbditas eas haberet. 

yn. Qaisque loci Ordinarins Sorores ex aliena dioecesi ad- 
▼enientee ad eleemosynas colligendas non admittat, nisi prius eaedem 
licentiam proprii Ordinarii sibi eihibuerint. Sororibus vero hujus- 
modi licentiam exhibeutibus ipse suam, si lubeat, impertiatur liceu- 
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ttftm qaaeritaDdi in propria dioeeesi. Ubi antem Sororos, etiarosi 
Qtraqoe Ucentia praeditae, in eleemosynarnm qoaestn male m gerant, 
statim in propriam doroam eas redire Ordinarius jabeat opportanisqne 
etiam me^is si opna fnerit compellat. 

VIII. Saperiorissae, praeaertim extra looaro obi domas habent, 
nomquam ad eleemosynas qnaereadas mittant Sofores, nisi binas et 
animo maturas, iutra dioecesiin non altra mensem, extra dioecesim 
noti ultra duo3 menses, et Semper ea pecuniae summa instructas qua, 
inopinato quocumque casu cogente, possint statim domum redire. 
Sorores quaeritantes semper et ubique pa qua decet , modestia 
eniteant; viroruni farailiaritatem et sermones inutiles caveant; 
clamores, tabemas aliaque loca incongrua evitent; nec in domibus 
loagiorem moram faciant, quam sit necessarium pro exspectaodis 
eleemosjnis. Singalae oanquara incedant, neqae ab invieem sepa- 
rentar, nisi necessitate impellente. Itar facientes, si commodo fieri 
potent, utantor via ferrta, sed quaatam possunt, de nocte neqae ab 
nno looo difloedaat» neqae ad aliam perveniant De sno ad? ento fataro 
praemoneant illam, cai datae aant Bpiaoopt literae; eiqae com per- 
▼enerint se siatant pieeeaqae adhibeant, at iateroedät pro ia?entenda 
boapitalitate apad aliqnod piom foeminarom Institatom, vel sattem 
apod aliqaam honestam nralierem , niinqoain ?ero in domo abi poe- 
sint in aliqnod pericalam offendere. Matatinas ac vespertinas preoes 
non omittant: qaotidie de roane aliquam ez Tidnioribos ecclesiis 
petant, ibique Sacro assistant: singulis hebdomadis Poenitentiae et 
Euchariatiae sacramentis reticiantur. Ante solis ortum et post oc- 
casum eleemosynas per loca non quaeritent. Elapso tempore ad 
quaeritandum eis praetixo, sine ulla mora ad propriam Superiorissam 
recto tramite remigrent. Eleemosynas numquam arroganter vel 
tamquam debitas postulent, sed breviter et humiliter sua et piorura 
Operaro exposita inopia, si quid sponte offertur accipiaot, secus pa- 
tienter divinae Providentiae confidant. Alias normas opportanas, 
qaae a propria Saperiorissa dari poterant, adamassim obaervent 

Datum Bomae ex Secretaria memoratae S. Gongregationia 
Bpisoopornm ei Begolarium die 27. Martii 1896. 

I. Card. Verga, Praef. 

A. Can. Boccafogliy Sub.-Secr. 



uiyiii^uO Ly Google 



U2 



VII. 

Die „bOrgorikshe Eho^ des neuen bOrgeriielien Gesetzbacbes 

und das kath. Centrum. 

Das neue bOrgerliche Oeaetzbneh f3r das Deatsche Reich warde 
am 1. Juli vom Mehstage in namentlieher Abstiromnog mit 228 
gegen 48 Stimmen in dritter Lesang, also endgältig, angenommen. 
Dafür stimmte geschlossen auch das Centraro. Leider werde der Be- 

schluss der zweiten Lesung, die unheilbare Geisteskrankheit uns den 
Ehescheidungsgründen zu streichen, am letzten Ta^e wieder umge- 
stossen. Da verschiedene das kirchliche Gebiet berührende Materien, 
unter ihnen besonders eherechtliche, in dem neuen bürgerlichen Codei 
gesetzliche Regelung erfahren haben, so wird sich auch das Archiv 
für kath. K.-H. mit demselben künftig des öfteren zu befassen haben. 
Es hat nunmehr in Zukunft mit der ThcUsache su rechnen^ dass der 
Inhalt des Gesetzbuches bis zu einer event. Abänderung in Einzel- 
heiten zum Gesetze erhoben ist. Das wird auch der Standpunkt der 
kath. Kirohe besw. der Katholiken in Deutschland sein müssen. Wir 
konnten deshalb davon absehen, nooh nachträglich onsere prmt^^Müe 
Skümqnahme za dem nenen Gksetzbnch, speiiell zu jenen Materien, 
welche in das kirchliche oder religiöse Gebiet einschlagen , in ganz 
besonderer Weise aar OMdte, zu prScisiren. Trotadem thnn wir 
es, znmal Zuschriften an uns ergangen sind, welche die Haltung des 
Gentrums in diesen Fragen als eine mit den kath. Grnndsfttzen un- 
vereinbare bezeichneten. Gewiss muss die Kirche ihr göttliches Recht, 
religiöse Materien selbständig gesetzlich zu ordnen, sich wahren. 
Dies hat sie auch stets gethan, sobald es sich um rein kirchliche 
Angelegenheiten handelte. Die staatlichen Gesetze, welche in das 
ihr eigeuthüraliche Gebiet eingreifen, wird die Kirche nie als ver- 
bindlich anerkennen und befolgen und deshalb auch nicht zu ihrer 
Ausführung mitwirken können, sondern sie setzt diesen einen paS' 
Bwtn Widerstand entgegen. Gegen diejenigen Staatsgesetze indess, 
welche in Angelegenheiten, die beide Gebiete^ sowohl das staatliche 
als auch das kirchliche, thatsftchlich ber&hren, einseitige Bestim- 
mungen treffen, müssen die Katholiken zwar pnimfMle Verwahrung 
einlegen, setzen ihnen aber zur Vermeidung grosserer Nachthelle 
keinen facUsehen Widersiand entgegen. Die Kirche iderirl sie als- 
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daon tkaisächlich and lisst dieselben von ihren Augehörigen befolgen, 
aber nur soweit als es nothwendig ist, am dadurch für ihre Akte Mff^«r- 
Uehe Wirkung zu erlangen, ohne a» fomuü got sa heissen. Dies mnsste 
noch der Standpunkt des Gentrams bei Berathang and Abfassang 
des bflrgerl. Gesetzbnches bezflgtich der sog. bflrgerlicben Ehe sein. 

Die Bhe, welche hier besonders in Frage kommt, hat eine 
doppelte Seite, eine religiöse, die allein der Gesetzgeb ungsgewalt 
der Kirche nnteisteht, and eine bürgerliche, über welche die welt- 
liche Autorität gesetzliche Bestimmungen treffen kann. Zwar 
können wir die bürgerliche Ehe als solche nie und nimmer aner- 
kennen , sofern sie an Stelle der christlichen treten soll. Würde 
der Staat eine derartige Anerkennung verlangen , so wäre dies ein 
Eingriff" in die Lehre der Kirche, wonach die Ehe als solche 
oder das Band der Ehe nur allein der gesetzgebenden Gewalt der 
Kirche untersteht. Sofern die bürgerliche Ehe aber als ein weltliches 
Bechtsgeschäft aufgefasst wird, an welches nur die bürgerlichen 
Wirkungen geknüpft werden sollen, kann eine eulassende Mit' 
Wirkung an dem Zustandekommen einer diesbezüglichen staatlichen 
Gesetzgebung nicht als Verleugnung des katholischen Prinzips aaf* 
gefiust werden. Das Geseti selbst hat der Anschaaapg des fcath. 
Grondsaties, wonach die dvilehe nur als ein rsm bürgerUcker Akt 
mit rein bürgerlichen Wirknngen gilt, Bechnang getragen, indem es 
selbst in einem Paragraphen aasspricht: »Die kirchlichen Ver- 
pflichtaDgen in Ansehung der Ehe werden durch die Vorschriften dieses 
Abschnittes nicht berührt.« Die kirchliche Ehe als sokhe bleibt dem- 
nach in ihrem vollen Bestände. Was Nkhtkatholiken von der bürger- 
lichen Ehe halten, kann hier für uns Katholiken irrelevant sein. Frei- 
lich sollte ein christlicher Staat, wie es doch Deutschland noch sein 
will, die bürgerliche Wirkung auch an die kirchlich geschlossene 
Ehe knüpfen. Wenn er es aber nicht thut, so verleugnet er zwar 
seinen christlichen^ nicht aber seinen mitürlichen Standpunkt, nach 
welchem ihm die Angelegenheiten der bürgerlichen Ordnung zu 
regeln obliegt. Es ist gewiss zu bedauern, dass Deutschland aufge- 
hört hat, ein von christlichen Anschauungen geleitetes Staatswesen 
zu sein; aber wir müssen uns mit dieser Thatsache abfinden. Aach 
das Centram hatte deshalb hier mit den gegebenen Verhältnissen za 
rechnen, and wir müssen es ihm danken, dass es darch seine Be- 
mühnngen wenigstens gelangen ist, neben der sog. GivUehe mit 
ihren rein bürgerlichen Wirkangen die kirchliche Ehe als die in den 
Augen der Katholiken eigentlich giltige christliche Ehe in ihrem re- 
ligiösen Bestände anabhängig za erhalten. Zwar sind Ehecontraet 
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and christliche Ehe uuzertreiinbar Der Eheconsens bewirkt die 
christliche Ehe. Wir brauchen aber nach dem neuen Gesetze den 
börgerlichen Eheconsens nur als ein bürgerliches Rechtsgeschäft an- 
zusehen, mit welchem der Staat nur die bürgerlichen Wirkungen 
der Ehe festlegen will, nicht als den eigentlichen fiheoontract; der 
eigentliche Bheeontnci, welcher die christliche Bhe bewirkt, bleibt 
für ans der nach den Gesetsen der Kirche abgegebene Bheconsens. 
Die Civilehe als aMe bleibt fftr ans eine rein bürgerliche Geremonie; 
denn sie ist thatsichlich gar keine Ehe, weil ihr das wesentliehe 
Beqnisit der christlichen Ehe, die ütuuifiitsbaHteU fehlt; eine auf- 
lösbare Bhe gibt es nach katholischem Dogma nicht. Dieeem katho- 
lischen Standpunkt ist, wie gesagt, auch das Gesetz direct nicht ent- 
gegengetreten, sondern l&sst ihn bestehen, und damit ist unser Primip 
gewahrt, und wir können deshalb der »bürgerlichen Ehet des neuen 
bürgerlichen Gesetzbuches ein »tolerari potestt entgegensetzen. 

Ob es freilich trotzdem besser gewesen wäre, wenn das Centrum 
gegen das bürgerl. Ehegesetz gestimmt und so den Abschluss des 
bürgerl. Gesetzbuches hinausgeschoben hätte, darüber ist man ver- 
schiedener Ansicht ; indess dürfte es sich hierbei nur um eine Frage 
der OsportuntUU baudein. Das Gesetzbuch wäre alsdann auch ohne 
Centrnm anstände gekommen, aber dann ohne die von ihm bewirkten 
Verbesserungen. Jedenfalls war es deshalb klöger, jetzt schon das 
Ganse dnrchbringen zn helfen mit den dargebotenen Vortheilen, als 
spftter ansehen an müssen, dass es doch ¥on den akatholischen Par- 
teien und swar mit den fdr die Kirche nachtheiligen Bestimmungen 
som Gesetze erhoben worden wire. Die Cifilehe ist ja in dem 
vom Qesetae selbst znUMgen Sinne nicht etwas m sieh Sehlechtes 
nnd in eben diesem Sinne konnte das Centrnm durch seine Znstim- 
mnng an dem Znstandekommen derselben mitwirken. Diese an- 
scheinend positive Mitwirknng hatte thatsftchlich nnr einen verhitukrn- 
den Zweck ;. es war eine Wahl des geringeren Uebels zur Beseitigung 
eines grösseren; ohne diese wäre uns das letztere sicher gewesen. 

Dass wir von diesen Auschauungen ausgehen dürfen, bestätigt 
eine unserer ersten Autoritäten auf dem Gebiete der Moral, Pater 
Lehmkuhl, in einer Zuschrift an einen Centrumsabgeordneten, die in 
der Kölnischen Volksztg. Nr. 452 Jahrgang 37 Abdruck gefunden 
hat. Sie soll auch hier zur Klarlegung des katholischeu Stand- 
punktes festgelegt werden, indem wir uus indess vorbehalten, einzelne 
Materien des bfirgerlichen Gesetzbuches, welche mit dem kirchlichen 
Leben im Zusammenhang stehen, sp&ter näher zn bebandeln. Der 
gelehrte Moralist schreibt: 
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Mit den Berathungen über das neue bürgerliche Gesetzbuch 
und deaseii Aonahme bat der Deatsche Reichstag eine Riesenarbeit 
beendet Einen her?orragenden Antbeil an der letstgOltigen Ans- 
gestaltnng and Annahme bat ebne Zweifel das Gentmin gehabt. 
Seine Stellnngnahme zar Civil- Bhe oder der bOrgerlichen Abschliess- 
ung der Ehe ist von einigen Seiten der Eritil^ unterzogen worden; 
es wurden Bedenken laut, ob man nicht die Icatholiachen Qmndsfttco 
^preisgegeben und die Sache der Eatholiken gesch&digt habe. Uro 
raeine Meinung über diesen Punkt befragt, will ich Ihnen, verehrter 
Herr, dieselbe des nähern darlegen ; Sie köuueu von meinen Aeusser- 
ungeu beliebigen Gebrauch machen. 

Ich glaube nämlich, dass durch die Fassung der Paragraphen 
über die bürgerliche Eheschliessung der Sache der Katholiken eher 
ein Dienst erwiesen und der Zwiespalt mit dem Recht der kirch- 
lichen Ebeschliessuiig in den wesentlichsten Puukteu beseitigt ist. 

Grundsätzlich waren und sind die Ceutruinamitglieder gegen 
die Cifil-Ehe überhaupt. Das ist io der Commission sowohl als im 
Plenum des Keichstagea deutlich zum Ausdruck gekommen, vor 
allem durch die Erklärung, welche im Namen des Centrums der 
Abgeordnete Dr. Lieber in der US. Sitzung am 24. Juni abgab. 
In ihr hieae es: »Heute wie damals halten die katholischen Mit- 
glieder des Centrums daran fest, dass die Qesetzgebung Aber die 
Ehe an und fflr sich, und abgesehen von deren Wirkungen auf rein 
bArgerlichem Gebiete, der Kirche gebflhrt, weil die Ehe nach katho- 
lischem Glauben Saorament und als solches jeder staatlichen Zu- 
ständigkeit entrflckt isic Und ans dem weitern VerlaufB der De- 
batte dürften folgende Worte desselben Abgeordneten hervorzuheben 
sein: »Ich wiederhole die heute hier abgegebene Erklärung nicht; 
es ist darin klar und bestimmt genug ausgesprochen, dass wir die 
Civil- Ehe, die obligatorische, aber auch die facultative, nie mit uoserm 
Einverständniss begleiten können. c 

Wenn nun trotzdem auch dieser Titel des bürgerlichen Gesetz- 
buches »Eingebung der Ehe« durch die Stimmen des Centrums zu 
Stande gekommen ist, so kann das nur geschehen sein, weil man in 
der Nothlage war, das geringere Uebd su wählen, und weil die 
durch das Centrum erreichten Abänderungen dem ganzen Titel und 
seinen einzelnen Paragraphen einen Sinn geben , der die nothwen- 
digen kirchlichen Bechte nicht ?erletit. 

Unbestritten hat die Ehe, auch die christliche Ehe, so wie eine 
leligiöee, auch eine bflrgerlich-rechtUcbe Seite. Damm bestreitet 
auch die katholische Kirche dem Staate nicht das Becbt, diese 
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bürgerliche Seite zu ordnen, oder auch den zu gewährenden Rechts- 
schutz von gewissen Bedingungen abhängig zu machen, die gesetz- 
lich bestiaimt werden und deren Erfüllung den Nupturienten oder 
Eheleaten als Vorschrift gelte. Wohl kann der Staat sich mit den 
kirchlichen Ehe-Begieiern begnügen; aber er kann auch behufs ge- 
s^licher Anerkennang und Qewährang der bürgerlichen Rechte und 
geeetillehen Sehnties eine filie-Brklftning vor staatliehen Beamten 
fordern. Will man diea Givil-Ehe oder bürgerliehe Blie nennen, so 
ist der Ansdmok nidit zwar der glücklichste oder genaneste, doch 
nicht ein absolut ▼erkehrter. 

Wamm die Kirche grnndsfttslich den Ahschlnss der dril-Ehe 
verwifft, nnd was sie an ihr Terwirft, ist, dass bei der christlichen 
Bhe der bürgerliche Akt dem kirchlichen gleichwerthig oder als sein 
Ersats erachtet werde, nnd dass dnrch die Forderung, den bürger- 
lichen Akt als unabänderlich rechtsgültig dem kirchlichen voran zu 
schicken, das Gewissen der Gläubigen und der Kirche selbat in eine 
ungerechte Zwangslage versetzt werden könne. 

Keiner dieser beiden Punkte aber ist in der Formulirung des 
betreffenden Titels des bürgerlichen Gesetzbuches, wie er die An- 
nahme durch das Centrum gefunden hat, enthalten. Dass man ge- 
halten sei , vor der kirchlichen Trauung den bürgerlichen Akt za 
setzen, davon spricht kein einsiger Paragraph der ganzen Vorlage, 
konnte also bei der Abstimmung, die hier in Fra<,'c kommt, ausser 
Acht bleiben. Und wenn auch im Strafcodex thataächlich diese Be- 
stimmung sich findet, so wurde doch darüber jäat nicht abgestimmt, 
und es konnte diese ohne nnd gegen das Gentrum in*s Leben ge- 
tretene Gseetsesbestimmung in ihrem Weiterbestehen hingenommen 
nnd geduldet werden , snmal, wenn sonst wesentliche Härten und 
üebel in Weg&U kamen. Würde jener StraQ[»aragraph behuft An- 
nahme oder Yerwerfling sur Abstimmung kommen|, so zweifeln wir 
nicht, dass das Gentrum sich dagegen su erklftren hütte und sich 
dagegen erklären würde; denn wenn es mit der Civil- Ehe überhaupt 
sich als nicht einverstanden erklärt hat, dann wird es um so weniger 
mit dem schlimmsten Punkt der Civil-Eheschliessung sich einver- 
standen erklären können. 

Der andere Punkt, dass nämlich der bürgerliche Akt der kirch- 
lichen Eheschliessung nicht gleichwerthig sei oder diese bei der 
christlichen Ehe ersetzen solle, ist durch Bemühen des Centrums 
geradezu gesetzlich festgelegt. Am Ende des ersten Abschnittes des 
»Farailienrochtesc , welcher »Bürgerliche Ehe« bptit<»lt ist, wurde 
ausdrücklich der Paragraph eingeschaltet: »Die kirchlichen Ver- 
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pflicbtnngen in Ansehung der Ehe werden durch die Vorschriften 
dieses Abschnittes nicht berahrt.€ Diese staatlicherseits erfolgte Ao- 
erkemmiig kirehlichen Bechtes hat eine nene Beleoobtnng srhalten 
dorch die Erklftning des Staatsseeretftrs des Beiehsjostisamtes, 
Wirkl. Geb. Batb Nieberding als des BeTollniftchtigten sam Boodes- 
rath in der Debatte am 24. JaU. Diese Erkiftning hebt als leitende 
Idee des Bnndesrathes hervor, das Termeiden in wollen, was sn dem 
SeUttsse berechtigte, als ob »die Bheschliessnng vor dem Staats* 
beamten und die yor der Kirche in den Augen des Staates voll- 
sttodig gleichwerthige Akte seien.« »Das wollen wir nicht,« heisst 
es wörtlich, »aus Achtung vor der hohen Idee, die der kirchlichen 
Trauung zu Grunde liegt, und aus Schonung für das religiöse Ge- 
wissen des Volkes. Wir wollen nicht, dass der rechisgescJuifÜiche 
Akt, den im bürf'erlichen Leben die Ehe darstellt, unbedingt und in 
einer das religiöse und Rechtsgefühl der Bevölkerung verwirrenden 
Weise vermischt und gleichgestellt werde mit dem Akt der Trauung, 
der der evangelischen Bevölkerang ein Akt hoher religi^^ser Weihe 
nnd der katholischen Bevölkerung ein Akt von sacramentaler Be- 
deatang ist. Wir erkennen die hohe Stellang , die im kirchlicbea 
Leben dieser Akt hat, an ; nnd weU wir das anerkennen, wollen wir 
ihn nicht vermischen mit einem andern Akt redUssfenekäßiAer Äus- 
tuumdertelmmff. Ich glaube, wir würden damit gerade dem kireb- 
lieben Gewissen sn nahe treten.« 

Hiertn bemerkt die »KOln. Volkszeitnng« : 

Nach diesen Erklärungen, welche uns wohl anch die an höchster 
Stelle herrschenden Anschauungen widerspiegeln, lässt sich unschwer 
bestimmen, welchen BegritY wir dem Ausdruck »bürgerliche Ehe« 
nach dem Gesetze beilegen dürfen. Es ist nicht der Begriff, welcher 
ihm von einem Theil der Reichstagsmitglieder, denen Gott und 
Religion ein Märchen sind, untergelegt wurde, als solle der Aus- 
druck besagen, der Vollbegriflf der Ehe gehe auf in ein bürgerliches 
Hechtsgeschäft; nein, er soll im Gegentheil bezeichnen, man wolle 
nor du eine Seite der Ehe, die bürgerliche, berühren. Bezeich- 
nend ist geradesn, dass der Bundesraths- Bevollmächtigte die bürger- 
liche Ehe den rechtsgeschäftlichen Akt nannte, der an Bedeatnng 
dem kirohliohen Akte nachstehe: dies snmal, wenn man sich klar 
macht, dass den modernen Begriffen nach das »Becht« nnr die staat- 
lieh gegebene oder gescbfitite Befngniss ist Die Ehe ak bfirgerliche 
Ehe ist daher die Ehe, insofern sie staatsrechtlich geschtttzt ist nnd 
staatsrechtliche Folgen hat; die bürgerltche Bheschliessnng ist also nnr 
die Sicherstellnng der staatUchsD, bürgerlichen Bechte einer Ehe. In- 
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sofern hat auch die durch die Commission in zweiter Lesung er- 
zielte Abänderung allerdings ihre Bedeutang. Wenn es jetzt heisst, 
der Standesbeamtd solle aussprechen, dass die Verlobten >kraft 
dieses Gesetzes nunmehr rechtmässig verbundene Eheleute seienc, 
80 liegt dario eben eine Beschrftnknng des Wortes »Eheleate«. Bs 
soll Dicht erklftrt werden, dass sie im äbaohtlen Sinne reebtniässig 
verbundene Bbelente seien, sondern dass sie es seien im Sinne dieses 
Oesetses, d. h. rechtmässige Bhelente im Sinne des ihnen zage* 
sicherten Recbtsschntzes; ob sie ?orGott ond dem eigenen Gewissen 
rechtmässige Bhelente seien oder nicht, wird nicht ausgesprochen 
nnd will nicht ausgesprochen werden. 

Es dürfte also der Ansdmck »bfirgerliche Bhe«, »bürgerliche 
Fiheschliessung« gerade nach der erklärten Absicht der betheiligten 
Factoren einen Sinn haben , der diesen Wortlaut für das Centrum 
annehmbar machte. 

Gleiclivvohl ~ das gestehe ich — bringt er die richtiiro Idee 
einer christlichen Ehe nicht nur nicht znm klaren Ausilruck, son- 
dern ist selbst nach dieser Richtung hiti verfänglich; doch das ist 
kein Grund, ihn um jeden Preis vermeiden zu müssen. Unverfäng- 
licher würde es ohne Zweifel gewesen sein, wenn der §. 1317 des 
bürgerlichen Gesetzbuches nicht ssgen würde: »Die (bürgerliche) 
Ehe wird dadurch geschlossen u. s. w.«, sondern statt dessen sagte J 
»Die Che wird dadurch eine staatlich rechtsgültige« oder: »Die Ehe 
erlangt dadurch die staatliche Anerkennung und die bürgerlichen 
Hechte.« Allein ein derartiger Ausdruck würde ganz gewiss einen 
unbesiegbaren Widerspruch gefhnden haben — und, wenn wir ein- 
mal von der Thatsache eines nicht mehr christlich auf- und aus- 
gebauten Staates ausgehen, nicht so ganz mit Unrecht Leider gibt's 
in unseren modernen Staaten , anch im Gebiete des Deutschen Rei- 
ches, eine Anzahl von Staatsbürgern, die nicht als getaufte Christen 
gelten können. Ich will nicht untersuchen , ob es nicht eher am 
Platze wäre, für diese durch Ausnahmegesetze Sorge zu tragen, als 
ihrer Lage die Gesammt-Oesetzgebunsr anzubequemen. Will man 
aber einmal bei der staatlicben KpLreluntr der eli'^lichen Verhältnisse 
auf die Nicht-Christen Uücksiclit nelinien , dann kann und dart der 
Staat für jene nicht -cliristliche Ehe auch Bestimmungen treffen, 
welche nicht nur die rein büri^^erlichen Rechte recfelu, sondern auch 
solche, welche in das vor Gott und dem Gewissen geltende Eheband 
hineingreifen. Für diese Ehen wäre also der Begriff »bürgerlichec 
Ehe ein umfassenderer, als bei der cbriBtlichon Ehe. Wenn daher 
der Gesetzgeber auch diese Gattungen TOn Ehen sammt den Christ* 
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liehen Ehen in einem Paragraphen behandelt wissen will, dann bleibt 
ihm nichts übri^ , als einen Ansdruck zu wählen , dessen Sinn 
dehnbar ist, und der bezüglich der christlicheo Kbeu geBetzUch ein- 
geschränkt wird. 

Wo, wie bei Berathoog des bürgerlichen Gesetzbuches, Dor 
die Wahl war, GesetzesbestimoiaDgen aofrecht zn erhalten, welche 
die kirchlichen Interessen schftrfer Terletien, oder aber diese aussa- 
meraen, jedoch auch Bestimmiiogen ansnnehmen, welche mit den 
katholischen Grundsätzen in Einklang gebracht werden hdmien: kann 
dem Centram, wenn es das letzte that, nicht der Vorwurf gemacht 
werden, kirchliche Interessen geschädigt zu haben. Das ist aber 
meines Brachtens die Sachlage bei der Annahme der bfirgerltchen 
Eheachliessung. Was sie im Gewissen und vor Gott zu bedeuten 
habe, darüber ist das katholische Volk anfzukläreu, oder es ist viel- 
mehr fast überall hln((st aufgeklärt. 

Die übrigen Ehebestimmungen in den weiter folgenden Titeln 
und Abschnitten des bürgerlichen Gesetzbuches, von denen mehrere 
schärfer der katholischen Lehre und dem katholischeu Rechte ent- 
gegen sind, war das Centram, so weit tbunlich, bemäht, zu ver- 
bessern und den Katholiken weniger unannehmbar zu macheD. Nach 
den erreichbaren Veränderungen hat es dann geglaubt, dieselben als 
das geringere üebd bei der Schlussabstimmung hinnehmen zu kön- 
nen. Und in der That bringt das neue bflrgerliche Gesetzbuch auch 
in den Theilen, wo es mit dem kirchlichen Rechte in C!ollision tritt, 
eine nichi unerMUehe Verbesserung dem BesMtenden gegenüäber. 
Mit diesem Endergebniss kann der Katholik unter den thatsftch- 
lichen Yerhftltniasen zufrieden sein. 
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Vlll. 

Mehrfache Blutsverwandtschaft 

Bei dem Impedimente der Blutsverwandtschaft ist es möglich, 
dass bis zum vierten Grade bezw. innerhalb desselben mehrere j(e- 
meinschaftliche Stämme, aus welchen Verwandtschaft herrührt, be- 
stehen. In diesem Falle ist <iie Blntsverwandtschafl eine mehrfacJie^ - 
80 dass demgemäss auch mehrere Ehehindernisse aus der Blutsver- 
wandtschaft vorliegen. Obgleich es bei den Canonisten wohl als 
seiitentia communis betraclitet werden kann, dass in diesem Falle 
zur gültigen Ehesohliessung die Hebung sämmtlicher Impedimente 
der Blutsverwandtschaft vor sich gehen muss, so gibt es doch einige 
Aatoren, welche eioe Dispens von dem näheren Grade allein für 
ausreichend halten, z. ß. Enriqtiee , De matr. 1. 12. c. 10. n. 3; 
Petrus de Ledesma u. a.- (Vgl. Sanchee, De matr. 1. VIII. disp. 24. 
n. 4). Deshalb stellt« ein französischer Bischof an das hU Offieiam 
eine diesbezAgrUehe Anfirage, V7ie zu erwarten war, hat die Con- 
greg^tion dieselbe anter Zostimmnng des Papstes im ersteren Sinne 
beantwortet, d. b. es sei zur Gflltigkeit der Ehe die Dispens von der 
mehrfachen Blntsverwandtscbaft einznbolen. Damit ist diese Con- 
troverse, wenn man sie überhaupt so nennen will, ein ffir alle Hai 
entschieden. Die betreffende Anfrage des Btsehofs lautete: 

Beatisäime Pater. Non raro contingit in Gallia roatrimoDio 
jungi sponsos in secundo aequali consauguinitatis gradu devinetos, 
quoruni subindo soboles, post secundam generationem, easdem iterum 
in eodem gradu prohibitas nuptias appetit conti alicre; ex quo fit, ut 
in hoc posteriori casu, sponsis duplex conimunis stipes originis existat, 
unus quidem principalis et remotior, in quarto gradu, alter vero in- 
terraedius et proximus, in secundo. 

Jamvero, in his circumstantiarum adjunctis, non una est aucto- 
^jrum senteotia circa uainerum impedimentorum eaque declarandi 
necessitatem. 

Alii enim unicam putant dari in casn dirimens impedimentaro 
consangninitatis , niroiram in secundo aequali gradu, nec ulterius, 
tacto semel stipite prozimiori, esse attendendnro ad stipitem remo- 
tiorem qnarti gradua, eo qnia, ainnt, prohibet cauonica jurispru* 
dentia quominus stipes idem bis in enumeratione impedimentorum 
adhibeator. 
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Alii 6 coatra, praeter impedimeotum pracfatum secundi gradus, 
de quo nnlis esse potest controversia, duplex, aliad lutberi coatendunt 
quarti gradus aeqnalifl impedimentaro , oeeeasario, sub pericolo nul- 
litaUs declarandüin ; anum quidem, dum sponsi linea per aTum, et 
linea spoosae per aviam, nsque ad communem eiipitem qaarti g^rados 
pretenditur, aUemm aatem, dam, ioTeraa raüoiMf, A enmdea gradus 
quarü stipitem ducitur Uuea spousi per amm, atque per a?nin 
linea sponsae: nee isU auolores laeeam reputant allatam snperioris 
regulam, quae vetat utique, ne utraque linea simnl per eamdem 
peraonam transeai, minime vero Impedit transitum per duas diversas, 
niariti et uxoris (avi et aviae) personas, intermedinm stipitem oob- 
stituuntes. 

Quidain demura utramquo sententiam existimant in jure pro- 
bahilem, nec a«l validitatem matrimonii referre utrum , prima (de 
unico impediineuto) an posterior (de triplici impedimento) adhibeatur 
in praxi. 

His positis, quandoquidem in dies crescit lugendus sane nu- 
merus matrimoniorum inter consobrinos, ad compescendos angores 
conscientiae, Episcopus Conomanensis ad pedes Sanctitatis Tuae pro- 
volntns, huniiliter postuIat sequentis dubii solutionem: 

In casa stipitis intermedii (secundi gradus) ex duobus inter ee 
itemm (in secundo gradu) consanguineis constitnti, ntrum unicum 
existat et deelarari debeat in libello supplici diapensationis impedi- 
mentnm conaanguinitatia, ?idelicet illud aolnro quod ex hoc proximiori 
atipite interraedio prooedit; 

An inanper dno alia babeantnr et declaranda aint impedimenta, 
profenientia ab remotiori atipite commani (qnarti gradus) per lineas 
in atipite intermedio conjunctaa. 

Fer. IV. die II martii 1896. 
In congne genli S. Rom. et üniv. 
Inquis., proposita auprascripta inatantia, Bmi ac Rmi Dni Gar- 
dinalea Inquia. Genlea, praehabito Bmorum Conanltorum voto respon- 
dendnm deereverunt: 

Negatife ad Affirmatire ad 2*». 

Sequenti vero fer. V, 12«^*, SSmus D. N. Leo Div. Prov. 
Pp. XIII., in audientia r. p. D. Adsessori S. C. impertita, relatara 
sibi Emorum Patrum resolutionem benigne adprobare dignatus est. 

J, Mandni, Can« Magnoni, S. ß. et U. J. Not. 
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IX. 

EhadisiMnsklaiisol der POnHüitlarie. 

drea separMmm ei repanUumem seandali quoaä spamoB, ineeski 

pMco patrahf umendaa, 

Autiqniiiu clananla erat: »Intordicto qaoromqoe tracta, et 
«xhibita fide peractae sacramentalis confessionis.« — Postea: »Praevia 
Oratonim separatione ad tempus Ordinario bcnevisum.c Hodie, ut 
infra. Unde rigor disciplinae, fide frif,'eseente, debnit raitigari. Nunc, 
reparatio et a fortiori separatio in caau, non rtHjuiruntur suh po^'iia 
nullitatis, et procurari debunt meliori modo quo äeri poteat, prudeuti 
arbitrio et conscientiae Episcopi. 

»Beatissimo Pater, 
iRescripta S. Poenitcnticiriao, in causis matrimonial ibus , <mm 
adfait incodtus publicus, clausulam sequentem in praesenti continent: 
Uemoto quatenus adsit scandalo, praesertim per separationem . . . ai 
6eri potMt 

»Hisce misenriniis temporibas, non raro evonit ut eeparatio 
oratoram obtineri nequeat, ant qnia plures jam habent Uberos, simul 
educandos; aut qnia nusquam alibi habitare posaunt; et tunc vtx 
iiitellijLn potest quaouann alia reparatio seandali exigi debeat, aniequam 

diitpeusatio concedatur. 

»Rogamus igitur ut S. Poenitentiaria b»inii,nie velit docbirare 
num haec clausula Remote scandalo ita necemrio debeat adimpleri, 
ut, illa omissa, dispensatio faerit nulliter coacessa, et quateuus af- 
firmative: 

>P. Cum plnries acciderit, nt errore daeti ita dispensaverimna, 
sjppliciter petimus at S. P. disp msationee hnjasmodi benigne con- 
validare dignetar et, si opna ait, matrimonia ezinde secnta in radice 
sanare. 

»2®. Rogamus ut S. Poenitentiaria nobis velit indicare, quibus- 
nam praesertim remediis remotio deu reparatio seandali, defectu se- 
parationis procurari debeat aut posäit. Sufficitue v. g. ut in Ec- 
clesia inter Miflsamm solemnia publice dennntietnr matrimoninm 
inter oratores contrahendaro , vel ot oratores aut altemter eomm 
ante dispensationis executionem sua peccata confiteatnr. 

»Sacra Poenitentiaria Rrao Epo Oratori ita respondit: Separa- 
tioiiem praeferri aliis niodis reparationis seandali ; si haec tieri ne- 
queat, scanilalum esse reparandum, sed moduin seandali reparandi 
remitti prudenti arbitrio et couscientiae Ordinarii , juxta cnjusque 
casus exigentiam. Casu quo omissa sit separatio, et scandalum alio 
modo reparatum, acquieecat; secns ei aliquo in oaen seandali repa- 
rationem omiserit, sileat, et in postemm cautina se gerate 

12. Aprilis 1889. 
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X. 

Feier der hi. Messe in den Privatoratorien an den Festtagen. 

S. Congregatione Rüuum. 

Missas celebrare cttra Indultom in oratoriis pri?aii8 noo licet 
diebas solemnioribns deseriptia in Caeremoniali Eporum, et qni aer- 
vantar de praecepto. 

Quam die 30. Janaarti anno elapso 1895 in conyentn Aca^ 
demiae lltnrgicae Romanae proposita ftaiaset qneeiio saper diebns, 
quibna non licet Miflaam celebrare in Oratoriis privatis, atqiio Aca- 
demici ac Ceneorea diversimode de ea aenaiwent Inspectis etiam de» 
cretifl ac praxi « hinc Kmus Moderator ipsius Academiae ad Sacram 
Kituum Congregationem penes quam eadem quaestio alias agitata 
fuit, humillime accessit, suo et Academiae nomine nostulans sequeiitis 
dubii solutionera , nimirum: >quinam vere sitit solemniores dies in 
quibus pro omnibus peculiare ladultum non babentibus, Missae sunt 
vetitae privatis oratoriis?« 

Et Sacra eadem Congregatio ad relationem infrascripti Sorretarii 
exquiaita sententia Comniiaaionis Liturgicae, ac re inaturo examine 
perpenaa, reacribendum censoit; »Uli per se aunt dies solemniores in 
easn, qui describuniur in Caeremoniali Episcoporum 1. II. c. 3i. n. 2 
et aervantar de praecepto ^). Aique ita rescripsit. — Die 10. Aprilis 
1896. t Ce^. Card, MaaeUa Praef. 

' M&ism IWp^ Secretarina. 

1) Caer. ep. (Ed. Tjpica Ratisbonae 1886 Pustet) p.-27 baec habet: 
»Celebrare igitar poterifc Epiteopu niti legitime faerit iropeditas , in ffie Na- 
tivitatit D. N. Jami Chrieti, in feslo Epiphaoiaa I>oiiiuii, feria qninta in Coena- 
Domioi, In Dominiea Beennrectionte, in die Aieemionis, in Dominica Pentecottes, 

in fcstivitntibns Immacalatae Conceptionis , Annunciationis et Assumptionie 
B. M. Virginis, in feste S. Joseph! B. M. V. Sponei, in festo Rcatorum Apo- 
stoloruni Petri et Pauli, in festo Omnium Sanctoruni, in festo die titularis Ec- 
clesiac, et Patroni, in die Anniversario Dedicationis Cathedralis Ecclesiae, vcl 
ctiain arbitrio suo in »Iiis foativitatibus per antiiim, quandoqaidem ei placucrit, 
cam Caeremoniis et solemnitatibu.H quae supra in Cap. 8 huias 1. 2 de mim 
•oleroni Episcopo eelebnnte explieataa ftienint.€ 

Hine paWt, qnod aliter Talet Indnltnm pro nno loeo, alitor pro altoro, 
proat plnra Tel paneion terrantttr fasta de piraeee|»to, lic v. g. in OalUie, qnia 
festa quatuor taut um $ervantur de praeeepto, qnater in anno vetita est in 
Ocatorüa pmatis Mitaa. 
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XL 

Alte Reliquien, für deren Echtheit keine „Authentilc'' mehr 

vorhanden. 

8, Congr. Jnduig* 

BttliqoiM aotiqoae, qnaram Litt antheDticae non «mptiiu habentar, 
consemiidae annt in eadero ▼eneratione in qaa hactenua ftaerant. 

Episcopos Jacensis in relatione status suae Ecclesiae sequens 
postulatum eihibuit Sacrae Gongregationi Concilii die 27. Aprilis 
1894, qnod ab eadem Sacra Congregatione ad hanc Indulgentiis 
h>acrisque Reliquiis praepositani transrnissum fuit, nimirum : — Sunt 
pliires Reliquiae io pretiosis argenteis thecis inclusae , fere in Om- 
nibus Ecclesiis Dioecesis, etsi pauperrimis, quarura authenticae non 
habentur, nec notitia habetur eas olira eititisse, nec tempus cog- 
Doscitur a quo illae Reliquiae possidentar. Nameros earunn, prae- 
aeriim in Ecclesia parocb. vulgo Siresa, qna« per aliquod tempus 
residentia fait Gpiscoporom Oscensiain tempore iuvasionis maho- 
metanornm, est connderabilis, et qnamvis thecae antiquitatem redo- 
leaot, in arehi?ia tarnen parochiaram , vel in bigtoriis nallam extat 
certnm doeamentam eammdem anthentidtatem eomprobana. — 
Magna tarnen pietate a popnlta coluntar, ita nt neqneat sine acan- 
dalo bic caltns probibm. Cnm igitur antiqniedmae aint, ita nt 
ipsa antiqnitas possit conatitaere argumentum sufficiens ad certi- 
tadioem moralem gignendam, et apud omoes in mazima Semper 
foerint et stnt veneratione, opinatur Episcopos orator hnjusmodi 
coltum permitti posse: ad omnem tarnen anzietatem toUeodam, 
implorat quoad hoc judicimn S. V, 

Quibus praefata Sacra Cougregatio Indulgentiis Sacrisque Re- 
liquiis praeposita, omnibus perpensis, ita respondeiulurn censuit die 
20. Januarii 1806: »Reliquias antiquas conservandas esse in ea 
veneratione in qua hactenus fuerunt, nisi in casu particulari certa 
adaiüt argumenta eas falsas vel sapposititias esse.« 

Datum Romae ex Secretaria ejusdem S. Congregationis die et 
anno uti supra. 

A, Card, Steinhuber Praef. 

F. Arcki^. NietpoUt. Secret. 
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XII. 

Die aligemeine Delegation zur Assistenz bei der Elieseiiliessung. 

Unter den zahlreichen Anträgen des Vatic. Coiicils, welche von 
Bischöfen gestellt wurden, befanden sich auch einige bezüf(lich der 
Aufhebung bezw. Einschränkung des Impediraents der Claiulestinitäi. 
Dieselben kamen indess wegen Vertagung des Concils nicht zur Ver- 
handlniig. Inzwischen haben die Wünsche der Antragsteller nach 
und nach insoweit thatsächliche Berücksichtigung gefunden, als die 
Schwierigkeit io Hiosicht auf dies Ehehinderniss durch eine er- 
leichterte Delegation zur AeeUteoz der Bhe seitens dee {«rochus 
proprius wenigstens verringert worden ist. Schon im Jahre 1893 
am 18. März hatte die rOmiscbe Congregatioo des Coocils die Pruls 
in K6ln gatgeheiistn, wonaeh <Ue Pfarrer dieser Stadt sieh gegen- 
seitig inr Assistens bei der Bhesohliessang delegirten. Dieselbe 
Praxis wurde aach gebilligt in einem späteren Palle in der Diiteese 
Cambrai. Auch Jetzt wieder liegt eine solche Approbation ?or, 
wonach die Pfarrer in den Tolkreichen Städten sich gegenseitig 
delegiren I^Onnen, wenn auch die Form nnd der Umfang der Delegation 
näher bestimmt wird. Bs handelte sieh nämlich im letzteren Falle 
am eine gegenseitige Delegation der Pfarrer in den Städten Brüssel 
und Antwerpen, auf Grund deren die Gültigkeit einer Ehe ange- 
fochten wurde. Der Erzbischof von Mecheln wurde aufgefordert, 
sich über die Art und Weise der Delegation in Brüssel und Ant- 
werpen zu äussern. Auf Grund eines diesbezüglichen Keferats des- 
selben und eines Votums des bekannten Canonisten und Consultors 
Pater Werne wurde die Ehe für nicht ungültig erklärt und damit 
die Delegation als genügend zur Assistenz einer Ehe anerkannt. 
Wir wollen der Wichtigkeit der Sache und der praktischen Con- 
sequenzen wegen das Referat des Erzbischofs von Mecheln nebst 
den in seiner Diöceee üblichen Delegationsformeln sowie das Votam 
des Pater Wenu sn demselben dem Wortlante nach hier folgen 
lassen: 

j^fit. Ärchiqoiscopi Mecklimen» Si^aplieaHo, 
Beatissime Pater! 

Petras Iiambortns Oardinalis Qoossens, Arcbiepisoopns Mech- 
liniensis, hnmiliter seqnentia eiponit: 
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In civitate et suburbio Brnxellensibus (uti et io ci?itate Aot- 
vcrplensi «eiusque suburbiis) parochi ad praecarendam, ne alias plora 
matriroonia invalide coDtrahaotur, mntao sibi generalem delegationem 
latioB tribaerani quam indicatur in causa Coloniensi 18. Martü 1893. 

Ut euim ex addita formala patei, eam non limitarant ad casam, 
quo sponsi ad proolamatioaes admini ante contraetam matrimonium 
alibi demigrant et nniendo se eistnnt prietino parocho, iani non suo, 
sed eam etiam extenderunt ad casum, quo sponsi in civitate vel 
suburbio habitantes in eo loco circuraveniuut per fictmn domicilii 
indicium parochum nou suum ac coram eo coutrahunt. Inio ex 
rautuo censensu identidera verbotenus expresso in praxi parochi 
eamdem ultra hos terminos ampliarunt, ut sie, in quantum possent, 
obviarent nullitati matriraouii eoruiu oraiiium , qui iu civitate vel 
suburbio habitantes ibi erronee vel frauduleuter adiveruot parochum 
non sttum, qnorum error vel fraua aut non detegitnr ante niatri- 
monium ant ante id non detegitnr opportune tempore, ut adhuc 
abaque Incommodo possint remitti ad parocham pioprinm Tel sallem 
ab hoc pett poeaii epedalia delegatio. 

Btenim eoe rogando, nt adeaat proprium parocham vel ut 
exspectent, donec hnina lieentia fnerit obtenta, accidit, ut neotrum 
praeetent et ut impletis tantum formis ciTllibus in ooncnbinatn ?ivant. 

Cum autem in votis sit praefatorura parochorum, ut retineatur 
haec mutuä delegatio, hinc ad omne dubium removendum quaerit 
Archiepisoopus Mechliniensis, utrum possit approbare et confirmare 
generalem delegationem, quam parochi maiorum civitatum sibi mutuo 
allisqne ab ipais ad matrimonia delegatis tribuunt, non tantum 

V pro caau, quo sponsi ad prociamationes admissi ante ma- 
trimonium demigrent et adhne ooram pristino parocho, iam non suo, 
se sistant infhi tres menses a proclamationibus factis (qui terminus in 
nostris statutis dioecesanis praefigitnr proclamationibus iterandis); 
sed etiam 

2^ pro casu, quo ex civitate vel suburbio, quorum parochi sibi 
mutuo coucesserunt delegationem , sponsi sive bona sive mala fide 
adiverint in eo loco parochum non suum , et ille error vel illa fraus 
ante matrimonium non detet^atnr vel tantum detegatur, ubi nuptu- 
rientes non amplius convenienter possunt remitti ad parochum proprium 
Tel saltem ab hoc specialis obtineri delegatio, quin nnum alterumve 
inoommodnm graTe incurmtnr. 

Et Dens. 
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Formola delegationis proiii haec primitoB data est Bnixellis. 

Ut in dobüs caaibi» matrimonn ?alori provideatnr, Tisam est 
generalem miitao delegationem impertirL Delegatio aotem determi- 
naU Sit oportet. Ut vero determineiiir P ad quos casus 2* qmbm 
sacerdoHbua conoedatar, propouantor daae seqoeutes foromlae actus 
ponendi \^ a singulis navis pcutortbus 2^ ad singuios novos pastores 
aut vice-pastores. 

Formula adus neo-parochu 

OeneraUm pro futuro delego omnes et sioKalos Pastores duorum 
decanatamn Bruxellensium eorumque in praesenti ad matrimonia 
adwtorts ordmarias relate ad matrimonia eoram, qni forte, poet- 
qnam alibi ad proclamationes admissi erani, in parochiam meam im- 
migraneot et in pristina paroohia poeitia ponendia oontraberent. 

Item ad matrimonia eomm, qni in mea paroehia babitantea 
alibi circnmvento per fictnm domicilii indicinm pastore contraherent. 

Formula iidus relate ad neo-pastorein vel mo-vice-pastorem. 

Generatim pro futuro consentio, ut novus vel novi Pastores et 
eofum ad raatrimonia depiUati ordinarii ntriusque decanatus Bruxel- 
lensis valide assistant matrimonio eorum^ qui forte, postquam alibi 
ad proclaiuationee admisai erant, in parochiam raeam immigrassent 
et in pristina paroehia poiitia ponendis contraherent. 

Item ad matrimonia eomm, qni in mea paroehia habitantes 
alibi eircnmvento per fictnm domicilii indicinm pastore contraherent. 

Singniis neo-pastoribas institntis Tel novis ad matrimonia adln* 
toribns oidinariis adscitts hae delegaiiones aäu posUivo coneedentnr, 
transmissae g. in eonferentiis, a singniis ad singnlos, postqnam 
Praeses eansam ant caosas exposnit, delegationis formnla. 

NB. AntYerpiae initio fere eadem formnla adhibita fnit pro 
delegatione generali. 

AmmadverBiones in suppliccUianem Emi Archi^iseopi MeekUnieiim 
de egfprobanda praxi ddegaHomm generaUmn ibidem reeepta. 

In praxi illamm delegationnm generalium dnae quaestiones 
sednlo Tidentor distingnendae, sc. utia, qaae refertnr ad formam 
delegationes generales concedendi; aUera, qnae refertnr ad ambUttm^ 
intra qnem illae delegationes sint approbandae. 

I. 

Forma delegationis generalis potesi esse duiplex: 

a) Eteoim delegatio hninsmodi proxime nititnr vera et pnprie 
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dickt eowoetUume parochorum, qua alios paroehos eorumqHe eoadiu" 
tares wdinarioa delegant in casibus per formulam expressis , atqoe 
haic confeDtioni aooedit approbatio Ordinarü. Quae approbaiio Orr 
dinaril poteet esse nuera confiraiatio eommHama in forma eommoni 
neqae p«r se ullam importai delegationem siognlocam parochorani 
T«l coadiotoram per Bpiicopam. 

b) Altera forma delegaüonom generalinm ita introdaci poteet, 
Qt parochi eiosdem ciTÜaiis forte oommoni ooosilio sopplicationem 
Ordinario loci porrigant, ut ipse omnes et diigaloa paroehos eioadem 
civitatis per ardinaiionem slve legem episeopalem penerofifsr deleget 
simulque facultatem concedat altnm sacerdotem subdeUganäi. Qua 
in ordinatione episcopali accurate definiuntur casus, ad quos ilelegatio 
generalis parochorum sese exteudit sive totus illius ambitus bene 
circumscribitur. 

c) Altera ista forma, ut patet, in causa Coloniensi a S. C. C. 
est adoptata atque sine dubio priori formae in praxi Mechliniensi 
receptae videtur oranino praeferenda. 

d) Quare imprimis videtur illud statuendum, ut parochis etiam 
civitatam maiorum slmpliciter prohibeaiUur mutuae et generales de* 
legationee in ordme ad matrimoninm inconsuUo Ordinario loci atque 
sine expressa Utios approbatione. Huiusmodi enim qoaeatio ?idetar 
esse veluti causa quaedam maior dioecesis ideoqae abeqoe inter- 
?entioae Bpisoopi priTata aactoritate paroehornm noB est expedieoda. 

e) Qaae prohibitio tarnen neqnaqoam rideinr danda per modam 
legis imtmiiie eed simpliciter prt^ibeiUie. 

Nam seens nofnm qaoddam indooereinr impedimentam dirimena, 
riYO lex Tridentina irritane contra elandestina matrimonia lata ex- 
(enderetur ad easns, qui hncnsque inre Tridentino qnoad wdorem 
aelnnm oerte non faenmt eomprehensi, ut patet ex text« Tridentino 
atque ex decisionibos S. G. C. in causa Coloniensi allatis, in qnibns 
S. C. C. certas delegationes licitas non habuit, at irritas esse non 
declaravit. 

Nostra aetate nuUa videtur possi afferri ratio, cur a mitiori 
praxi ad maiorem rigorem transeatur. Gerte in Concilio Vaticano 
orania Episcoporum postulata eo dirigebantur, ut imminuereiitur im- 
pedimenta raatrintionii ; atque speciatim a compluribus Episcopis 
propter difficnltates modernas de domicüio saltem modificatio im- 
pedimenti clandestinitatis postulabatur. 

Denique etiam illud videtur notandum S. C. C. abeqne speeiali 
approbatione SSmi Domini ad bmoaniodi interpretationem extensUnm 
Concilü Tridentioi 8i?e ad nowm legem irritantem eondendaoi non 
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6886 eomp6t6Dt6in. SoopuB &iit6m ConciUi Trid6otini 6it6ii8ioii6m 
omniDO wm 6iiiglt, qiiooiam 86nip6r p6r aetom T6r6 pMiatm hnh 
oonsttt d6 fach oetebratioiilB matrimomi. 

0 Pra6t6r6a 6Z 8886 emfenUo Yid6tQr 6886 minus eoQ?6iii6ii8 
fonna ad introdacandam niam delegatiooam. Kam at constafc ai 
caosa Brnzellensi hnmsmodi conventiones a parochis in praxi facile 
possnnt restringi vel extendi, atque ita oritur inris incertitado sam- 
Tiiopere vitanda. Porro fieri potest, ut paroclius novus delegationem 
illani non det aut pertinaciter limitet. Quo in casu iteram multa 
oriuntur iocomrooda atque non pauci casus incerti. 

g) Quare delegatio per Ordinationen! Episcopi facta cum po- 
testate subdalagandi est omnino praeferenda. Ita enim parochi de- 
legantnr a iwre aifa ex lege; sad lax est niulto stabilior et certior 
qnam etnumHo. Porro si Episcopus dat facuUatem mbdekgandi^ 
nna ax parta parochi non inutiliter restringantur ad aoos ooadiatoras 
al ax ah6ra piurt6 d6l6gatio nllra tarminos n6C688itaä8 non aitanditur. 
Nam atiam in Balgio 6x oommnnitar contln^niiboa parodim aolal 
assistare matrimoniia atqna vieaHi paroehial68 tantnm az ^^eaaU 
dalagaftiona paioebi. Nnlla apparat ratio, ob qnam in landabili 
praxi Balgica non nimiam axtondandi iara Vioariomm parochialtnn 
aliqnid immntatnr. 

II. 

a) Qaoad ambiiim datogatioaia in dio6068i JMMaiMj appro- 
bandaa certe nibil obatat, qnominna saltom aodam modo approbätor 
atqae in arcbidio6C68ibn8 Golonionai 6t Oamaracand. Nam 8altam 
aaadem annt rationas in faforam arobidio6068i8 M6cblini6n8ia. 

b) At in supplicatione Eroi Archiepiscopi Mechliniensis evidenter 
petitur approbatio delegationis generalis tUtra termims in causa Co- 
loniensi admissos. Neque negari potest S. C. C. in causa Camera- 
censi, ubi similis praxis delegandi vigebat multo magis extensa quam 
Coloniae, decisionem in causa Coicoiensi tamqoam responsam trans* 
miflisse. 

o) Veramtaman a6qn6 certum est 6x natura rei delegationem 
illani concedi posse ultra terminos in causa Coloniensi admissos« ai 
apacialia adiuncta id snadeant. Jam oronino admittandnm est cirenm- 
atanlias in Balgio 6886 difficilioias, popnlnm laborare eonfosione 6z 
diferaia illis domiciliia civilibna et canonids, testibns Decania et pa^ 
voebis Antverpiensibns et Broxellenaibtta ^mii^pilutma matrimonia 
sine taü latiori delegatione ant invalide contrabnntor ant in forma 
canonioa et in faeie Eoeleaiae omnino non contrabnntar. 

AjtMw nt KlrehniMlil. LXXVL 9 

Digitized by Google 



130 



FrMiegium für BiacMfe. 



Ck>ncliMio. 

Qaare qaoad formam etiam pro archidioecesi Mecliliniensi vi- 
dptur pneferenda forma Coloniensis, sc. non per conventionem pa- 
rochorura, sed per ordinafionrm Episropi hoc negotium deiegationum 
est definiendum. Quoad amhitum delegatioiium attentis specialibus 
circumstauiiis videtur posse dari approbatio praxi Mecbliniensi, dum- 
modo ab Brno Archiepiscopo in sna ordinatione pro maioribus civita- 
tibiu tantUB pubUcanda arobitns delegaüonia inxta rapplicatioms 
tenorem accaraiecircumscribatur atqae expresse parochis prohibeatur, 
ne ultra casus necessitatis ia ordiaalione statutos arbitrarie et illicite 
delegatiODes exkeodant Franc, Xav, Wenu^ S. J. 



XIIL 

Privilegium fOr BischOfa 

Das bisher nur den Cardinälen und DiOcesanbisrhöfen zustehende 
PrivUegium, dass in Gegenwart ihrer am Paradebette ausgesetzten 
Leichen liequiemsmessen celebrirt werden dürfen , wurde durch fol- 
gendes Decret der heiligen Riten-Cougregatioii auf alle Bischöfe und 
Prälaten mit bischöflicher Jurisdiction ausgedehnt: 

Qui pro Domini gre^e ritam inapenderant, aequum est, ut Uc- 
elesiae soffragiis singulari modo post mortem jafoiitar. Sa«ris ideo 
Ritibiia praeposita Congregatio re roatoro perpensa decernendum esse 
statuit : ut dum eorpm ^piseopi Dioecesani defuneä^ $aeri8 indutum 
vestibus , in propriae aedis aula majori , publice et solemniter jaret 
exposiium^ Missae in siiffragium animae ejus per totum mawe ce- 
lehrari mleani; iis oranibus servatis, quae de Kpiseopi detuncii cor- 
pore exponendo ac sufifragiis ferendis in Caeremoniali Episcoporum 
lib. II. cap. 38. praescribaotar. Quod Privilegium Episcopis in sua 
Diosoesi eoncsssom, ad VkaHos ApoMieos m mm Vicfm(Mm»^ net 
wm aä Abbates ceterasqne Rrada&s NuUim Dioeeenos^ jariadictione 
in plebem ordinaria quum vita cessernnt fruentes, in proprio tarnen 
territorio, pari intelligatur ratione extensum. De speciali tandem 
gratia S. R. C. indulget, ut eodem quoque privilegio frui valeant 
Episcopi lUidares defuncii; dumraodo eorum cadavera in aula con- 
venienti exponantur, et ornamentis pontißcalibus (absque tarnen baculo 
pastorali), si extra Urbero, fuerint induta; si vero in Urbe, babitu 
tantnm praelatitio. Ck>ntrariis non obstantibns qaibuseumqiie. Die 
a Aprilis 1894. 

Facta autem Sanctissimo Donoino Nostro Leoni Papae XIII. 
de his Omnibus relatione per me infrascriptum Cardinalem Sacrae 
ejusdem Congregationis Praefectum, Sanctitas Sua sententiam ipsius 
S. Congregationis in oranibus ratam habuit et confirraavit. Die 
29. Aprilis 1894. 

t Cc^jet. Card. Aloisi-Masella, S. R. C. Praef. 
ymemUkm Nussi, Secret. 
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XIV. 

Zur Legitimation unehelicher Kinder in Oesterreich. 

(Unser DiSeeianbUtt, Nr. 4, Jahig. 42. (1896); vgl Mem Jahrg. 1891, p. 241). 

1. Das Protocoll, welches behufs der Erklärung der Vaterschaft 
mit den Eltern des za legitimirenden Kindes von amtswegen aufge- 
nommen wird , ist sowohl Stempel- als auch gebührenfrei , wHl es 
als SulMrai mtr Berichtigung der Taufmatriken dient. 

Aas denuelben GruDde ist auch der Tranongsschein der 
Eltern, wean diese nicht in der Gebnrtspfarre des Rindes getränt 
worden sind, vm Zwecl^e der Legitimation ebenfalls Stempel- und 
gebfihrenfrei, jedoch mit der Bemerknng an der SteUe, wo sonst das 
Stempelzeichen angebracht wird: »Zum pfarramtlichen Oebranehe 
behnfo Legitimation eines unehelichen Kindes.€ 

Dies erhellt auch aus einem Finanz- Ministerial-Erlasse vom 
18. Angnst 1867, Z. 29.491 , dessen Wortlaut hier folgt : tWenn 
die Pfarrgeistlichkeit über einen zu ihrer Kenntniss gelangenden 
Fall der Legitimation eines unehelichen Kindes durch nachgefolgte 
Khe der Eltern, von amtswegen ein Protocoll mit den Altern des 
Kindes aufnimmt ... so ist das Protocoll, weil es auf öflentlichen 
Rücksichten beruht, die Tauf- und Trauungsscheine , weil sie nur 
zu einem amtlichen Gebrauche verwendet werden, gebührenfrei.« 

Weun es heisst »von amtswegent so sind damit alle gewöhn- 
lichen F&lle einbezogen, in denen die Parteien selbst um Legitima- 
tion per subsequens matrimoninm ansuchen, d. h. diese zur Kennt- 
niss der Seelsorger bringen. ^ 

2. Anlftsslich eines vorgekommenen Falles, in welchem ein 
Matrikenfftbrer wegen Einhebung einer Schreibgebübr bei Vornahme 
der Legitimationsrorschreibung eines ausserehelichen Kindes behörd- 
lich beanstandet wurde, werden die Herren MatrikenfAhrer aufmerk- 
sam gemacht, dass sie gesetzlieh nicht hereehtigit sind, für Aufnahme 
des Protocolles oder eines Trauungsbuch-Extractes behufs Berichtigung 
der Taufmatrik aus Aulass dei' Legitimationsvorsclireibuug unebe- 



1) In gewöhnlichen Fällen genttgt statt eines ex oifo-TraaangsscheiaM 
•in kurier Bericht des Pfarramtes, dass der Briatigam N. N. nit der Braat 
N, N. in 4er PIhrrkirohe N. am . . . getränt worden ist. 

«♦ 
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lieber, durch die nachgefolgte Ehe ihrer Eltem legitimirter Eioder 

eim Gebühr eimuheben. 

Der Inhalt des Protocolles beschränke sich nur auf die noth- 
wendigen Daten der Vaterschaftserkliuung der beiden Eltern und 
der Bestätigung dieser durch die j^loichzeiti^^ nnwesondon Zeugen. 

Uebrigens steht nichts im Wege, dass die Vaterschaftserklärun^, 
weil die neuen Taufbücher Raum genug haben , unmittelhar in das 
Taufbuch an der betreffenden Stelle eingetragen werde, ohne ein 
Protocoll aufzunehmen. Die Form dieser antnittelbaren EiDtragong 
VDL das Taufbuch sei diese: 

>N. N. (Name, Stand, Religion, Wohnort, Zuständigkeit und 
Abstanraiang des Kindesvaters), von dem die onteneichneten glaub- 
wflrdigen Zeugen eidesstättig aussagen, dass sie ihn der Person und 
dem Namen nach wohl kennen, war zugegen und hat sich als den 
Ton der gleichfalls anwesenden Kindesmutter N. K. angegebenen 
Vater dieses ihres Kindes N. bekannt und . die Einschreibung als 
Vater dieses Kindes verlangt.« 

Folgt nun: Ort und Datum, Unterschrift des Kindesvaters und 
der beiden Zeugen. Corara me N. N. Pfarrer. 

Hierauf wird in der Rubrik »Anmerkungt Zeit und Ort der 
nachgefolgten Verehelichung eingetragen. 

3. Sind aber die Parteien nicht in der Lage , die erforderliche 
bezügliche Erklärung vor dem das Taufbuch führenden Seelsorger 
persönlich abzugeben , können sich z. ß. die Kindeseltern wegen zu 
weiter Entfernung nicht in die Piarre begeben, in deren Taufmatrik 
das Kind eingetragen ist» oder erscheint die Kindesmutter als »an- 
geblicht, nicht mit ihrem wahren Namen im Taufbuche eingetragen, 
oder ist der Familienname derselben unridiHg geschrieben, wird 
also iäfer die IdenHtät ihrer Pierson ein Zweifel rege, und handelt 
es sich somit um die Richtigstellung des Namens der Kindesmutter, 
80 ist behufs Veranhissung der Anmerkung der Legitimation im Ge- 
burtsbuche die Intervention der polUisehen Behörde erforderlich. 

4. Die Legitimation eines unehelichen Kindes, dessen Vater 
oder Mutter nicht mehr am Leben ist oder die Vaterschaft zu dem 
betreffenden Kinde in Abrede stellt, kann nur bei den k. k. Gerichts- 
behörden nach Zeugenvernehmung und Fällung eines gerichtlichen 
Erkenntnisses oder Urtheiles durchgeführt werden , und darf in der 
Matrik erst dann augemerkt werden, wenn dor Matrikenfnhrer hiezu 
den ausdrücklicheu Auftrag durch das bischöUiche Ordinariat er- 
halten hat. 

In zweitclhaften B'&llen haben sich die Seelsorger mit klarer 
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Darstellung des Falles and Einsendung des ex offo-Taufsclieint's des 
Kiades und ex offo-Traanngsscheines der filtern Toni buchoflichen 
Ordinariate Weisung zu erbitten. 

5. Scbliesslicb wird den Herren Seelsorgern die Anordnung im 
DiOcesanblatte 1892 S. 103 in Erinnerang gebracht» in der die 
formelle Dnrchffihmng der Legitimation unehelich gebomer Kinder 
per subseqnens matrimoninm anf das dringendste empfohlen wird, 
Yorzfiglieh, dass sie bei Gelegenheit des InforroatiT-Ezamens (Brant- 
prüfimg) der Brantleute nachforschen, ob beide nicht ein Kind durch 
die niichtolgende Ehe zu legitimiren haben, in welchem Falle sie 
ihnen i^«;naue Wkisung zu ertheilen haben, dass entweder noch vor 
cUt Ehesehl if.'ssii Mg oder doch ganz beätimmt nach derselben die 
Legitimation durdigeführt werde. 

Es ist denselben ausdrücklicli zu bemerken, dass anlasülich 
dieses Aktes ihnen keine Unkosten erwachsen. 

Nach vorschriftsmässiger Vormerkung im Taufbuche über die 
vollzogene Legitimation ist mit Einsendung eines ex offo-Tattfscbeines 
direct an das bischötliche Consistorinm Bericht xn erstatten. 



XV. 

Die preussische Vormundschaftsordnung vom 5. Juni 1895 

und der icatholische Klerus. 

üeber die Betheiligung der Pfarrgeistlichen an den Waisen- 
räthen hat dius bischöfl. Geiieralvicariat Trier unterm 2. März 1896 
(Kirchl. Amtsanzei<,'er 189G, Nr. 4) eine höchst zeitgemässe Ver- 
ordnung erlassen, deren Bekanntwerden von allgemeinerem Interesse 
ist. Dieselbe lautet: 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Vormundschaft und das 
Amt des Waisenrathes sind in der preussiscben Voruiundscbaitsord- 
nung vom 5. Juni 1895 enthalten. Nach denselben wird von dem 
Vormundschaftsgericht (dem Amtsrichter) für Minderjährige, wenn 
sie nicht unter Tftterlicber Gewalt stehen, ein Vormund bestellt. 
Hieran shid znerst, wenn nicht fom Vater testamentarische Ver« 
fögnng getrofTen ist, die Matter nnd die Qrossvftter des Iffindels be- 
rufen. Kann die Vormnndschaft l^einem dieser innftehst Bemfenen 
ikbertragen werden, so hat das Vormundschaftsgericht nach Anhörung 
des Waisenrathes einen Vormund au berufen und dabei geeignete 
Verwandte oder Verschwägerte des MAndels sonächst au berdcl^- 
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sichti^n^n. Hei der Auswahl des Vorniuniles ist auf da.s rdij^nöse 
liekenntniss des Mündels Kücksicht zu nehmen (§. 19). Dieselben 
B«»8tininiungen gelten für den in gewissen Fällen zu beruftMulen 
GegeuTortnuDd (§. 26). Dem Vonnund liegt die Sorge für die 
Person und die Yermögensangelegenheiteu des MüudeU, sowie die 
erforderliche Vertretung desselben ob, soweit nicht für gewisse An- 
gelegenbeiten ein Pfleger bestellt ist. Der Mutter des Mündels steht 
dessen Bniehnng unter Anfncht des Vormiuidee zu. Diese kann ibr 
ans erheblicben Orflnden nach AnbOrang dee Yormandes, sowie des 
Waisenraibes dnrcb das Vormondscbaftsgericbt entaogen werden 
(§. 27 und 28). 

Das Vormondscbaftsgericbt bat Aber die gesammte Tbätigkeit 
des Vormnndee nnd des Gegenvormandes die Anflicht zu führen. 
Dero Vormandschaflsgericht sind fßr jede Gemeinde oder ffir Ortlich 

abzugrenzende Gemeindetheile ein oder mehrere Gemeindemit^'lieder 
als Waisenräthe zur Seite zu setzen. Für benachbarte Genieinde- 
bezirke können dieselben Personen zu Waisenräthen bestellt werden. 
Das Amt eines Waisenraths ist ein unentgeltliches Gemeindeamt. 
Durch Beschluss der Gemeindebehörde kann das Amt des Waisen- 
ratlis besonderen Abtheilnngen der Gemeindeverwaltung übertragen 
oder mit schon bestehenden Organen der Gemeindeverwaltung,' ver- 
bunden werden. Der Waisenrath bat die Aufsicht über das persön- 
liche Wohl dee Mündels und über dessen Erziehnng zu führen, ins- 
besondere Mängel und Pfiichtwidrigkeiten, welche er bei der körper- 
lichen oder sittlichen Bniehnng des MOndels wahrnimmt, aasnzeigen, 
auch auf Erfordern Aber die Person des Handels Auskunft zu er- 
theilen. Er hat diejenigen Personen yorznscblagen , welche im ein- 
zelnen Falle zur Berufung als Vormund oder Gegenvormund ge- 
eignet erseheinen. Das Yormundschaftegeriebt hat dem Waisenrath 
des Bezirks, in welchem das Mfindel wohnt, von der einzuleitenden 
Vormundschaft, sowie Ton der gesetzlichen Vormundschaft Kenntniss 
zu geben und den Vormund namhaft zu machen. Von einer Ver- 
legung der Wohnung des Mündels in eine andere Gemeinde oder 
einen anderen Bezirk hat der Vormund den Waiseiiratli zu benach- 
richtigen. Dieser hat dem Waiseurath des neuen Aufenthaitsorteü 
Kenntniss zu geben (§. 51—54). 

Die Betheiligung der Pfarrgeistlichen an den Waisennithen ist 
nun durch Schreiben des Herrn Cultusministers vom 3. Nov. 1895 
und 13. Januar 1896 neuerdings in Anregung gebracht worden. 
Die Herren Oberpräsidenten sind ersucht worden, dahin zu wirken, 
dass in den grosseren Städten die Waisenräthe durch die polizei- 
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lichi.Mi Meldeämter von dem Wohnungswechsel der Mündel regel- 
mässig benaclirichtitrt , sowie dass von den VVaisenrätlien Wuisen- 
listeu geführt und diese Listen regelmässig den Geistlichen mitge- 
fcheilt werden. Da der angestrebte Zweck noch besser durch un- 
mittelbare Betheiligung der Geistlichen an. der Waisenpflege erreicht 
werden würde, wenn die Geistlichen selbst das Amt der Waisen- 
räthe übernähmen, so sei den Gemeindebehörden zu empfehlen, thun- 
liebst den Geistlieben die Uebemahme des . Waieennthsamtee zu 
ftbertragen. Ferner sei es erwflnscht, dass thnnlichst flberall Waisen- 
ratbssitznngen eingeführt würden, and dass die Oeistlieben an diesen 
Zosammenkfinften Theil nftbmen. Derartige Sitzungen würden je 
nach Bedftrfniss etwa ein- bis xweimal jftbrlicli abzuhalten sein. 
Da indessen staatlicbe Mittel nicht zur Verfügung stünden, um den 
Vormundschaftsrichtem und den Waisenräthen und den Geistlichen 
Reise- und Zehrungskosten zu gewähren, so würden die Sitzungen 
nur an den Orten der Gerichtssitze oder an den Orten, wo Gerichts- 
tage abgehalten werden, und im Anschluss an diese stattfinden 
können, falls nicht von den Kreisverbänden oder den Gemeinden 
Mittel zur Bestreitung der entstehenden Kosten bewilligt würden, 
oder die Richter und andere Theilnehmer sich bereit finden lassen 
würden, auf jede Entschädigung zu verzicliten. Den Vorsitz würde, 
wo die Sitzungen im GericbU^ebftnde stattfinden, der Vormund- 
schaftsricbter zu führen haben. 

Im Anschluss an die ühnliche Qegenstünde betreffenden Diü- 
cesanrorschriften vom 2. April 1827 (Statuta VIII. S. 100) und 
25. October 1882 (K. A.-A. S. 10) sprechen wir den hocbwürdigen 
Seelsorgern den dringenden Wunsch aus, dass dieselben sich der 
Sorge für die Erziehung der Waisen, besonders auch in religiöser 
Hinsicht, eifrig annehmen. In jeder Pfarrei können nach obigem 
Erlasse besondere Waisenlisten angelegt und fortgeführt werden. 
In den kleineren Gemeinden wird der Pfarrer allein oder mit ein- 
zelnen Pfarrgenossen das Arat des Waisenrathes tür die kathulischen 
Waisen übernehmen oder zu den bisherigen Waisenräthen hinzu- 
treten können ; in grösseren Gemeinden dürfte wenigstens eine Be- 
theiligung einzelner Geistlichen an den Geschäften und Versamm- 
lungen der Waiseoräthe möglich sein. 

Religio munda et Immaculata apud Deum et Patrem haec est: 
vtsitare pupillos et fiduas in tribnlatione eorunu (Jacob. 1, 27). 
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XVI. 

Der Begriff „selbitslindige Seeisorge^ in Oesterreicii. 

EnUcheidung des k,k, VeruKÜimgsg&richtshofea vom 20. Febr. löSßÖ, 
Aua ^Kaih, jBSrehetumiimg€, Nr. 37 vom 19. Hot 1896. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat in jäiigster Zeit eine 
EDteebetdtiig geftUi, welche in deo Kreieeo des Seeleorgeklerns mit 
grceeem Interesse entgegengenommen werden wird. 

Bevor wir an die Sache seihet herantreten, erlauben wir ans 
snm leichteren Yerstindniflee des vorliegenden Mies folgende Be- 
merkungen Tonmasaschloken. 

Es ist sattsam bekannt, dass der §. 1 des Gongruagesetses eine 
verschiedene Anslegung erfahren hat und vom k. k. Verwaltungs- 
gerichtshofe, sowie vom k. k. Reichsgerichte verschieden beurthcilt 
wurde. Die zweite Alinea des g. 1 des Congruagesetzes setzt oära- 
lieb Folgendes fest: 

»Unter dem Ausdrucke »selbstständige Seelsorger« sind alle 
jene Geistlichen zu verstehen, welche auf Grund kiuionischer Ein- 
setzung von Seite des Diöcesanbischofes in einer bestimmten kirch- 
lichen Gemeinde die Seelsorge auszuüben das liecht und die Pflicht 
haben, oder sonst durch den DiOcesanbischof zur selbstständigen 
AusäbuDg der Seelaorge berechtiget sind, wie die Ki^lftne, die 
Pfiarrvikare u. s. w.t 

Ueber die Anslegnng dieser gesetsllchen Bestimmungen waren 
die beiden obengenannten Oerichtshöfe verschiedener Anschaanng 
ond haben demnach verschieden jndicirt. Der k. k. Vmofdkmga^ 
gmekUihtf bat nnr dann einen Seelsorger als einen MMfyidi^en 
Seelsorger anerkaanl und ihm die Gongrua eines solchen zuerkannt, 
wenn nicht nmr der betreifonde Sedsorger von seinem DiOcesanbi- 
schofe zur Ausübung der selbstständigen Seelsorge jurisdiktionirt 
war, sondern wenn auch die Seelsorgestation staatliclierseits als eine 
selbstMändige Seelsorgestation anerkannt war. Konnte diese staat- 
liche Anerkennung der Station als einer selbstständigeu uicht nach- 
gewiesen werden, so wurde dem Seelsorger einer solchen Station die 
Gongrua eines selbstständigen Seelsorgers nicht zuerkannt, wenn- 
gleich er von seinem Bischöfe zum selbststftndigen Seelsorger juris- 
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dikiionirt war. Solche Fftlle kamen häufig vor in Südtyrol, Istrien, 
Oörz, Dalmatien a. s. w. Anderer Anschauung war jedoch das k. k. 
Beidugeridii. Dasselbe erklärte in aeiner Judikatur, daaa ein Seel- 
sorger dann ein selbetttliidiger sei nnd daher die Congrua eines 
solchen fordern kOnne, «renn er von seinem Bischöfe zur Ansfibnng 
• der selbststftndigen Seelsorge jnrisdiktionirt ist, ohne JRücksichi dar- 
auf, ob die SiaHon^ wMie er paetoriri, etaaUt^maeUa ais eme 
edbstsUindiffe Sedsoryestatkm anerkaimi isi oder fMi, Diese Ju- 
dikatur des k. k. Eteichsgerichtes hatte xur Folge, dass das k. k. 
Ministerium für Cultus und Unterricht einer grossen Anzahl von 
solchen Seelsorgern, die als selbstständige Seelsorger von ihren Bi- 
schöfen jnrisdiktionirt waren, deren Stationen jedoch als selbstständig 
staatliciierseits nicht anerkannt waren , — dennoch in Folge der 
Klugen, die solche Geistliche beim k. k. Keichsgerichte eingebracht 
hatten, die Congrua von selbstständigen Seelsorgern im Wege der 
Klaglosstellung zugewiesen hatte« jedoch unter dem ausdrücklicheo 
Vorbehalte, dass diese Zuerkennung der Congrua eines nelbstständi- 
gen Seelsorgers nur fär die Person des Klägers Geltung habe, dass 
jedoch hiednrch weder die Seelsorgestation staatlicherseits als selbst- 
stAndlg anerkannt werde, noch diese Znerkennong ffir die seinenei- 
tige Penstonimng des betreffenden Seelsorgers von rechtlicher Boden- 
tnng sei. Dieser Vorgang des k. k. Miniaterinms tdr Cultus und 
Unterricht, welcher demselben nur durch die Judikatur des k. k. 
Beicbsgeriehtes abgerungen war und wozu sich das Ministerium nur 
unter Vorbehalten und Cautelen gezwungen herbeiliess, hatte jedoch 
eine weitere Consequeuz nach sich gezogen , auf welche das k. k. 
Ministerium nicht gefasst war. Der k. k. VerwaUungsgerichtsliot 
hat nämlich diesen Vorgang des k. k. CultusininiHteriums zutn Aus- 
gangspunkte und zur Basis einer jüngst gefällten Entscheidung ge- 
nommen, welche dem k. k. Ministerium sehr unangenehm sein dürfte. 
Der Fall , welcher dieser jüngsten Entscheidung des k. k. Verwal- 
tungsgerichtsbofes zu Grunde liegt, ist folgender: AnlässUch der 
Reparirung des Pfarrwiddums in Cloz (Südtyrol) sollte nach einem 
Erkenntnisse des k. k. Cultusministeriums die Gemeinde Laurein, als 
angeUiche Filiale der Pfarre Cloz, zu den Kosten der Beparatur des 
Pfarrwiddnms in Cloz beitragen. Die Seelsorgsgemeinde Laurein wei- 
gerte sich, einen solchen Beitrag zu leisten, indem dieselbe geltend 
machte, dass sie keine Filiale von Cloz , sondern eine selbststftndige 
Seelsorgsgemeinde sei und daher keine Verpflichtung habe, fttr den 
Viddunbau In einer fremden Seelsorgsgemeinde irgend etwas beizn- 
tragen. Gegen die Entscheidung des k. k. Cultusministeriums hat 
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Tiun die (Gemeinde Laurcin durcli ihren Anwalt, Dr. Victor v. Fuehs, 
die Beschwerde bei dem k. k. VerwaUunj,'8gerichtshofe eingebracht, 
worüber in der jüngsten Zeit die Verhandlung stattfand. Der k. k. 
Verwaltungsgerichtshof gab der Beschwerde statt und erklärte die 
Entscheidung des k. k. Cultusministeriums als im Gesetze nicht be> 
gründet. Wir lassen hier die bOchet iotereasaate fintecheidoog wört- 
lich folgen. Diaselbe lautet: 

Im Xamen Sr. Majnsiiit des Kaisers! 

Der k k. Verwaltuii},'SL(erirlitsh()f hat unter dem Vorsitze des 
V. k. Senat.-präsitlenteii Dr. Ritter Böhm von Bawerk in Gegenwart 
der Käthe des k. k. Verwaltungsgericlitsliofes, k. k. Seuatspräsideuten 
Dr. Ritter von Aller, k. k. Hofnlthe Dr. Verdin , Freiherrn von 
(xiovandli und Freiherrn von Jacobi, dann des Schriftführers k. k. 
Kaths-Secretär-Adjunkten Mainig, über die Boschwerde der Ge- 
meinde Lamrein, gegen die Entscheidung des k. k. Minieteriame für 
Cultns und Unterriebt ?em 23. Mai 1894, Zahl 1947, betreffend 
Bauherstellungen am Pfarrbause in Glos, nach der am 20. Februar 
1896 dnrchgeffihrten, 6ffent!icben mfindlicben Verhandlung, und zwar 
nach Anhörung des Vortrages des Referenten, sowie der Ausföhrun- 
gen des Dr. Victor von PWcfts, Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien, 
in Vertretung der Beschwerde, dann der Gegenausföhrungen des 
k. k. Bezirkscommissftrs Dr. tob BraUenber(j, in Vertretung des be- 
langten k. k. Ministeriums für Cultus uud Unterricht, sowie jener 
des Dr. Jacob C/epaz, Hol- und Gerichtsadvocaten in Wien, in Ver- 
tretung der mitbetlieiligten Gemeinde Cloz, zu Recht erkannt. 

Die angefocbtene Kntscheidung wird nach §. 7 des Gesetzes 
vom 22. October 1875, K.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1870 aufgehotien. 

Bntscheidungsgrfinde. 

Der heutige StruH dreht sich um die Frage« ob die Kircben- 
geraeinde Ltmrem eine selbststftndige Ouraiie habe, oder ob dieselbe 
als eine von der Ptarre Che abhängige Filiale anzusehen und dem- 
gemäss in die Concurrenz /u den Herstellungskosten des Pfarrvid- 
duins in Cloz einzubezielien sei. 

Die im Instanzenzuge ergangene, von der Gemeinde Laurein 
ani.'efochtene Entscheidung des k. k. Ministeriums für Cultus und 
TJnterriclit vom 23 Mai 1894, Nr. 1917, erkannte im letzteren Sinne, 
weil der Beweis für die kirchliche und staatliche Anerkennung der 
Selbstständigkeit der Curatie von Laurein nicht erbracht wurde. 

Der k. k. Verwaltungsgericbtshof ist von folgenden ErwAgungen 
ausgegangen : 
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Nach den Adrainistrativakten uDterliogi es keinem Zweifel, dass 
die Curattü Laurein ^'emAtt der biscbdflicbea Krrichtungs-Urkuiide 
voiu 18. September 1585 von Aufaiig an ?on der Mutterpfarre von 
CHoM abhftngig war; alleia ebeaeo kann nicht daran gasweifelt wer- 
den, da» dieses nrsprangliche AbhängigkeitsrerbftltoisB eich im Laufe 
der Zeit wesentlich geändert hat 

Wenn auch der Zeitpunkt , wann diese Aendemng eingetreten 
ist, und die kirchlichen benehungsweise staatlichen Akte, durch 
welche sie herbeigef&hrt wurde, nicht mehr genau sich fisststellen 
lassen , so geht doch aus der Note des fBrsterzbischOflichen Ordinär 
riates Tnent vom 27. October 1892, Nr. 3373, hervor, dass bei der 
Cnratie Laurein schon seit 1590 vollständige Matriken unter eigener 
Verantwortung, ohne Delegation des Pfarrers von Che geführt, die 
Ehen verkündet und alle pfarrlichen Rechte vom Curaten ohne Ab- 
hängigkeit vom Pfarrer mit Delegation des Ordinariats ausgeübt 
wurden. 

Als Qrund dieser durch die Capitula curac vom 10. Augus-t 
1828 bestehenden Umstände erklärt das fürstbischöfliche Ordinariat, 
dass wenigstens seit dem Jahre 1828 die Curatie Laurein kirch- 
licherseits als eine selbstständige anerkannt und behandelt wurde. 
Die kirchliche Anerkennung der dermaligen Selbst8tandigkeit der 
Curatie Lmtrem muss somit allerdings als feststehend angenommen 
werden. Aber auch von Seiten der Staatsverwaltung erscheint diese 
Unabhängigkeit anerkannt, indem der Curat von Zaure»» als selbst- 
ständiger Seelsorger behandelt wird. 

Abgesehen davon, dass mit QuberniaUErlass vom 21. August 
1842, Nr. 18537, die Stiftung eines Frähmess-Cooperatorü als «wei- 
ten Priestern in Laurein genehmigt wurde, welche Genehmigung im- 
plicite die staatliche Anerkennung des Curaten als eines, den Bei- 
stand eines IlUßpriesters benöthigenden Seelsorgers in sidi .schliesst, 
so wurde mit Ministerial- Erlass vom 10. Februar 1W3, Nr. 2b7i 
vcrf iujt , dafis dem gegenwärtigen Curaten Christian Haas das 
Localeinkummrn auf den Betrag von 7(>0 fl. jährlich zu ergänzen 
ist. Wenngleich diene Verfügung den Beisate tnthält, dass hiedurch 
weder für den rechtlichen Charakter der Curatie Laurein^ noch für 
den Amtsnachfolger, noch auch für das Ausmass des Ruhegehaltes 
des Curaten ein Präjudiz abgdeUet werden itöfuie, so ist der Vef 
waltungsgerichtshof iroUdem von der Anschauung ausgegangen, dass 
die Zaerkmummg der Ckmgrua von 700 /I., das heisst jener Con» 
grua , welche nach Sehma J, PwM III Sa des GeseUes vom 
19. August 1885, Nr. ^ B.'G.'BL setbstständigen Sedsorgem mit 
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systemisirtem Hilfspricstvr in Ttjrol (jebtihrt^ die staatliche Aner- 
kennung der betreffenden Seelsargestation als einer selbslsiändigen 
sur nofhwcndifjen Vorausseteung hat^ und dies desshalb, tccü kein 
(reaeiß exisüri, wonach es den Staatsbehörden nach ihrem Ermessen 
eUhäme, eme andere ais die ffeseteüehe Congrm ßtijnierkennen, oder 
anderen PfrUndeninkahem , als den im Oesetee (emcAite^, ein 
Einkommen cmemoeisen^ weil vidnukr die StaakhMrden^ M Zu- 
erkenmmg und Bemessung der Congrm an die geseteHchen Vor- 
schriften gdnmden sind und die normalmässige Oongrm dann und 
nur dann Muspree^len klfnnen und mOssent sobald im EinselfaUe 
die gesefemässigen VorausseUiungen gutreffen, weU also im gegebenen 
Falle die Congrua von 700 fj. dem Curaten vou Laurein nur dann 
::u(/es^in'ochcn werden l^onntc und durfte, nenn die C'uratie Launin 
als eine sclbstständige , mit einem Udfspriester versehene iycelsorge 
auch staatlicherseits anerlannt worden ist. 

Demgemäss war die angelochteiie Entsclieidung nach §. 7 dos 
Gesetzes vom 22 October 1875, K.-G.-B1. Nr. 3U ex 1870 aufzu- 
heben. 

Wien, am 20. Februar 1896. 

Nach lobalt dieses von dem k. k. Verwaltangsgerichtsbofe ge- 
AHten Erkenntnisses sind nunmehr alle Seelsorgestationen, deren 
Seelsorgern das Cultnsministerinm ad personam die Congrua von 
selbststandigen Seelsorgern zuerkannt hatte , als selhstständige Sed- 

sorgestaiionen erkannt worden. Die Consequenzen, die sich daraus 

er^'ebeii, sind die, dass die derraalij^en Seelsorger solcher Stationen, 
welche die Congrua von selbststilndigen Seelsorgern ad personam er- 
halten haben , nicht nur Anspruch haben auf die HnJie<jenüfise von 
selbst stand igen Serhortjern, sondern dass nmimchr solche Seelsorge- 
stationen staatlicherseits als selbstständig angesehen werden müssen 
und daher auch die Nachfolger solcher Sedsarger dieselben Hechte 
für sich in Anspruch nehmen klhmen, wie die dermaligen Besiteer 
sMwr Stationen, 
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XVIL 

Die Stempelung der Pacht- etc. Verträge in Preussen. 

Bekamiimadiung des Fimneinimsteriums vom 13. Feht-uar 1896, 

Folgende besonders für Kirehenroratftnde wichtige Kekaniit- 

raachung möge hier znm Abdruck kommen, obgleich dieselbe be- 
reits in einigen kirchlichen Amtsblättern publicirt worden ist: 

1. Der p]intragung in das Pacht- und Mieths-Verzeicbniss 
unterliegen alle Pacht- und Afterpachtvei träge, Mieth- und After- 
miethverträg»^, sowie antichretische Verträge, welche innerhalb eines 
Kalenderjahres in Geltung gewesen sind auf Grund eines förmlichen 
schriftlichen Vertrages, eines durch Briet Wechsel zu Stande gekom- 
menen Vertrages, einer in einem Vertrage der vorbezeichneten Art 
enthaltenen Bestimmaog : daes das Pacht-, Afterpacht-, Mieth- etc. 
Verhältniss unter gewissen Voranssetzangen (z. B. im Falle einer 
ionerhalb einer bestimmten Frist nicht erfolgten Kflodignng) als 
rerltagert gelten soll, sofern der Zins (beiw. Natmng), wenn er 
nach der Daner eines Jahres berechnet wird , mehr als 800 Mark 
beträgt. Trifft letztere Voraossetanng sn, so dnd die Verträge anch 
alsdann stenerpflichtig, wenn der anf die Oeltnngsdaner des Ver- 
trages während des betreffenden Kalenderjahres entfidlende Zins- 
oder Notsnngsbetrag 150 Mark oder weniger (?gl. §. 4a des Stem- 
pelsteuergesetzes Tom 31. Juli 1895) beträgt, so dass z. B. ein 
während der Dauer eines halben Monats in Qeltung gewesener Mieth- 
vertrag, in dem der monatliche Miethzins auf 30 Mark verabredet 
ist, der Eintragung in das Verzeichniss und der Versteuerung (mit 
0,50 Mark) bedarf, während andererseits ein 10 Monate in Geltung 
gewesener Miethvertrag, in dem der monatliche Miethzins auf 25 Mark 
festgesetzt ist, steuerfrei bleibt. 2. Derjenige Zeitraum, hinsichtlich 
dessen eine Versteuerung der Pacht-, Mieth- etc. Verträge, welche 
vor dem 1. April 1896 geschlossen worden sind, bereits stattgefun- 
den hat, bleibt für die Eintragung in das Verzeichniss ausser Be- 
tracht. 3. Wenn Verträge der unter Ziffer 1 bezeichneten Art vor 
Ablauf der vertragsmässig festgesetsten Zeit ihr finde erreichen, so 
ist der Stempel nur fär die Zeit bis znr Beendigung der 'Verträge 
zu entrichten, so dass beispielsweise ein fär die Zeit vom 1. Januar 
bis Ende Deoember 1897 zu einem Jahresmiethzinse ?on 6000 Mark 
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geschlossener Mieth vertrag, welcher aber nur bis zum 1. Juli 1897 
bestonden hat, nar in Höhe ?oo 8000 Mark (also mit 8 Mark) ta 
Tersteaem ist 4. Die Botrichtang des gesetaliehen Stempels ist 
nicht aaf das betreffende Kalenderjahr beschrftokt, sondern es ist 
nach dem Belieben des Stetterpflichtigen eine VoransTerstenernng anf 
mehrere Jahre solftssig. 5. Die Stempelabgabe beträgt */ 10 vom 
Hundert des Pachtzinses (Miethsinses , der antichretisehen Natiang) 
nnd der Mindestbetrag derselben 60 Pfg. Die Stempelabgabe steigt 
in Abstufungen von je 50 Pfg., wobei nberschiessende Steuerbeträge 
auf je 50 Pfg. abgerundet werden, so dass also bei einem Zinse 
bezw. einer Nutzung von mehr als 500 bis 1000 Mark der Stempel 
1 Mark beträgt, bei einem Zinse bezw. Nutzung von mebr als 1000 
bis 15^0 Mark der Stempel 1,50 Mark beträgt etc. Die Nebenaus- 
fertigungen (Nebenexeinplare) unterliegen einem besonderen Stempel 
nicht 6. Die Aufstellung und Versteuerung der Verzeichnisse durch 
Beauftragte oder Vertreter ist zulässig, (Joch bleiben die eigentlich 
Verpflichteten für die gesetzlichen Stern [)i labgaben, sowie für die ver- 
wirkten Strafen persönlich verhattet. 7. Alle 70D einem Verp&cbter, 
Vermiether etc. fär ein Kalenderjahr oder im Voraos in venteuem- 
den Verträge sind in ein Verseicbniss einzntragen, auch wenn die 
Vertilge sieh auf mehrere Grondstflcke beziehen, sofern nur diese 
Ornndstficke sn demselben Hanptamtsbeiirk gehören. Sind die meh- 
reren Grundstücke in Terschiedenen Hauptamtsbestrken gelegen, so 
ist ror jeden Berirk ein besonderes Verseicbniss su ftthren. Werden 
in ^nem Veneichniss die Verträge fiber mehrere Grundsttteke nach- 
gewiesen, 80 sind die mehreren Verträge, die ein nnd dasselbe Grund- 
stück betrelleii, zusammenhängend je in besonderen Abschnitten ein- 
zutragen. Die einzelnen GrumLslücke sind in der üeberschrifb des 
Näheren zu bezeichnen. Es steht den Steuerpflichtigen frei , für 
jedes Kalenderjahr ein besonderes Verzeichniss zu führen, oder die 
Versteuerungen für die einzelnen ;iuf einander folgenden Kalender- 
jahre in demselben Verzeichniss zu bewirken. 8. Das Verzeichniss 
ist von dorn Verpächter, Vermiether etc. oder von seinem Beauitrag- 
ten mit folgender Bescheinigung zu versehen: 

dass andere unter die Tarifstelle Nr. 48 ßuchstabe a des 
Stempelsteuergesetzes vom 81. Juli 1895 fallenden Verträge, als 
die forstehend eingetragenen, in dieses Veneichniss nicht aufan- 
nehmeo waren, Toraichere ich. 

, den 180 . 

(Nanw d«a Vafpiehten, Varmiethen ete. od«r leiiMt Beanflngteo.) 

9. Die Verateuerang des Veneichniases mnss bis sum Ablauf 
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des Janaar, der auf das Kalenderjahr folgt, för welches die Ver- 
steaeniDg geschehen soll, bewirkt werden, und zwar bei demjenigen 
Hauptamt oder Steueramt bezw. Nebenzolhimt, in dessen Geschäfte- 
beiirk die iMtveffenden Qmadstllcke belegen sind, oder bei einem 
benachbarten StempelTortheiler. OebOren die Orandstflcke za den 
Geschäflsbezirken ferscbiedener Unterämter, so bat der Stenerpflich- 
tige die Wahl, welchem dieser Aemt^r er das Verzeichniss vorlegen 
will (vgl. Ziffer 7.) 10. Die Steinpelpflicht wird dadnicb erf&ltt, 
dass der zar Fahrong des Verseichnisses Verpflichtete oder dessen 
Beauftragter einer der in der Ziffer 9 bezeichneten Steuerstelleu das 
Verzeichniss ausgefällt und mit der iii der Ziffer 8 angegebenen 
Versicherung versehen, unter Zahlung des Stempelbetrages entweder 
einreicht oder durch die Post mittelst eingeschriebenen Briefes ein- 
sendet oder dass er die in dem Verzeichniss zu machenden Angaben 
vor der Steuerbehörde unter Entrichtung des Stempelbetrages zu 
Protokoll erklärt. II. Die zur Führung der Verzeichnisse Verpflich- 
teten haben die Verzeichnisse fünf Jahre lang aufzubewahren. Auf 
Verlangen erfolgt die Aufbewahrung durch die Steuerbehörde. 
12. Alle Verpächter, Yermiether etc. sind verbunden, die von ihnen 
so führenden Verzeichnisse den Vorst&nden der Stempelstenerftinter 
aaf Verlangen einsnreicben , oder wenn sie Veneichnisse nicht ein- 
gereicht haben, aof Anffordernng der Stenerbehörde ansnseigen, dass 
?on ihnen während des vorangegangenen Kalenderjahres Vertrflge 
der erwähnten Art, deren Bintragang in das Verzeichniss gesetzlich 
erforderlich ist, nicht errichtet worden sind. 18. Wer den Vor- 
schriften bezüglich der Verpflichtnng znr Entrichtung der Stempel- 
steuer ffir Pacht-, Mieth- etc. Verträge zuwiderhandelt, hat eine 
Geldstrafe verwirkt, welche dem zehnfachen Betrage des hinterzoge- 
nen Stemjtels gleiclikomrat, mindestens aber 80 Mark beträgt. Er- 
gibt sich aus den Umständen, dass eine Steuerhinterziehung niclit 
hat verübt werden können oder nicht beabsichtigt worden ist, so 
tritt eine Ordnungsstrafe bis zu 300 Mark ein. Eine Strafe bis zu 
einem gleichen Betrage ist verwirkt, wenn den Vorschriften bezüg- 
lich der Aufbewahrung der Verzeichnisse zuwidergehandelt wird oder 
die unter Ziffer 12 erwähnten Aufforderungen unbeachtet bleiben. 
14. Durch die Versteuerung der Pacht-, Mieth- etc. Verzeichnisse 
gelten die Verträge nur insoweit als versteuert, als in ihnen die 
Pacht-, Mieth- etc. Abkommen beurkundet sind, nicht aber auch 
hinsichtlich anderer, in ihnen etwa noch enthaltener, besonders stem- 
pelpflichtiger BechtsgeschäAe. Insbesondere gelten nicht als roit- 
msteuert die ?on den Pacht-, Mieth- etc. Abkommen unabhängigen 
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Neben Verträge , also beispielsweise die Verabredung, dass die Ent- 
scheidung entstehender Streitigkeiten einem Schiedsgericht oder 
einem an sich unzuständigen Gericht übertragen werden solle. Der- 
artige Nebenabreden sind nach g. 14 aod der TarifeteUe 71 Ziffer 2 
Ahe. 1 des OeseUee besonders sa fersteaem. 
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Friedrich Kilckcr . . 
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Miethe 
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4000 




4 
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3 


Ernst Unvenogen . . 




1./4. % bis 
1./1. 9& 


6600 
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50 



Dass andere nnter die Tarifstelle Nr. 48 Buchstabe a des 

Stempelsteuergeset7.es vorn 31. Juli 1805 fallende Verträge, als die 
vorstehend eingetragenen in dieses Verzeichniss nicht aufgenommen 
waren, versicihere ich. 

Datum etc. Name und Stand des Verpachten etc. 
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XVIII. 

Remunerirung des katholischen Religionsunterrichtes an den 
SffentliGiien Volksschuleii in NiederiMerreicli. 

Der k. k. nioderiJsterreichische Landesschulrath hat unter dem 
12. December 1895, Z. 12390 folgendes Normale über die Re- 
munerirung des katholischen lieligiousunterrichtes an den öffent- 
Uehen Voliuaetiiiles an all« Beiirksschnlrathe in NiadeMtmieli 
hinansgegeben: 

tin Durchführung des §. 8 des Gesetzes vom 21. Mai 1895, 
wirksam für das Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns, womit 
die §§. 7 und 8 des Gesetzes vom 14. December 1888, L.-G.-Bl. 
Nr. 58, betr. die auf Grund des Gesetzes vom 17. Juni 1888, R.-G.- 
Bl. Nr. 99, erlassenen Bestiratnungen über die Entlohnung des Re- 
ligionsunterrichtes an den ölVeutlichen Volksschulen abgeändert wer- 
den, findet der k. k. niederösterreichiscbe LaDdesschalratb die Be- 
nmaerationen für die Brtheilang des Beligionsnnterrichtes an den 
Offentlicben Volksscbalen vom 1. Januar &96 aingfBfangen y sowohl 
für die eigenen Religtonslehrer, als auch fftr die mit der Ertheilaog 
des Religionsunterrichtes betrauten Seelsorger und für die weltlichen 
Lehrkräfte, welche in Gernftssheit des §. 5 des Reichsvolksschulge- 
setzes vom 14. Mai 18G9, R.-G.-B1. Nr. 62, den Religionsunterricht 
ertheilen (§§. 9 und 12 des Gesetzes vom 14. Dec. 1888, L.-G.-Bl. 
Nr. 58), für die Unterrichtsertheilun^ an Bürgerschulen mit jähr- 
lieh fierzig (40) Onlden und fOr die unterriebteertheilaDg aa allge- 
meinen Volkssehnlen mit ffinfondswanzig (25) Golden fOr jede 
wöchentliche Unterriehtsstunde zu bemessen. 

Die Remonerirung der Seelsorgegeistlichkeit und der eigenen 
Religionslehrer aus dem Bezirksschulfonde. kann aber wie bisher nur 
für Bürgerschulen, oder für die höheren Klassen einer mehr als drei- 
klassigeu allgemeinen Volksscliule erfolgen und wird hinsichtlich der 
Seelsorger auf die Bestimmung des §. 9, Absatz 2 des Gesetzes vom 
14. December 1888, L.-G.-BI. Nr. 58, zu achten sein. 

Wegen der hiernach, vom l. Jannar 1896 angefangen, neu fOmg 
an machenden Bemuneraäon sind die Anträge in tabellarischer Form 
ehestens hieher vorzulegen, nnd es wird in den betreffenden Vorlage- 
berichten ausdrücklich anzugeben sein, ob zur Bestreitung der ein- 
zelnen Remunerationen nicht eigene Fonde, Stiftungen oder Ver- 
pflichtungen einzelner Personen oder Congregationen bestehen. 

Allfällige Antni-ce wegen Zuerkennung von erhöhten Remune- 
rationen für die Ertiieilung des evangelischen und mosaischen Re- 
ligionsunterrichtes sind fttr jede Schule separat zn erstatten. 

Die Remunerationen hx die Ertheilnng des Beligionannter- 
richtes sind, wenn sie dauernd zu bestreiten kommen, in monatlichen 
Verfallsraten, bei nur vorübergehender Ertbeilung des Religionsunter- 
richtes aber nach Ablauf der betreffenden Verwendung und jedenfalls 
mit Scblttss des betreffenden Solarjahres zu erfolgen.c 

ArcbiT für KircbeorecliL L\XVi. 10 
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XIX. 

Famllleiignift auf Mem Friedhofe. 

(Oesterr. RMhtstall.) 

Rechtsverhältnisse in Betreff cijwr tmf einem Friedhofe erbauten 
Gruß. Rechtliche FoUjen der Bezeichnung einer solchen als Fa- 
miliengruft Zuständigkeit der Gerichte zur Entscheidung der hier- 
auf' bejgüglichen Fragen. 

Die Verlassenschaftsabhandlung nach den) verstorbenen D. 
wurde durch einen zwischen den erblasserischen Kindern J., M. und 
V. abgesschlossenen Erbvergleieh beendet, nach welchem das ganze 
bewegliche und unbewegliclie Nachlassvermögen, soweit dasselbe in- 
ventirt war, von dem erblasserischen Sohne J. übernommen wurde. 
Der Erblasser hatte auf dem Ortsfriedhote voa dem zuständigen 
Pfarrarote in Vertretung der Friedhofsverwaltung einen Begräbnis«- 
piaU mit der Bestimmung erworben , auf demselben eine Familien- 
gnift IQ errichten, welche derselbe naeh Bezablung der hiefur eot- 
fallflBdeB OebOhren auch hergestellt hat Diese Graft wurde jedoch 
In das Naehlass-IoTentar Dicht einbezogoD und dem J. auf Grand 
des abgeschlossenen Brbrertrages nicht eingeantwortet J. trat nun 
gegen seine swei Geschwistor klagbar auf, mit dem Begehren, die 
Geklagten seiea schuldig, ansnerkennen: a) dass die Gruft In den 
Naehlass des f entorbeoen D. gehöre, b) dass der Ellger infolge des 
abgeschlossenen Erbvergleiches auch die Gruft , rQcksichtlicb das 
Recht, an der Gruft innerhalb des Rahmens der hiefür geltenden 
administrativen Bestimmungen ausschliesslich zu verfügen, übernom- 
nieo habe, c) dass die Geklagten schuldig seien, zu gestatten, dass 
dieses Vermögensobject in die Inventur eingestellt und d) dem Klä- 
ger nachträglich eingeantwortet werde. 

Das Gericht erster Instanz hat dem Klagebegehren in den 
Punkten a) und c) stattgegebeu, in deu Punkten b) und d) jedoch 
dasselbe abgewiesen. 

Qründe: Der Kläger leitet sein Recht auf die streitige Qruft 
aus dem Erbvergleiche ab nnd stützt sich darauf, dass er nach die- 
sem Vergleiche das ganse NachlassrermOgen, wie es am Todestag 
des Torstorbenen D. staud und lag, somit auch die Gruft, beziehuogs* 
weise das Beeht au derselben erworben habe. Die ron den Geklagten 
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geltend gemachte Einwendung der Incompetenz der Gericbte, weil 
eine Qnift, besiehangsweise das Beobt aa derselben, eine res extra 
eommereinm sei, and ein Eigenthniasrecbt an derselben nicht erwor- 
ben werden kdnne, ist nieht begrOndet, denn es handelt sieh hier 
vm die cinlrecbtlicbe Frage, wem jene Bechte snsnthllen haben, 
wetehe der Erblasser an der strittigen Grnft dnreh den Kanf des 
Orabplattes ?on der Administrationseommüision des Friedhofes mit 
dem Rechte, daselbst eine Gruft zu erbauen, welche er auch her» 
gestellt hat, erlangte. Dies sind civilrechtliche Befugnisse, die der 
Verstorbene selbst ausgeübt hatte, welcher zweifellos das Recht be- 
sass, die Gruft schon bei seinen Lebzeiten Anderen zu verkaufen 
oder zu verscheuken, und es ist daher dieses Recht an der Gruft 
keine Sache, die ausser Verkehr steht. Ob die an der Gruft aus- 
zuflbenden Rechte Eigenthuras- , Servituts- oder sonstige Rechte 
sind, ist für die zu beurtheilende Frage ohne Bedeutung, dieselben 
reprftsentiren einen Geldwerth, waren also ein Tbeil des Vermö- 
gens des Verstorbenen, haben diese Eigenschaft durch seinen Tod 
nieht verloren, und sind daher nach §• 631 allg. burgerl. Gesetzb. 
ein Theil seines Nachlasses. Wenn nnn die Gmft ein Theil des 
Nachlasses ist, so mass sie nach §. 95 des kaiserlichen Mentes 
vom 9. Angnst 1854, B.-6.-B1. Nr. 206, In das Inventar aufgenom- 
men werden, and es war daher diesem Thelle des Elagsbegehrens, 
es gebore die Qraft in die Naohlassmasse und sei in die Nachlass- 
inveniur aufranehmen, stattzugeben. Das weitere Begehren jedoch, 
der Kläger habe nach dem Erbvergleiche auch diese Gruft über- 
nommen, und es sei ihm dieselbe nachträglich einzuantworten, ist 
nicht gerechtfertigt und war abzuweisen, weil, wenn auch der Brb- 
vergleicb dahin lautet, dass der Kläger das ganze bewegliche und 
unbewegliche Nachlass vermögen, wie es am Todestage lag und stand, 
übernimmt, sich doch aus dem ganzen Inhalte des Vergleichsproto- 
kolles ergibt, dass dieser Vergleich nur eine Erbtheilung im Sinne 
der §§. 165 bis 168 des kaiserlichen Patentes vom 9. August 1854 
ist, tu welchem der Nachlass aut Grund der Inventur berechnet und 
festgestellt wird, wie viel der Erbtheil eines jeden Erben im Gelde 
hetrftgt Bs kann demnach dieser Vergleich anf andere Theile des 
Nachlasses, welche im Inventar nicht vorkommen, nicht ausgedehnt 
werden. Nachdem die Graft kein Gegenstand des Vergleiches war, 
so bildet dieselbe mn nen n Tage gekommenes Vermögen, Aber 
wetehes nach §. 179 des citirten Patentes ^elne nenerllche Verlass- 
abbandlnng zu pflegen ist 

Das Oberlaudesgericbt wies die Klage vxx Gänze ab. 
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Grunde: Nach dem Klagebegebreo soll zunächst erkannt 
werden, dass die fragliche Graft, rftcksichtlich das Recht an der- 
selben, zum Nachlasse des verstorbenenen D. gehört, während der 
Abrige Inhalt deaeelben die abhandlungsbehördliche Zuweisnng des 
trwihnten Yermögenstheiles betrifft. Zar Bntscheidang darttber, 
welche Sachen in das Nachlassvermi^gen einznbeiiehen sind, nod 
wem der Naohlass oder ein Theil daTon zasnweisen kommt, ist 
offenbar nnr das Geriebt berufen, daher eich die von den Geklagten 
erhobene Incompetenseinwendang als nnbegrfindet darstellt. Was 
die Sache selbst anbelangt, so warde ?ob dem Kläger gar nicht 
behauptet, dass der Erblasser durch die Herstellnng das Bigenthums- 
recht aii der Gruft erlangte, wohl aber wird von dem Kläger gel- 
tend gemacht, dass dem Erblasser infolge der vertragsmässigen Ver- 
einbarung das Recht eingeräumt worden ist, über den Begräbniss- 
platz und die darauf erbaute Gruft innerhalb des Rahmens der für 
den Friedhof bestehenden administrativen Bestimmungen ausschlies- 
send zu verfügen. Dem steht jedoch der Umstand entgegen, dass 
D. durch Anbringung der Aufschrift »Ruhestätte der Familie D.c 
unzweifelhaft zu erkennen gegeben hat, dass der Gebrauch des be- 
a&glichen Rechtes auch auf die Mitglieder seiner Familie ausgedehnt 
sein soll, wonach sich dieselben gemftss §. 849 allg. bürg. Gesetsb. 
in einer Gemeinschaft befinden, welche nach den Grandsfttien des 
16. Hanptstflckes des allg, bfirg. Gesetsb. sn beortheiten ist Dem- 
gemiBS haben alle Faroilienglieder das auf ihre Person beschrftnkte 
Recht erworben, den Ton der Rriedhofsferwaltnng angewiesenen 
Gmndtheil znr Beerdigung nnd zn den damit Torbnndenen Zwecken 
in herkömmlicher Weise zu verwenden. Durch das Ableben des D. 
als Theilnehraers, ist das von ihm selbst zugestandene Recht an der 
Gruft als blos auf persönlichen Verhaltnissen beruhend, gemäss §. 1448 
allg. bürg. Gesetzb. erloschen, bildet sonach keinen Bestandtheil seines 
Nachlasses und kann nach §§. 531 und 918 allg. bürg. Gesetzb. auf 
dessen Erben nicht über<^ehen. Absehend von diesem Rechtsverhält- 
nisse dient der Friedhof als Bestandtheil des Kirchengutes ausschliess- 
lich Cultusz wecken, und es können, so lange derselbe als solcher be- 
steht, einielne Theile hievon, welche von Privaten infolge Ueberein- 
kommens mit der Priedhofsadministration aU Beerdignngspl&tze be- 
nfltit werden, weder ihrer Bestimmung entiogen, noch in das-Bigen- 
thom ftbertragen werden nnd sind, sowie die darauf erbauten GrOfte, 
Tom allgemeinen Verkehre ausgeschlossen, wesshalb letstere nicht 
als ein freiTererbliches Vermögen ansusehen sind. 

Der oberste Gerichtshof hat das obergerichtliche ürtheil mit 
Bntscheidung Tom 26. Juni 1895, Z. 7768, bestfttigt. 
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Gründe: Der fragliche Friedhof gehört laut der yorliegenden 
Akten zum Vermögen der dortigen Dompfarre und bildet nach cano- 
nisebem Rechte ale ree sacra eine res extra commercinm , ist daher 
anch nacb amerem bflrgerlieheo Rechte gemlBs §§. 856 and Sil 
allg. bftrg. Gesetsb. weder In «einer Totalitftt, noeb in einielnen 
Tbeilen desselben ein G^nstand des reohtlicben Verkehres; Bigen- 
thnm an demselben kann, so lange ihm die Qoalitftt als res sacra 
ankommt, Ton einer Privatperson überhaupt nicht, also auch nicht 
aaf dem in den §§. 418 und 419 allg. bfirg. Gesetab. ? orgeseichneten 
Wege erworben werden. Durch die Erbauung der Gruft auf dem 
genannten Friedhofe tiat demnach D. nicht das Eigentbuin des Be^ 
gräbuissplatzes, sondern, wie aus der Bestätigung der Dompfarre her- 
vorgeht und auch vom Kläger zugegeben wird, nur das Recht er- 
worben, den Begräbnissplatz durch Errichtung einer Familiengruft zu 
benützen. Von einem zum Nachlasse des D. gehörigen Eigenthume 
dieser Gruft kann daher keine Hede sein und ist nur zu erörtern, ob 
und inwieweit das von ihm erworbene fienntaangsrecbt einen Bestand- 
theil seines Nachlasses zu bilden vermag. In dieser Richtung ist 
nun zu berficksichtigen, dass D. das Benutzungsrecht nicht nnr für 
sich, sondern ancb sn Gunsten seiner Familienangehörigen erworben 
bat, wie dies ans der Bestätigung des Dompfhrramtes nnd der über 
der Gruft angebrachten Inschrift unsweifelhaft erbellt. Durch den 
Ton D. mit der Dompfiurre geschlossenen Vertrag hat nicht nur der 
erstem, sondern es haben auch dessen Familienmitglieder gegenflber 
dem Promittenten, nftmlicb der Dompfiarre, eih Recht auf BenOtsung 
des Begi äbnissplatses mittelst der dort erbauten Gruft erlangt, and 
liefert eben der vorliegende Rechtsstreit den untrüglichen Beweis, 
dass das im Vertrage zu Gunsten der Familienmitglieder ertheilte 
Versprechen vom Kläger sowie von den Geklagten auch angenommen 
worden ist. Dieses den Familienmitgliedern selbsstftudig zukommende 
Recht hat niemals einen Bestandtheil des Vermögens des D. gebil- 
det, kann daher auch kein Bestandtheil seines Nachlasses sein. Der 
dem D. aus dem Vertrage zustehende Anspruch ist aber durch dessen 
Beerdigung in der fraglichen Gruft consumirt, sein Forderungsrecht 
daher erloschen und mitbin ein in den Nachlass einiubesiehendes 
Objekt nicht vorhanden. Auf Grund dieser Erwägungen erscheint 
sonach das Klagebegehren in seiner Gänze als unbegründet, und 
wird in Betreff der Zustftndigkeit der Gerichte sur Entscheidung des 
gegenwirtigen Rechtsstreites auf die Gründe der beiden unteren 
Instanien rerwiesen. 
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XX. 

Massgebende Memente für den confessionellen Charakter 
eines Friedhofee in Oesterreieli. 

(Erkenntniss des k. k. Reichsgerichtes vom 22. Februar 1895, Z. 958). 

SUdtgemeliide n«laii£ (Advoeat Dr. Dyk) contra Miniaterinni 
fBr Ooltot wd ünfcerrieht (M.-0. Dr. «. HsmirUf); Erlass vom 
SS« Saptembw 1898, Z. 18294, paocto die oonfeasioDella Eigenschaft 
daa Friedhofaa In Pi^elauö. 

*Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen,* 
Entscheidungsgründe: Die Gesetzmässigkeit der angefochtenen 
Entscheidung, mit welcher in Bestätigung der unterinstanzlicheo 
Entscheidungen auagesprochen worden ist, dass der Friedhof in Pt'elauö 
eine Anstalt der römisch-katholischen Confession sei und dass die 
Verwaltung dieses Friedhofes den kirchlichen Organen zustehe, wird 
in der Beschwerde bestritten zunächst aus dem Grunde, weil in der 
Jiiutaebaidiiog selbst über das von der Gemeinde gesteilte Petit hinaus 
gegangen worden ist und weil der Entscheidung ein irriger Thai- 
bestand zu Grunde gelegt wurde, da der fragliche Friedhof keines- 
Wega darch die kirchliche Conenrrenz hergeatellt worden ist, Qber* 
dlea nicht ein Friedhof der Pfarrgemeiode sei ond seit dem Jahre 
1870 ala Qemeindeaoatalt in der Verwaltang der Gemeinde aich 
befinde. 

Der Verwaltnngsgerichtshof war nicht in der Lage, die Be- 
aehwerde für begründet an er1[ennen. — Was znnftchst den formellen 

Besch werdepunkt anbelangt, dass die Entscheidungen über das Petit 
des von der Gemeinde Pfelauö unterm 10. Juni 1888 überreichten 
Gesuches hinausgegangen sind, so ist es allerdings richtig, dass in 
dem erwähnten Einschreiten die Gemeinde lp<liglich um eine Weisung 
an das Pfarramt gebeten hat, in die Verwaltung des Friedhofes sich 
nicht einzumischen. Allein sollte die Behörde über dieses Petit er- 
kennen, so musste dieselbe die Frage, ob der erwähnte Friedhof ein 
confessioneller oder aber eine Gemeindeanstalt sei, zunächst lösen 
nnd feststellen, wie denn auch die Gemeinde selbst in ihrer Eingabe 
den Beweis, dass der in Bede stehende Friedhof ein Qemdndefried- 
hol sei, angetreten hat. 

Durch die gepflogenen Brhebnngen erscheint aber nnn aller- 
dinga der confoaaionelle Charakter des Friedhofes erwiesen nnd ee 
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ist der der angefochtenen Entsrheidnng za Grunde gelegte Tbat- 
bestand ein durchaus aktcngemässer. Denn zunächst ist durch den 
GrnndbttchsauszQg ddto. 4. Juni 1888 erwiesen « dass der Friedhof 
Dum. pwre, 476/1 sub Post 3 in der Qrundbuchseinlage Z. 221 der 
Katastralgememde Plelauö für die römiseh-katholiiehe Muttergotlee- 
kirche eingetragen ist. Durch die bis in das Jahr 1886 surück- 
retchenden AdministratiTakten ist weiter dargethan, dass io den 
Jahren 18S9, 1810 und 1854 forgeuommene Reparaturen durch das 
Patronatsamt veranlasst worden sind unter Mitconcnrrena der Ge- 
meinden. Die Zagehörigkeit des Friedhofes zur Kirche erscheint 
auch In den PfarrinTentarien von 1768 und 1854 ausgezeichnet, 
üeberdies ist durch die Zuschrift des Stadtrathes Prelauc vom 
16. Februar 1871, Z. 95, erwiesen, dass bis zum 1. Januar 1870 
die Verwaltunt^ des Friedliofes durchaus von dem Pfarramte geführt 
wurde, und es bestätigt diese Zuschrift, dass <lie Verwaltung der 
Friedhofskasse durch die Gemeinde eine provisorische sei. Aus dem 
an das Patronatsamt gerichteten Gesuche des Joseph Divi^ vom 
28. December 1841 und der Erledigung dieses Gesuches durch das 
Oberamt ddto. 30. December 1841, Z. 8938, geht weiter hervor, 
dass die TodtengräbersteUe auf dem Friedhofe durch kirchliche Or-> 
gane besetzt wurde. 

Alle diese Daten erweisen, dass der Friedhof in Pfeland that- 
sichlieh ein oonfessioneller, rOmisch-katholischer Friedhof gewesen 
ist Allerdings beziehen sieh alle diese Daten lediglieh auf den 
Friedhof in seinem arsprunglichen CJmfiuige, und nicht auf den 
Friedhof in seiner dermaligen, im Jahre 1871 dnrch die Einbe- 
ziehung der Kat.-Parz. 476/3 erweiterten Ausdehnun^r. Allein auch 
in dieser Beziehung liegen Akte vor, aas welchen geschlossen wer- 
den muss, dass die Einbeziehung der erwähnten Katastral- Parzelle 
zum Friedhof in der Absicht erfolgte, den bestehenden confessionellen 
Friedhof als solchen zu erweitern. Denn laut des zum Zwecke der 
Grundbnchsanlegung autgenonimenen Protocolles vom 26. Juni 1883 
haben die Vertreter der Gemeiude das Begehren gestellt, dass die 
Eintragung des Friedhofes und der Kirche auf den Namen der Pfarr- 
gemeinde erfolge und zum Theile sind die Erweiterangskosten auch 
aus Einnahmen von dem confessionellen Friedhofe bestritten worden, 
da zu diesem Zwecke der Brl<»s von 107 fl. 30 kr. fOr Friedhofs- 
bftume verwendet wurde. 

Wenn in der Beschwerde ausgeführt wird, dass die Pfarrge- 
meinde Pfelan^ nicht in ihrer Totalität an dem FHedhofe betheiligt 
erscheine und dass der Friedhof auch von einer zur Pfarrgemelnde 
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Dicht gehörigen Ortschaft mitbenützt werde, so ist dieser Umstand 
nicht aasreichend, die Bedeatung der vorerwähnten Daten für die 
Frage nach dem Charakter des Friedhofes irgendwie zu beeinträch- 
tigen, da ja bei grossen und ?olkreichen Pfarrgemeinden der Bestand 
mehrerer Friedhofe nieht aaBgesehlossen ist nnd ehen ans Zweek- 
nftsaigkoitsgrfinden dk Betheilignng einer ausserhalb des Pfarrver» 
baades stehenden Gemeinde an dieser Anstalt statthaben kann. 

Ebensowenig kann dem Umstände, dsss anf dem Friedhofo anch 
Andersgläubige beerdigt worden sind, in Anbetracht des Artikels 12 
des Qesetzes ?oro 24. Mai 18C8, R.-G.-B1. Nr. 49, eine Bedeutung 
beigemessen werden. 



XXL 

Weisung in Betreif der Pfarrarchive in Oesterreictk 

Die k. k. n. ö. Statthalterei hat unter dem 12. December 1895, 
Z« 113.530 Folgendes anher mitgetheilt: 

»Laut Erlasses des hohen k. k. Ministeriums für Cultus nnd 
Unterricht vom 7. November 1895, Z. 1681, wird zafolge eines im 
k. k. Arehivrathe erstatteten Beforates der Aofbewahrnng der alten 
Pfirrmatriken und sonstigen ArchiTalien, besonders anf dem Lande, 
nicht inmier die nOthige Sorgfiilt ingewendet. 

Es wurde horrorgehoben, dass hiezn oft feuchte nnd anch sonst 
ganz ungeeignete Localitftten verwendet werden, so dass eine Menge 
sehr wichtigen Materiales nur infolge mangelhafter Aufbewahrung 
zu Grunde geht. Das luteresse, welches diesen Archivalien seitens 
der mit ihrer Obhut betrauten Functionäre entgegengebracht wird, 
sei in vielen Fällen ein nur geringes und es könne demnach nicht 
Wunder nehmen, wenn auch das vorhandene Archivmaterial sich 
Öfters in einem Zustande der Verwahrlosung befindet. 

Der k. k. Archivrath hat sohin die Intervention des genannten 
hohen Ministeriums in Anspruch genommen, dass anf Grund der 
bestehenden allgemeinen kirchlichen Normen, sowie anch der von 
einielnen DiOcesansynoden bereits wiederholt verf&gten bezflglichen 
Anordnungen die pferrlichen Arehiralien, insbesondere anf dem Lande, 
bener, sweokmfissiger und leichter benfltibar verwahrt werden.« 



Digitized by Google 



Pfarrardkive M Oetterreich. 



153 



Die Österreichische Gesetzgebung hat das kirchliche Archiv- 
wesen bisher einer gesetzlichen Regelung nicht nnterzogeo und ist 
der Hinweis aof bestehende allgemeine kirchliche Normen ond Did- 
cesanYorschrifteD in mehr als einer Hinsicht begründet» 

Im Hinblick anf die Wichtigkeit so Tieler Urkunden, Schriften 
nnd Correspondenxen, die namentlich in ftlteren Pfarren seit Jahr- 
hunderten sich anhftnften, nnd in Brwftgnng der Wichtigkeit der 
Sache und des Nutzens, den ein gnies, iweckmftssig geordnetes Pfarr- 
archiv gewfthrt, sei hier knrz znsamraengetitellt , was in Besag auf 
die Einrichtung, Ordnung und Benützung der pfarrlichen Archive 
beobachtet werden soll. 

Grössere Pfarrhöfe werden wohl eine eigene Räumlichkeit, ein 
zweckmässiges Zimmer zu Archivszwecken zur Verfügung haben. 
Zweckmässig ist die Räumlichkeit aber nur dann, wenn sie ge- 
mauert, feuersicher und trocken (also nicht vielleicht im Dachraume), 
mit gut verschliessbaren Thflren und Fenstern versehen und für öftere 
Lüftung geeignet ist. 

Kleinere Pfarrhöfe verfügen jedoch nicht immer über einen 
solchen geeigneten abschliessbaren Baum; es wird dann die Pfarr- 
kanzlei oder das Arbeitszimmer des Pfarrers zugleich auch Archiv 
sein müssen. In solchem Mle ist ein passender, starker, geräumiger 
Archivkasten unentbehrlich. 

Er sei aus starkem Holze verfertigt, geräumig, mit Fachab- 
theilungen versehen, welche tief genug sind, so dass auch Urkunden, 
Bücher etc. grösseren Formates gut aufgestellt oder eingelt gt wer- 
den können. Er sei überdies mit einem guten Schlosse versehen 
und stets abgesperrt. 

Das Pfdrrarchiv soll aber auch gut geordnet und dadurch 
leicht bcnützbar sein. 

Betreffs der Ordnung und Eintheilung wird ebensosehr eine zu 
grosse Zersplitterung der Materien, wie auch zu summarisches Zu- 
sammenfassen und enges Zusammendrängen in wenige Fächer und 
Fascikel zu vermeiden sein; die Amtsführung und der Bedarf wird 
hier erfahmngsgemäss das Bicbtige zu treffen wissen. 

Ist ein Archiv schon zweckmässig geordnet und mit einem 
Bqperhrium versehen, so wird es am besten nnd brauchbarsten 
bleiben, wenn es in der bisherigen Weise fortgefährt und das J{e- 
pcrtarivm stets ergänzt wird. 

Die Bedentang des Pfarrarchives für die Geschichte, sowohl 
die Profan-, als Kirchen- und Kunstgeschichte, ist fSr jedermann 
einleuchtend. Deshalb erwartet das Ordinariati dass sich die Pfarr- 
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Geistlichkeit überall wird anpelep^en «ein lassen , wie die Pfarr- 
kanzleien, so auch die Pfarrarchive zu ordnen und in Ordunn}^ zu 
halten. Wohl wenlen die Seelsorger in unserer Zeit sehr vielseitig 
in Anspruch genommen, aber es werden sich noch immer einige 
Standen finden, welche die Pfarrrorotände aneh dieaem pflichtinfts- 
sigen Gegenstande widmen kOnnen, inmal ein gnt geordnetes Pfarr- 
archiv nicht blos eine Ehrensache ist, sondern auch für den Fall 
des Gl hraaebes der Akten die Zeit reichlich ersetzt, die man auf 
die Ordnung derselben verwendet hat. 

Die hochwürdigen Decanatsänitpr werden nnt«'r einein ange- 
wiesen, bei den jährlichen Visitationen sich von dem Bestände, «1er 
Ordnung und Sicherheit der Archive zu überzeugen und über den 
Befund Bericht zu erstatten. 



XXII. 

Literatur. 

1, Friedberg, Dr. EmÜ: Die CoUeäio canotmm CanialMgiensis, 
Erster TheU im Programm gu der von der Leipeiger juHsti' 

SüAai Faeultät veransfaUctcn Feier de^ Andcfikens an Uofraih 
Kees. 1890. S. 3—25, Zweiter Theil im ähnlichen Pro- 
(/ramm eur Feier des Andenkens an Hofrath Dr. LoMhn, 

S. H—29. 

In wehmüthiger Stimmung gehen wir au diese Besprechung. 
Eine beruff-nere Persönlichkeit wollte die Wichtigkeit dieser »hoch- 
interessanten Schrift« l»ervorheben ; leider entriss aber der allzufrüh 
eingetretene Tod anf Immer die Feder einer nimmer mQden Hand. 
Professor Vering, nnser hochverehrter erster Lehrer des Kirchen- 
rechts zeigte den ersten Theil der Friedberg*schen Arbeit noch anf 
8. 328 des 75. ßd. dieser Zeitschrift mit tonnen Worten an, er 
wollte nur noch das Schlussheft abwarten, um zur nc^jprochnncf der 
Schrift zu schreiten; ehe es aber erschienen, standen wir schon 
trauernd an seiner Bahre, üebergehend nun auf die Anzeige seihst, 
ist zuerst hervorzuheben, dass es Friedbergs verdienstvollem Schaffen 
gelungen ist, zu den bisher bekannten Decretalensammlungen aus 
der Zeit nach Gratian bis itnm Breviarium Eitravagantinm Bernardi 
Papiensis eine nene Ganonensammlung anreihen zn IcOtinen. Der 
Appendix Concilii Lateranensis, die Collectio Bambergensis, Lipsiensis 
und Casselana sind um die von Friedberg besprochene uml benannte 
Collectio canonum Cantabrigiensis bereichert ; ja Friedherg stellt 
(I, 11) noch zwei Collectiones Parisienses aus der Pariser National- 
bibliothek in Aussicht und zeigt noch obendrein eine ausführliche 
Arbeit über die Canoneusaramlungen zwischen Gratian und Beruhard 
von Paria an, zn deren baldigen Beendigung ihm gewiss jeder Frennd 
der historischen Forschung das beste Glflck wAnscht. Ueber die 
Cantabrigiensis entnehmen wir nun ans Friedbergs Binleitnng (I, 
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3 — 10) Folgendes: Sie ist enthalten in einer im 13. Jahrhundert 
geschriebenen Handschrift, welche dem Trinity College in Cambridge 
gehört, daher der von Friedber^' ihr gegebene Name. Der erste, 
welcher den wahren Inhalt der Handschrift erkannte, war Löwenfeld 
im Neuen Archiv der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichts- 
kande (HaDnover 1885, 10. Bd.), worauf bereits FVieäberg in der 
4. Auflage aeiues Lehrbuches §. 41, Anm. 1 In fine verwiesen hatte. 
Sie enthält nach der von Friedberg gegebenen Analyse hundert Num- 
mern , deren Inhalt hauptsächlich Decretalen Alexanders III. sind ; 
sonst sind noch enthalten drei Canones des Concilium Turonense aus 
dem Jahre 1163 und eine Decretale Innocenz' II. (= c. 2 X, '^, 43), 
dann Stücke aus dem Pastor des Herroas und aus Pseudo- Angustin. 
Das III. Laterauensische Concil ist überhaupt nicht aufgenommen. 
Eine Titeleintheilung fehlt, ebensowenig ist von einer Systematik 
irjfendwo eine Spar; die Decretalen sind nicht immer vollständig 
wiedergegeben, manche Auslassungen sind durch die Worte »et iufrac 
angedeutet; TnscriptiODen kommen allerdings vor, aber die unter 
einer Inscription sich vorfindenden Stäcke gehören nicht immer zu 
der in ihr bezeichneten Decretale; genau und zuverlässig war der 
unbekannte Sammler nicht. Eine Ausgabe der Sammlung hat Fried- 
berg nicht veranstaltet, nur die für unged ruckt oder unbekannt ge- 
haltenen Stücke werden im Wortlaute wiedergegeben. Friedberg 
gibt aber eine äusserst detaillirte Analyse (1, 11—25 und TT, 3—20), 
in welcher er die Cantabrigiensis mit den flbrigen hierher ein- 
schlägigen und oben bereits genannten Sammlungen vergleicht, wo- 
raus hervorgeht, dass die meisten Stucke der Cantabrigiensis sich 
hauptsächlich im Appendix wiedpr vorfinden. Ob aber die Canta- 
brifjiensis dem Appendix zu Grunde liegt, will Friedbert,' nicht be- 
stimmt behaupten, dafür hält er sie aber für älter als den Ap[»en(iix, 
da sie ums Jahr 1178 entstanden sein mag, worauf einerseits der 
Umstand hinweist, dass keine Decretale aus der Zeit nach Alexan- 
der III. (t 1181) aufgenommen ist und auch das III. Laterauensische 
Goncil (1179) nicht Mrflcksichtigt ist, andrerseits die Anordnung der 
Cantabrigiensis primitirer ist als die im Appendix. Friedherg reiht 
sie an die Arbeiten an, welche das Decretalienmaterial an das De- 
cretum Gratiani angliederten und hält die von ihm erst näher zu 
besprechende Parisiensis 1. als Mittelglied zwischen der Cantabrigiensis 
und dem Appendix. 

Als ihr Heimathsland bezeichnet er England, wohin der über- 
wiegend grösste Theil des Deeretalienmaterials geridiiet ist 

Den Schluss der Friedber^'scheu Arbeit bilden vier Anhänge 
(II, 21 ff.) und zwar ein Verzeichniss der einzelnen Quellenstellen, 
die Anfänge der Canones, eine vergleichende Zasaromenstelinng der 
Cantabrigiensis mit dem Appendix und der Bambergensis und eine 
solche mit der Parisiensis I. 

Friedbergs Schrift spricht für sich selbst; mit grossem Fleiss 
und umsichtiger Sachkenntniss gearbeitet, vertieft und erweitert sie 
die bisherige Kenntniss der canoni.schen Kechtsquellen. 

Prof. Dr. Camiü Hmnmr in Prag. 
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2» Die Literatur des Kirchenrechts 1884—1894. Von Frantgy 
Adolph, Prof, in Kid. Leipzig 1096. gr. 8^. S. 18. iVew 
50 Ffg. 

VontehMidA Arbeit bildet einen Theil des jorist Literatar- 
beriehts der Periede 1884--1894, der als Ergftosanffsband warn 

Centralblatt far Rechtswissenschaft erscheint. Der Titel könnte 
glauben machen, als hätte der Verfasser die Literatur des Kirchen- 
rechts von 1884 — 1894 vollstündif^ und f^'^ordnet hehandelt. Dies 
ist jedoch nicht der Fall und auch auf einem so beschränkten 
Räume von 18 Seiten nicht möglich. Die ausländischen literarischen 
Erscheinungen sind fast gänzlich unberücksichtigt geblieben. Aber 
aach die deofaicben Arbeiten sind theils mangelhaft, theils einseitig 
registrirt. Die akatholiflehen Producta werden stete in den Vorder« 
grand gestellt, besonders welche sieb gegen die katb. Kircbe and 
ibre Einrichtungen kehren. Vor allem darf deshalb die Literatur 
ife^en den Ordensstand, speciell gegen die Jesuiten nicht fehlen, 
oft Werke, die bitterwenig mit dem Kirchenrecht in Beziehung 
stel)en. Was haben z. ß. wohl die Broschüren des abgefallenen 
Jesuiten Hönsbröch und die Geschichte der Moralstreitigkeiten der 
Jesuiten von DöUinger und Reusch mit dem Kirchonrecht zu thun? 
Auch der Literatur gegen das Vatieanisebe Cendl ist gedaebt« aber 
nnr der Irirehenfeindlieben , wobingegen s. B. die Collectio Laoensit, 
deren 7. Bd. (1890) als die beste Arbeit über das Vaticanum be- 
trachtet werden muss, nicht einmal erwähnt ist. Dass Hefele*8 Con- 
ciliengeschichte in seinem 5.-6. Bande (1887/90) von Prof. Knöpßer 
neu bearbeitet ist, bleibt ebenfalls verschwiegen. Es könnte eine 
ganze Reihe von katholischen Werken angeführt werden, welche in 
der Periode von 1884 — 1894 entweder neu erschienen oder neu auf- 
gelegt worden sind, aber in dem Literatarbericbte vergebens gesucht 
werden. Man hfttte doeb besser den Titel wftblen sollen statt *die 
LUeratur des Kirchenrechts. c »Ausgewählte Literatur des Kirchen- 
reehts und verwandter DiseipUnen unter besonderer BerfielKsicbtigung 
der akatholischen.« H. 
3. Prava djece s osobiiim obzirotn na hrak, ohitelj i naUjedstvo. 
Po izvorih i inih mnogobrojnih pomagalih napisao Vilim Grä- 
ber^ vjeönicki tajnik kr. hrvatsko-slavonsko'dalmatinskoga bans- 
koga Ma % sudbeno eaUeti tumaö magjarskoga jeeika n Za- 
grtim. Naktadom i Mükam jMSea. U Ziagrekt, TidunM i 
Utografidhi savod 0. Mbreehia. 1893. u 996«^ (8^) cfmim 
XXIII i 825 St. 

Pachte der Kinder mit besonderer Bezugnahme auf Ehe^ Pa- 
milie und Erbfolge. Nach Quellen und anderen zahlreichen Hilfs- 
mitteln von Wilhelm (rraber, Rathssekretär der königl. kroatisch- 
slavonisch-dalmatiuiscben Banal-Tafel und gerichtlich beeideter Dol- 
metsch der ungarischen Sprache zu Agram. Auf Kosten und Ver- 
lag des Verfassers. Agram. Lit und lithog. Institut t. C. Albrecbt. 
1893 in gr. 8« Seiten XXIII und 825. 

Das Buch ist das Werk einer emsigen Arbeit von fast andert- 
halb Deiennien« eine omfimgreiche, aber aucb inhaltsvoUe Scbrift; 
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68 ffihi znerat eine Koleitong fiber die Rechtswissenschaft in philo* 
sophischer Erörternnp^ (1 — 19) and behandelt daun in 8 Büchern = 
Abschnitten die Rechtsverhältnisse der Kinder nach ihren legitimen 
oder illegitimen Abkunft in Bezug auf das Social-, F'amilien- und 
Erbrecht unter folgenden Gesichtspunkten: vom Standpunkte I. des 
Naturrechtes ^20 — 32) , 2. der allgemeinen Sociologie und der ver- 
gIeicbeiidenBtlino1ogie(33— 79), 3. des römischen Rechtes (80-^188), 
4. des Kirchenrechtes (184— S^) nnd sw«r A. des katholischen 
(184—100), B. des griecbisch-orientalisclien (191—221), C. des 
evangeliscii-protestantiscben (222 — 265), 5. des nngariscben Privat- 
reciite«; (2')6 — 387), 6. des österreichischen Privatrechtes (388— 576), 
7. des der Israeliten (577 — 645), 8. des der Moslemins oder Mo- 
hammedaner (646—696). 

Alphabetische Register zu jedem einzelnen der 8 Rechtsgebiete 
erleichtern sehr das Nachschlagen (697—825). Sowohl nach den 
kirchlichen wie staatlichen Bestimninngen als auch nach den Boehts- 
anschannngen verschiedener Völker zu verschiedenen Zeiten wird ein 
strenger Unterschied zwischen rechtmässig ehelicher und aassersho* 
lieber oder nicht rechtmässig ehelicher Zeugung des Menschen ge- 
handhabt, welcher Unterschied die Familien-, Stan-iea- und Erb- 
foli»erechte des Individuum im günstigen oder ungünstigem Verhält- 
nisse danu festsetzt Nnr in der Legitimation findet der Defectus 
natalium ja unter Umständen eine gesetzliche Remedur. 

Der Yerfuser nntersacht eingehend, wie anf obigen acht 
Bechtsgebieten eine giltige oder nngiltige Bhe erfolge nnd welchen 
Fillen eine legitime oder illegitime Abkunft zuzuerkennen sei. Da* 
her wird zuerst die betreffende Ehegesetzgebung oder Anerkennung 
einer rechtmässigen Ehe und Eheschliessung nach den Quellen und 
der einsclil;i«,M<;en Literatur erörtert; sodann werden die Kechtslte- 
ziehungen zwischen Eltern und Kindern vermöge ihrer Legitimität 
oder Illegitimität auseinandergesetzt und endlich die daraus ent- 
springenden Ablalestit» oder Testtterlirsehte oder der Aassebloss 
vom Erbrechte der Kinder angegeben. 

Dem entsprechend sind alle 8 Bücher in 3 Theile mit genauen 
Unterabtheilungen zerlegt nnd die Rechtsmaterien klar entwichet« 
Wegen der fast unzähligen Noten und Citate ist das Buch eine 
wahre Fundgrube für Pamilienrechte; der Verfasser konnte selbe 
um so leichter beibringen , da er über eine sehr ausgedehnte 
Sprachenkenntniss verfügt, so unter andern selbst über das Türkische 
nnd Arabische. 

Im Besonderen wird nachgewiesen die Heiligkeit der Bhe selbst 
nach dem Natnrrechte, welchem nur die Monogamie, keineswegs die 

Polygamie (I, 23) entspricht. Die geschlechtlichen Verirrungen ent* 

arteter Heidenvölker (II.) können {lagejifen keinen Beweis abgeben ; 
denn die Reinheit des Ehe- und Familienlebens ist ja gerade ein 
Gradmesser wahrer Sittlichkeit und Cultur. Selbst das sonst aus- 
gebildete und vielfach gute römische Recht leidet noch zu sehr an 
den Gebrechen der Heidenwelt (III, 81); man denke nur an das 
Contnbernium , an die nnnatfirllche viterliche Gewalt (83). Brsi 
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(las Christenthum erkennt der Ehe die wahre Wörde zu: der erste 
christliche Kaiser Constantin , anerkpunt (89) die legitimatio per 
subsequens matrimonium auch civilrechtlich. Justinian und spätere 
Gesetzgeber habe» da fortgearbeitet: legitim, per rescriptum princi- 
pis, per dationem cariae, p«r nnioopationeiii filü, per adoptio- 
nenn etc. 

Ohschon der Verfasser königl. Beamter und Regalist ist, lli»t 

er doch auch die Kanonisten und Theologen zu Worte kommen; er 
stellt in wohltliuend objektiver Weise die Rechtsbestimmungen dar, 
welche die kathol. Kirche und Religion bei diesem Gegenstände be- 
treffen (IV.). Es werden zwar (136 ff.) mehrere Aussjjrüclie von 
Kirchenvätern und Theologen angeführt, welche die Ehe zu vi^d 
herabxadrflcken Schemen; aber es wird unter andern wieder (U2j 
erwfthnt, daai das Bneh des J. Seot Brigena »De diTisione nataraec 
von den Päpsten verboten und anl den Index gesetzt und schon von 
Innocentios III. die Lehre verurtheilt worden sei, daes die Ehe aus 
der Sünde hervorgegangen wäre. Privatansichten einzelner Väter 
oder katholischer Theologen haben aber keineswegs die Autorität und 
Bedeutung, wie diese den protestantischen Theologen der Reforraa- 
tionszeit für die evangelisch-protestantische Kirche etwa zukommen. 

In der griechisch-orieutalischen Kirche zeigt sich auch bei 
dieser Beehtsmaterie wie in andern kirchlichen Disciplinen eine ge- 
wisse Erstarrung. 

Nach Luther ist: >Hochzeit und Ehestand ein weltlich Ge- 
schäft« (S. 234), freilich theilten nicht alle protestantischen Theo- 
logen diese triviale Auffassung von der Ehe mit Luther, aber die 
kirchliche Gesetzgebung der Protestanten geht so ziemlich in der 
staatlichen auf. 

Beim ungarischen Privatrecht sind von Interesse die histori- 
schen Notizen (VJ. In nnserm Bache (1898) feUt natdrlieh noch 
das farooee Cifil-Bhegesets Ton 1894. Die complicirten Brbfolgehe- 
stimmungen fttr den Clerns and Adel in Ungarn werden aosfAhrlich 

mitgetheilt. 

Das auch für Kroatien geltende allg. bürgerl. Gesetzbuch von 
Oesterreich musste natürlich besonders berücksichtiget werden (VI.). 
Die diesem Codex anhaftenden Gebrechen in Ehesachen waren durch 
das in Kroatieu geltende Coucordat zwar beseitigt; aber die liberale 
Wirtbscbaft in (Msterr^ch wollte den Josephinismus gerade in Ehe- 
sachen resoscitieren. Der traurige Widei^roch twischen dw staat- 
lichen und kirchlichen Bhegesetzgebnng springt hier nm so mehr in 
die Augen. 

Die fragliche Vaterschaft nimmt so gut das Gewissen des 
Seelsorgers als das des Richters oft in Anspruch ; Winke zur rich- 
tigen Entscheidung im ^jei^ebeiien Falle können da nur erwünscht 
sein. Bei Erörterung der Imprägnatio, um die fragliche Vaterschaft 
constatiren zu können, wäre besonders in den aus deutschen Auk- 
torea för gerichtliche Medicin herfibergenommenen Noten (8. 419 iL) 
fftr ein solches Bach wohl eine entschieden grossere Beschrftakang 
angeseigt gewesen. 
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In diesem VI. Buche sind unter andern) auch die diesbezüg- 
lichen Hechte der Kinder nach der Civil-Qesetigebaüg in Deatsch- 
laad und Frankreich in Noten gut angeführt. 

Die Familienrechte der Israeliten können heutzutage nach ihrer 
Ueception in den verschiedenen Ländern nicht mehr unbeachtet bleiben. 
Dieselben werden nun (VII.) ebenso eingebend, wie die der Christen 
bebandelt, in so weit die modernen Gesetae der Jaden reicben. 

Da durch die Occupation von Bosnien und der HerzegOTina 
im Jahre 1878 fast eine halbe Million Mohammedaner der österr. 
Regierung unterstehen, so erregt jetzt der Islam mit seinen Einrich- 
tungen, Gesetzen, Gepflogenheiten und Sitten ein besonderes lateresso. 
Das Ehe-, Familien- und Erbrecht der Mohammedaner weicht weit 
ab von den christlichen Grundsätzen (VI IL). Daher erscheint eine 
Behandlung desselben auch hier am Platze. Arg hat der Islam die 
Bbe- nnd Familienverhftltnisse entweiht; findet sich ja in demselben 
nebst der Vielweiberei von vier legitimen Frauen und einer anbe- 
schränkten Zahl von Concubiaen für den Muselmann selbst eine ge- 
setzliche Ehe auf eine bestimmte Zeit oder eine bestimmte Zahl von 
Concubitus nach Uebereinknnft (S. 648)!! Die Legitimität der Kin- 
der, welche selbst von einer so laxen Ehe etwa noch erzeugt werden, 
hängt meistens von der Anerkennung des Mannes ab. 

In einem solchen Werke zeigt sich so recht die sittliche Hohe, 
auf der das Ehe- nnd Familienleben nach Christ- l[8tboli8ehen Ge- 
setien steht, gegenttber Bestimmungen des Koran mit den Seheriats- 
gesetzen, des Talmud und Schnlchan-amch, der Beicenntnissschriflen 
protestantischer Reformatoren. 

Ein gelehrtes Buch in einer Sprache geschrieben, welche, wie 
die kroatische, nur von wenig Millionen gesproclien wird, tindet 
nicht entsprechenden Absatz; daher musste dieses der Verfasser auf 
eigenes Risico drucken lassen. Dazu kommt bei der kirchlichen 
Spaltung der Südslaven, dass die schismatischen Serben meist nur 
ihre Cyrilica lesen und um Werke in der Laftinica sich wenig oder 
gar nicht kflmmem. 

Sarajevo. J. E. Danner S. J. 

4, Acta Concüii Consianäenns. Erster Band: Acten zur Vor- 
geschickte des Coyistanser Concils (1410—1414). Her aus ge- 
gihrn von Heinrich Finke. Münster i. W. Regensbergsche 
Buchhandlung. 1896. gr. 8^. VI II und 4J24 Seiten. Preis 12 M. 

Seinen im Jahre 1889 erschienenen > Forschungen und Quellen« 
lässt der um die Geschichte des Constanzer Concils hochverdiente 
Verfasser nunmehr als ersten Band einer umfassenden Quellensamm- 
lang die Akten zur Vorgeschichte dieses Concils folgen. In drei 
Abschnitten sind die Akten enthalten 1. zu den Unionsverhandlungen 
and Concilsplänen in den Jahren 1410 — 1413, 2. über das römische 
Concil 1412 — 1418 und 3. zu der nächsten Vorgeschichte des Con- 
stanzer Concils vom Sommer 1413 bis November 1414. Jedem Ab- 
schnitt ist eine Einleitung vorausgeschickt, welche mit Benutzung 
gedruckten und ungedrucktea Materials grundlich den Zusammen- 
bang der Akten erl&utert und in das Verst&ndniss derselben ein- 
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führt. Die Benutzung für den Forscher und für das Studium wird 
erleichtert durch die jedem Aktenstück vorp^edruckte Inhaltsangabe, 
durch die in den Anmerkungen beigefü<,'ten Tpxtvarianten, durch die 
Numerirung der Zeilen uud durch üervorhebung der deutscbeo Säi7.e 
in Gnrsimbrift Die Auastattang des Baches von Seiten der Ver- 
lagehandlang ist eine Torxfiglicbe. 

Mit grosser Ausdauer und vieler Mühe hat der Verfasser sein 
Material ans den Archiven Dentsehlaads, Oesterreichs, Italiens, 
Spaniens und Frankreichs zusammengetragen, und so ist es ihm ge- 
lungeu, in dem vorliegenden Bande tbeils bisher ganz unbekannte, 
theils doch nur wenig beachtete Quellen zugänglich zu machen, aus 
denen sich viel Licht ergiesst über diese Periode der Geschichte. 
Das Werk ist vou grosser Bedeutung sowohl für die Profan- als 
Kireheng^hichte, indem es einen genanen Binbliclc gewfthrt in das 
Verhftltniss der enropüsehen Herrseher zneinander and sn den 
Pipsten, über die von allen Seiten gemachten Versuche zu Be- 
seitigung des Schismas^ die einen wohlthuenden Lichtpunkt in jener 
dunkeln Zeit bilden , über die Stellung der drei Päpste zu dem ge- 
planten Concil und über dessen allernächste Vorgeschichte — lauter 
nothwendige oder doch sehr forderliche Bedingungen für das Ver- 
ständniss der Concilsverhandluugen selber. Es ist sicherlich nicht 
Uebertreibung, wenn der Verfasser in der Vorrede sagt: »Eiue Au- 
zahl von Fragen, die die historisehe Forschnns seit langem interessirt 
haben, werden hier endgfiltig gelost oder der Losung n&bergebracht.« 
Da das nftmliebe wohl auch von den nachfolgenden Dftnden gilt, so 
kann man dem Erscheinen derselben mit Interesse entgmnsehen. 

U. 

5, Kreuz und Schwert (halbjährig 1S8 5., illusirirtt in 8^, 
90 Pfg. portofrei, Arch. f. K.-R. 74 S. 324) 
lieferte 1894 dem >^/H^- Vereine deutscher Katholikenc 23402 Ji 
ab, dieser Verein dagegen — einsehlflssig der von dem hochverdienten 
and opferwilligen Ueransgeber (W. Helmes ro Mflnster) des vorge- 
dachten Monatsblatts (mit 20,000 Abonnenten) gesammelten Bei- 
träge — 107,000 «4( %die Missionen in den deuiscJwn Schutzgebieten; 
leider erhöhten sich gegenüber 1894 die Diöcesanbei träge nur von 
Paderborn, Freiburg und Sachsen (vgl. 1896 S. 4, Arch. f. K.-H. 75 
S. 469). Unterstützt ward auch die apostol. Präfektur Neuguinea, 
welcher seit 10. Februar 1896 sämmtliche australischen Besitzungen 
Deutschlands unterstehen (1896 S. 7, 72 u. 131). Der Jahrgang 1896 
behandelt Zornenm S. 6, 19, 33, 69, 90, 100, 104, 123, 102, 213 
n. 219, TiHfo, das bereits 5 kaihol. Niederlassungen hat and sieh bald 
bis znm Niger erstreckt, S. 6, 13, 42 n. 164, das fortan von Knecht- 
steden aus znbesorgende iVbrdsansibar S. 4, 45, 76, 109, 123, 143, 
197 u. 201, das Sürfsansibar der Benediktiner S. 5, 35, 58, 89, 140 
u. 185, den seitens der > Weissen Väter« übernommenen Westen von 
Deutsch-Ostafrika S. 5, 26, 54, 86, 105, 123, 130, 156, 168 u. 203, 
Südafrika S. 24 u. s. w. Den Laienbrüdern wird von 1897 ab die Ab- 
diennng der Militftrpflicht in den Kolonien gestattet sein (Reichstag 
15 VI 96).' Zoefatgewalt gegenAher Biogebofonen 8. 186. F. QtigeL 
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XXIII. 

Die oonfessionelle Bgentdiaft ainos Ortes und deren EMiies 
auf die FesHagsfMer in Bayern. 

YoB Dr. K, A, Oeiger, kdnigL Hofcant la NjmphenlHirg. 

Die interconfessionelle Gesetzgebung der Kurpfalz ^), welche 
am Anfange dieses Jahrhunderts vom Kurfürstenthum Bayern über- 
nommen und weiter ausf^^ebildet wurde, macht den Versuch, die viel- 
fach widerstreitenden Interesseu verschiedener Confessionen und Con- 
fftssionsangehörij^er durch gesetzgeberische Massnahmen, über deren 
Werth und Bedeutung hier kein ürtheil abgegeben werden soll, 
thuDÜchst auszugleichen und dadarch Störungen des Öffentlichen 
Friedens zu verhüten. Unter den verschiedenen Problemen, welche 
hier gesetzlich geregelt werden, finden sich auch Bestimmungen 
Aber das wechselseitige Verhalten der verschiedenen Confessionen bei 
Ansnbang ihres Oottesdienstes, insbesondere des feierlichen Gottes- 
dienstes an den besonderen, nnr einer einielnen Confession sagehOri- 
gen Festtagen. Um an Orten mit confessioneU gemischter Be» ^ 
TOlkemng den Bekennem der drei in der Knrpfals anerkannten 
christlichen Landeskirchen eine würdige, ungestörte Festtagsfeier xn 
ermöglichen und gleichzeitig die Interessen der am Feste Unbe- 
theiügten wahrzunehmen, verfttgt die kurpfölzische Keligions-Decla- 
ration Maximilian Joseph IV. vom 9. Mai 1799 : 



1) Ueber die Entwicklung derselben: Cfr. GoitK. Hof mann, Neaeste 
BfllifioosvtfrbMiiiig der Beformlrteh In der Unterpfalz, Leipzig 1780, S. 2S7 
^384; y. If. Batiimann^ Pllili-tweibrttekiaehei Stafttsreeht, Tftbiogen 1784, 
S. 184—967, besonders S. 204 sq. ond 211 tq. ; J. SL PfUter, Bjtteroatisehe 

Parstellung der pfälzischeu Religionsbeschwerden, Göttingen 1793, 8. 05, 134, 
174; Joh. Jac. Moser, Kinleitung in das charfürstlich-pflUiscbe Staatsrecht, 
Frankfart und Leipzig 1762 , S. 453—505 ; zerstreute Notizen in Mosers Lan- 
de-«hoheit im (icistlichen, Frankfurt und Li^ipzi^ 1773. und Mosers Teutscliem 
Staatsrecht; Burkard U oft hei f Struvens Ausführlicher Bericht ton der 
pl&liiMhen Kirehenbistorie. Frankfart 1781, beaunders 8. 831—836, ferner die 
unter den StiehwSrtera Sianütsoeum Beligionit, Kirehe und Oloeken, Qewfsiaiis- 
fnibeit etc. beflndliehen Notlien. 

2) Dieselbe fladet lieh bei Oeorg Karl Mayr, Sanrailnng der Churpfals* 
baierischon allgemeinen nnd besonderen Lande»verordnungen von S. CharfQrst- 
licben Durchlaucht Maximilian Joseph IV., Manchen 1800, B. 1 , S. 256—266. 
Justizrath Häberlms Staataarchiy, Uelmstidt 1799, B. 4, S. 434 sq., 480 sq. 
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»Wir erklären, befehlen und verordnen, dass sftmmtliche Unsere 
reformirte Unterthanen der Rheinpfalz eine vollkommene Religiona- 
und Gewissensfreiheit nach allen Theilen geniessen, und ihnen weder 
in Lehr- nnd Qlaubenssachen, noch in freier Ausübung ihres Gottes- 
dienstes m irgend einer Zeit einigerlei Hindernisse oder Verbot in 
den Weg gelegt, oder sie sonst auf irgend eine Art in ihrem Ge- 
wissen beechwert nnd gel[rftn1[t werden sollen etc. . . . nnd da Uns 
vorgestellt worden, dass man bisher in Stftdten und auf dem Lande 
die protestantischen Unterthanen > anf verschiedene Art besehwert, 
denselben an den kathoUsehen Peiertagen bei Uebung ihres Gewerbe 
verschiedentlich Zwang angelegt nnd sie im Uebertretungsfall mit 
Strafen belegt hat, so wollen wir dieses von nun an gänzlich abge- 
stellt und aufgelioben wissen und ertheileu Unseren reforniirten Unter- 
thanen liiedurch in Ausübung,' ilires Gewerbs und Handthierung an 
solchen Tagen eine unbeschränkte Freiheit nach den Grundsätzen 
ihrer Keligion; woliei wir Uns jedoch zu ihnen verseilen, dass sie 
dadurch keine Störung des katholischen Gottesdienstes verursachen 
und die jeder versammelten Gemeinde bei Ausübung ihrer religiösen 
Handlungen und Gebr&ucbe schuldige Achtung allezeit bezeigen 
werden.« 

Diese Anordnang wurde bald darauf anch auf Karbayern — und 
zwar zunächst an( die kurfürstlichen Herzogthflmer Franken und 
Schwaben — aasgedehnt und in dem Beligionsedikte vom Jahre 

1) Der Titel des Ediktes laatet : »Edikt, die Religionsfreiheit in deu 
Charf&rstlichen Hertogthümern Franken nnd Schwaben betroff»md.« Ira Ein- 
gänge des Ediktes ist bemerkt : »Da iu den Uns angefallenen Entscbadigangs- 
LMden in PnuikMi und Sehwaben Ebiwohnttr von TenehiAdenen Obabeni- 
Gonfttdoneii rieh befinden, welehe nieht abeimll gleiche hürgerliehe Rechte 
geniessen etc., so wollen Wir, dass dicgenigen Ver<Hrdnangen, welehe Wir Qber 
Religionsfreiheit und Dnldnng ffir Unsere alten Staaten erlassen haben, aach 
anf Unsere neuen in Franken und Schwaben erstreckt werdfi) Nur für diese 
Provinzen wurden vorläufig die Bestimmungen über KeligionHf'rciheit und Kir- 
chengeineindebildung erlassen; in den eigentlich alt- bayerischen Ländern wurde 
darch landesherrliche Vetordnangen vom 10. November 1800, 26. Aagust 1801 
nnd 21. September 1801 den Anhingern der drei ehristliehen Beligionen ledig- 
lich die Aniiaiigniaehnng erlaubt; »freie nnd dffMitllehe Briigionsflhnng nach 
ihren Bitae nod ainimtUehe Paroehialreehtec erhielten die Proteetantea in 
München im Jahre 18(l6 und 1807 bei Errichtung der ersten protestantischen 
Pfarrei in München; erst durch das Religionsodikt vom Jahre 1809 wurde die 
Religionsfreiheit und das Recht der Kirchengemeindcbildung ausdrücklich 
auf das ganze Königreich erstreckt, und dadurch die bisherigen Kirchenver- 
bältuisse der altbayerischeu Provinzen verändert, (h/. hiirl Mnyr, Samm- 
lung der ehurpfhisbijeiiaehen Landesrerordnongen, Manchen 1802, B. 2, 8, 259, 
267, 809. 



. Kj, ^ by Google 



vnd deren IBInfbm auf die PetUagtftier in Bayern. 168 



1803 in folg«ider Fassung pnbliciri: »Kein Beligionsthsil soll 
schuldig sein, die besonderen Feiertage des anderen zn feiern, son- 
dern es soll ihm freistehen, an solehen T^n sein Gewerbe nnd. 
seine Handthierung ansznflben, jedoch ohne StOmng des Gottss* 
dienstes des anderen Theils nnd ohne dass die Achtong verletst 
werde, welche man jeder versammelten Gemeinde bei AnsAbnng 
ihrer religiösen Handlunpfen nnd Gebrftnche schuldig ist >).c 

Bei der späteren Uedaction des interconfessionellen Rechtes im 
Jahre 1809*) und 1818 wurde diese Bestimmung in den vierten Ab- 
schnitt des Ueligousediktes , welcher von dem Verhältnisse verschie- 
dener Keligionsgesellschatten gegen einander haodelt, in nachfolgen- 
der nener Forroulirung eingereiht: 

§. 82: »Keine Kirchengesellschaft kann verbindlich gemacht 
werden» an dem ftnasem Gottesdienst der andern Antheil sn nehmen. 
Kein Keligionstheil ist demnach schnldig, die besonderen Feiertage 
des andern zu feiern, sondern es soll ihm fireistehen, an solchen 
Tagen sein Gewerbe und seine Handthierung anssuflben, jedoch ohne 
StArnng des Gottesdiensteü des andern Theiles und ohne dass die 
Achtung verletzt werde, welche nach §. 80. jede Religionsgesell- 
schaft der andern bei Ausübung ihrer religiösen Handlungen und 
Gebräuche schuldig ist').« 



1) Churpfalzbayerischea Regierungsblatt 1803, S. 25, 27; Regierangsblatt 
für tlie churbaveri'?olK'n FurstentbQmer in Franken 1803, S. 14; Hegierungsblatt 
für die churpfakbajerischc Provios in Schwaben, 1803, Stück XI, S. 127; Neu- 
bnrglMhet Woefaanbtett 1808, 8. 65. 

2) Kgl Bayeriiehw BagiflimigibUtt 1809, 8. 917, 9. 97. 

8) In f. 88i haben nniafM Braebtent die VecÜUMr der Beligiooaodikte 
Ton 1809 und 1818 nnr die öifentUehen KirebengeaeUiehaften in*i Aage gelutt 
Denn es handelt sieh hier am die kirehUcbe Gleichberechtignng hinsichtlich der 
Feier der Festtage. Eine GlekhboreehtigQng besQglich der aasschlieaslich mit 
dem Kirclunivorbande zn^aniinfiihiingcndeu Befugnisse und Vorrechte wurde aber 
in dem Kcligionsedikte vom Jahre 1809 nur den »drei christliclien Glaabens- 
confessionen« gewährt (§. 28), allen übrigen Religionsf^N-noss» nschaftcn — als 
welche damals nur die Juden (Kegierungablatt 1807, 199, 476; 1808, S. 1835; 
1818, 8. 981—982) Herrnhilter (Gg. DöUingevs 7erordnangeniainmlung, B. 8, 
8. 1787) nnd die Kenoniten oder Wiedertiufer (Og. DftUingen Yerordonngen- 
Munnlnag, B. 8, 8. 1785, Regiarangsblatt 1811, 8. 100 iq.) in Betraeht Itanien — 
in §. 89 ausdrQcklich vorenthalten: »Denjenigen Einwohnern Unseres Reiches, 
welche zu einer der drei obigen Kirchen sich nicht bekennen, ist, wie im 
ersten Abschnitte bestimmt worden, iwar eine vollkommene Religions- und Ge- 
wiss<^i)8fr»'ilieit gestattet; als ReliglonsgesellMchaften nnd in Beziehung auf 
Staatäbürgerrecht nind sie aber nach den Uber ihre biirgerlicheu Verhältnisse 
bestehenden besonderen QeMtsen and Verordnangen zu behandeln, so hinge 

ii* 
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Die Verwaltungsbehörden, die Gesetzgebung and die Bechi- 
sprechung haben diese Bestimmung von jeher fast einmflthig nar 
iiif die Verhältnisse in coufessionell gemischten Orten angewendet» 
während in katboUechen oder proteetaotiechen Orten die in der Mi* 
noritftt befindliche Confeesion die Ftettage der eonfeBsionellen Ma- 
jorität wenigstens negativ durch Beobachtung der Arbeitsrahe mit* 
sttfeiem hat Dieser Anschauung entsprechen die AllerhOcbsten Ver- 
ordnungen vom Id. Februar 1845 und SO. Juli 1862*), »die Feier 
der Sonn- und Festtage betr.,« die der Redaetion der Polisetstrafge- 
setzbficher von «fahre 1861 und 1871 ▼oraosgegangenen Kammer- 
verhandlungen, Artikel 105 des P^lizeistrafgesetzhuches vüro 10. No- 
vember 1861 ^), sowie Artiicel 2 Ziffer 5 des Polueiätrafgesetzbuches 



diese nicht abgeindert werden.« Regieroogsblatt 1809, S. 903. Ebenso Re- 
ligionsedikt vom J, 1818 M. 11 and 26. 

Von den genannten drei PriTatkiroheogeieUtehaften kommen Henmhnter 
and Methodietm vagen der geringen AmaU ihrer Bekeaner in vorliegender 

Frage nicht in Betracht, wohl aber die Jaden. Den Jndoa warde im Jahre 
1813 durch das Edikt vom 10. Jnni 1818 in §. 23 vollkommene Gewissensfrei- 
heit gesichert, in §. 25 lediglich die einfache Hausandacht gestattet and In 
§. 24 die Kirchengemeindebildong unter Voraussetzungen erlaubt, welche eine 
Anwendung des §. 82 der II. Yerfassungsbeilage zu Gunsten der Israeliten und 
inm Nachtheile der Ghriitglanbigen ansechlieeeen. Ale in sp&terer Zeit bei 
Danhbeiafhnag der deatachea Weeheelordanag bedoateade ieraelitiidie Haa- 
delahiaier befkagt wurden, ob die iaiaotitiaehea Feierlage im Haadelegeeela- 
bache berQcksiebtigt werden sollten, erfolgte negative Antwort. Der Art. 92 
der Wechselordnung wählte sodann die Ausdrucksweise allgemeine (sc. chriai- 
liche) Feiertage, welche seitdem ru vielfachen Missverständnissen Anlass gab. 
Verhandlungen der bayerischen Kammer der Abgeordneten 1850, Beilagen- 
band 5, Beilage CXCVI, S. 116 und Beilage CXCVII, S. 118. — Im Gesetze 
lelbet iat in §9. 80—83 allerdings kein Unterschied iwiechen öfTentlicheD und 
PriTatMrdieageiellaebaftea gemacht. Vgl. ÜöUingerM Terordnungenaammlaag, 
B. 6. & 151 15«» 156. 

1) latelligeasbktt der Begieraag tob Oberbayecn 1845, 8. MO: Ab 
8oan- and gebotenen Feiertagen bleibt, und twar in gemischtea Orten nach 
Massgabe des §. 82 dor IL Verfiuenagabeihigo der Betrieb tob knechtliehen 
Arbeiten etc. verboten. 

2) Regierungsblatt 1862. S. 2069, §. 2, Abs. 1, Ziffer 3 und §. 8: Die 
Vorschriften der §§. 1—7 mit Ausnahme jener des §. 2 Abs. 1 Ziflfer 3 finden 
bezüglich der Sonntage und der den christlichen Confessionen gemeinechaft- 
lichen Festtage auch in coufessionell gemischten Orten Anwendung. 

In Aneehnng der besonderen Feierlage eines Religionstheilea sind die 
Beitivmaagen dae §^ 88 der IL YarfacMingtbeUage maetgobeod ete. 

8) An Qold bie la 86 OaUoa wird beitraft, wer aanor dringendea FlUea 
daa gagaa StSrnag der Feier dor Hobb- aad Peottago, aad swar Ar gonüiehto 
Orto nach Maaigabo dee §. 88 der IL Yerbisaagsbeilago, erlaaeenoB Verord- 
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vom 26. December 1871 ferner eine lange Reihe letztinstaazieUer 
ErkeiHitnisse und Ortheile oberster bayerischer Gericbtshöfe. 

In der Praxis mtaen daher in confessionell gemischten Orten 
nnr die gemeinschaftlichen Festtage der dort befindlichen Confessionen 
allgemtin d. h. von allen Ortseinwohnem , die besonderen Festtage 
einer Confession, abgesehen von den wechsdseitigen Vereinbarangen*), 
nnr von den betreffenden GonfessiottsaugehOrigen begangen werden, 
während die fibrigen Ortsbewohner innerhalb der verfassangsrnftssig 
gezogenen Grenzen ihren Arbeiten und Handthierungeo nachgehen 
können. Da^^e^en sind die Katholiken an protestantischen Orten 
hinsichtlich der äusseren Feier der Festtage d. h. der Einstellung 
der Arbeitsthätigkeit und des Gewerbebetriebes, sowie der Schliess- 
ung der Lüden verpflichtet, den Charfreitag, die Protestanten an 
katliolischen Orten, die Marien- und Heili^^enfeste mitzufeiern. Da 
diese Bestimmungen theils auf vorfassuugsuiässiger, theils auf ge» 
setzlicher Grundlage raheu, 80 können sie selbstverstftndlich auf dem 

nangcn oder den auf Grond derselben ergangenen ortspolizeilichen Vorschriften 
zuwiderhandelt 

1) Die in 9. 888 Ziliir 1 TorgesahMiea Anoidanngen gegen ü» BtSreiig 
d«r Fder der Sonn- aod Fasttage wwdmi, anter Beaehtnag das §. 88 der 
II. Varfiwaangabdlaga Ar genBiaohte Orte, darch Vaiordiiuigaii odar die mnf 
Qraod derselben ergehenden ortspolizeilichen Vorschriften erlassen. — Die Be- 
rathnng and BesohltiHsfassung über obige Gesetzbücher findet sich in den Ver- 
handlungen der Kammer der Abgeordneten 1859/61, Beilagenband 2, 8. 73, 228, 
340, 341, 470. II 'S, S. 390. Stenographische Berichte, B. 2, S. 494, B. 3, S. 18. 
Der Hochwürdigste Bischof Pancratius von Dinkel beantragte die Fassung : 
»An Geld bit tu 25 Childea wird gestraft, wer ausser NothftUen den gegen die 
Störung der Sonn- and Feattagafeier Sbwhanpt und ttt geniiaehte Orte naoh 
Kaaagabe dea §. S2 der n. TerJhaaangabeilage faiabaaondera arlaaaanen Verord- 
nungen oder den anf Grund derselben ergangenen polizeilichen Vorschriften zn- 
widerhandelt« Hierauf erwiderte der Aosschass der Karomer der Abgeord- 
neten: niese Rcdactionsänderung dürfte nicht als nöthig erscheinen, da di»» Bc- 
sorgnLss, es könne di«- gegenwärtige Redactinn n ir von paritätischen Orten ver- 
standen werden, sich nicht leicht vorwirklichen wird, wenn der Richter die 
Worte »and awar« in's Auge fasst and dabei berficksichtigt , dass ein Gesetz- 

' gebor, welcher bloa von gemlaehten Orten aprechea woUle, nnmöglicb dieae 
Werte gebmneht haben kannte.« Verhandlongan der Kammer der Reiebarithe 
1869/81; Protocollband 1, S. 107, 2(]B sq. Verhandlongen des Gesetzgebnnga- 
aaaschnsses der Kammer der Abgeordneten 1871/78, 8. Beilagenband, 8, 89, 
97, 99' 108. 

2) §. 8, Abs. 3 der Verordnung vom 30. Juli 1862: Insolan^'o in confes- 
sionell gemi.schtcn Orten bezüglich der Rinstellung der Arbeits- und Gewerbs- 
thätigkeit und der Schliessung der Ortsliden an den einem Keligionstheil 
eigenthimttclMn PakrUgan eine Verafaibtning baatafat, iat aMi Uanadi n 
aahtan. 
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Verordnungswege nicht abgeändert werden : in confessionell ge- 
mischten Orten können die Bekenner der einen Confession an den 
ihrer Confession nicht zugehdrigen Festen niclit zur Beobachtung 
vollständiger Ärb^itornbe gezwungen werden *), andererseits kann an 
katholischen oder protestantischen Orten der confesaiouellen Mi- 
Dorit&t darcb eiotache Verordnung keine allgemeine Arbeitsdispens 
gewfthrt werden*). 

Dieter eonstaat festgehaltenen Geeetzeeanffassung und Praiia 
tritt Max Seifdd io leinem »Bajerischen Kirehenataatareehtec *) 



1) Carl Edtl, Dia F^UseiitiBfgMelihQcfa Ar das KSnigieidi Bayvm 
vom 10. NovemUr 1861, Erlangen 186S, 8. 874, Nr. 4; Dr. Freiherr v. Hiedl» 
Cominentar zum Poliieisirafgetetzbach für das Königreich Bayern Tom 26. Do- 
cmher 1871 etc.. 5. Auflage von Dr. Max PrObst, Mönchen 1894, S. 163. 

2) Gegenüber Max PrOh.>f , welcher a. a. 0. bemerkt, die Rcfjiorang 
wäre wohl berechtigt, die Angehörigen der einen Confession von der Mitfeier 
aach an Ort«D, welche als coofeasionell gemiBchte nicht za betrachten sind, sa 
dispensiren. 

3) Sepaiatabdmek am M. SeifdeU BejeriMhem Siaatneohte B. 6, Frei« 
borg 1888, 8. 181, Anm. 8: »Di« besoaderea Feiertage dee andemc heiast klir- 

lieh: alle Feiertage, die den Terglicbenen Religi<MMth«Uen nicht goineinsehaft- 
lieh lind. Es sind also aach, die christlichen Feiertage »besondere Feiertage 
des andern« för die Israeliten und nmg'ekehrt. S. 182: Es ist sofort klar, das« 
der Vorbehalt des Polizci8trafj,'os*>tzbuche8 und die Bestimmung der Verfassung 
nicht im Einklänge stehen. Die Verfassung weiss nichts von »geiiii8chten 
Orten«, sondern spricht für Jedermann, gleichviel wo er wohnt, ganz allge- 
mein ans, daae iha die besonderen Feiertage einer fremden Glaabensgeeellaehaft 
, nickte angehen. Er iet nur verpfliehtet, eieh der StOrong dee fremden Gottee- 
dienites tu enthalten and keiner Achtangererlettangea gegen die fremde Glan- 
bensgcsellschaft sich schaldig za machen. Da nun §. 82 der II. Verfassungs* 
beilage nicht aufgehoben ist — auch nicht durch Reichsstrafgesetzbuch §. 366 
Zifi'er 1 ; denn dort wird nur zu dem vorausgf^settten Landespolizeirechte die 
Strafsatzung hinzugefügt — so folgt, dass durch Polizeiverordnung nichts von 
dem verboten werden kann, was gemäss §. 82 erlaubt ist Die Verfassungs- 
arkaade hindert hieaaeh xwar nicht» Tonchriften ta erlaeiea, welche fon dea 
Glanbenegeaellechaflea bei der Feier ihrer Festtage in beobechten sind, da* 
gegen können solche Vorschriften aiemali den Angehörigen einer Glanbene- 
gesellschaft anferlegea, Feiertage einer anderen Glauben sgesellsehaft sn be- 
gehen, sondern sie können ihnen nur Verpflichtungen auferlegen, welche den 
fremden Gottesdienst gegen Störungen oder unmittelbare Ächtungsverletzung 
sichern Vom Standpunkte der Verfassungsurkunde aus ist es also unstatthaft, 
hinsichtlich der Giltigkeit solcher Bestimmungen eine Ausscheidung von >ka- 
tholiecben«, »proteetaatieehen« aad »eonfcesioaell gemischten Orteac aa Buchen. 

YergL Belenchtoag der Verftuenngsnrknnde für das K6nigreieh Bajen Toa 
dem Appellationigerichts-Vicepiasideatea v Spien, Briaagea 1848, 8. 286, 888: 
Hiemach darf nicht allein Niemand bei Sellgionshandlnngen oiner andern Re- 
ügioBspartei störead eiawirken, eonden er darf anch dabei die sdinldige 
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mit (]er motivirten Erkl&rung entgegen, dasB der Vorbehalt im 
PolizeKstrafgesetzbuche und die Bestimmung der Verfassung nicht 
im Einklänge stehen und die Königliche Verorduang vom 30. Juli 
1862, »die Feier der Sonn- und Festtage betreffend,c rerfassnngs- 
reehtlichen Bedenken unterliege, da durch §. 82 der II. Yerfassungs- 
beilage f&r Jedermann, gletchviel, wo er wohne, ganz allgemein aus- 
gesprochen sei, duHS ihn die besonderen Feiertage einer fremden 
Qlaubensgesellschaft nichts angehen. 

Achtang nicht renagen. Das QeMti verbindet daher mit dem Verbote einer 
positiven Handlang auch dasjenige einer ünterlassnng. Da aber der §. 82 aus- 
drOclclich erklärt, dasa eine Kircheugesellschaft nicht verbindlich gemacht wer- 
den kann, an dem Susseren Gottesdienste der andern thi ihutiehmen, so folgt * 
nothwendig, dass es keine Unterlassung der schuldigen Achtung ist , wenn je- 
nuuid EhreiibeieugungeD ontorliBst, die lediglich aas gewinen Religionsbegriffeii 
entapringen und Folgen deraelhen ahid, i. B. wenn ein Proteetant bei Yorbei- 
tragang dea VentrabUe nicht grttaat, oder nicht niedtiiaiifk, nicht im Fahren 
oder Reiten anhSlt u. s. w. , , . Aas dieser Nicbtverbindlichkeit der Feier dea 
Gottesdienstes einer andern Kirche hat daher auch das Gesetz es nicht als eine 
Nichtachtang erklärt, wenn andere Glaubenagenossen an Feiertagen jener an- 
dern Kirche ihre Gewerbe und Handthierungeu treiben, sondern dieses vielmehr, 
sofern nicht anderweit jene Achtung verletzt und der Gottesdienst gestört 
wird Q. 8L w. — Joneph POzi , Lehrbuch dee bajerischen Yerliusangsrechts, 
Mfinchen 1851, 8. it59; 5. Aafl. MUnchen 1877, 8. 840, 841 1 B. Mayer» Kirchen- 
hoheitarachte dea Kdntga von Bajeni, München 1884, 8. 906, Ann. 8 ainicht 
•ich dahin aas, dass die Streitfrage anf dem Wege juristischer Interpretation 
nicht gelöst werden könne; A'iffual Reinhard, Die KircbenhohcitBrochte des 
Königs von Hayern, München 1881, S. 206; C.»r/ Freiherr v. Sfentfel, Die 
Verfassungsurkundc des Königreich« Bayern etc. nebst Erläuterungen, Würz- 
burg 1893, S. 108; Rohert l'ihthi. Die Verfassungaurkunde des Königreichs 
Bayern etc. mit Anmerkungen herausgegeben, München 1895, S. 81 gehen nicht 
anf ErSrtemng der Streitfrage ein. — Eine Abhandlung Ikhar fwliegende Frage 
in den Blittern Ar adnriniatratiTe Praiia 1805, B. 55, 8. 8 aq. regiatrirt die 
Anschauung Sejdela nnd die gegentbeiliga Anflhasang der obersten bayeriaehen 
Gerichtahdfe, ohne in eine kritische Würdigung der Sache einzugehen. — Im 
Sinne der gegenwärtigen Praxis äussert sirli auch das auf Grundlage des Re- 
ligionsediktes von» Jahre 18(i9 ausgearbeitete Kirchenrecht der Katholiken und 
Protestanten von Auf an Muhl. München 1816, S. 188: An Festtagen oder 
Bettagen, die nuä der religiösen Ueberzeugung einer einzelnen lieligiouspartei 
hervorgehen, kann der Landeaherr von den ttbrigen Beligionsparteien, ohne 
Verletinng der Gewiaaenafreiheit, keine poaitiTe Blitfeier, wohl aber eine Ent- 
haltung Ton allem, was die einen Feattag feiernde Beligionapartei in ihrem 
Cnltos beunruhigen könnte, fordern. Von den älteren Bearbeitern des bayeri- 
schen Staatsrechts äussert sich nur Knnrad Citniniits, Würzburg 1825, S. 2'>3: 
Das gegenseitige Verhältniss der Kirchen beruht auf dem Grundsätze der 
Heoht^gleiohlieit. Keine kann genöthigt werden, an dem äusseren Gottes- 
dienste der andern theilzuuehmen, oder an den besonderen Festtagen dieser 
anf Anaabnng der Gewerbe zu verzichten. 
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Bei der Autorität, welche der Staatsrechtslehrer Seydel bei den 
Kechtsverständigen und Behörden mit vollem Rechte geniesst und 
bei der Wichtigkeit der Saclie erscheint eine eingehend*' Besprechung 
dieser Streitfrage nothwendig, zumal die von Seydel vertretene Auf- 
fassungsweise, falls sie von den Gesetzgebungsfaktoreu und Gerichten 
adoptirt werden sollte, insbesondere die Feier der katholischen Fest- 
tage, welche die protestantischeii an Zahl weit äbertrefTen, bedeatend 
bedntrftchtigen wOrde. 

BoTor wir in die materielle Wiirdigang der Sache eintreten, 
geben wir gerne zu, dass die gesetzliche Bestimmung» welche zur 
rechtlichen Beurtheilnng der Streitfrage dienen soll, an und für aich 
eine mehrfache AnARMeangeweiae zolftest, weil eben die geeetsgeheri- 
schen Gedanken, wie im ganzen Beligionsedikte, so auch hier nur 
in un?ollkommener Ansdruchsweiee zu Pftpier gekommen sind. Ebenso 
scheinen die Gesetzgebnngsmaterialien , welche bei zweifelhaftem 
Wortlaute des Gesetzes entscheidende Bedeutung f&r die Auslegung 
gewinnen, keine bestimmten Anhaltspunkte hiefBr zu geben; wenig- 
stens werden dieselben von Seydel nicht als Unterstützungsmittel für 
seine Auffassung verwendet. Trotz der an und für sich unklaren 
Ausdrucksweise lassen aber doch überwiegende innere und äusscn; 
Gründe die Anwendung des §. 82 auf confessionell gemischte Orte 
als richtig und dem Gesetze entsprechend erscheinen. 

Für die Beziehung des §. 82 auf confessionell gemischte Orte 
spricht vor Allem der Umstand, dass eine iu diesem Sinne gehaltene 
Bestimmung über die Festtagsfeier erst damals in die bayerische Ge- 
setzgebung aufgenommen wurde, als das Kurfürstenthum Bayern con- 
fessionell gemischte Landestbeile erwarb und den Angehörigen der 
drei christliehen Hauptoonfeasionen Deutschlands die GSnwandernng 
gestattet wurde. Gleichzeitig mit Erlaasung der Edikte aber die 
Religionsfreiheit wurde die Ausarbeitung eines iutercoufessionellen 
Theiles des bayerisdien Staatsreehtes in Angriff genommen und beim 
Absehlnss der interconfbssionellen Verfassungs-Gesetsgebung der §. S2 
in seiner gcgenwftrtigen Formnlirung in den vierten Abschnitt des Re- 
ligionsediktes verwiesen, welcher grundlegende Bestimmnngen über die 
Verkältnisse in confessionell gemischten Orten enthält. Dieser vierte 
Abschnitt handelt nämlich von dem Verhältnisse der verschiedenen 
Religionsgesellschaften gegeneinander, und zwar im ersten Capitel 
über die allgemeinen Staats pflichten der Kirchen gegeneinander, im 
zweiten Capitel über den äimuitaugebrauch der Kirchen, Friedböte 
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und Fried hofglocken : Bestimmungen , welche ihrem wesentlichen 
Inhalte nach nur in confessionell gemischten Orten praktische Be- 
deatung and Anwendung finden können. 

An der Spitze des ersten Capitele über die aUgeroeinen Staats- 
pflichten steht der in Form eines Prognmnies TorangeeteUie — Abri- 
gens In rechtlicher, wie in religiös-sittlicher Bettehnng sehr anfecht- 
bare*) — allgemeine Gnindsatx: »Die Im StaateSbestehenden Bellgions^ 
gesellschaften sind sich wechselseitig gleiche Achtang schaldig; gegen 
deren Veraagang kann der obrigkeitliche Schnti anfgerafen werden, 
der nicht Torwelgert werden darf ; dagegen ist aber auch keiner eine 
Selbsthilfe erlaabt.€ Dieser Ornndsatz wird in den nachfolgenden 
Paragraphen weiter entwickelt und auf bestimmte Verhältnisse an* 
gewendet. So spricht §§. 84 — 87 ausdrücklich von Orten , in wel- 
chen die Bekenner einer Confossion bei bürgerlich und politisch 
gleichen Rechten gegenüber den übrigen Ortsbewohnern die Mino- 
rität bilden ; §. 89 von Orten , in welchen eine Anzahl Ein- 
wohner der Ortskirche gegenüber in einer rechtlich untergeord- 
neten Beziehung steht; §. 88 gibt den Mitgliedern öffentlicher 
Kirchengesellschaiten das Hecht, an allen Orten, mögen dieselben 
binher confessionell geschlossen oder gemischt gewesen sein, unter 
fiinbaltnng der kirchenrechtlichen und verfassungsmässigen Voraus- 
setzungen förmliche Kircheugemeinden zu grflnden; §. 90 sq. han- 
delt von Orten, in welchen sich die Bekenner verschiedener Oon- 
fessionen in rechtlicher — nftmlleh hinsichtlich der allgemeinen 
bürgerlichen nnd staatsbfirgerlichen Bechte — nnd vielleicht anch in 
numerischer Beziehnng gleichstehen. 

Ans den mit §. 82 zusammenhängenden Bestimmungen, welche 
nur auf die Verhältnisse in confessionell gemischten Orten berechnet 
sind, ergibt sich, dass der Verfhssungs-Gesetzgeber durch den ge- 
nannten §. 82 nur den an einem Feste unbetheiligten Bewohnern 
confessionell gemischter Orte eine Arbeitserlaubniss für die beson- 

1) Die Grundlagen dieser DeetimmuDgen finden sich in der korpfilsisehen 
BeügioDtdeeUiretioB vom 9. U»i 1799 in AnseUnn an die Prodamimog der 
ellgemeineD Baeht« fllr die KathoUlien und Befonnirten: »Amh loU daa €le- 
läute in refonnirten Kirchen bei Begräbnissen oder anderen Gelegenheiten an 
denjenigen Orten, wo die Katholischen ihre eigene Kirebe haben, von letzteren 
nicht mehr begehrt werden, sondern die Glocken ein Eigentham desjenigen Re- 
ligioiistheils zmn ausschlifsscuilen Gebrauch sein und bleiben, dem die Kirche 
zugehOrt, wo hingegen in gemeinschaftlichen Kirchen es bei der bisherigen Uebnng 
belassen wird. In Q. K, Mayrs Yerordnungensammlang Tom Jahre 1800 a. a. 0. 

2) FogU dottrinali bei Komtantin Höfler, Concordat und Constitations- 
eid der Katholiken m Bayern. Aagaboig 1847. 6. 144» 145. 



170 



Oeiger, Die confeitianeUe Eigenichaft Hnes Ortet 



deren, von einer andern Confession dieses Ortes gefeierten kirch- 
lichen Festtüge »gewähren wollte, während für die ausschliesslich 
katholischen oder protestantischen Landestheile die bisher erlassenen 
landeiherrlicben Verordnungen zu Recht bestehen sollten Wenn 
dagegen eingewendet werden will, dass die Anwendung des §. 82 
auf confessionell gemischte Orte nicht wortwörtlich und ausdrück- 
lich feetgeaetit ist, so ist darauf za erwidero, dass die Ausdrucks- 
weise tgemiachter oder confessioDell gemischter Ort« der Verfassiiiiga- 
urkande Qberhaapt fremd ist, ihr Mangel daher auch in diesem Falle 
nicht beanstandet werden kann. Qesetzgebnngsfactoren , Recht- 
sprechung und YerwaUungsbehOrden waren daher unseres Erachtens 
bei Ausscheidung der Ortschaften in katholische, protestantische und 
confessionell gemischte nicht in einer reehtsirrthfimlichen Aulfhssnng 
der mehrgenannten Verfassnngsbe.stimmung befangen ; dieselben 
waren daher auch berechtigt, ohne dass die strittige Gesetzesstelle 
auf dem Wege der authentischen Interpretation eine bestiramte Be- 
ziehung auf confessionell gemischte Orte erfahren hiittn, im Einklang 
mit der Verfassnngsurkunde mit Rücksicht nuf den confessionellen 
Charakter einer Ortschaft, den im Vpilifiltnisse zum Gros der Orts- 
bevölkerung in unbedeutender oder verschwindender Minorität lietiiul- 
lichen Confessionsangehörigen im Interesse einer würdigen, unge- 
störten Festtagsfeier eine vollständige, den numerisch annähernd 
gleichstehenden Ortsbewohnern eine theilweise Arbeitsruhe aufzu- 
erlegen Eine Beeinträchtigung der persönlichen Gewissensfreiheit 
kann in der Auferlegung einer solchen Arbeitsruhe nicht erblickt 
werden; denn die sogenannte Religions- und Gewissensfreiheit be- 
zieht sich nur auf ein ganz bestimmt begrenztes Oebiet: anf die 
Aufliebung des polizeilichen Zwanges in Glanbens- und Gewiasens- 
augelegenheiten und auf die Uebnng der einfachen Hausandacht*). 

l ) So enthält z. 13. das rimrpfalz-bayerisclie Regierniigsblatt 1801, S. 790 
-808, eine wiederholte Kinschärfuug der Geuonilmandate vom 14. Decembor 
1772 und vom 12. Januar 1773 über die Soun- und FestUgsfeier. Begierungs- 
btatt für Schwaben 1803, S. 104. 

2) Vergl. Meio prinoipiello Benerkungcn io den Laacher Stimmen, B. 10, 
& 77; Paul Hifuchiut, Allgemeine Darttellang der Yerhiltaiaie swiMhen 
Staat und Kirehe In Marquaniaemt Handbaeh fQr Sffentlichcs Recht, TQbingen 
und Freiburg 1884. M I. s. 2^5, 236; Hnnf r/insrhhM, Kircbenrecht der Ka- 
tholiken und Protestat.ten, Berlin 1881. B. 4, S. 303. 3i>5. 

3) Uob<'r Bedeutung und Tragweite der sogenannten Holi^'ioiis- und «Ic- 
wisaonsfreilieit jener Confession, welche keine Ortskirche besitzt, erklärt sich 
das Religionsedikt vom Jahre 1803 genauer als die zweite Vcrfassungsbeilage 
in Nr. 4 nnd 5; »Kefaiem Uuerer ünterthanen, von welcher OonfiMiion er «ei, 
•oll je etwas tagemntbet werden dürfen, weichet eeiner Keligioni* und Ge- 
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Diese beiden Grundrechte bleiben aber darch die rein negative Vor« 
Schrift der Arbeitseiitbaltang Tolikommen unberührt ; denn za einer 
aktiTen Theilnahroe an Festtagen einer fremden Confession ist kein 
Staatseinwohner verpflichtet, wohl aber hat derselbe mit Bfleksicht 
auf das Zosammenleben verschiedener Confessionen innerhalb der- 
selben Ortschaft gewisse Arbeiten und Beschäftigungen zu nnter- 
lassen, welche nach seiner eigenen religiösen Anffassnngsweise iwar 
erlaubt sind, aber eine Störung der feiertäglichen Buhe herbei- 
fahren und das friedliche Zosammenlehen der Gonfenionen schädigen 
konnten. 

Es entstehen nunmehr die Fragen : »Was ist ein katholischer, 
protestantischer oder confessionell gemischter Ort; worin liegt die 
wi'chselsi'itig geschuldete Achtung, worin eine Achtungsverletzung? 
Diese Fragen können naturgemäss weder auf dem Wege der Gesetz- 
gebung noch auf dem der Verordnung in endgiltiger Weise erledigt, 
sondern müssen nach den obwaltenden Umständen beantwortet wer- 
den. Daher bleibt die Entscheidung dieser Fragen dem Ermessen 
des Thatrichters anheimgegeben, welcher im einzelnen Streitfälle zu 
prüfen hat, ob einem Orte durch das üeberwiegen einer Confession 
ein bestimmter confessioneller Charakter aufgeprägt ist. Dieses bat 
gieichmässig durch Feststellung des historischen Charakters der Ort- 
schaft und des Zahlenverhältnisses der einzelnen GonfessionsangehOrigen 
zu geschehen. Qrundaätzlich ist hiebe! festzuhalten, dass ein oonfes^ 
sionell gemischter Ort noch nicht dadurch geschaffen werde, dass z. B. 



wtnoisfMh^ entgegen wäre; daher •ollen diejenigen, welche noeh in keiner 
eigentlichen kirchlichen Gemeinde vereinigt sind, in ihrer Hansandacht nie ge* 
glört wcnlon, nach soll ihnen kein Hiudcriiisa in den Wog gelegt werden, wenn 
sie Kirchen ihrer Confession in der Nachbarschaft besuchen oder durch Geist- 
Uchc daher in ihren Häusern in der Stille »lit^ Sacramente sich adiniuistriren 
lassen wollen; jedoch worden sie in Allem, was ihre Gewiaseiisfreiiieit nicht be- 
schrankt, zu der gewöhnlichen Ortspfarrei gerechnet und nmst.en dahin die her- 
gebrachten StolgebQhren entrichten. Sobald aie aber eine hinreichende Aniahl 
inr Bildung einer eigenen Gemeinde antmachen und die dasn erforderlichen 
Mittel besitzen, so werden Wir ihnen die Erlaabniae daxa nie rersagen, wo als- 
dann ihre Einrerloibung in eine Pfarrei anderer Confession aufhört. A. a. 0. IHe 
Verpflichtung zur Bezahlung von Stolgebühren an Geistliche fretndor Confession 
ist durch §§. 99, lnO u. 1'>1 des Religion^^ediktes vom 24. März 18* lU — Hayer. 
Regierungsblatt 1809. S. 917 — und durch die gleichlautenden §§. 81, 85 und 
86 der II. Verfassungsbeilage aafgehoben worden,- die übrigen Bestimmungen 
bestehen snr Zrit noch tn Recht. Siehe hiem die ErfcUnuig Jf. seydrla in 
seinem Kircbenitiatarecht, 8. 165, 160. Yergl. Joe, P0sl, Bajreriiehes Ter^ 
fassungsrecht , 1851, 8. 58, 1877, 8. 80| WUhelm Vogel ^ Staatsrecht des 
Königreiclis Bajem, Preiburg 1884, S. 162, 163. 
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ausser Katholiken auch AkatholikeD, Protestanten, Israeliten etc. in 
einer Ortschaft znsam men wohnen ; das entscheidende Moment bildet, 
falls der historische Charakter eines Ortes infolge zahlreicher Eid* 
wandernngeo bereiti alterirt aeio sollte, das Zahleoferbillnias, oftm- 
lich der Unuitaiid, ob die Binwohneraohaft ongeAhr aa gleieben TheiloD 
f ersehiedenen Gonfesrionen, oder ob die flberwiegende Mebnabl der Be- 
▼Olkemiig einer bectimmieii CoDfeesion angehOrk and dadnroh dem Orte 
ein beetinmites eontotooellM Gepräge ?erletbt. Als katholiaebe oder 
protettantiscbe Orte sind daher ooeeres Erachtens jene Ortecbaften la 
erkiftren, in welchen die katholische oder protestantische Confession 
den historischen Besitzstand nachweisen kann und durch das bedeutende 
Ueberwiegen der Bekenner einer Confession auch ein in der Oeffent- 
lichkeit wahmehrabarer, bestimmter, katholischer oder protestantis» Iüt 
Charakter geschaffen ist. So werden z. B. alle Orte des altbayerischea 
Gebietes'), woselbst den Akatholiken erst seit Beginn dieses Jahr- 
hunderts Einwanderung, Niederlassunt; und Verehelichung gestattet 
ist *), vorläufig fast ansnahmslos als katholische Orte zu betrachten 
sein, wenn auch Akatholiken an den früher ganz katholischen Orten 
Kirchen und Schulen gebaut und Kircheugenieinden gebildet haben ^). 
Umgekehrt sind in den vorwiegend protestantischen Gegenden dea 
nOrdliehen Bayema die meiaten Ortschaften als protestatitiaebe sa 
betraobten, obgleich aacb hier die Katholikea seit Beginn dea 19. 
Jahrbnnderta Pfarrgemeinden gegrflndet haben*). Dagegen kennen 

1) Mit mir wenigen Ausnahmen, \v<.'lchc hialorisch begriindot sind, vcrgl. 
z. B. über die Verhältnisse von Ortenhiirj^ in Niederbayern ü((o Frtihtrr 
V. Völtlerndorff, CiTilgesetzstatistik des Köuigreicüa Bayern, 2. Aufl., Nord- 
Uiigen 1880, 8. IGO, Nr. 18, femer Felix Stieve, Du Urehliehe PoUselregi- 
neot in Bayern unter MaiiniiUan 1.. Manchen 1876, 8. 8 and C. H. Freiherr 
V. Aretin, Chronologiiehes Veneiohnin der bajer. StaatsTertrIge 1888, 8. 85; 
über die in den Jahren 1710 und von Karbayom erworbenen protestantischen, 
früher r-Mchsanmittelbaren Herrschaften Sulzbürf* und Pyrbaam Gennj Karl 
Mayr, Sammlung der churpl^lzisoh-bayorischen Tiaiidcsverordnungen, München 
1788. H. 4, S. 855, Johann Jacob Moser, Einleitung in das kurfürstlich 
bayerische Staat^recht 1754, 8. 192, 254; Joh. Gg. FeHnmaier^ Grundriss des 
bayerischen Staatnraehtt, Ingolstadt 1801, S. 72. 

8) üeber die altmälige Darchflkhnmg der bargerUcheo and poUtiKhon 
OleichberechtigaBg der katholitchea, protectantisehen aad reformirten Kirche 
in lUyern vergL meinen Commentar sn fi9. 12—88 der II. VarfSusangsbellage, 
Augsburg 1894. S. 7-11. 

3) lieber die Errichtung der ersten protestantischen Pfarrei in München 
Kgl. Bayerisches Hegierungsblatt 1006, S. 272; 1807, 77—83. VergL dieses 
Archi? B. 75 (1896) S. 202. 

4) Vergl. Regierungsblatt lÜr die churbayeriacben Fürstenthümer in 
Franken, 1808, S. 148, 150, »den katholischen Gottssdientt in der fioipttal- 
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jane Ortsohafteo, in welchen m Zeit der Befonnation nnr ein Theil 
der Binwohner8cbalt der katholischen Kirche treo bliebe ein anderer 
Theil snr neuen Lehre abertrat und vielleicht sogar eine eigene 
Kirchengemeinde bildete, ohne Rficksicht anf das vorhandene Zahlen- 
Terhftltniss in }edem Falle als oonfessionell gemischte gelten und 
deren Einwohner die nach |. 82 der II. Verfhssnngsbeilage gewährte 
Arbeitserlanbniss far sich beansprachen, nnd zwar ohne Zweifel anch 
dann, wenn sicli im Laufe der Zeit die Verhältnisszahl der Coulc^- 
sionsangehörigen zu Ungunsten eines Theiles verändert, wie z. B. in 
der theils protestantischen, theils reforrairten Diaspora Schwabens, die 
akatholische Bevölkerung in relativer Abnahme, die katholische in 
Zunahme bcgritten ist. Eine in solchen Orten unter Nichtbeachtung 
des §. 82 erlassene ortspolizeiliche Vorschrift über die Feier der 
Festtage wäre jedenfalls rechtsunverbindlich und müsste bei An- 
rolnng der Gerichte von diesen annalUrt werden. Bei dem Mangel 
eines nachweisbaren historischen Besitzstandes z. B. in Fabrikorten 
hi ansschiiesslich das Zahlenverhältniss der im Orte wohnenden Con« 
fessionsangehörigen ffir die Beurtheilnng des confessionellen Oha« 
rahteia eines Ortes massgebend. Damach ist bei gleicher oder an* 
nähernd gleicher Ansahl von Bekennem veiachiedener Confesslonen 
das Vorhandensein eines oonfessionell gemischten Ortes gegeben ^). 



kirche Schweinfart betreffend« ; KgL Bajrerisches Regierongsblatt 1807, S. 444, 
»dfe SrriehtaDg ein«r katboUMhen Pfarr«! n Amhaeh betreffend.« Um diesen 
Vt rh il t ni M aa Bediaung sn tng«n eiad te der Eiehelidter IMSeeee dorch pSpst- 
Ueba Ditpeai fttr jaao Oitot wo die KatboHkea gegaattbar AadengliaUgaa ia 

dar Minorität sind, alle bisherigen Wocheufeste mit Ausnahme des Fronleich- 
naniRfe^tea, des Festes Petri nnd Pauli und Maria Himmelfahrt auf den nächst- 
folgenden Sonntag- verlegt worden. Die cferneinaatnen Feste Neujahr, Ostern, 
Pfingsten and Christi Himmelfahrt werden wie bisher gefeiert. J. Silhemaffl, 
Lahrbach des katholischen Kirchenrechts, Regensbarg 1880, S. 526, Änm. 6; 
J, sUbemayl, Verfassung and Yerwaltong sfimmtlieber Religionsgenossen- 
sebaften io Bajam, 8. Aufl., Bagembarg 1898, 8. 872, Aböl 8w Saleha Diapaniaft 
kdaoaa aar Tom apeatoUeeliaa Stahk gawibft waiden. Yaigl. Afdiiv ftf kath. 
Kirchenrecht B. 2 (1857) S. 344. 3i5; B. 8 (t8S8) 8. 476; B. 5 (1868) & SU, 
218, 820 etc.; B. 52 (1884) S. 445. 

1) In oonfessionell gemisebten Orten sind nur die gemeinschaftlichen 
Feste der daselbst betindlicben Confessionen »all^'emeine Feierta.i^e« im 
Sinne der deutschen Keichsgesetze , Civil- \ind Strafprocessordnung etc. 
Samrolang der Ent^icheidangen des Reichsgerichts in Strafsachen B. 2, S. 433 ; 
B. 8« 8. 865 etc. ; A. Rtgtr^ Entscheidungen der Gerichte and Verwaltangs- 
bahSrdaa aaf dem Gabiata dea aaf raiahigaMtiliehaii and gamaincaebtllebaa 
Bartimmaagan berabenden Varipaltaags- and PaUiabtnfreahta , B. 1, 8. 187, 
B. 9t S. 188 and faigL dasa Archir fftr kath. Kinbaniaaht, B. 47, 8. 77 n. 79. 
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Mit den hier entwickelten Grundsätzen stimmt Im groasdn 
Ganzen auch die Rechtsprechang flberein. 

Nach der oonstanten Praxis des ehemaligen bayerischen Kas- 
flationshofes und des Oberlandesgerichtm Mflnchen ist die Anwend- 
barkeit des §. 82 aaf oonfessionell gemlacbte Orte rerfassangsgesetx- 
licb begrfindet und doreh den Gesetsgeber in einer ffir den Richter 
nnanfecbtbaren Weise endgilUg erledigt. In diesem Sinne bemerict 
ein Erkenntniss des bayerischen Kassationshofes vom 28. October 
1867: »Diese Verfassnngsbestimmnng setzt sowohl TerroOge ihrer 
Fassnng, als anch hanptsftehlich Tormöge des ihr innewohnenden, 
auf die Normirun^ von Rechten nnd IHiichten ganzer Rcligions- 
gesellschaften gerichteten Zweckes ein Nebeneinanderwohnen von 
Angehörigen verschiedener Confessioneii an einem und demselben 
Orte in irgend einem Mischunt^.sveihältniss»\ mithin als Vorbedingung 
ihrer Anwendbarkeit stets einen confession<'ll gemischten Ort noth- 
wendifj voraus. Hieran hat die neuere «iesetzgebung lediglich ver- 
mittelnde Bestimmungen angeknüpft, insbesondere den Artikel 105 
(sc. des Polizeistrafgesetzbuches) ^), und hiebei angenommen, daäs 
das verfassungsmässige Recht, von dem es sich handelt, nur für ge* 
mischte Orte Geltung habe und es geschah dies nnd konnte dieses 
geschehen, ohne dass hiedurch eine Collision mit verfassungsmässig 
garantirten Befugnissen herbeigeführt worden wftre').€ Als einige 
Jahre darauf das Kgl. Bezirksgericht Donauwörth dieser Anschanong 
nicht beipflichten m können glanbte, sondern annahm, es sei nach 
Art. 105 nicht bloe fOr die confessionell gemischten oder paritäti- 
schen Orte im eigentlichen Sinne des Wortes, sondern fflr alle Ort- 
schaften, in denen Bekenner verschiedener Confessionen wohnen, in 
Betreff der Feier der Festtage nur die Bestimmung des §. 82 der 
II. Verfassnngsbeilage massgebend, wurde diese Annahme durch den 
Kässationshof am 18. Januar 1870 ffir unrichtig und irrig erklärt 
mit folgender Motivirung : »In dem bezirksgerichtlichen Erkenntniss 

1) üeber dM VarhiltniM der auf Qmiid des Artikel! 106 erluteneii 
AUerhOehiteD Torordneng vom 80. Juli 1802 in §* 82 lof aert sieh ein Brkennt- 
niM des Knssntionsbofes vom 30. M&rs 1865: »Die Verordnung steht xweifellos 
m vollen Einklang mit §. 82 des Religionsedikt^.« Zeitschrift für Gcsetf 
gebnng und Rechtspflege des Königreichs Bajem. Abtbeilong fUr 8ti»frecht| 
ErlADgen 1865. B. 12, S. 126. 

2) Sammlang wichtiger Rntscheidangen d>;8 kgl. bayerischen Kassations- 
hofes. Als iieae Folge der Zeitschrift für Gesetzgebung und KechtspÜege unter 
Anfskht des Jnstiiministerinms «nsgegcbeu, Erlangen 1867, B. 1, B. 420—494 
nneh bei AT. SUngUin, Zeitoehrlft Ar Oeriehtspniis nnd Reehtswisseasehnft, 
B. 7, 8. 108. 



. Kj, ^ by Google 



ihm! deren Blnfiu$$ auf die Fettiagafder In Bayern. 175 

wird hervorgehoben, der Artikel 105 kdnne, nachdem derselbe nicht 
als Verfossnngsgesetz erlassen sei, keine Anslegnng dahin znlassen, 
dass die Bestimmung des §. 82 der 11. Ver&ssnngsbeilage nur in 
confessionell gemischten Orten nubedingt nnd ohne Einschränkung 
Anwendung finden da bei dieser Auslegung der erwähnte Artikel eine 
VerfassungsTerletzung enthalten wflrde. Dieses Bedenken hat jedoch 
schon darum keine Bedeutung, weil, wenn der Gesetzgeher von der 
Anschauung ausgehend, dass die Vorschrift des mehrerwähuteii §. 82 
nicht entgegenstehe, zur Ahwendung einer Störung der Festtagsfeier 
in nicht-paritätischen Orten die Vornahme gewisser Handlungen zu 
verbieten eine Strafbestimniung getroffen hat, wie sie im Art. 105 
vorliegt, der Richter nicht befugt ist. die Richtigkeit der Anschauung 
des Gesetzgebers einer Prüfunt,^ zu unterstellen, und falls er derselben 
nicht beipflichten zu können glaubt, dem hier in Frage befindlichen, 
nach Titel YU §. 2 und §. 30 der VeiTassungsurkunde ZU Stande 
gekommenen und verkündeten Gesetze die Anerkennung zu versagen. 
Der Richter steht nicht über, sondern unter dem Gesetze und ist 
infolgedessen nur innerhalb der Grenzen desselben unabhängig. Gs 
kommt ihm daher auch nicht zu, die Berechtigung des Gesetzgebers 
znr Erlassang eines Gesetzes seiner Cognition zu unterziehen und zn 
untersuchen, ob die bezfiglich der Zustimmung der Kammern des 
Landtages zu der treffenden Gesetzesvorlage vorgeschriebenen Forma- 
litäten eingehalten wurden oder nicht. Ob die Beschlussfassung der 
Kammern Qber ein eingebrachtes Gesetz nach Massgabe der Bestim- 
mungen des Titel X. §. 7 Abs. 8 der Verfassungsurkunde zu er- 
folgen hat, haben die Gesetzgebungsfactoren zu bemessen ; Sache des 
Ricliters ist es, das von der gesetzgebenden Gewalt erlassene Gesetz 
in Anwendung zu bringen 

Trotz dieser letzt! nstanziellen Erkenntnisse wurde die Rechta- 
best rindigkeit der einschlägigen Stellen der Polizeistrafgesetzbücher 
und der Verordnung vom 30. Juli 18G2 wegen ihres angeblichen 
Widerspruches mit der Verfassungsurkunde bis ii] die neueste Zeit 
herein wiederholt bezweifelt und angefochten. Hierauf entgegnet ein 
Urtheil des Oberlandesgerichtes Mänchen abermals, dass die Gerichte 
dnrch die Auslegung des Gei>etzgebers gebunden seien*) und ein 



l) Sammlung wiebtigtr Entieheidangen n. t. w. 1870, B. 4, S. 17; in 
Stengieina ZeitMhrift, B. 9, 8. 156. 

8) Eotsebddangen in Stnifaa«h«B, E 7, 8. 831. Veiffl. a 5, & 58. Die 
Blätter ftr EeehtMuiwendong 1889, B. 54, 8. 841 m«elien hien ein Fnge- 
lekhen. Unaeres Bmobtens wäre dieses Fngeieiehen nar dann satreflinid» 
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waifeeraa Urtheil vom 26. Juni 1804 bemerkt einfaeh: Dieser Ein- 
wand iet sehen in firflheren oberlandesgenehtlichen Bntsefaeidnng^en 
so eingehend geprAft und widerlegt worden, dasi es keiner weiteren 
BMrteruDg darfiber bedarf Damit dfirfte die Streitfrage fiber 
das Anwendnngsbereieh des §. 82 iUr die Gerieht^dfe als definitiv 
erledigt an eraehten sein. 

Dagegen werden in Zukunft Streitigkeiten über die Frage, ob 
in concreto ein Ort als confessionell ungemischt oder confessionell 
gemischt zu betrachten sei, noch häufiger als früher stattfinden, da 
infolge der fortschreitenden conf»'ssionellen Mischung der Bevölkerung 
Ortschaften, welche bisher rein katholisch oder protestantisch waren, 
fortwährenden Aenderongeu ihres confessionellen Bestandes unter- 
liegen. Von den hier einschlägigen Ergebnissen der Bechtsprechnng 
sollen hier nnr die wichtigsten angefahrt werden. 

Ein Erkenntniss des Eassationshofes vom 2. December 1864 
bemerkt: »Als eonfessionell gemischte Orte gelten nnr diejenigen, 
in welchen sich Angehörige verschiedener Gonfessionen in ann&hemd 
gleicher Zahl befinden . . . Von einer bestimmt hervortretenden con- 
fessionellen Eigenschaft eines Ortes lässt sich nur dann sprechen, 
wenn die überwiegende Anzahl der ständigen Bewohner einem und 
demselben Glaubensbekenutnisse angehört. Ist dies nicht der Fall, 
jäteht vielmehr die Zahl der Bekenner verschiedener Gonfessionen in 
einer und derselben Gemeinde in dem Verhältnis^je der vollständigen 
oder doch wenigstens annähernden Gleichheit, dann kann bei der 
leicht eintretenden Möglichkeit der Aenderuug des Zahleuverhält- 
niases nicht mehr von einer, auf Zustände von voraussichtlich bleiben- 
der Dauer sich stützenden Eigenschaft gesprochen werden, vielmehr 
wird ein solcher Ort in der gewöhnlichen Spracbweise als confessionell 
gemischter bezeichnet. Es ist nicht nachweisbar, dass in Art. 105 
und in der anf (jlrnnd dieses Artikels erlassenen Allerhöchsten Ver- 
ordnung mit diesem Ausdrucke ein von der gewöhnlichen Sprach- 
weise abweichender Begriff hat verbunden werden wollea ; vielmehr 
spricht gerade der Umstand, dass die Nothwendigkeit eines gesets- 
licben Schutses dieser fthsserlichen Feier nach der confessionellen 
Eigenschaft des Ortes im Ganzen und in diesem Fall ohne Be- 
schränkung attf Mitglieder desselben Religionsbekenntnisses bemessen 
wurde, für die Annahme, dass der desfallsige Begriff keineswegs in 

wenn die Beziehuug des 82 auf eonfessionell gemisehte Orte uur darch die 
VerordnQBg Tom 80. Jnll 1802 fostgeaelit wir«. 

1) EatscheiduDgen ia Stnbftchen, B. 8, Heft 1, S. 73 s<i. 
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einer erweiterten, den Zweck der getroffenen Beetimmang gr(Men- 
theile wieder vereitelnden Bedentang hat genommen werden wollen. 
Von einer BoTorzugung der einen Person vor der andern kann nicht 
im Entferntesten die Bede sein, indem das oben als allein zuver- 
lässig und massgebend beseiehnete Kriterium fSr die Beurtheilang 
des confessionellen Charakters eines Ortes je nach den gegebenen 
Vorausset/.ü Ilgen auf die eine, wie auf die andere lieligionspartei 
Anwendung findet ^).< 

Etwas abweichend von deti hier bezeichneten Ünterscheidungs- 
kriterien htMiierkt ein Erkenntuiss des Kassationshofes vom 29, Oc- 
tober 1870 : »Als confessionell gemischte Orte können nicht nur dip- 
jenigeu gelten, in welchen sich Angehörige verschiedener Confessionen 
in ann&hernd gleicher Anzahl befinden, sondern auch solche, in wei- 
chen eine bedeutende Minderheit einer bestimmten Confession be- 
steht .... Denn wenn auch nicht schon der blosse Umstand, dass 
die Binwohner eines Ortes verschiedenen Kirohengesellscbaften ange- 
hören, dem Orte die Bigensehaft eines confessionell gemischten ver- 
leiht, so kommt diese Eigenschaft einem Orte doch in dem Falle an, 
wenn dessen Einwohner nicht in flberwiegender Anzahl sich an einem 
nnd demselben Glauben bekennen, so dass der Ort keinen be- 
stimmten confessionellen Charakter an sich trftgt Letsterss ist nicht 
blos dann der Fall, wenn die verschiedenen Qlavbensverwandten in 
fast gleicher Anzahl sich gegenüberstehen. Auch wenn das Zahlen- 
verhältniss ein anderes ist, kann dem Orte ein bestimmter confes- 
sioneller Charakter mangeln, da die Ungleichheit der Anzahl der Be- 
kenner der verschiedenen Confessionen an sich noch keineswegs ein 
dem Orte die Eigenschaft eines katholischen oder protestantischen 
verleihendes üeberwiegen des einen Glaubensbekenntnisses in sich 
schliesst, uml hat, nachdem keine positive Vorschrift darüber be- 
steht, mit welcher Verhältnisszahl ein derartiges Debergewicht auf 
Seite der einen Confession der andern gegenüber als gegeben anzu- 
nehmen ist, das richterliche Ermessen zu entscheiden ^).« 

Dem Gedankengange des obenerwähnten Erkenntnisses schliesst 
sich ein Urtheil des Oberlandesgerichtes München vom 20, Mftrs 1888 
an mit dem den Urtheilsmotiven vorangestellten Grundsätze : »Die 
Annahme, dass ein Ort, welcher 198 katholische und 117 pro- 
tische Binwohner hat, in welchem eine katholische und protestantische 

1) Sammlang wichtiger Entscheidangen etc. R. 1 , S. 428 , 424; Sieng* 
lein» Zeitschrift fiir Gerichtspraxis, \fiinchen 1866, B. 4, S. 90. 

2) Sammlang wichtiger Entüclieiiluiigen etc. B. 4, ä. 358; Siengleim 
Zeitschrift für Gerichtspraxis etc. a 10. S. 34—36. 

Archiv tttr KircheurMbl. LXILVL 12 
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Schule sind und in welchem an jedem Sonntage Gottesdienst der 
beiden Confessionen stattfindet, ein confessionell gemischter sei, ist 
nicht recht8irrtbüinlich.c Zar Motivirung ist beigefügt: »Was unter 
»gemisobtaB Orten« etc. in Tentehen sei, ist weder in dem Geielie, 
noch in der Verordnung bestimmt. Bi liegen auch keine Anhalts- 
punkte ?or, dass der Ausdruck »gemischte Ortet in einem anderen 
Sinne, als dem des gewöhnlichen Sprachgebrauchs gemeint sei. 
Dieser Sprachgebrauch wurde deshalb auch in der Rechtsprechung 
bisher flbereinstimmend inr Grundlage für die erforderliche Begriflb- 
bestimronng genommen. Nach dem Sprachgebrauch kann aber ein 
Ort nicht schon dann als »gemischte, »confessionell gemischte ange- 
sehen werden, wenn überhaupt Bekenner verschiedener Confessionen 
in einem Orte nebeneinander wohnen. Es schliesst vielmehr schon 
das Ueberwiegen der Bekenner einer Confession, welches geeignet 
ist, einem Orte einen bestimmten, confessionellen Charakter zu geben 
den Begriff eines confessionell gemischten Ortes aus, so dass das Vor- 
handensein eines einzigen oder einiger weniger Bekenner einer andern 
Confession in einem Orte nicht im Stande ist, diesen Ort als einen 
confessionell gemischten erscheinen zu lassen. Andrerseits ist zum 
Begriffe des confessionell gemischten Ortes auch nicht erforderlich, 
dass die Zahl der Bekenner der verschiedenen Confessionen gleich 
gross sei. Es genügt, wenn nur die Bekenner einer und derselben 
Gonfession nicht in so flberwiegender Zahl Torhanden sind, dass da- 
durch dem Orte ein besonderer confeasioneUer Charakter aufgeprftgt 
wird. Da bestimmte Vorschriften darfiber mangeln, mit welcher 
VerhSltnissiahl ein derartiges Uebergewicht der einen Confession der 
andern gegenOber ansunehmen ist etc., so wird immer das richter- 
liche Brmessen im einielaea Fblle zu entscheiden haben i).c Hiemit 
sachlich fibereinsUmmend ftusBcm sich Urtheile des Oberlandesge- 
richts München vom 6. November 1890 und 26. Juni 1894'), wah- 



1) EnUcbeidaogea des Oberlandesgerichtes Maochen io Strafsachen 
B. S| 8. Ml 

8) Veigl. ZiitMhriffb für 0<Mlig«biiiig und Bofihttpflege, B. U, 8. 467; 
B. IS, 8. 124; B. 13, S. 1. In der am 2tf. Jani 1894 abgeartheilten Sache be- 
merkte die BevialoB, dass die Stadt Lichtenfels das Gepräge emes industriellen 

Ortes an sich trage, dass die Industriellen bis auf drei Israeliten insgesammt 
Protestanten seien und das« diese den grössten Theil der Steuern zahlen, wes- 
halb in Lichtenfels auch das Arbeiten an katholischen Festtagen gestattet sein 
solle. Dagegen wendet sich das Urtheii des Oberlandesgerichtes mit dem Grand- 
MitM: »Bei der Banatwortung der Frage, ob ein Ort eonfMoiieU ganiiieht Mi, 
kommt duaaf, dm die gewerblidi« Thitigkelt der in dar Minderhait befind- 
Uohen OonfemionniigebörigeB dem Orte ehi bestimmtee Qeprlge gibt, oder 
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rend ein Ortheil vom 5. Januar 1893 einen anderen Standpunkt ver« 
tritt mit dem Bemerken : »Ob einem Orte die Eigenschaft eines be- 

stiraint confessionellen oder eines confessionell gemischten Ortes im 
Sinne der Verordnung vom 30. Juli 1862 zakommt, hängt, wie das 
Oberlandesgericht München schon mehrfach, insbesondere mit Urtheil 
vom 20. März 1888 aussprach, von den Umständen des Falles ab und 
ist nicht ausschliesslich nacli dem Zahlenverhältnisse der verschie- 
denen Confessionsangehörigen zu einander zu entscheiden, daher we- 
sentlich eine Frage thatsächlicher Natur. Deshalb können je nach 
den Umständen Orte, welche ganz gleiche oder nahezu gleiche 
Zahlenverh&Uoisae der Confessionsangehörigen zeigen« als confessionell 
gemischt oder ungemischt bezeichnet werden. Das Berufungsgericht 
hat den in Frage stehenden Ort als einen katholischen erklärt und 
dabei nicht blos das Zahlenverh&ltniss der Katholiken mit der ' 
Einwohnerschaft gegendber den Protestanten mit Vt 'd's Auge ge- 
fasst, sondern auch berflcksichtigt, dass die geschäftliche Thätigkeit 
beider Confessiousverwandten, welche fast ansschKesslich Ackerbau 
treiben, sowie deren gesellschaftliche Verhältnisse die gleichen seien 
und dass der Ort ?on jeher als katholisch gegolten habe, wenn auch 
jede Confession eigene Kirche und Schnle besitze und die Protestanten 
regelmässig jeden Sonntag Hauptgottesdienst abhalten, die Katholiken 
aber ab wechsiuogs weise Vormittags oder Nachmittags Gottesdienst 
feiern *).€ 

Unter Anwendung dieser Begriffsbestimmungen auf concreto 
Fälle wurden z. B. die Städte München, Bamberg*), Lichtenfels*) 
und die Dörfer Essibach, Zöschlingsweiler Jessendorf '^) als katho- 
lische, Kaiserstautera <>) aU protestantische, Augsburg^), Wa^muths- 

darauf, daas diese den grössten Theil der Steaern xahlen, nichts an« . . . Ge- 
Mtit, diM die Frotestiiiten, wenigstens wm dst gswerbUehe Leben betrifll, 
dem Orte L. «irUSeh das ihm eigenthümliebe Oeprige Terldhen, «o mag dietes 

für die Statistik von Wichtigkeit sein; Ar den religiteen Charakter einer Stadt 
ist das gewerbliche Leben der Confessionsgenosscn nicht enttehaklend ; ja es 
bildet nicht einmal einen Faktor bei der Beantwortung der Frage. € Botschsid- 
angen des Oberlandesgerichts München 189^1, B. 8, Heft 1, S. 74. 

1) Entscheidungen des Obcrlandesgericbts München, B. 7, S. 331; Blatter 
für Rechtsanwdudung, B. 58. S. 328. 

2) mt nngefihr SMOO Kntiiolikw «nd 6000 Piotartaaton. 

8) Bei einer Binwohnersahl von 8569 Seelen shid 2812 Katholiken, 560 
Protestanten, 92 Isnelilen und 5 Andersglinbige. 

4) Mit 82 Katholiken nnd 80 Protestanten. 

5) Mit 126 Katholiken gegenüber 49 Protestanten. 

6) Entscheidungen des Reichsgerichtes in Strafsachen B. 24, S. 2G8, 209. 

7) Entscheidungen des ReichAgerichtes in ätrafsacben B. 17, S. 56. 
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hausen ond das Dorf H. *) als coofessiooell gemischte Ortschaften 
erkUrt. 

Wir kommen nnninehr zur Erörtening und Beantwortung der 
weiteren Frage, welche Verpflichtnngen hinsichtlich der äusseren, 
weltliehen Feier der Festtage der am kirchlichen Feste nnbetheiligten 
Gonfession in eonfessionell nngemischten nnd gemischten Orten auf- 
erlegt sind. 

Nach §• l und 2 der zum Vollzüge des Art. 105 des Polizei- 
strafgesetzbuches vom Jahre 1861 erlassenen Königlichen Verord- 
nung vom 80. Juli 1888 im Znsammenhalte mit der bisherigen 
Kechtsprechung sind an allen Pesten der in einem eonfessionell nn- 
gemischten Orte vorherrs» lieuileii Gonfession auch für die am b'este 
ünbetheiligten alle öffentlich vorgenommenen oder öffentlidu'S 
Aergerniss erregenden Arbeiten oder geräuschvollen Handthierungeu 
des landwirtliHchaftlichen, gewerblichen, Handels- und Fabrikbetriehes 
— dringende Fälle und Erntearbeiten *) bei ungünstigen Witter- 
ungsverhältnissen ausgenommen — durchweg verboten ; es kommt 
daher bei Uebertretung genannter Verordnung die Strafe der an die 
Stelle des obigen Artikels 105 getretenen Bestimmung in §. 366 
Nr, 1 des Beichsstrafgesetzbuches schlechtbin und unbedingt zur 
Anwendung: d. h. es wird gegen Jeden ohne Ausnahme einge- 
schritten, durch welchen oder in dessen Auftrage die fraglichen Ar- 
beiten an Festtagen, die ihn eonfessionell nidits angehen mftgen, in 
einem nicht gemischten Orte vorgenommen werden*). Demzufolge 
wurden bereite protestantische Bewohner katholischer Orte, welche 
an katholischen Festtagen Arbeiten des landwirthschaftUchen *) Han- 
dels- oder F^brikbetriebes selbst vornahmen oder durch Untergebene 
vornehmen liessen, bestraft und zwar glmehviel, ob die verrichtete 



1) Mit 112 Eatboliken and 99 Protestanten, welche in 25 katholischen 
und 15 protestantischen Familien zosaromenlebten. »Die Annahme, d&ss ein 
Ort. in waleh«ni lieh 2S katholitche and 15 protettantiMlie Familien hefinden, 
eonf<HioDell genüieht tei, begründet keine QeMkiesverlelrang.c Sannnlang 
wichtiger Butseheidangen ete. B. 4. 8. 858—881. 

2) Mit 198 Katholiken nnd 117 Protestanten. 

3) Ueber den HegritT »dringender Fall« Ministerialblatt des Innern für 
Kirchen- und Schalangelegenheiten 1869, S. 259 and besonders Entscbeidongen 
des Oberlandesgerichts MQüchen B. 5, S. 265. 

4) Ueber den Begriff »Entearbeitc Kutscheidongen des Oberlandesgerichts 
MUncheii B. 8, Heft 1, 8. S9. 

5) YorgL Semmlnng wichtiger EntMheidnngen ete. B. 1. 8. 421. 

8) I. B. Düngerfithren Zeitidirift ftr QeeettgebQng nnd Beehtspllege 
B. 18, & 8; KtrtoffidhMken StengleHu Zeitsehrift a 7, 8. 108 nnd 8. a 401. 
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Arbeit Öffentliches Aergerniss erregte oder nicht ^), ob sie zur Zeit 
oder ausserhalb der Zeit des Tormittägigen oder nachmittägigen 
Oottesdienates stattfand , also mntaell eine Störung dee Clottee- 
dienstea ?eronaehte oder nicht <); denn nach §. 1 der Verordnung 
Yom Jahre 1862 sind flberhaupt alle Öffentlichen nnd gerftnwhTollen 
Arbeiten in confeasionell nngemieehten Orten im Interoeae der an 
einer wflrdigen, ungestörten Festfeier erforderlichen Festtagsruhe an 
nnd fflr sich verboten. Daher ist bereits durch Ftetstellnng der 
Tbatbestandsmerkniale einer »Öffentlich Torgenommenen Arbeite die 
Voraussetzung des §. 866 Nr. 1 des Reichsstrafgesetzbuches als gegeben 
anzunehmen und die Einrede, dass hiedurch Widerwillen und Aerger- 
niss bei Kirchgängern und andern Personen nicht erregt wurde, voll- 
kommen irrelevant. 

Dagegen ist die Rechtslage in confessiouell gemischten Orten 
eine durchaus verschiedene. 

Nach Artikel 2 Ziffer 5 des Polizeistrafgesetzbuches vom Jahre 
1871 im Zusammenhalte mit §. 8 der Verordnung ?om Jahre 1862 
kommt in confessionell gemischten Orten das Arbeitsverbot und der 
Feiertagsschutz nur an den geroeinscbaftlichen Festtagen der christ- 
lichen Confessionen zur Anwendung. Hinsichtlich der Feier der be- 
sonderen Festtage der in einem Orte vertretenen Confessionen bleibt 
es den betheiligten ConfessionsangehOrigen flberlassen, besflglich der 
Einstellung der Arbeits- und Gewerbsthfttigkeit und der Schliessung 
der Ortslftden Vereinbarungen zu treffen. Mangels solcher Verein- 
barungen richtet sich die Feier der besonderen Ftottage eines Re- 
ligionstheiles nach §. 82 der II. Verfassungsbeilage, wonach es jedem 
ReligioDstheil freisteht, sein Gewerbe und seine Handthiernng unter 
Binhaltung der dem anderen Religionstheile schuldigen Achtung 
auszuüben. Dalier kauu in confessionell gemischten Orten die am 
Festtage nicht betheiligte Confession Arbeiten des landwirthsohaft- 
licheu, Gewerbe-, Handels- und Fabrikbetriel)e8 vornehmen oder vor- 
nelimen lassen, ohne einer Strafe zu verfallen, wenn nur die Arbeiten 
keine solchen sind, welche im Sinne der erwähnten Bestimmung der 
II. Verfassungsbeilage dem anderen Theile möglicherweise Aergerniss 
geben oder dessen Gottesdienst stOren. Anhaltspunkte zur Beant- 
wortung dieser Frage und Entscheidungsnormen ftber die Tragweite 

1) lieber den Begriff »Aergerniss erregende Arbeit« vgl. Eatscheidangen 
des Oberlandeagerichts München: B. 2, S. 521; B. 3, iS. 180; B. 5, S. 263; 
B. 6, S. 256, S. 298. 

2) Zeitachrift für OeMtsgebong und Beebtspflege, B. 13, S. 1; Steng- 
leine Zdtiehiilt, B. 5, 8. 987. 
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und Bedeutung der Ausdrucksweise »wechselseitig: schuldige Achtungc 
bieten die bisherigen Erkenntnisse und ürtheile oberster bayerischer 
Gerichtshöfe, welche über diese Thatfrage in jedem einzelnen Streit- 
falle zu befinden haben, in grosser Anzahl. Besonders interessant 
und lehrreich sind die firOrterungeu in einem Urtheile des Ober- 
landesgerichts München vom 20. März 1888, welchem folgender 
Thatbestand zu Grunde liegt. Ein protestantischer Bauer hatte in H.« 
einom confessionell gemischten Orte, am 8. September 1887, dem 
besonderen katholischen Feiertage Maria Geburt, Morgens 6 Uhr 
▼on seinem Hofe weg mne Fuhr Dfinger anf einem Wagen durch 
den ganzen Ort H. an der katholischen Kirche, der Schule und den 
Häusern mehrerer katholischer Blnwohner rorfiber auf sein Feld ge- 
fahren. Er wurde angeschuldigt, hiednrch eine Aergemiss erregende, 
die Achtung gegen die katholische Einwohnerschaft tou H. ? erletaende 
Handthierung Torgenommeo su Kabeo, jedoch in allen Instanzen frei- 
gesprochen. Das Revisionsgericht würdigte hiebei eingehend die 
Frage, ob die Handlung des Angeklagten nicht den nach §. 8 der 
Verordnung vom Jahre 1862 hier massgebenden Bestimmungen des 
§ 82 der II. Verfassungsbeilage zuwiderlaufend zu erklären sei , in 
folgender Weise: »Dass der Angeklagte den katholischen Gottes- 
dienst durch seine Handlung nicht gestört hat, ist von dem Be- 
rufungsrichter damit festgestellt, dass zur fraglichen Zeit früh 6 Uhr 
der Gottesdienst in der katholischen Kirche zu H. noch lange nicht 
begonnen hatte, und dass auch Kirchgänger sicii auf dem Wege zur 
Kirche noch nicht befunden haben. Ebenso ist festgestellt, dass von 
dem Angeklagten damals die den katholischen Ortsbewohnern bei 
Ausübung ihrer religiösen Handluugen und Gebräuche schuldige 
Achtung nicht verletzt wurde. Diesen Feststellungen liegt ein 
Rechtsirrthum nicht zu Grunde, ünsutreffend ist die Ausffthrung 
der RoYision, dass die Störung des Gottesdienstes nicht auf den 
Gottesdienst in der Kirche und die Störung der auf dem Wege da- 
hin Begriffene^ beschränkt werden dfirfe, sondern dass unter Störung 
des Gottesdienstes die Störung jeder Andaehtsttbung an ^nem sol- 
chen Pesttage zu verstehen sei. Ebenso unberechtigt ist die Auf- 
stellung der Revision, dass eine Achtuugsverletzung in der Ausübung 
des Gewerbes oder der Handthierung des einen Religionstheiles schon 
dann gegeben sei, wenn dieser das berechtigte religiöse Gefühl uud 
Bedürfniss für die Heilighaltung der Sonn- und Festtage des andern 
Relicrionstheiles ausser Acht Ifisst. Die Revision tritt hiermit offen- 
bar über den Rahmen des Gesetzes hinaus, welches nicht von einer 
Achtung der religiösen Gefühle des andern Eeligionstbeils überhaupt 
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nnd im Allgemeinen, sondern nur von der Verletzung derjenigen 
Achtung spricht f welche jede LieligioDBgesellscbaft der andern bei 
Aosäbang ihrer religiösen Handlungen nnd Gebräuche schaldig ist. 
Ihm zwischen dem religiöseD Geffihl nad BedfirfDiss för Heilig- 
haltnog der Somi- und Festtage und der Aasfibung religiöser Hand- 
langen nnd Qebiinche ein sehr wesentlicher Unterschied besteht nnd 
der letztere Begrilf einen offenbar weit geringeren Umfiing hat, wie 
der erstere, bedarf keiner AnsflUirung >). Es Hesse sich auch schwer 
entscheiden, ob das im dnselnen Falle als verletzt bezeichnete re- 
ligiöse Oefilhl oder Bedflrfliiss als ein beiechtigtss anzuerkennen sei, 
oder nicht. Die Entscheidung müsste sehKessHch wieder dem Er- 
messen dos Thatrichters anheimgegeben bleiben. Kann der Kevision 
zugegeben werden, dass, wenn auch die Einsetzung der Sonn- und 
Festtage als kirchliche Einrichtung zu betrachten sein mag'), gleich- 
wohl die vön den einzelnen Gläubigen beth&tigte Feier der Sonn- 
und Festtage als die Ausübung einer reli^^iösen Handlung oder eines 
durch die kirchlichen Einrichtungen hervorgerufenen und verstärkten 
religiösen Gebrauchs im Allgemeinen bezeichnet werden darf, so 
muss doch der Auffassung der Revision entgegengetreten werden, 
dass unter dem Gottesdienste, dessen Störung der §. 82 der IL Ver- 
fassungsbeilage vermieden wisssn will, jede Andachtsfibang nnd 
unter den religiösen Handlungen und Gebrauchen, bei deren Aus- 
Obung die jeder Beligionsgesellschaft schuldige Achtung durch den 
Betrieb des Gewerbes und der Handthiemng des anderen Beligions* 
theiles im Sinne des §. 82 der IL Verfassuogsbeilage nicht verletzt 
werden soll, jede stille Feier des Festtages begriffen sei. Wenn 
schon jede mögliche Verletzung des religiösen Gefühls und Bedfirf- 
nisses eines Confessionsangehörigen f9r die Heilighaltung d«r Sonn- 
und Festtage durch die Au3ül)ung des Gewerbes oder der Hand- 
thiemng des andern R*'ligions<Tenossen eine Verletzung der dem 
ersteren Keligionstheile schuldigen Achtung und jede Str>ninK' der 
häuslichen Andacht oder der stillen Feier des Festtages seitens der 
einzelneu Heligionsgenosseu eine Störung des Gottesdienstes im Sinue 



1) Und ergibt sich auch ans der geschichtlichen EotwieUmig der ein- 
schlügigen Verfassangabestiuiniung. 

2) Nicht blos »zu betrachten sein m&gt, sondern thatsachlich zu be- 
trachten ist Dass die Einsetzaog, Aufhebung, VermiDderang oder Verlegung 
katholiicher Feierlife aotidiliesdieh and lanier snr Competeni der kAtholi- 
sehen Ktrehengewalt gehörte und noeh gebOrt, ist swelfeUcs und bedarf keines 
■ktennissigen Naehweises. Den histofisehiii ÜMbirais siehe im AiehiT ftr kath. 
Kirehmiecht, B. 5 (IMO), a 185-994; B, 59 (1884), 8. 445 «to. 
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des Gesetzes enthalten sollte, so müsste diese Anschauung in ihren 
Wirkungen dazu führen , dass je<ler Religionstheil auch die heson- 
deren Festtage des anderen Religionstheiles mitzufeiern gehalten 
wäre, und dass gerade die durch §. 82 der II. Verfasaungsheilage 
beabsichtigte und garantirte Freigabe der Ansäbung des Gewerbes 
und der Handthiernng durch tlen einen Religionstheil an den he- 
sonderen Feiertagen des andern gegenstandslos und hinfällig würde. 
Eb mo88 deshalb auch der ?om strafrechtHcben Gesichtspunkte ans 
zu billigendeD, gegenflber den Aasfflbrangen der Revision ein- 
echrinkenden Auslegung des Vorderrichters über die Bedeatnng der 
Begriffe »Stömng des Gottesdienstes« and »AnsAbang der religiösen 
Handlongen und Qebrinche« im Sinne des §. 82 der II. Verfassnngs- 
beilage als der natflrliehen, praktlsehen und widersinnige Folgeningen 
abwehrenden beigepflichtet werden. 

Hienach ist aber der Begriff des Gottesdienstes in* keinem an- 
dern Sinne, als in welchem er sich auch in dem Strafrechte wieder 
findet, nämlich als die Vereinigung der Mitglieder einer der christ- 
lichen Confessionen oder einer andern im Staate bestehenden Ke- 
ligionsgesellscbaft zur religiösen Erbauung durch Verehrung und An- 
betung Gottes in dem dazu bestimmten Räume nach den Vorschriften 
und Gebräuchen und in den Formen ihrer Gemeinschaft aufzufassen 
(Rechtsprechung des Reichsgerichts, B. 7, S. 363). Dass ein Gottes- 
dienst in diesem Sinne zur Zeit der Vornahme der fraglichen Handlung 
fär die Katholiken in H. nicht stattfand, also durch den Augeklagten 
auch nicht gestört werden konnte, ist durch den Thatrichter nnan- 
feehtbar festgestellt. 

Ebenso erweist sich die Beohtsansicht des Vorderrichters keines» 
wegs als irrthflmlich, dass anter Ansftbnng der religiösen Handinngen 
nnd Oebrftnche, bei welcher der J. 82 der IL Verlhssnngsbeilage von 
jeder Beligionsgeeellschaft der andern gegenüber die schuldige Achtung 
▼erlangt, nicht die Vornahme jeder religiösen ^ndlung und jedes 
religiösen Qebraucbes, sondern oor die Vomabme gewisser an die 
Oeffentlichkeit heran oder wenigstens mit derselben in Beziehung 
tretender religiöser Handlungen und Gebräuche, z. B. Bittgänge, 
Prozessionen u. dgl. begriffen sein können, wofür der Ausdruck »bei 
Ausübung« in Verbindung mit der Erwägung spricht, dass wenigstens 
in der Regel für den andern Religionstheil die Kenntniss, sowie das 
Verständniss von der Ausübung solcher religiösen Handlungen und 
Gebräuche nur bei ihrer Ausübung in der Oeffentlichkeit möglich 
sein werde. Dass in diesem Sinne weder eine religiöse Handlung, 
noch ein religiöser Gebrauch Ton den Katholiken in H. zur Zeit der 
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fraglichen Dnn^prfabr aosgefibt wurde, ist gleicbfalU vom That- 
richter festgestellt. 

Der Bernfangariehter hat überdies weiter festgestellt, dass nach 
berechtigter Iftndlieher Anschauung das Dungerdshren mr Zeit der 
Feldbestelliing, lamal in frOher Morgenstunde in Orten mit vor- 
wiegend ackerbautreibender BeTOlkemng, wie H., nirgends Anstoss 
erregt, nnd hat auch die Bestätigung eines Zeugen, dass auf 40 Jahre 
zurück die Protestanten in H. ihre landwirthschaftlichen Arbeiten, 
namentlich das Düngerfahren, je nachdem es ihnen gepasst hat, an 
dem katholischen Festtage Maria Geburt vorgenommen haben, ohne 
dass es je deswegen Anstände gegeben hätte, seiner Beurtbeiluog zu 
Qrunde gelegt ^).< 

Im Gegensätze zu dieser Constatirung bemerkt ein Erkenntniss 
des Kassationshofes vom 4. Januar 1866 über das DAngerfabren 
eines Protestanten in einem l^athoiischen Orte an einem speciell 
katholischen Feiertage: »Das Dflngerfahren ist se1bst?entftDdlich 
eine Offentliclio und öffentliches Aergemiss erregende 7errichtnng des 
hmdwirtbschafUichen Betriebes und kann sohin Dhue Verstoss gegen 
jenes Verbot (sc. der Festtagsarbeit) nicht vorgenommen werden *).c 

Aus dieser verschiedenartigen Beurtbeilung derselben Arbeit 
erhellt, dass die Feststellung der Thatsache, ob eine ausserhalb 
der gottesdienstlichen Zeit vorgenommene Handlunc: als ärgerniss- 
erregeiui zu betrachten sei oder nicht, nicht durch allgemein an- 
wendbare Bestimmungen, sondern nur von Fall zu Fall unter Be- 
rücksichtig iin<( der örtlichen Observanzen und Verhältnisse entschie- 
den werden kann. 

Aus der ganzen Darstellang des gesetzlichen Feiertagsschutzes 
ergibt sich unseres Erachtens bei Vergleicbung der einschlägigen 
Anordnungen des bayerischen Kechts mit den Bestimmungen anderer 



1) EntMheidiiogMi d<i Oberludasgeriehti MäDehen tte. B. ä^ 8. 56—68. 
Ebenio enttehied etn ErkenntniM det Kwsationshofea vom 29. October 1870, 

dass zwei Protestanten , welche aasserhalb der Zeit des katholischen Gottes- 
dienstes in dem confessionell gemischten Orte W, am Fronleichnamsfeste Dünger 
an f das Feld fuhren, keiner Strafe verfallen seien, da die katholischen Ein- 
wohner von W. in keiner Weise am Gottesdienste oder bei AasQbnnf^ religiöser 
Handlungen und Gebräuche im Sinuc des g. 82 gestört oder verletzt worden 
■«ien; «na Poliuiab«rtretoiig könnte nur dann rar Lnst gelegt werden, wenn 
W. die Eigenschaft eines kathdischen Oftee kitte, da nur in letiterem Falle 
die Protestanten nach an den besonderen kathoUsehen Festtigen Arbettsmhe 
m beobeehten bitten. 

2) Zeitschrift für Oesetsgebnng und Rechtswiisensehaft, B. XB, 8. 8. 
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Staaten'), dass in Bayern für Aufrechterhaltung der feiertäglicheu 
Kuhe und Würde besser gesorgt ist, als anderwärts. In formeller Ue* 
xiehnng erscheint es als Vorzag, dass die grundlegenden Bestim- 
mongen Aber die Festtagsfeier gesetzlieh festgelegt and nicht durch 
blosse Poliieiverordnangen geregelt sind. Sobald solche Bestioi- 
niongen aus dem Bereiche der Qesetigebung in die Sphäre jederzeit 
widerruflicher Verordnungen verwiesen werden, wird der staatliche 
Schutz der Festtagsfeier nicht melir als reine Kpclitsfrafje, sondern 
als politische Macht- und Kriegsfrage behandelt, bei deren Ent- 
scheidung nicht die kirchlichen und religiösen Interessen, sondern 
politische Erwägungen ausschlaggebend erscheinen, so dass beim 
Wechsel der tonangebenden Parteien weehselnde ODd zwar oft 
Icirchenfeindliche Anordnungen erlassen werden *). In materieller Be- 
ziehung bieten die in Rayern giltigen Bestimmungen einen ausge- 
dehnteren, besseren Feiertagsschutz, als die anderer Staaten : in con- 
fessionell ung<»iTii8chten Orten ist durch Auferlegung einer allge- 
meinen ArbeittJiuhe für alle Ortsbewohner ohne Unterschied der Con- 
fession der Cliarakter der feiertäglichen Uuhe vollständig gewaiirt; 
in confessionell gemischten Orten ist nicht blos, wie in anderen 
Staaten, Ort und Zeit des HauptgottMdienstes vor ftosseren 
Störungen gesichert, sondern die kirchliche Feier des Festes in ihrem 
gesummten Umfang, vor Achtungsverletzung geschützt. 

Sollte aber die Gesetzgebung und iiechtsprechun«,' die An- 
schauung M. Seydels adoptiren, dann würde unseres Erachtens an 
dio Oesetzgebungsfactoren die Aufgabe herantreten , entweder durch 
authentische Interpretation des §. 82 oder durch I-jriassung neuer 
Gesetze die zur Erlangung eines ausreichenden Feiertagsschutzes er- 
forderlichen gesetzlichen Grundlagen und Haudhabeo zu eehaffeo. 

1) lieber die einschlägigen Bestimmungen in Preussen, Württeraberg, 
Sachücu. Baden R Hinachiui*, Kirchenrecht der Katholiiien aod Protestanten, 
B. 4, S. 304. 306 in den Anmerkungen. Ueber Oesterreich- Ungarn, F. H. Verintfi 
l.clirbuch des katholischen, orientalischen und protestantischen Kirchenrechts, 
.1. Aufl.. Freibarg 1892. S. 133, 149 and Archiv fdr kathol Kirchenrecht B. 7 
(1862) S. 189; B. 23 ^1870} S. 121; B. 45 (1881) S. 152; B. 52 (1«84) S. 8. 
Das am 1. Mai 1895 in Wlrbamkeit getretene tetcmiehische Sonntagsrahe- 
Gesetz enthält ganz angennerende Schutzbestimninngcn für die christlichen 
Feiertage, wohl aber eine Berucksiebtigung des jüdischen äabbaths. Zeitschrift 
fttr Volbwirthtcluft, Socialpolitflc und Vertraltung. Wien 1895, 8. 487, 489; 
Archiv ftr kath. Kirchenrecht B. 75 (1896) S. 85 sq. In Frankreich wurde .I is 
Gesetz vom 18. November 1874 i'ibcr die Heilighaltung der Sonntage und Ue- 
ligionsfeste durch Gesetz vom 14. Juli 1880 aufgehoben, Raoul Jap im Archiv 
Är sociale Gesetzgebung und Statistik, Berlin 1893. B. Ü. S. 12 sq!; über Bel- 
gien , Jahrbücher iUr NatioiuüdooDoniie and Statistik, 3. Folge 2, Band, Jeu 
1891. S. 90. 

2) Znm Beispiel and Beweise dessen vergl. hiesa eine Verordnung der 
Kgl. preass. RegieraDg in Münster in Betreff a«>r ilut^seren Heiliglialtung der 
Sonn- und Feiertage vom 24. Aagast 187d im Archiv für kath. Kirchenrecht 
B. 38 (1877) S. HO, III. 
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XXIV. 

Das feierliche KeiischheitsgelUbde der gottgeweihten Jimg- 

fnuien in der alten Kirche. 

Forts. (VgL Arcb. S. 104). 
Von Spiiitotl Paul Weckeäter in 8i Peter. 

6. Die Dekrete der Päpste Leo 1. (440—461), und Gelasius L 
(49Ji—496) und Symmachus (498—514), 

In der ersten Hftlfbe des flinften Jahrhunderts lissl sieh eine 
Aenderung der Disciplin bezflglich der beiden Klassen gottgeweihter 
Jnngfiranen nicht nachweisen. Wie es die Natur der Sache mit sich 
bringt, mag es häufiger Torgekommen sein, dass rirgines nondnni 
velatae mit den Jahren ihren Jngendeifer verloren und ungeachtet 
ihres propositnm nach dem Ehestand anstatt nach dem Ordensstaod 
trachteten. Wenigstens handelt eine neue Einschärfung des alten 
Rechtes dnrch Papst Leo I. nur von diesen. 

1. In einem Aiitwortschreiboii an Bischof Kusticus von Narbonne 
piebt er Weisung, wie es mit dieser Klasse von Jungtrauen zu halten 
sei, wenu sie sich verheiraten*): »De puellis, quae aliquaradiu in 
habitu religiöse fuerunt, non tarnen consecratae, si postea nupserint. 
Responsio: Puellae, quae non parontnm coactae imperio , sed spon- 
taneo iudicio virginitatis propositum atque habitam sosceperunt, si 
postea nuptias eligunt, pracvaricantar, etiarosi consecratio non ac- 
oessit: cnius atique non frauderentar munere, si in proposito per- 
manerent'). Ambigi ?ero non potest, crimen magnum admitti, ubi 
et propositum deseritur, et consecratio violatur. Nam si humana 
pacta non possunt impune calcari, quid eos roanebit, qui corruperint 
foedera divini sacramenti?« 

Vergleichen wir dieses Dekret mit den oben ausfflhrlich be- 
sprochenen der Fftpste Siricios und Innocens I., so erkennen wir so- 
fort, dass bei allen dreien vollstftndige Uebereinstimmung in der recht- 
lichen Anschannng herrscht. Sie thnn einhellig dar, dass diese Jung- 
frauen einen solchen Schritt nicht ohne Sünde und zwar schwere 
Sfinde (crimen magnum !) wagen künuen. Trotz Qiltigkeit ihrer Iiihe 

1) Spiel, ad Boet einee. Narb. inqnit. XV. (H. L 1764). (Migne UV. 120B). 

2) Ueber dieee SeUnieworfee ?gL Ißgne 1. c 
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müssen sie sammt ihren Männern eine längere Busse übernelimea. 
Von einer Ausdehnung der Solemnität auf ihr Gelübde ist auch bei 
diesem letxten Dekret nichts wahnanebmen. 

2. Anderi freilich liegt die Sache am Ende des Jahrhanderts. 
Da idgen sich deutliche Spuren einer andern Disciplin. In diese 
Zeit des Uebergangs ftllt eine Bestimmung des Papstes Oelasius, 
die unsere Frage berfthrt. In einem Schreiben an die Bischöfe 
Lukaniens spricht er sich scharf gegen jene aus, die sich unter- 
stehen, mit gottgeweihten Jungfrauen Verbindungen einzugehen. Er 
schreibt*): iVirgiuibus autem sacris temere se quosdara sociare 
cognoviraus, et poat dicatnm Deo propositum iiicesta foedera sacri- 
le^aque miscere. Quos protinus aeqiium est a sacra communione de- 
trudi, et nisi per publieam probatamque poenitentiam oranino non 
recipi; sed tarnen viaticum de saeculo transeuntibua, si tarnen pouui- 
tuerint, non negetur.« 

Die Worte: se Tirginibus sociare und foedera miscere sind so 
gew&hlt, dass sie sowohl von sündhaften Verhältnissen überhaupt, 
als auch ganz besonders von beabsichtigten Eheschliessungen ver- 
standen werden kOnneu and mOssen. Waren letztere auch giltig I 
Diese Frage ist entschieden au verneinen. 

a) Der Papst nennt diese Verbindungen foedera >incesta.c Da- 
mit ist ihre üngiltigkeit klar ausgesprochen. Nie und nirgens wird 
in den Quellen eine zweifellos giltige Ehe als eine incestuose bezeichnet 
Dagegen waren coniugia incesta nicht nur ungiltige eheliche Ver- 
bindungen zwischen Verwandten, wie man vermuthen könnte*), son- 
dern, wie es der Grundbedeutung des Wortes entspricht überhaupt 
ungiltige Ehen. Speziell die quasi-ehelichen Verliältuiase der virgines 
velatae werden Incest genannt*). 

b) Gelasius schliesst sich bei Abfassung dieser Mahnung oiYen- 
bar den oben *t besproclienen ährüichen Fall des Papstes Siricius an. 
Manche Ausdrücke sin«! j^erade/u herüber genonunen. Dort fungieren 
dieselben im Sinne der üngiltigkeit der in Hetracht kommenden 
Ehen; also wollen sie auch hier in der gleichen Bedeutung aufge- 
fasst sein. 



1) Gelas. Papa, epist. ad epiac Lue. 6. 20. (H. U. 903). 

2) Cfr. I.fhmkiihl. Theol mor. p. I. n. 882. 

3) Cfr. Gtt't,nr III. ludicia. cap. 11. fll. III 1873): »Inccsti «licuntur, 
«jui prnjtrie illicitam commixtionem perpctrant. Vocati iiift'.Hti qnasi iiioasti.« 

4j Vgl. oben S. 94; Hieron. in JoTin. lib. I. cap. 13. (Migne XXIII. 
229): »Virginea, qaae pott oonaeentioiieni nnpiariot . . . inoeilM.« 
5) Vgl. oben S. 92. 
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c) Ein Dekret des Papstes Symmachus bestininit dieselbe di«- 
ciplinariflche Behandlung, wie sie hier verlangt wird, fär die raptores 
Tirginam'). Der Paralleliamas der OisoipUn Iftset aaf die Gleich- 
heit der ehelichen Verhältnime echlieeeen. Da nan die Mftnner, die 
sich ihre Frauen geraubt hatten, diesem Kanon sofolge unbestrittener 
Blassen in nngiltiger 6he lebten, so auch diese »qaosdamc, die nch 
mit Tirgines saerae Yorheiratet hatten. 

Welcher Klasse von f^ottgeweihten Jungfrauen gehörten diese 
Quasi-Eliefrauen au? Da fest steht, dass virgines sacrae velatae 
reclitlich heircitsuiiffilii;^ waren, so ist zunächst an diese zu denken. 
Man würde freilich erwarten, dass sie, wie das sonst liei solclien Er- 
lassen zu geschehen ptle^'te, auch ausdrücklich als solche gekenn- 
leichnet würden. Allein übersehen wir nicht, dasd wir hier keine 
allgemein lautende Verordnung vor uns haben, sondern nur die Re- 
gelung einzelner bekannter F&Ue. Die Bischöfe waren in der Lage, 
die beireffenden Personen zu kennen ; daher brauchten sie nicht näher 
vom Papste charalrterisiert sn werden. Zudem wollte ihnen Oelasins 
in erster Linie nicht in Erinnerung bringen, was mit den Jmgfiranea 
sn geschehen habe, sondern ihnen die Disciplin gegen die Verführer 
einschärfen. So ist es begreiflich, dass die virgines einfach als sacrae 
angefahrt sind, ihrer Konsekration aber nicht gedacht wird. Die Tfler 
des Konzils von Tribur, welche diese Verfügung allgemein fassten, 
versäumten nicht, den genannten Umstand hervorzuheben. Sie lassen 
diesen Kanon beginnen *} : >Si quis sacro velamine consecrutam in 
coniugium duxerit et post Deo dicatutn propositurn incesta etc.« 
Sollte jedoch mit Absicht nur das proposituin betont sein , und der 
Papst dabei aucli Jungfrauen im Auge gehabt haben, die den heiligen 
Schleier noch nicht erlialten, aber durch professio tacita sich des 
Heiratsrechtes begeben hatten , so hätten wir schon in diesem De- 
kret die erste Andeutung, dass um diese Zeit eine Aenderung iu der 
seit Jahrhunderten eingehaltenen Discipliu sich vollzogen. Uebrigons 
ist das für die Geschichte der Solemnität fraglidier Qelübde nur von 
gwinger Bedeutung, da die angegebene Aenderung schon in den aller- 
nächsten Jahren klaren Ausdruck fand. 

3. Die erste denUiche Aeussernng über diese Ausdehnung der 
Solemnität anf einen weiteren Kreis von Keuschbeitsgelabden findet 
sich in dem oben erwähnten Brief des Papstes Symmachus an Bischof 
Caesarius vou Arles. Letzterer hatte den hl. Vater gebeten, zu ver- 



1) Epist. ad Caes. epkc. Arel. cap. 4. (H. IL 958). 

2) Conc Trib. (a. 896), can. 23. (H. VL p. L 446). 
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ordnen, dass gott^eweihten Jungfrauen, die schon lange Zeit in 
Klöstern gelebt hätten, die Möglichkeit nicht mehr gelassen werde, 
sich %VL verheiraten. Nach bisher fixirtem Rechte hatte nicht die 
L&Dge des Aufenthalts im Kloster, sondern der firopfang des heiligen 
Schleiers oder die feierliehe öffentliche Profess diese Möglichkeit aof- 
gehoben. Da aber dnreh Papst Leo I. der Termin fttr diese gftns- 
liehe nnwiderrofliche Hingabe anf das 40. Lebenfljjahr der Jnngfranen 
hinan^eschoben worden war^), so mochte das in einielnen Fällen 
dasni fShren, dass solche, die schon sehr viele Jahre als virgines nondnra 
velatae im Chore Gott gedient hatten, bei entstandenen MisshelUg- 
keiten austraten und sich verehelichten. Diese Möglichkeit möchte 
der Bischof beseitigt wissen. Der Papst giebt ihm zur Antwort, dass 
in der römischen Kirche ein solcher Schritt nicht möglich sei. Er 
schreibt^): »Neque viduas ad nuptias transire patiraur, quae in re- 
ligioso proposito diuturna observatione permanserunt. Siruiliter vir- 
gines nubere prohibemus, quas annis plurimis in monasteriis aetatera 
peregisse contigerit.t Die Tragweite des Ausdrucks prohibemus kann 
nicht zweifelhaft sein. Verboten waren die Ehen aller gott^'eweibten 
Jongfraaen allezeit Wenn also der Papst betont, dass diejenigen, 
die sehr viele Jahre im Kloster verbracht hätten, am Heiraten ge- 
hindert würden, so kann damit nur gesagt sein, dass ihre Ehen ala 
nagiltig betrachtet and behandelt wnrden. 

Wir haben hier ein dnrehans neaes d. h. erstmals ansge- 
sprochenes Prinzip der Oelübdesolemnitftt , das in der 2. H&Ute des 

5. Jahrhunderts, seit der Verschiebang der consecratio virginum 

durch Papst Leo I., allmählich gewohulieitsrechtlicb sich gebildet 
hatte und jetzt am Ende des Jahrhunderts als bestehendes Recht 
angesehen und proklamirt werden konnte. Während früher die feier- 
liche Profess immer mit der üeberreichung des hl. Schleiers ver- 
bunden war, sehen wir nun beide Akte getrennt. An Stelle der öf- 
fentlichen feierlichen Proless ist professio tacita getreten, deren äus- 
seres Erkennungszeichen in der sehr langen Zugehörigkeit zum Chor 
der gottgeweihten Jungfrauen besteht. Die consecratio virginam 
folgt später nach und ist eherechtlich ohne weitere Bedeutung, wenn 
sie anch die gftnziiehe Hingabe an Qott anPs neue besiegelt. 

Damit sind wur bei einem Wendepnnkt in der Qescbichte der 
Qelflbdesolemnitfit angekommen nnd können unser Urtheil ttber diese 
erste Periode in die Worte nisammenfiusen : In der römischen Kiiehe 



1) Breviar. Bon. 11. Apr. leot YL Cfr. quoqM Com. OMtanuig. (a. 380), 
«UL 8. (H. L 806). — 2) L e. ctp. 5. 
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waren die Keuschheitsgelflbde der gottgeweihten Jun^raaen, welche 
OffeaÜicb and feierlich Profeea gemteht und als Unterpfand ihrer 
ginslicheD Hingabe an Gott den hl. Schleier tragen, im Tollen 
Sinne des VTortes »feierliche«. 

2. Kapitel. 

Das feierliche KeusMeitsgeliibde der gottgeweihten Jungfrauen in 

der alten afrikanischen Kirche. 

§» 7. Ein Brief des hl» Cyprian an Funponiia, 

L Es ist schon erwfthnt worden , dasa der Stand der gottge- 
weihten Jungfrauen zu Cyprians Zeiten in der afrikanischen Kirche 
blühte, wenn auch manche unberufene darunter waren, die der Ver- 
weltlichung anheimfielen. Gab es unter diesen Jungfrauen auch 
solche, die ein feierliches Gelübde der Keuschheit abgelegt hatten? 
Das älteste Schriftstück, das zur Lösung dieser Frage in Betracht 
kommt, entstammt der Feder des hl. Bischofs Cyprian von Karthago. 
Es ist ein Brief an einen [gewissen Pomponius'). Derselbe hatte den 
Ueiligea um Aufschiuss und iiat gebeten, was mit Jungfrauen za 
geschehen habe, die nach Ablegung eines Keuschbeitsgelübdes mit 
Mannspersonen zasammengeschlafen hätten und behaupteten, sie seien 
an?ersehrte Jungfrauen. Der hl. Biaehof belilagt in seiner Antwort 
den Fall so vieler Jangfraaen and fährt dann fort: »Qaod si ei flde 
se Christo dicaTerant) padicae et castae sine alla fabala perseverent, 
et ita fortes et stabiles praemiam Yirginitatis exspecteni Si autem 
perseverare nolant vel non possnnt, melias est, at nabant, qnam in 
ignem sois delictis cadant.c Ueber den Sinn dieser Stelle sind die 
Aasleger geteilter Meinung. 1. Einige finden darin, wie Überhaupt in 
der Erklärung des ganzen Briefes keinerlei Schwierigkeiten, indem 
sie von der Annahme ausgehen, die in Rede stehenden Jungfrauen 
seien nicht durch ein Gelübde gebunden gewesen •). Unter dieser 
Voraussetzung kann natürlich der Hat, sie sollen entweder ihrem 
Stande gemäss keusch leben, oder aber, wenn sie nicht enthaltsam 
sein wollten, sich verheiraten, nichts Auffälliges haben. Allein eine 
solche Annahme beruht auf völliger Unkenntnis der Väter- Sprache. 
Wer nur ein wenig in der eiuschlägigen Literatur der Väter 
selbst sich umgesehen and mit ihrer so manig£Achen Bezeichnang 

1) d. b. beim feierlichen Gottesdienste. Vgl. oben ä. 91. 

2) Cypr. epist. 62. (Migne IV. 364). 

8) Dr. Schönen, 1. c 4. Art. S. 257. Suarez, 1. c. Ub. IX. c II. n. 9. 
Ballayt 1. «. p. U. 
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der gottgeweihten Personen sich vertraut gemacht bat, findet eine 
solche Behauptung angesichts des Brieftextes für zu merkwürdig, 
als dasa sie nur eine ernste Widerlegung verdiente. Stellen darin 
und Ausdrücke wie: virgines, qnae semel staturo säum continenter 
ei firmiter tenere decreyeriot .... quae ex fide se Christo dicave» 
rnnt .... qnae podicae et castae sine nlla fabnla perseverent et 
ita fortes et stabiles praeminm virginitatls exspeetent . . . Christua 
. . . virginem snam sibi dicatam . . . non mariti, sed Christi adal- 
tera . . • beieicbDen in der den Vfttern geläufigen Ausdrncksweise 
gottgeweibte Jungfrauen d. b. solche, die dem in der Kirche eigens 
80 benannten Stande angehörten, in welchen sie durch Ablegung des 
Votum castitatis in damal.s üblicher Form eintraten. Es wäre auch 
gar zu merkwürdig, dass Pomponins — sei er ein Bischof oder 
Priester gewesen — falls kein Gelübde in Frage kam, sich erst bei 
seinem geistlichen Freunde hätte Rats erholen müssen, da doch bei 
diesem Thatbestande die Disciplia gewiss k»}ine Schwierigkeit bot. 

2. Andere Theologen glauben , unter Voraussetzung des eben 
gewonnenen Resultates, Cyprian gebe den Rat, diese virgines sacrae 
sollen unter gewissen Umständen in den Ehestand treten. Er stütze 
sich dabei auf das Bewusstsein, dass ihre Gelübde kein trennendes 
Ehehindernis bildeten. Diesen Sinn könnte die angefahrte Stelle 
haben. Aber anter Berfleksichtigung des ganxen Briefes erheben 
eich gegen diese Aoslegung so starke Bedenken» dass sie als an- 
richtig carflckgewiesen werden mass. Nimmt man an, es werde 
diesen Jangfraaeo der Bat erteilt, sa heiraten, wenn sie in ihrem 
Stande nicht ansharren wollten, so wftre — auch die Qilligkeit ihrer 
Verbindong Yorausgesetxt — dieser Rat in seiner Allgemeinheit einsig 
dastehend und anerhört ^). Ferner wie kann der Heilige bei man- 
chen gottgeweihten Jungfrauen eine moralische Unmöglichkeit, be- 
harrlich zu bleiben , supponieren (si perseverare non possuni) und 
daraufhin die Ehe raten: eine Ansicht, die mit der Schrift in 
direktem Widerspruche steht *) V Wie wird bei einem solchen Rate 
die Strenge gewahrt, von der eingangs im Briefe die Rede ist, und 
von welcher der hl. Bischof nicht abweichen will ? Was wäre an 
einer solchen Disciplin noch streng zu nennen? Wo wäre eine 
apostolische oder evangelische Begründung dafür auUufinden? Nein, 

1) Vgl. oben S. 103 den ähnlichen Bat des bl. UieronjmaB fikr eine 
einzehif Person. 

2) VgL oben S. d5. 

8) »Seiat am ah evaofelieit «I apoetoUeii Inditteafbu aoii needm, 
qaoiahiiia oonstanter et fortitar eonsahitar.« eap. L 
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ein solcher Rat würde mit dem i^anzen Geiste des Briefes, der 
apostolischea Bifer um Beinerhaltung der Sitten und Strenge athmet, 
namentlich in seiner Kflrae nnd ohne n&bere Becbtfertigung^), in un- 
löslichem Widersprach stehen. Wenn sodann nach damaligem Rechte 
für diese Jungfranen noch die Möglichkeit vorhanden war, swar an- 
erlaubt aber doch giltig za heiraten: warum ist im ganzen Briefe 
ohne weiteres angenommen, dass ihre eingegangenen Verbindungen 
nicht klandestine Ehen, sondern nnr Konkubinate seien? Warum 
soll Pomponius alle unnachsichtig trennen, und wenn sie sich dieser 
Massregel nicht fügten, sie dauernd exkommunizieren? Wo bleibt da 
die angebliche Freiheit der Ehe für jene, die ihren hl. Stand ferner 
>nicht halten wollen oder nicht könnenc ? Darnach wäre doch zu- 
erst die Untersuchung am Platze <,'ewesen, ob diese Jungfrauen nicht 
in der Stille sich verheiratet, oder geneigt seien, es zu thun *). — 
Auch hätte der hl. Bischof in seiner ausführlichen Schrift: de ha- 
bitu virginum, worin er den Fall so vieler gottgeweihten Jungfranen 
beklagt'), diesen Rat, zur Ehe za schreiten, wenn es an Lust zur 
Beharrlichkeit fehle, nicht mit Stillschweigen Übergehen können. 
Gerade dort w&re es angezeigt gewesen, fiber dieses STentuelle Bet- 
tungsmittel für so viele gefthrdeten Seelen su reden; es wird aber 
mit keinem Worte erwähnt: ein Argument »ex silentio«, dass der 
HL diesen Ausweg nicht gekannt hat. 

Um all dieser Bedenken willen muss diese Auslegung aufge- 
geben nnd die Stelle in einer Weise erklftrt werden, dass sie mit 
dem ganzen Briefe und Geiste Cyprians im Einklang steht. 

3. Dieser Forderung kommen nur jene nach , die das Gelübde 
der Keuschheit, das hier in Frage kommt, als ein feierliches be- 
trachten , das die Eingehung einer Ehe für ein und alle Mal aus- 
schliesst. Darnach ergeht der Bat zu heiraten nicht au virgiues 
sacrae, sondern an solche, die es eventuell werden wollen«). Die 
Jungfrauen sollen, ehe sie in diesen hl. Stand durch Gelübdeab- 
legnng eintreten, sich die Sache gut überlegen und wohl beachten, 
dass der Schritt, einmal gethan, nicht mehr rfickgftngig gemacht 
werden kann. Wenn sie daher nicht den feston Willen hätten. 



1) Ygl. oben 8. 106 die Bechtfartigang des hl. Hieroojmiu. 

2) Cfr. SnnreM lib. IX. e. IV. n. 15: »8i inter illaa pertonas posnet esse 
TftUduro matrirooniam, non deberet absolute pfMeipere 6M lepftnuri, sed eiatni- 
oare prios an essent coniogatae necne.c 

3) 1. c. cap. 20. 

4) Cfr. Suarezt lib. IX. c. II. n. 10. ßellarmint de luoaachis lib. II 
cap. 34. 
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standes^^emä.ss zu leben, oder die Kratt zur Beharrlichkeit nicht in 
sich fühlten, dann sollen sie lieber heiraten. Der Zusanjinenhang 
wäre also folgender : Leider verlieren sehr viele (plurinias !) Jnng- 
frauen ihre Unschuld durch .sündhaften Umgang mit Männern. Wie 
ist diesem Uebelstand abzuhelfen? Es ist keine Frage, die gottge- 
weihten von ihnen haben die PHicht, die jungfräuliche Keuschheit 
standhaft zu bewahren. Wer das nicht will, soll ebeu in dieaen 
Stand nicht eintreten. Es ist doch besser, dass eine Jangfrau den 
Ehestand wählt, als dass sie ohne Beharrlichkeit in gottgeweihtem 
Stande durch ihre Vergehen sich in's Verderben der Hölle stani 
Sicherlieh schwebten dem hl. Verfasser beim Niederschreiben dieser 
Stelle die Worte der hl Schrift vor Augen: »Melius est nubore 
quam arit ^). > Jam enim qnaedam oonversae sunt retro satanamt *). 

Unifthlige Mal wiederholen die hl. Vftter die erste dieser Stellen, 
aber immer nur in dem Sinne des Apostels TOn solchen, die nicht 
darch mn Gelfibde gebunden sind. Offenbar will auch der hl. Cyprian 
hier nur diesen allen bekannten Rat und Lehre des hl. Paulus in Er- 
innerung bringen in Verbindung mit den andern oben citierten 
Worten, die von den abtrünnigen Gelobenden handeln, so dass er 
ganz dasselbe sagen will, was später Augustinus in die Worte ge- 
kleidet hat^): »Melius nubere quam retro post satanam ire, id est, 
ab illo excellenti virginalis et vidualis castitatis proposito in posteriora 
cadere respiciendo, cadere et interire. Proinde quae se non continent, 
nubant, antequam continentiam profiteantur, antequam Deo voveant: 
quod nisi reddant, iure damnanturc ... »et quae se non oontinet, 
nubat; quae non coepit, deliberet, quae aggressa est, perseveret: 
nulU Christo subtrabatur oblatio« *). Nur so erklären sich die Weis- 
ungen, die Qyprian in den weiteren Kapiteln des Briefes giebt, nim- 
lich dass Pomponius durchaus auf Trennung der virgines sacrae Ton 
ihren complices peccati bestehen, und wenn sie sich nicht lügen, sie 
exkommanisieren solle. 

4. Wohl lu beachten ist bezflglich des Alters dieser Disciplin, 
dass der Heilige sich bewusst ist, mit diesen Vorschriften an den 
apostolischen Ueberlieferungen festzuhalten. Wir gehen darnm nicht 
zu weit, wenn wir behaupten, dass in der afrikanischen Kirche der 
Stand der gottgeweihten Jungfrauen von Anfang an nach den hier 
ausgesprochenen Grundsätzen behandelt wurde. 

5. Das Resultat unserer Untersachung wäre also folgendes: 

1) 1. Cor. 7, 9. ^ 8) I. Tim. 5, 15. — 8) D« bono fiduitetta, eap. 8 et 9. 
(Higne VI. 486). — 4) Cfr. Hierom. episk. 79. ad 8al?iii«m n. la (Higae 
XXII. 732). 
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Von einem Kate Cyprians, dass gottgeweihte Jungfrauen sich ver- 
heiraten mögen, wenn sie die standcsgemässe, vollkommene Enthali- 
samkeik nieht üben wollen, kann anf Grund dieses Briefes keine Rede 
sein; im Gegentheil, dieselben sind nach Ausweia dieee» Zeugnisses 
derart airenge znr beharrlichen Erfüllnng ihres Qelflbdes ?erpllichteft» 
dass eine etwa Tersuchte eheliche Verbindung als rechtswidrige, den 
apostolischen Ueberliefemngen znwiderlaofende unter allen Omständen 
getrennt werden mflsse. Das Votum castitatis der in Frage stehen- 
den Jnngfraaen involviert also ein trennendes Bhehindernis ; ihr Ge- 
lübde ist ein : votam solemne castitatis. 

11. Wir wollen nicht unterlassen , auch noch die Ausdrucks- 
weisen hervorzuheben , durch welche dieser Thatbestand zur Dar- 
stellung gebracht wird. Es ist dies um so angezeigter, als in diesem 
ältesten ausführlichen Zeugnis für die fragliche Gelübdesolemnit&t 
fast alle später sich so vielfach wiederholenden principia cognitionis 
solemnitaiis schon enthalten sind. 

1. Die Trennung des Verhältnisses beiw* der swei beteiligten 
Personen. »Seperentur ab invicemc lautete wie hier, so fortan durch 
ein ganzes Jahrtausend die Forderung der Disciplin in Besug auf 
solche vermeintlichen Bheleute^). 

2. Wenn dieser Förderung nicht Folge geleistet wird, wird 
Exkommunikation verhängt *). 

3. Die Abtrünnigen werden tadnlterae« genannt'). 

4. Ihre Verbindungen sind »iucestae« 

8. Das Zeiufms des kL AngitsHmis, 

T. Spätere Zeugnisse, die für unsere Frage von Belang wären, 
fehlen bis auf Augustinus ^). Ei professo behandelt dieser hl. Kir- 
chenlehrer die Frage, ob das votuni castitatis ein trennendes Ehe- 
hindernis sei, in seiner Schrift: de bono viduitatis In Erklärung 
der Stelle I. Tim. V. 11. 12: »Cum enim (viduae) loxoriatae fuerint 
in Christo, nubere volant: habentes damnationero, qnia primaro fidem 
trritam fecerunt,c macht er die Bemerkung, solche Ungotreaen seien 
der Verdammnis schuldig, weil sie ihr Gelfibde gebrochen und nicht 



1) Vgl. unten S. 199. — 2) Vgl. onten 8. SOi. — 8) Vgl. oban 8. 101 a. ff. 

— 4) Vgl. oben S. 101. 

T)) Eine Stelle ans Ü[)tftfn8 von Mileve wnrde oben S. Ol citicrt. ; die- 
selbe kann nnter Berücksichtigung der S. 101 gogebenon Erkliirnng««» als voll- 
giltiger Beweis dafür gelten, dass die Gelübde der virgines velatae in Afrika 
ebenso wie in Italien sich der Sulemnität vn erfreaen hatten. 

Q 1. e. cap. 9 et 10. (Migne VI. 488). 

18» 
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deswegen, weil ihre Ehen ungiltig wären, und ffthri erklärend weiter : 
»Prolnde qvi dicunt taltimi nuptias non esse nuptias, sed potias 

adulteria, non roihi videntur satis acute ac diligenter considerare 
quid dinant: tallit eos quippe siiiiilitudo veritatis. Quia enim coii- 
iugium Christi dicuntur eligere, quae christiana sanctitate non nn- 
bunt, hinc argumentantur quidem dioentes: Si viro suo vivo, quae 
alteri nubit, adiiltera ost, . . . vivo ergo Christo . . . qnae coniugium 
eins elegerat, si liomini nubat, adiiltera est . . . ¥it autem per haue 
minus consideratam opinionem, qua putaut, lapsarum a sancto pro- 
posito feminararo, si nupscrint, non esse coningia , non par?ain ma- 
Inoi, nt a maritis separentur mores qnasi adalterae sint, non mores; 
et cum volunt eas separatas reducere continentiae , faciunt maritoa 
earnm adnlteros Teros, cnm sois oxoribns rivis a^ieras daxerint« 

1. Es dflrfte ?Ott niemand in Zweifel gezogen werden, dass 
Augustinus es hier als seine Ansicht klar ausspricht, das »proposi- 
tnm virginalis et vidnalls castttatis« mache die Ehe zwar uner- 
laubt, aber nicht ungiltig. Ebenso unzweideutig verbärgt er auch, 
dass andere seiner Zeitgenossen, auf innere Qrände gestOtzt, frag- 
liche Ehen für ungiltig hielten. Unmöglich konnte in einer so wich- 
tigen Sache jeder Bischof nach eigener Ansicht disciplinarisch vor- 
gehen, und der eine vorkommenden Falles Trennung solcher Ehe- 
gatten verfügen und der andere sie unter Auferlegung eutsprechen- 
der Busse unbehelligt zusammenleben lassen. Mochte man auch in 
der Theorie und Begründung der bestehenden Disciplin auseinander- 
gehen, in der Praxis musste doch jeder sich an die gesetzlich 
fizirten Normen halten. Bei dem innigen Verkehr, der unter 
Augustinus zwischen Rom und Karthago, Hippo u. s. w. herrschte, ist 
es undenkbar, dass die Dekrete der Päpste Siricius und Innoceni 
dort sollten nicht bekannt gewesen und befolgt worden sein. Darnach 
aber war geltendes Eirchenrecht, dass die Jungfrauen, welche ?om 
Bischof den hL Schleier empfangen hatten , zu jeder Ehe schlecht- 
weg inhabil waren, während die virgines nondum yelatae trotz ihres 
propositnm eine, wenn auch unerlaubte, so doch giltige Ehe ein* 
gehen konnten. 

2. Ein direktes Zeugnis, dass in der afrikanischen Kirche die 
römische Disciplin in Geltung war, liegt nicht vor; wohl aber meh- 
rere indirekte. So bestimmte die Synode zu Hippo (a. 393), dass 
die virfjines sacrae erst mit 25 Jahren — also nach reiflicher Selbst- 
prüfung und Erprobung — deu hl. Schleier erhalten sollten. Diese 

1) L c cay. 8. 
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Verschiebung des Weiheaktes aaf das reifere Alter bat nur dann 
einen Sinn und seine Berechtigung, wenn damit eine Aendernng der 
Standeswahl unmöglich war. Die Qeneralsynode zu Karthago (a. 418) 
Änderte diesen Kanon dahin ab, dass den Bischöfen die Befugnis an- 
stehen solle, unter gewissen Umständen einer gottgeweihten Jung- 
frau vor diesem gesetzlichen Alter den hl. Schleier reichen zu dürfen; 
z. B. cum petitor potens formidatur Hier ist doch offenbar voraus- 
gesetzt, dass eine Ehe noch möglich ist, so lange die Jungfrau den 
Schleier und die Konsekration nicht empfangen habe ; zugleich ist 
aber auch Zeugnis dafür abgelegt, dass der Eintritt in den Stand 
der virtfines sacrae velatae eine Eheschliessung absolut unmöglich 
macht, so dass auch ein mächtiger, einflussreicher Bewerber eine 
solche nicht mehr erzwingea kann. Dass die Väter genannter Syno- 
den sich nur mit diesen untergeordneten Punkten der Disciplin be- 
fassten und die eigentlich wichtigste Frage unberührt liessen, ob- 
gleich ältere Kanonen in der afrikanischen' Kirche nicht Torlagen, 
findet auch nur darin seine genflgende Lösung, dass die nar formell 
neuen Dekrete der römischen Kirche einfach angenommen nnd be- 
folgt wurden. Es konnte dies ohne Schwierigkeit geschehen, weil sie 
eine Neueimng nicht enthielten. 

3, Aber wie soll da Augustins Ansicht sieh erklären? Soll er 
wirklich die Meinung vertreten, dass alle Bhen aller gottgeweihten 
Frauenspersonen giltig seien? 

a) Vor allem ist zu beachten, dass der Heilige zu Wittwen 
spricht. Ihre Gelübde waren nur einfache Für sie und ihre 
eventuellen Ehen ist demnach seine Ansicht ^duv. die richtige, dem 
Rechte entsprechende. Doch redet er ganz allgemein vom »virginalis 
et vidualis castitatis propositum«, von »lapsarum a sancto proposito 
feminaruni.€ Wir wurden demnach seiner Ansicht nicht gerecht 
werden , wollten wir die behauptete Giltigkeit der Eben nnr auf 
Wittwen beschränken, die ihrem propositum untreu werden; ein ge- 
wisser Kreis you Jungfrauen ist durchaus mitinbegriffen. 

1) Hofole II. §. 119. Der lat. Text steht als Kanun 26 des 2. Konziis zu 
Milevti (a. 41G) bei Uarduin I. 1222. 

2) Es würde soweit f&bren, diese Behauptung hier eingehend ro be- 
weisen. Vgl. jedoch : Gelasiaa L e. cap. 13 et 21. Verweigemiig des hL Schleiers 
war in dieser ersten Periode identisch mit Verweigerang der Oelttbdesolemnitit, 
die jft ohne Mitwirlang der Kirche nicht zustande komme» kann. Aosgcnom- 
men waren die (loUibde der Diaconiasen. Diese waren von Anfang an im Mor- 
gen- und Abendland feierlich. Cfr. Basilius, epist. canon. 1. ad Amphiloch. 
canon 6 ; epist. caiiou. II. ad Amyhil. caii. 24 ; Sjnode za ürieans (a. 533) 
cau. 17 (U. U. 1175). 



Digitized by Google 



1 96 Wf efte«f er, Dom feUH, iCtuaehluUagtL d, goitgew» Jumgfr, (1.-5. JJ. 

b) Der Text legt es nahe, dass zouftchst nur an jene zu denken 
ist, welche dureh ein blosses proporitom snr Ehelosigkeit sich Ter- 
pflichieten» also die virgines saerae nondam velatae. Von diesen ist 
uns anderweitig bekannt, dass ihr Gelübde ein einfiiches war, also 
hinsichtlich der Ehe mit dem propositnm Yidnalis castitatis anf der- 
selben Stufe stand. Es kann also nicht auffallen, wenn Augnstinus 
diese baden Klassen ?on Gelobenden in der Torliegenden Frage zu- 
sammenstellt. 

c) Aber ist man nicht genötigt, das Urteil des hl. Kirchen- 
lehrers auch auf die virgines velatae auszudehnen ? Der Text ver- 
langt es nicht. Wenn wir bedeulieii, wie strenge in dieser Frage 
gerade zu jener Zeit in der römischen Kirche rechtlich unterschie- 
den wurde zwischen virgines velatae und nondura velatae; wenn wir 
die oben angeführten indirekten Zeugnisse berücksichtigen, wonach 
ohne Zweifel die Disciplin faktisch hier ebenso gehandhabt wurde 
wie dort: dann müssen wir annehmen, dass Angastinns nicht nur so 
zuflUlig, sondern mit Absicht und wohlberechnet nur vom »proposi- 
tnm« redet und nur über dessen eherechtliche Bedeutung sein ür- 
theil abgeben will, mtte er Ton den Ehen der Tirgines velatae die 
gleiche Ansicht gehabt, so hätte er das erkennbar betonen müssen, 
weil er gerade in diesem Punkte sich in Gegensati zur sonst ver- 
bürgten Disciplin gestellt hfttte. Freilich weist er darant hin, dass 
andere die fraglichen Ehen für nngiltig hielten. Allein es ist ja 
nicht unmöglich , dass gewisse weniger mit der Sache Vertrauten 
meinten, auch die Wittwen, überhaupt alle weiblichen Personen, die 
sich durch ein Gelübde zu steter Keuschheit verpflichtet, könnten 
aus inneren Gründen eine giltige Ehe nicht mehr eingehen. Diese 
bekämpfen, hiess den damaligen Rechtsstand verteidigen. 

Sucht jedoch Augustinns nicht gerade den Haujitbeweis zu ent- 
kräften , der sonst von den Vätern so vielfach angeführt wird , um 
die Ungiltigkeit eheticher Verbindungen seitens der virgines velatae 
darzuthun? Nein, er zeigt nur, dass dieser Beweis auf Personen 
mit einfachen Gelübden nicht anwendbar ist, dass niemand durch ein 
propositnm sich des Heiratsrecbts begeben, heiratsunfUhig wer- 
den kann. Dass der Vergleich auch hinsichtlich der virgines velatae 
unzutreffend sei, ist damit nicht ausgesprochen, sondern nur, dass 
ihre Recbtsonfllhigkeit zur Ehe nicht eine Folge ihres propositnm war. 

4. Es wird also ganz mit Unrecht der hl. Augustinus als Haupt- 
zeuge dafür angeführt, dass die Gelfibdesoleronit&t um jene Zeit noch 

1) VgL oben S. 96 und 187. 
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mcht vorhanden war. Gewiss, ohne Eeontms der fibrigen Nach- 
richten, wird jeder seine Worte ganz 'allgemein denien« Aber unter 
BerAcksichtigung aller Umstände ergiebt sich daraas nur so viel mit 
Sicherheit, dass- Personen mit einfachem propositnm — Wittwenond 
virgiiies nondnm velatae — noch eine giltige Ehe eingehen ken- 
nen; — eine Ansicht, die mit allen andern diesbezäglichen Nach- 
richten vollkommen im Einklang steht. 

II. Sehr wertvoll ist das positive Zeugnis, welches der hl. Kir- 
chenlehrer in der gleichen angeführten Stelle für das Vorhandeoseiu 
der fraglichen Soleranität überhaupt ablegt. 

1. Er erklärt uns nämlich, wie es diejenigen meinten, die auf 
Trennung solcher Ehegatten bestanden. Nicht »zur Strafec, wie 
manche annehmen >), wollten sie eine »separatio a toro et mensac 
erzwingen, sondern sie verlangten absolute Trennung, weil sie die 
Ueberzeugnng hatten, dass die fraglichen Verbältnisse keine giltigen 
Shen seien. Damm wnrde auch den Männern die EUngehnng einer 
andern Ehe fteigestellt Daraus ersehen wir auch, wie die VerüBg- 
nngen in den Kanonen verstanden sein wollen, die so häufig Tren- 
nnng der gottgeweihten Frauen von ihren Quasi-Bhegatten verlangen. 
Diese Disciplin setzt immer Ungiltigkeit solcher Ehen voraus. Wer 
könnte auch im Ernste glauben, dass die Kirche zwei Eheleute des- 
wegen, weil sie in ihren Stand unerlaubter Weise eingetreten sind, 
auf Lebenszeit trennen würde ? Wohl kann die Kirche unter Ura- 
ötiinden gestatten , dass zwei Eheleute getrennt leben ; aber woher 
wollte sie die Befugnis für sich ableiten*), so tief in die ehelichen 
Rechte einzugreifen und um eines unerlaubten Schrittes willen zwei 
Ehegatten gewaltsam zu trennen und zwar für immer? Da wären 
ja jene weit besser daran gewesen, die ungiltige Verbindungen ein- 
gingen; denn nach Lösung dieser Verhältnisse und Ableistung der 
Busse konnten sie sich anderweitig verehelichen'}. Ein solches Ver- 
fahren raüsste von jedem billig Denkenden bei aller Strenge sonsti- 
ger Disciplin dennoch als schreiendes Unrecht empfunden worden sein. 

2. Was in der Natur der Sache begrflndet ist und von 
Augustinus hier verbargt wird, sei der Wichtigkeit dieses Punktes 
wegen noch weiter erhärtet. 

a) Parallele Kanonen >) verbieten nämlich andern Personen, 

1) YgL Dr. Schone», 4 Art. 8. 8S9. 

2) Cfr. Saarez, 1, IX* eap. 21. n. 11. und beachte: Matth. 19, 6 verlangt 
das gerade OogeDieil, wenn anch saoiditt von der LSfiuig dea fihebftiidaa di« 
ficde ist. 

3) Cfr.| CoDcil. £paonen«e (a. 517), cao. 30. (U. IL 1050); Cfr. ConcU. 
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nahen Blutsverwandten, Verschwägerten u. s. w., einander zu heiraten 
und verfugen im Uebertretungsfalle Trennung. Dasa diese Praxis auf 
der Annahme basierte, nahe Blutsverwandtschaft u. s. w. sei ein 
trennendes Ehehinderois, wird niemand bestreiten wollen. Man kann 
nun die Kanonen aller Konzilien des ganzen ersten Jahrtausends 
durchgehen, man wird nicht einen einzigen entdecken^ der bei xwei- 
fellos giltiger Ehe daaemde Trennung der Ehegatten Torschreihtb 
Damach UM sieh beurteilen, wie grundlos die Behauptung aufge* 
stellt ist, bei den gottgeweihten Personen sei trotz Qiltigiceit ihrer 
Ehe die Trennung »zur Strafe« ferfügt Es ist eine unbegreifliche 
Inkonsequenz, auf einmal da, wo ein Kenschheitsgelfibde mit in's 
Spiel kommt, die verfügte Trennung auf einen andern Grund zurfick- 
zuführen al^ , wie der Parallelismus der Kanonen es verlaugt, auf 
üngiltigkeit der betreffenden Ehen. 

b) Bisweilen ist das Eheverbot bezw. Trennung der in Frage 
stehenden sub uuo mit dem anderer Personen verfügt, für welche 
anerkannter Massen ein trennendes Ehehindernis statuirt resp. neu 
eingeschärft werden sollte. So z. B. verordnet das Konzil zu TrosU 
(a. 909)^): Iterum itemmque auctoritate ecclesiastica interdicimns« 
ut deinceps, sicut eanones ecclesiastici probibeat, nuUus Deo devo- 
tam virginem, nulltts snb religionis habitu consistentem, sive vidui- 
tatis oontinentiam professam, Yol sni proximam generis, . . illicito 
contngio ant vi ant consensu acdpiat coniugem: quin nee forum po- 
terit esse coniugium, quod a meliori proposito dedncttnr ad deterins, 
et sub culpa, inoestlTa pollntione et fornioatioikiB immunditia perpe- 
tratur. Hoc ri . . . tentaverint, ab invicem omnimodis separati ez- 
silio perpetuo relegentur.« 

a) Hier sind die gottgeweihten Persontni mit den Blutsver- 
wandten zusammengestellt; wenn also für letztere, so doch sicher 
auch für erstere Treuuung aut Uruud eines treuueuden Ehehinder- 
uisses gefordert. 

p) Vier Mal ist auf die Üngiltigkeit hingewiesen: sub talsi 



AgaiheoM (a. S08), can. 61. (H. II. 1004)} Synodu II. PatrieU, eao. iS9. (H. L 
1796): . . . . >ut quatnor genera dividantur, ncc vidissc dicunt, aao legine.« 

Concil. Vermeriense (a 752), cau. 1. (II. III. I*J90): »In tcrtio gönn cotnimcti 
separantur, et post pocnitentiani aclam, si ita voluoriiit, liccntiain habcut aliis 
so coniungcrc. In quarta autcm conianctione si invoiiti lueriut, eo.s non scpa- 
ramu8, sed poenitontiam eis iudicamus: attamea si factum iion fuerit, iiuUam 
facalt«tem coniangendi in IV. gcneratione damiu*« 

1) 1. e. cau. 8. (H. VI. p. I. 587); efr. ConeiL Bememe (a. 1148) eaa. 7. 
(H. VL p. a 180B)w 
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nominis culpa, incestifa poUuttone et foroicationis immonditia, hoc 
ai tentaverint 

7) Ein Mal ist klipp und klar anagesprochen, dasa solche Ver- 
bindungen keine wahren Ehen sind, also ungiltige. 

Auf Grund dieser üngiltigkeit, »nicht sur Strafet, roflssen 
sie unter allen Umstinden ihr Verhiltnis lOsen und werden »zur 
Strafec in die ewige Verbannung geschickt. 

e) Diese Verordnung ist nicht neu, sondern längst bestehendes 
Kirchenrei ht: iterum iterumque interdicimus • . . sicut canones . . 
probibent. 

Ein begründeter Zweitel kann in dieser Frage nicht bestehen 
bleiben. »Seperentur ab invicemt ist, was imraer für ein Hindernis 
in's Spiel kommen mag, stets ein sicheres principium cognitionis der 
üngiltigkeit solcher Ehen ; wenn es sich also um ein Gelübde han- 
delt, der Solemnität desselben. 

III. Da weitere Nachriehtea fiber uusem Gegenstand aus der 
alt-afrikanischen Kirche nicht auf uns gekonomen sind, können wir 
unsere Untersuchung mit dem Urteil ahschliessen, dass in dieser 
Disciplin die römische Kirche Muster und Vorbild f&r die afrikani- 
schen war, und dass hier wie dort die firgines velatae von An- 
fang an feierliche Gelflbde ablegten. 

3. Kapitel. 

Das feieAkke KeuHhheÜSffd&bde der gof^weUUen Jungfrauen in 

der äU^epauudten KMie, 

Die Synode jsu Elvira (a. 306) »j. 

Sobald die grossen Verfolgungen der Kirche vonseiten der 
römischen Kaiser rorfiber waren, und kirchliches Leben sich offen 
entfalten konnte, machte sich auch das Beddrfnis geltend, die fttr 
die einzelnen Stände ausgebildete Disciplin schriftlich zu fizieren 
und durch pftpstliche Dekrete und Beschlflsse der Synoden gesetzlich 
zu normieren. 

I. Die älteste derartige Bestimmung, die sich mit unsem Jung- 
frauen befasst, ist ein Kanon der Synode zu Elvira. Wir dfirfen darin 
den Ausdruck der* damals in ganz Spanien befolgten Disciplin er- 
blicken, weil bei dieser Versammlung Bischöfe aus allen Teilen des 
Landes anwesend waren. Die Verfügung lautet'): »Vir^incs, quae 
se Deo dicaverunt, si pactum perdiderint virginilatis atque eidem 
libidini servierint, non intelligentes quid amiseriot, placuit uec in 

Ij Utftlt, I. §. 13. - 2) 1. c. cau. 13. (U. L 251). 
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fioem 618 dandam esse oornnroniooem. * QnodBi semel penuasM ant 
infirmi corporis lapsa viüatae omoi tempore Yitae saae hninsmodi 
feminae egerint poenitentlam, nt abetiaeaiit se a eoitn, eo qaod 
lapsae potias ?ideiitar, placoil eas in fioem eommunionem accipere 
debere.€ 

Wollra bier die BieehOfe die Disdpliii festsetien flir jene goU- 
geweibten Jungfrauen, die sich za ferheiraten trachten? Ermöglicht 
dieser Kanon einen Scbluss auf die Art des in Frage kommenden 
Gelübdes? Bei genauer Erwägung des Textes und unter Berück- 
sichtigung des folgenden Kanons, der ebenfalls von Jungfrauen ban- 
delt, sowie der Stellung dieser beiden zu den übrigen Bestimmungen 
der Synode, muss man diese Fragen bejahen. 

1. Vergleichen wir die beiden Kanonen. Beide befassen sich 
mit Jungfrauen ; der erste mit den gottgeweibten , der andere mit 
den weltlichen. Die Ueberschriften sind ohne Bedeutung, da sie 
nicht von den Vätern der Synode selbst herrühren. Kanon 14 ver- 
fflgt, wie Laien- Jungfrauen zu behandeln sind, wenn sie sich mit 
dem andern Geeehlechte verfehlen und dam keindm^ Wie soll es 
aber mit den- gottgeweihten Jnngfiranen gehalten werden, wenn sie 
sich vergehen und dann heiraten? Wenn nicht Kanon 18 darftber 
Auskunft giebt, haben die Yftter darflber nichts bestimmt Und docb 
ist es zum vornherein schon sehr wahrscheinlich, dass die Synode 
tu dieser wichtigen Frage der Disciplin Stellung genommen hai Da 
sie nun in Kanon 13 von diesen Jungfrauen reden und Strafbestitu- 
mung für den Fall des Gelübdebruohes fest setzen , so legt es der 
Paralielismus mit Kanon 14 nahe, dass wir da die Antwort auf 
obige Frage zu suchen haben. 

2. Allerdings redet der Text zunächst nur von jenen, die sich 
vergehen von »Heiratent ist nicht ausdrücklich die Hede. Doch er- 
klärt sich das seiir einfach, wenn man annimmt, dass eben solchen 
Jungfrauen das Recht der Ehe nicht mehr zustand, also jeder Ver- 
such, eine solche im Stillen einzugehen, zusammenfiel mit ver- 
botenem Umgang. Es brauchte also nur för letzteren eine Bestim- 
mung getroffen and diese so formuliert zu weiden, dass etwa beab- 
sichtigte Eheschliessnng mitinbegriffen war. In* dieser Form liegt 
Kanon 13 tbatsftchlich vor. Die ganze Art der Darstellnng läset 
nicht undeutlich erkennen, dass die Väter bei ihrer Strafbeetimmung 
jene Jungfrauen hauptsächlich im Auge hatten, die es wagten, ihrem 
Gelübde untreu zu werden, indem sie den Ordensstand mit dem Ehe- 
stand zu vertauschen suchten. Oder was will denn die vorsichtige 
Begründung im 2. Theile unseres Kanons, dass solche Jungfrauen 
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eher gefallen zu sein «eMieti, ffir einen Gedanken smn Ausdnick 
bringen, wenn damit der Venach, eine Ehe einzugehen, nicht ange- 
deutet sein soll? Sie haben ein Mal aus Nachgiebigkeit oder 
Schwftcbc gefehlt, wenn nun dieses Vergehen nicht einfachhin 
»lapsus« war, sondern nur als solcher angesehen werden kann: 
worin bestand es denn eigentlich? Da ist doch nichts natürlicher 
als an eine versuchte klandestine Eheschliessung zu denken. Ein 
solcher Schritt in schwacher Stunde kann man diesen Jungfrauen 
als einen >lap8us< anrechnen, vorausgesetzt, dass sie ihr Unrecht 
einsehen, reuig umkehren und selbstverständlich ihr Verhältniss vor 
allem wieder aufheben (ut abstineant se a coitu). Gerade diese 
letzten Worte zeigen mit genügender Klarheit, dass die Bischöfe an 
ein quasi-ehelicbes Zusammensein denken, weil sie voraussetzen, eine 
solche Jungfrau habe sich durch ihren Schritt in eine Lage ge- 
bracht, wo auch fernerhin coitus zu fürchten ist, d. b. dass sie einen 
Mann genommen und sich als Frau gerierte. Der 1. Theil des 
Kanon bietet zwar keinen weiteren Anfschlnssy bat aber auch bei 
dieser Auslegung keinerlei Schwierigkeit 

Er besagt, dass gottgeweihte Jungfrauen, die ihr standesge- 
niSsses Leben verlassen und der Fleischeslust frOhnen, ob sie es nun 
mit mehreren thun oder ^ wofOr ein Kanon gewiss iiothwendiger 
war — mit einem in vermeintlicher Ehe leben, selbst des Viatikinns 
beraubt sein sollen. 

3. Was man ge<,'en diese Auslegung vorbringen kann und schon 
vorgebracht hat, lässt sich unschwer entkräften. Den ersten Ein- 
wand: »Von einer Ehe ist zudem ja uiclit die Kede, sondern nur von 
einem Falle der gottgeweibten Frauen in Fleischess&ndeu« glauben 
wir im obigen hinlänglich widerlegt zu haben. Mehr Beachtung 
verdient die weitere Entgegnung: »Dass die Väter der Synode ron 
Elvira gleichwohl nicht an eine Dngiltigkeitserkiftrung des einge- 
gangenen ehelichen Verhältnisses gedacht haben , erhellt schon 
daraus, dass von ihnen als Bedingung der kflnftigen Bekonciliation 
des Betreffenden neben einer reuigen Gesinnung Uber das Oeschehene 
nur die Bntlialtung von der AusAbung der ehelichen Rechte, nicht 
aber die Lösung des geknttpften Bandes gefordert wird.« Damach 
hätten die Bischofs die Ehen der gottgeweihten Jungfiranen fBr un- 
erlaubt, aber giltig gehalten. Wäre diese Annahme richtig, hätten 
die Bischöfe wirklich diese Ansicht gehabt und zum Ansdruck 
bringen wollen, so hätte sicherlich Kanon 13 eine andere Fassung 



1} Dr. ÜchOncii, Art. 4 S. 261 Aum. 1. — 1. c S. 261. 
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erhalten; es wftrc, wie im Kanon 14, ausdrücklich von der Ehe die 
Bede gewesen. Sodann h&lt der einzige Grund, der für diese Be- 
hauptung geltend gemacht weiden kann, iLoineswegs stand. Wohl 
ist dem Wortlaut nach som Empfange des Viatikums nicht TöUige 
Trennung zur Bedingung gemacht, sondern nor: at ahstineant se a 
coitn. Dagegen erhöht sich das schon') besprochene Bedenken, oh 
es je einer Versammlung von Bischöfen in den Sinn gekommen sei, 
durch dauernde Entziehuug der ehelichen Beehte eine unerlaubte 
Eheschliessung zu ahnden. «Mag man über die Zulässigkeit einer 
solchen Strafe, einer solchen Trennung a toro et raensa — denn auf 
diese läuft es hinaus«) — auch anderer Ansicht sind, soviel ist 
sicher, dass sich eine Parallele zu dieser Strafe in der ganzen Buss- 
disciplin nicht auffinden lässt^). Wir gehen darum nicht fehl, wenn 
wir sagen, es sei die Redeweise pars pro toto angewendet d. h. völ- 
lige Trennung ob der Nichtigkeit einer solchen Verbindung statuiert. 
Zum weiteren Beweise dessen vergleichen wir die 2 parallelen Be- 
stimmungen des 1. Konzils von Toledo (a. 400)^). Beide handeln 
von ebendenselben gottgeweihten Jungfrauen. Im Kanon 16 ist als 
Bedingung der Zulassung zur Busse verlangt, dass sie enthaltsam 
lebe; im Kanon 19, dass sie sich von ihrem Manne trenne: gewiss 
soU mit den verschiedenen Worten ein und dieselbe Bedingung ans* 
gesprochen sein, so dass die ersten durch die nachfolgenden ge- 
. genauer erklärt werden. Wenn aber »caste vivantc synonym ge- 
braucht wird Ar »separentur ab invicemc , dann wird den Worten 
»ahstineant se a coitnc gewiss kein Zwang augethan, wenn wir sie 
im gleichen Sinne verstehen. 

4. Damit ist die Schlussfrage nach der Art fragliclier Gelübde 
erledigt. Waren sie nach Ausweis unseres K'iinous ul)3olut für jede 
Ehe trunuendes Hindernis, so ist damit ihre Soleinnität bezeugt. 

IT. An nnd für sich könnte die Strafe der Exkommunikation, 
oder in milderer Form Ausschluss von der Kommunion für immer, 
selbst für die Todesstunde, für unerlaubte Ehescbliessuug verhängt 
werden, obgleich sie auch von einem busseifrigen Geschleohte im 
Vergleich zur Bestrafung andererr Vergehen als sehr hart müsste 
empfunden werden. Doch 1. in Wirklichkeit Iftsst sich kein Kanon 

1) Vgl. oben S. 199. — 3) Cfr. Baiteg L e. pi 8i »Qaae posterior con- 
ditio, at poidbilit «Met, diModationem oontabemii foeit neoenariam.« — 
3) Kanon SS nnd 85 nnierer Synode nnd Pistor Hermae üb. II. mandat. IV. 

können nicht als solche gelten, weit da Enthaltsamkeit nicht zur Strafe ver- 
langt wird. — 4) Vergl. unten §. 10. — 5) Kanon 72 unserer Synode ist der 
einzige, der vitlleichl diese Strafe trotz gütiger Ehe verhängt; doch iit das 
tmticher. Vgl. Ueftle 1. c Bemerkung zu- dieaem Kanon. 
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auffnuleii, der bei zweifellos ^iltiger Eheschlieasung diese Strafe für 
einen oder beide Ehegatten vertQgt. Wo immer in den Kanonen 
verbotene Eben mit kleiner oder grosser Exkommunikation für im- 
mer oder bis zar Trennung der Eheleute bedroht werden« handelt 
es sieh am nngiltis^ eingegangene Verbindangen ^). Gewöhnlich ist 
Blatsrermindtsehaftt Sehwftgerschaft, Fraaenraab« ein schon be« 
stehendes Eheband das Hindernis, welches eine giltige Ehe nicht 
sQStandekommen Iftssi Wenn nun thatsftchlich diese parallelen 
Kanonen nur um der üngiltigkeit dieser Yerbindnngen willen die 
oben genannte Disdplin vorschreiben, so Ist man nicht bloss be- 
rechtigt, sondm genötigt, auch das Oelübde der Keuschheit als 
trennendes Ehehtndernis anf^nfassen überall da, wo es sich als 
einzige Crsache jener Strafe für dio Beteiligten herausstellt. 

2. Wie es die Natur der Sache mit sich bringt, sind die tren- 
nenden Ehehindernisse bisweilen nach einander in verschiedenen 
Kanonen mehr oder weniger vollständig aufgezählt und die Zuwider- 
handelnden mit dem Anathero bedroht. So führt eine römische 
Synode unter Gregor II. Tom Jahre 721 in 1 1 aufeinander folgenden 
Kanonen fihehindernisse an. Ob es verbietende oder trsnnende sein 
sollen, ist nicht gesagt Aber die Form ist so gewählt, daas man 
die Absicht der Vftter nicht verkennen kann, das» sie nur rechtlich 
gleichwertige Hindernisse rar Darstellnng bringen wollten >). Neben 
Blutsverwandten, Verschwftgerten und andern werden auch die gott- 
geweihten Jungfrauen als solche angef&hrt, deren eventuelle Heirat 
die ExkommuDikation nach sich zieht'). Wer da noch zweifeln 
wollte, ob die Väter dieser Synode das Gelübde der monachae vel 
ancillae Dei als trennendes Ehehindernis betrachtet hätten , müsste 
ebenso in Abrede stellen, dass alle die andern genannten Hinder- 
nisse in dieser Zeit trennende in unserem Sinne ^^ewesen seien. Und 
umijekehrt: wer nur eines davon als trennendes ^'elten lässt, rauss 
folgerichtig dasselbe von allen übrigen annehmen. Zwei Jahrsehnte 



1) Vergl. Kanon 8, 9 und G6 unserer Synode; Synode zu Neocasarea 
(a. 314-325), Kanon 2 (Hefclc I. §. 17); Concil. Andegavenac (a. 453), can. 6. 
(H. II. 779); Öynodus I. Patricii (a. 450), can. 19. (H. I. 1792); Öymmachus 
Papa 1. e. can. 4. (H. II. 958); Concil. Aurel. III. (a. 538), can. 6, (H. II. 1426); 
Gonefl. Toled. L (a. 400). eaa. 17. (H. L 902). 

2) I. B. Kanon 1: 8i qnis breBbjthenm dueiit in eoniugium, anathema 
dt; Kanon 5s 8i qnia fieatrii nzorem dnxorik in ooningtaun , aoathema sit; 
Kanon 6: Si qnis Doptem doiorit in eoningiam, aaathena ait 

8) Kanon 8: Si qaia manacham, qoam Dfli ancUlam aivpeUamu, in 
eoniiigiaro dnxecit, anathema dt (H. IIL 186a). 
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später stellt eine anJere römische Synovia uiitßr Papst Zacliarias 
dieselben Khebindernisse in drei Kanonen zusaninien. Au<^l» liier sind 
die gottgeweiliten Jungfrauen (nonnae, nionacliae) im yelben Sinne 
wie die Blutsverwandten als Personen genannt, die man nicht zur 
Ehe nohmen darf, wenn man nicht der EikomniuoikaUoo verfallen 
will. Nur ist hier des weiteren noch hinsugefögt, wenn selche m- 
nielntlichen filieleute eich trennen, können sie zur Busse sogelassen 
werden : ein neuer Beweis fflr die Ongiltigkeit aller dieser Bhen und 
damit fllr die Behauptung, dass das Anathem oder die Eikomninni- 
kation dort, wo ein Gelfibde in Frage kommt, ebenso wie bei den 
andern Hindernissen ein principium cognitlonis ist fdr die Ongiltig- 
keit solcher Verbindungen, und deswegen auch ein principium cogni- 
tlonis für die Solemnitit eben dieser OvlQbde. 

3. Diese allgemeine Betrachtung über die stets gleiche Be- 
ziehung zwischen Exkommunikation und LJiigiltigkeit ehelicher Ver- 
bindungen, ist für uns ein weiterer Wegweiser für die richtige Aus- 
legung unseres Kanon. Es ist nun konsequent, wenn wir annehmen, 
dass die Väter der Synode zu Elvira — ähnlich wie sciion ein halbes 
Jahrhundert vorher der hl. Cyprian von Karthugo und nachher so 
viele Synoden — die Gelübde der gottgeweihten Jungfrauen als 
trennende Ebehindernisse betrachteten und desshalb ihre e?entucllon 
Bhen als fortgesetite sftndhafte Verhftltnisse behandelten und mit 
Bikoromonlkation bedrohten. 

4. »Da ich erwiesen zu haben glaube, dass die Kirche von dem 
Apostel Paolos — sodann von den Siebenmftnnern, welche von Petrus 
und Paulos gemeinsam nach Spanien gesendet wurden, gegründet 
wurde — da sonach die Kirche von Spanien nach der Kirche von 
Rom und überhaupt Italiens, da sie in Leben und Einrichtungen 
sich durchaus nach der römischen Kirche bildete — da die beiden 
Heiligen Pudentiana und Praxedis iu der Mitte des zweiten Jahr- 
hunderts ohne Zweifel gottgeweihte Jungfrauen — virgines Deo di- 
catae — waren — so reicht sicher der Stand der gottgeweihten 

' Jungfrauen in Spanien, wenn nicht in das erste, so doch in das 
swelte christliche Jahrhundert zuffick« *). Wenn also feststeht 
— woran niemand zweifeln wird — , dass Spanien über Born und 
Italien das Evangelium erhalten, so ist es ganz aelhstversttodlich, 
dass es mit dem Glanben auch die evangelischen Räte und deren 
Uebang Im Stande der gottgeweihten Jungfräulichkeit flberkommen 

1) Com». Bonuui. (a. 748). «an. 5. 0. 7. (U. III. 1998). 

2) Qami 1. «. IL Die Synode lo Blvira, Bemerkung so Kbiiob 13. 
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hat und zwar liinsichtlich unserer Frage in der Form, wie sie in der 
römischen Kirche von jeher bestand Wenn darum auch schrift- 
liche Aufzeichnungen über unsern Gegenstand aus den ersten drei 
Jahrliunderten der spanischen Kirche nicht auf uns gekommen sind, 
80 ist ihre Beziebnog zur römischen , wie sie geschichtlich verbürgt 
ist, uns Qnind genug, im Kanon 13 der Synode zu Klvira bezüg- 
lich der Heiratouoffthigkeit der gottgetreikten Jangfraaen keine 
Neaemng so erblicken, sondern nnr eine Fixierang der längst ge* 
übten Diseiplin. Wir kOnnen dämm Ton der altospanisehen Kirche 
nur wiederholen, was wir oben ?on der rOmisehen gesagt, dass das 
Kenschheitsgeläbde der gottgeweihten Jungfrauen, sofern sie wirk- 
liche Mitglieder nnd nicht etwa bloss Kandidatinnen dieses geehrten 
Standes waren, sich von Anfang an der Solemnitftt zu erfreuen hatte. 

§. 10. Die 1. Synode eu Toledo (a, 400) *). 

Wie zn Anfang des Jahrhunderts auf der Synode zu Elvira, 
befassten sich an Ende desselben die Bischöfe Spaniens mit der 
Diseiplin gefallener gottgeweibter Jungfrauen auf der ersten Synode 
zn Toledo. Sie Terordneten*): »Derotam peccantem non recipiendam 
in ecelesia« nisi peccare desierit: et ai di^nens egerit aptam poeni- 
tentiftin deoeni annls, redplat eommnnioneni . . . Cormptorem eiiani 
par poena constringat. Qnae antem maritnm aoceperit, non admit- 
tator ad poenitentiam , nisi adhne mente ipso viro oaste Tifore 
eoeperit, aut posfcqoam ipse deoesserii« Femer beatironiten sie^): 
»Bpiscopi . . . filia, si Deo devota fnerit, et peccaverit, et maritnm 
duxerit . . , : non admittatur ad conimnnionem nisi marito defuncto, 
egerit poenitentiam. Si autem vivente eo secesserit, et poenituerit, 
vel peticrit communionem, in ultimo vitae deficiens, accipiat com- 
munionem. 

I. Die Aehnlichkeit des Kanon 16 mit jenem von Elvira ist 
nicht zu verkennen. Wie dort ist auch hier der Fall vorgesehen, 
wie man eine gottgeweihte Jungfrau disciplinarisch behandeln solle, 
sowohl wenn sie, ohne Eheschliessung zn beabsichtigen, ein sünd- 
haftes Verhältnis anknfipfb, als anch wenn sie es wagt, sieh (drm^ 
lieh so verheiraten; nur ist hier der zweite Fäll getrennt vom ersten 
behandelt, während Kanon 13 von Elvira beides snb nno sosammen- 
fasst Hinsichtlich der Bestrafung ist eine Milderung wahrsnnehmen. 
Frfiher mnsste die gefallene Nonne lebenslänglich Bosse thnn ond 



1) Vgl obm 8. leO. - 3) H. I. 990. - 8) L c cm. lä. — 4) 1. 
euu 10. 
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wurde erst in der Todesstunde der Kommunion wieder theilhaftig; 
jetzt wird ihre Busse — natürlicli \m völliger Lel)en>lH>sserung — 
auf zehn Jahre beschränkt. Diejeui^^e , die sich verheiratet, muss 
mindestens dieselbe Busszeit darchmacbeo , und sie kann zur Ab- 
leistung ihrer Busse erst dann zugelassen werden, wenn ihr Ver- 
häliiiis wieder gelöst ist, sei es dass sie bei Lebzeiten ihres Quasi- 
Gatten Bnihaltsainkeit flbt, oder dass er daroh den Tod fon ibr ge- 
trennt wird. 

1. Mit dieser letitan Bedingang stellen sich die Vftter anf den 
Standpunkt des Papstes Innooens I. *) , der gans dieselbe Disciplin 
fllr die virgines yelatae ▼orschrieb; nnr mit dem Unterschiede, dass 
er dieselbe anch begrflndete darch Hinweis anf die disciplinarisehe 

Bestrafung jener nngetreoen Franen, die hei Lebzeiten ihrer Ehe- 
männer sich andern zugesellten , als oh sie mit diesen in der Ehe 
lebten. Damit ist uns der Schlüssel für die richtige Auffassung 
dieser Bedingung in unserem Kanon gegeben. Erst nach dem Tode 
ihres vermeintlichen Mannes kann eine solche gottgeweihte Jungfrau 
zur Busse zugelassen werden, weil ihr Verhältnis ein fortgesetztes 
Sündigen in sich schliesst, indem bei ihr so wenig von einer giltigen 
Ehe die Rede sein kann, als bei einer Frau, welcher das Hindernis 
des Ehebandes die Eingehung einer andern Ehe unmöglich macht. 
Ist aber die Verbindung durch den Tod des andern Teiles aafgo- 
hoben, so ist die nftchste Gelegenheit damit beseitigt; jetst kann 
erst mit einer omst gemeinten Lebensbessemng der Anfang gemacht 
werden. 

2) Was wird aber ferhingt, wenn eine verheirathete Nonne an 
Lebs«iten ihres Mannes sich bekehren und in die volle Qemetnscbaft 
der Kirche aufgenommen sein will? Ist ihr der Weg aar Umkehr 
nnd Busse abgeschnitten? Nein, sie ist der Kirche jeder. Zeit will- 
kommen, aber sie darf nicht weiter f nsammenleben mit dem, der sie 
znr Ehe genommen. Dero Wortlaut nach ist nur verlangt, ut virgo 
»caste vivere coeperit.c Allein, wie bereits oben*) bemerkt, ist da- 
mit nicht nur die Aufhebung des ehelichen Umganges, sondern die 
gänzliclie Lösung des eingegangenen Verhältnisses gefordert, indem 
der parallele Kanon 19 dieselbe Bedingung in die Worte kleidet: 
ai secesserit. Dass bei dieser Aulhebung der Lebensgemeinschaft 
nicht an eine Trennung >a toro et mensac zu denken sei, haben 
wir schon bewiesen. Es sei aber hier noch speziell anl Kanon 17 

1) Wenn nieht die im Kanon 19 aiifegebeno itiengere Bnite fflr alle 
gelten loUtei die Ehesehlioaang benbtiehtigten. 

2) ?gt oben 8. 97. - 8) S. 204. - 4) 8. 190 n. ft. 
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anserer Synode hingewiesen. Da er sieh nnmittelbar an die Be- 
siimmnng in Betreff der gottgeweihten Jungfrauen anschliesst, ist er 
besonders geeignet, den Sinn, den die Vftter mit ihren Worten znm 
Ausdruck bringen wollten, bei der Aehnlichlt^t des Sachmbaltes 
mit ersehliessen su helfen. Da heisst es, wenn einer eine christliche 
Frau hat und noch eine Konkubine niramt, so ist er von der Kom- 
munion uusgesclilossen und zwar so lange, bis er zu sündigen aufliört 
und durch Busse sich bekehrt. Die durchaus nothwendige völlige 
Trennung von der Konkubine wird hier auch nicht näher und aus- 
drücklicher betont als in unserem Kanon 16 und 19 die Lösung des 
unrechtmässigen Verhältnisses. Die Ungültigkeit der Ehe in allen 
diesen Fällen liegt klar zu Tage. Diejenigen, welche glauben, die 
Khen der Nonnen seien giltig, auch wenn Trennung der Qatten sta* 
tuirt werde als Vorbedingung zur Ableistung der verwirkten Busse, 
vergessen für ihre Behauptung auch nur irgend einen Beweis zu er- 
bringen. Bei Sichtung des reichen Materials haben wir auch nicht 
einen Kanon auffinden IcOnnen, der dieser Ansiebt günstig wftre. 
Hatten Eheleute eine Verbindung unerlaubt, aber giltig geschlossen, 
so mussten sie die in den Kanonen bestimmte Busse Terrichten ; 
von einer Trennung ist dabei nirgends etwas angedeutet. Dagegen 
ist es ganz gewöhnlich, weil innerlich notwendig, dass jenen die 
Busse bis zur Losung ihrer Verbindung verschoben wird , die in of- 
fenbar ungiltiger Ehe lebten Demnach ist die Bedingung : si se- 
cesserit ein vollgiltiger Beweis für die üngiltigkeit fraglicher Ehen 
und die Worte: non . . . nisi caste vivere coeperit sind — wie die 
früher besprochenen: ut abtineant se a coitu — ganz im gleichen 
Sinne zu nehmen: Diese vermeintlichen Eheleute müssen ihre ehe- 
liche Gememschaft gänzlich aufheben, sich trennen und durch lang- 
wierige Busse ihren Fehltritt sühnen. 

II. Nicht za vergessen ist bei Auslegung unseres Kanon, dass 
etwa zwei Jahrzehnte vor Abhaltung dieser Synode Papst Siricius 
über diesen Punkt der Dladplin an den damaligen Bischof Himertus 
yon Tarragona ausf&hrlieh geschrieben >). Es ist nicht denkbar, dass 
die in Toledo versammelten Vftter die pflpstliche Weisung entweder 
nicht gekannt — Bischöfe ans der Kirchenprovinz Tarragona sassen 
unter ihnen — oder nicht beachtet hfttten , zumal der Papst nichts 
Neues in Vorschlag brachte, sondern nur am Bestehenden festsu- 



1) Vgl. oben S. % und 99; Synode zu EWira, Kanon 14 und 61: äyoode 
IQ Ancjra (v. J. 314} Kanon 19 (Hefele I. §. 16). 

2) Vgl. oben 8. 97. — 3) Vgl. oben 8. 92. 
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halten gebot. Wenn 8ie aber dieselbe, weil die Verhältnisse es ver- 
langten 1), auch ihrerseits als Gesets promnlgieren and diesen Willen 
in den vorliegenden Kanonen znm Ansdniek bringen wollten, so dass 
sich letztere als Vollangsordnung des p&psüichen Dekretes präsentieren, 
dann kann in Bezng auf den Eardinalpnnkt der Disdplin, ob solche 
Ehen als giltig oder ungiltig sq behandeln seien, gewiss ein Unter- 
schied nicht walten. Nnn aber hat der Papst in seinem Schreiben 
die Ehen der nionachae anPs schärfste verurteilt nnd als dnrchans 
ungiltige Verbindungen als höchst strafwürdig dargestellt *). Des- 
halb ist es zum vornherein sehr wahrscheinlich, ja die Väter waren 
genötigt, die Disciplin im gleichen Sinne gesetzlich zu normieren 
und die Ehen der Nonnen als ungiltig zu verworfen und schwer zu 
ahnden. Widerspricht etwa der Text unserer Kanonen dieser For- 
derung ? Mit Nichten I Der äussere wie der innere Beweis für 
unsere Auslegung stehen in schönster Harmonie und drängen zu dem 
Resultate, dass die in Frage stehenden Jungfrauen giltige Ehen nicht 
eingehen konnten. 

III. Für welchen Kreis von gottgeweihten Jangfranen gelten 
diese Bestimmongen f Der Ausdruck »devotat oder »Deo devota« 
geben darfiber keine Aufklärung. Dass man aber in Spanien nicht 
weniger als in Rom und anderwärts xwischen virgines velatae und 

nondum velatae in der Disciplin einen Unterschied machte, beweist 
eine Verordnung der Synode zu Saragossa vom Jahre 380^). Schlimme 
Erfahrungen veranlassten die dort versammelten Bischöfe festzusetzen, 
es sollten in Zukunft die gottgeweihten Jungfrauen erst im 40. Le- 
bensjahr und zwar nach guter Erprobuncj in standesgeraässem Ver- 
hultt-'n den hl. Schleier erhalten. Zweifelhafte Elemente sollten dem- 
nach dieser Ehre überhaupt nicht teilhaftig werden. Diese Verord- 
nung beweist einmal direkt, dass beide Klassen von gottgeweihten 
Jungfrauen neben einander bestanden ; sodann indirekt, dass die be- 
sprochenen Kanonen der Synode zu Toledo nur von den virgines 
velatae zu verstehen sind. Gerade deswegen nämlich sollte ein 
langes Verharren in der Probezeit stattfinden, weil da ein eventueller 
Kflcktritt in die Welt und den Ehestand noch möglich war, wäh- 
rend die Konsekration und der Empfang des hl. Schleiers den Ein- 
tritt in den Ordensstand unwiderruflich besiegelte. 

IV. Alles spricht dafür, dass zwischen der Synode von Elvira 
und jener von Toledo eine Aenderuog der Disciplin nicht stattfand. 



1) Vgl. Vorwort unserer Synode. - 2) Vgl. oben S. itö. — 3) can. 8. 
(H. 1. 806). 
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Die grossen politischen Umirftlzongen im folgenden Jahrhundert ver- 
hinderten jede Entfaltnng kirchlichen Lehens. Synoden fiinden nicht 
statt Der erste Kanon ') , der sich wieder mit unserer Disciplin 
befasst, gehört bereits dem 0. Jahrhundert an. Darin tritt eine 
Erweiterung der Solemnität im Sinne des Papstes Syraraachus zu 
Tage ^). Wir schliesseu dies daraus, dass hier zum ersten Mal die 
Gehlbde der Wittwen mit lienen der Nonnen zusamraeugestellt sind, 
was von jetzt an die Kegel blieb. So beginnt für die Kirche 
Spaniens um dieselbe Zeit wie für die römische eine Ausdehnung 
der Solemnität auf einen weiteren Kreis von Jungfraoschafts- oder 
Keoschheitsgelübden, n&mlich um das Jahr 500. 



1) Eine Synode der ProTinx Tarragona im J. 46i ist kram nenaanawarii 

Vgl Hefele II. §. 211. 

2) Conc. Ilerdense (a. 524), can. 6. (U. II. 1065). 

3) Vgl. oben S. Iö9 u. f. 

(FoHseinmg folgt) 
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XXV. 

Das Vorverfahren der BischSIKcheii Curien bei Auflösung der 

nicht vollzogenen Ehen durch den heiligen Stuhl. 

Ton Dr. jar. Karl Ludwig Braun, Domdeehaat und Profaasor in Fulda. 

Wenn schon Prosper Lamhertini in der Quaestio Canonica XXIV 
vom 7. Mai 1718*) in seiner damaligen Eit^enschaft als Secretär der 
S. Congregatio Concilii sagen konnte: »De Summi Pontificis potn^tate 
in dispensando super matrimonio rato et non consammato nuUa est 
in foro et in praxi disputatio,c so besteht heute auch in der kanoni- 
stischen katholischen Doctrin keine wissenschaftliche Controverse mehr 
Ober die Berechtigung des Papstes snr Aoflösung der voUgiltigeo, 
sacramentalen, doch noch nicht Tollzogenen Christenehen*), üud 
die Pnuda des heiligen Stahls weist in jedem Jahre mehrere Fftlle 
auf, in welchen nach dem Gutachten der Gongregation des GoncUs 
ans sehr ge wich tippen Grfinden derartige Ehen nach einem äusserst 
strengen und sorgfältigen Verfahren dem Bande naeh getrennt 
werden. 

Diese in neueren Zeiten häufifi^er hervortretende Machtentfaltung 
des Papstes ist wohl auch darauf zurückzuführen, dass die s. g. 
Trieniuilprobe der Ehegatten , die bei mangelnder physischer oder 
moralischer Evidenz der Impotenz in dem gemeinrechtlichen Process- 
verfahren vorgesrlnicben ist, zwar nicht, wie man wohl behauptet 
hat, aus dem geltenden Rechte verschwunden ist, in der Praxis 
jedoch seit geraumer Zeit durch die unmittelbare Einholung der 
Dispensation der nicht vollzogenen Ehe immer häufiger erübrigt 
wird, ausserdem auch sonstige Impotenzprocesse vielfach lieber auf 
demselben Wege der päpstlichen Aufldsnug der nicht volliogenen 
Ehe au finde gefilhrt werden. 

Bekanntlich hat das Decretalenrecht in Cap. 5 »Landabilem« 
und Cap. 7 »Litterae yestraec De frigidis et maleficiatis. IV. 15. 
die Ton Justinian in Novella XXII. Cap. 6 fQr bestimmte Fftlle vor- 
geschriebene Triennalprobe seinerseits adoptirt. Und noch Bene* 

1) Benedict! XIV. Opera Omnia. Tom. XIII. p. 18. VeneÜli 1788. 

et Quaestio Canonica 54n. L. c. Tom. XIV. p. 128 n. 3G. 

2) Vgl. F/risen, Zur (icschichte des canoDiiK:hea Eherechtes. Arcbi? 
Ar kath. Kirchcurecht. liaud Ü7. 1892. S. 376—381. 
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dikt XIV. De Synodo dioecesana, Lib. IX. Cap. 10. n. 2, sagt: 
»Hanc auiem Justiniani sanctionem expresse approbavit Coelestinos 
III. in cap. »Laudabilemc. 5. De frigidis et maleficiatis, ac proinde 
in foris eccleBiasticia tanqoam lex eanonica allegator et ubiqae reli- 
giöse eostoditar.« Auch die sehr angesehene »loetraetio de causis 
matrimonialibiis in ueniii Jadielorani ecclesiaeticoram Iinperii An- 
striaci«, §. 175, hält dieselbe noch mit Entschiedenheit fest 

Im Gej^ensütze hierzu lehren Avanzini*), Boudinhon •) und 
Gasparn^)^ dass dieses Experimentum triennale aufjL^eliört habe, gel- 
teiide^i Recht zu biMon, und Gasparri bezengt*), das.s dasselbe von 
der Congregation des Concils in der Causa Foroliviensis (Fröjus) 
iiullitatis matrimouii vom 20. September 1817 zum letzten Male 
ihrerseits angeordnet worden sei, wfilireiid Fcijc^) an der aktuellen 
Geltung dit ser Institution festhält und ebeumässig Esnicin nur 
besagt, dass diese Probe ein wenig im Gebrauch beßndlicher Be- 
weisbehelf sei, an dessen Stelle in den meisten FftUen die päpst- 
liche Auflösung der als nicht vollzogen nachgewiesenen Ehe trete. 
Seine auch sonst lehrreichen Worte sind:' »Mais c*est \k [la coha- 
bitation triennale] en qnelque sorte an outillageO ddmod^ que Tod 
conserve, mais qui sert rarement; ou du moios il ne sert, le plus 
souTont, qu'ä pr^parer nne Solution du litige, juridiquement tout 
autre que Tancienne. Bn g^ndral, dans les demandes en nallit^ de 
mariage fonddes sur l'impuissance qui viennent defant eile et l'ors* 
qtt*il est ^tabli qne le mariage en fait n*a pas dtd consommö, la 
Congregation du Concile ne rend plus aujourd'hui de jugement pro- 
non^ant la nullit(5 ou la validite du mariage. Elle deniunde au 
pape d'user du pouvoir, qui lui est reconnu par le droit canonique, 
de dissoudre par une dispense les maria^es non consonimes. Par ce 
moyen, qui peut etre employö toutes les fois que la fcmme est eticore 
vierge, c'est-ä-dire dans tous les cas vrainient interessants, on evite 
de rechercher les caases et la natura de rimpulssauce.« 

Ifan wird dieser letztateren AulEB»sang umso mehr zustimmen 
dflrfen, weil es einmal an einer ausdrficklichen Erklftrung des heiligen 
Stahls dber die Beseitigung der Triennalprobe fehlte dann aber auch 



1) Arfa S. Stdis VI. 1870. p. 512, n. 2, und p. 518. — 2) Cano- 
nieU contemporain. Tom. 17. 1804. p. 248. ^ 8) De ]fatriia<niio. Edit altera. 
Paritiit 1892. Tom. n. n. 1197. p. 888. — 4) L. c p. 868. — 5) De Impedi- 
mentb et Diapemationibne matrimonialibiia. Sd. IIL 1885. p. 417. n. 544. — 
0) Le Mariage en Droit CMoniqiM. Paris 1891. Tome IL p. 285—286. — 
7) Haodweriuieiig« 
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weil nacli dem Zeugnisse von Cappellmann die letztere in manchen 
Fällen in dem Interesse beider Ehegatten, die einer Trennung ent- 
schieden widerstreben, mit dem glücklichen Erfolge angewendet wer- 
den kann, dass die nur scheinbar vorhandene Impotenz gehoben wird. 

Jedenfalls beweisen die bisherigen Ausführungen ans der kano- 
nistischen Doctrin und Praxis, dass die Zahl derjenigen Fälle auch 
in Zukunft nicht unerheblich seio wird , in denen der heilige Stuhl 
auf Ansuchen der Betheiligten und sar Vermeidutig der BoischeiduDg 
Aber Impotens die freitieh nür wenig leichtere Auflösung der nicht 
Tollsogenen Ehe eintreten läset, und dass es sich der Mfihe lohnt, 
das fflr die bischoflichen Gerichte hierbei angeordnete Voryerfahren 
Bur Darstellung zu bringen. 

Die nachstehenden Ausführungen werden naturgemäss zunächst 
die Voraussetzungen feststellen, unter denen dio bischöflichen Ge- 
richte hier überhaupt competent werden können, dann kurz die Zu- 
samraensetznng des also zuständig gewordenen Gerichts darle^'en, 
und hierauf das Processverfahren mit seinen eiiizelnoii Beweisbehelteu 
vorführen, das nach den sehr strengen Vorschriften des heiligen 
Stuhls für die Feststellung der Nichtvollziehung der £be einzu- 
halten ist. 

I. Regdmässig kann der Bischof nur mU auadrüdUieher Er^ 
moMgimg der Congregatio Coneäii Tridentmfur das Vorverfahren 
in Sachen der Auflösung der nuM vollMogenen Ehe compdm4 werden. 

Allerdings sagt Benedict XIY. in der das Verfahren in Via* 
cularprocessen regelnden Constitution »Dei Miseratione« vom 3. No- 
vember 1741. §. 15: »Et quoDiara saepe apud Sedem ApostoHcam 
preces ponrigi solent pro dispensatione raatrimonii rati et non con- 
snmmati, quae ut plurimum pro voto consultivo ad Congreji^ationem 
S. Ii. E. Cardinalium «.'oncilii Interpretum, vel nouuumquam ad 
aliam Congregationem particularem deputatara a Romanis Pontifici- 
bus pro tempore remitti solent; ut huiusmodi instantiae ordine ac 
rite procedant, volnmus ac mandamus, ut supplex libellus Nobis vel 
Romano Pontifici pro tempore exhibeatur, in quo plena et accurata 
totius facti Speeles contineatur, causaeqne omnes in eo exprimantnr, 
quae ad obtinendam petitam dispensationem conducere posse a sup» 
plicante censentur, ut Bomanus Pontifex, eo lecto et mature conside- 
rato, secum deliberare possit, an petitionem rejiciat vel ejus eumen 
alicui ex dictis eongregationibus committat *).« 

1) Hedicina pMtoralia. Ed. Utioa. 1879. IV. De matrimonicw o. 5. e. 

2) BolUriam Benedieti XIV. VenetHs 1778. Tom. L pag. 89. 
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Danach könnte es auf den ersten Anblick scheinen , dass das 
im übrigen wohlbegründete Gesuch um Auflösung einer nichtvoll- 
zogenen Ehe ohne weiteres mit den gerichtlichen Untersucbungs- 
akten zur Sache an den heiligen Stuhl gerichtet werden könne, da- 
mit dann dieser alsbald die Eotscbeidung abgebe. Allein dagegen 
spricht, wie >Le Canoniste Contemporaint >) zntreffend atisfAhri, daas 
hier ein förmliches Processvorfohrea einzuhalten ist, dass jeder Pro- 
eess nur das Mittel ist, am die Endsentena sa ermöglichen, dass 
jeder Proeess von Anfang an nur von dem competenten Richter in 
die Wege geleitet werden darf, dass in diesem Processe der Papst 
allein anständiger Richter ist, mithin anch das gesammte Process- 
vorfahren, einschliesslich des Vorverfahrenn, seitens der bisehöflichen 
Curien nur kraft einer ausdrücklichen Ermächtigung des heiligen 
Stuhls seinen Anfang nelimen kann. 

Dieser freilich nicht überall von den bischöflichen Gerichten 
eiiigehalt»::iien Grundsatz-) ist neuestens von der Congregatio Concilii 
am 16. Juni 1894 ausdrücklich bestätigt worden. Auf die Anfrage 
des Erzbischofs von Warschau: »II. Liceatne sine speciali pro una- 
quaque vice permissione 8. Congregationis recipere instantiam et in- 
stituere processum in ordine ad efflagitandam dispensationem Sanctis- 
simi« ? erfolgte die Antwort: *Ad U. Negative*^). Ein Anderes 
findet nur in den F&llen statt, wenn die Klage eigentlich und ur- 
sprfinglich auf Impotenz lautete, und die Jungfräulichkeit der Frau, 
nicht aber die Iropotens des Hannes feststeht, oder wenn die Frau 
bereit ist, ihre Virginit&t durch gerichtlichen Augenschein zu er- 
weisen, ihren Mann der Impotenz beklagt, dieser aber sich weigert, 
Yor Gericht zu erscheinen, oder wenigstens die Vornahme des Augen- 
scheins an seiner Person bestimmt ablehnt. 

Denn da der kirchliche Richter in Sachen der Impotenz un- 
zweifelhaft competent ist, so kann er unter den gegebenen Verhält- 
nissen auch erkliireii, <iass zwar die Impotenz nicht feststehe, dass 
er aber gewichti^'c Gründe für deren Vorhandensein l)esitze. Wenn 
dann die Frau zur endlichen Erledigung der Angelegenheit den Weg 
der Auflösung der nicht vollzogenen Ehe einschlagen \Yill, dann kann 
sie sich an die Congregatio Concilii wenden und diese bitten, die bis- 
her erwachsenen Verhandlungen wenn schon nicht als gerichtliche 
Akten des DispensationsTerfahrens , dann doch wenigstens als Akten 

1) Le Canoniste Conteraporain. Dii'»Septienie Annee. 1894. j». 594. 

2) Cf. Le Canoniste Coutemporain. 18d5. p. 729. S. C. C. in Caassa d. d. 
20. Jnlii im, 

8j »Le Cinoiiiate Contoaiporain«. 1894. p. 595, 598. 
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des bisherigen lmpotenzverfahreii3 der Entscheidung zu Grunde zu 
legen. Die bisherigen Akten in dem Impotenzprocesse sind dann 
nach der treffenden Bemerkiuii^ des :^Canoniste Contemporain« 
strenge genommen für die Organe des heiligen Stuhls zwar nicht 
»acta judicii«, aber »acta caasae«, die sehr wohl dem von der Con- 
gregatio Ooncilii nun ihrerseits sa eröffDenden gerichtlichen Verfahren 
als Grundlage dienen können. 

Demgemäss erfolgte denn auch auf die Anfragen desselben Ers- 
bischofs ?on Waisehan: »III. Liceatne, absolnta instrnetione causae 
ex titolo impotentiae physicae, qnnm inspeetio corpornm demonstra- 
TÜ ▼irginitatem nxoris, non tarnen evicit impotentiam niariti, trans- 
miiiere acta cansae ad S. G. pro impetranda Sanctissimi dispensa- 
tione?€ »IV. Si uzor virginem se esse, oontendens, virginitateroque 
suam per inspectionem eWncere snstinens, maritnm impotentiae in* 
simnlat, is vero coutumax est, yel, comparendo, negat, sed in* 
spectioni succumbere reuuit, liceatne unilateraliter , id est ad solam 
uxoris instantiam , processum ulterius tractare ac deinceps acta ad 
S. C. trausmittere peteudae a Sanctissiuio dispensationis causa; an 
vero Processus sit inhibendus veniaque 8. C. in ulteriorem ejus in- 
structionem impetranda ?< die Antwort; »Ad III. et IV. Affirma- 
tive *).« 

In allen anderen Fällen dagegen muss, wie gesagt, die Qe* 
nehmigung des heiligen Stuhls zur Eröffnung des VorTerfahrens ein- 
geholt werden, und wenn hiergegen gehandelt wird, dann wird selbst 
im gänstigsten Falle erfahrungsmassig der in dem Verfahren von der 
Congregatio Concilii bestellte Vertheidiger des Ehebandes nicht ver- 
fehlen, anf diesen wesentlichen Verstoss in der nachdrflcklichsten 
Weise anfmerksam an machen. 

IL Was das gmchtUdte Verfahren des auf diese Weise erst 
kompetent gewordenen Bischoft angeht, so fftllt dasselbe nach der 
Praxis der römischen Curie, wie dieselbe insbesondere auch ?on 
Maas ') und Gasparri *) bezeugt wird , zusammen rait den für die 
Impotenzprocesse geltenden Vorsrhriften. Demgemäss iiiuss zunäclist 
die Zusammensetzung des Gerichts nach der alsbald näher zu be- 
handelnden Instructio S. C. Concilii d. d. 22. Augusti 1840. §. llisce 
. praetnissis, genau den Anordnungen der Constitution Benedict XIV. 
»Dei Miseratione« entsprechen. Neben dem Hichter, dem demselben 

1) L. c. 1894. p. 594— 595. — 2) »Ctnoniste Contemporain.« L. c p. 595 
—596. — 3) Kirchenleiieon U. Auflage. Band 4. 1886. i. t. Eheproeeia. S. 216. 

4) Geuitarri, Traotstai Ganonicas de MatrimonitK Tom. IL Paiiiib 1892. 
Ed. U. D. 1197. p. 864. 
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wohl in den meisten Fällen fäglich xar Seite stehenden Richter- 
kollegium and dem Gerichtsechreiber mass za allen und jeden Qe- 
richtshandlungen der Defensor matrimonii herangezogen werden nnd 
swar bei Heidang der Nichtigkeit der ohne seine Mitwirkung er- 
folgten Akte. Die Verhandlongen sind, nm das gleieh hier an sagen, 
mit Ansnahme der Beweisartikel, der Interrogatorien, der Aussagen 
der Parteien , Zangen nnd Sachversttadigen , in lateinischer Sprache 
in Idhren. 

Für das Verfahren selbst sind massgebend die Bestimmungen 
der Instructio S. C. Concilii d. d. 22. Augusti 1840*), deren An- 
wendung von der Praxis des heiligen Stuhls stets von neuem urgirt 
wird. Daneben sind zu beachten die Instructio S. C. S. Officii a. 
1858. Pro conficiendo processu super viri inipotentia et non secuta 
matrimonii consuramatione, accedente Pontißcis dispensatione ab ac- 
curata obser?antia praescriptionum Bullae Benedicti XIV. »Dei Mi- 
serationec >) nnd die Instructio S. C. S. Officii d. d. 20. Junü 1888, 
Ad Episcopos Orientales*), die hier nm so mehr herangezogen wer- 
den kann, weil die Instmctio 8. 0. de Propaganda Fide a. 1888, De 
Jndiciis Eeclesiasticis circa Cansas Matrimoniales^), die ihrersdts in 
Art y. anf die Bestimmnngen der eben genannten Instruction des 
hl. Officiunis toiu 20. Juni 1888 Terweist, nach einer Brklftrnng der 
Inquisition vom 16. September 1891 *) auch von den Bischöfen 
Preussens befolgt werden kann, t Nihil obstare quominus Episcopi 
Oratores sequantur Instructionem S. Congregationis de Propaganda 
Fide pro Episoopis Auiericae septeutrionalis, et dandura mandarant 
decretum s. Officii diei 5. Junü 1890 «).€ 

III. Der Beweis der NichtvolUiehung der Ehe ist sodanu durch 
die geschworene Aassage der Ehegatten, das eidliche Zeugniss von 
regelmässig je sieben Eideshelfern des Mannes und der Frau und 
endlich durch die von beeidigten Sachverständigen bewirkte Vor- 
nahme des gerichtlichen Angenscheins an der Frau an erbringen^ 



1) ColIeeteoM 8. Congregationii d« ProiMiginda Fide. BomM 1893. 
p. 579—581. n. 1571. Batparri, De Matrimonio. Tom. IL p. 547—553. ZUeUi^ 

De Dispcnsationibus Matrimonialibos. Roinae 1887. p. 161—166. 

2) Collectanea S. C. de Propaganda Fide. p. 500—510. Ganparri, 1. c. 
p. 553—555. ZUelli, 1. c. p. 167—169. — 3) Collectanea S. C. de Propaganda 
Fide. 1893. p. 581—591. Art. V. De impedimento irapotentiae. n. 45 — 50. — 
4) Collectanea ciUta. p. 591-594. — 5) Archiv f. K.-K. Bd. 67. 1892. S. 197. 
— 6) Archiv f. K.-R. Bd. 63. 1890. S. 542. — 1] Zu vergleichen ist die kurze 
aber gute Abbandlnng fon ZitelU, De dispensatione «aper vineolo matrimonii 
mti et non eoneammati, bei ZiUUi L e. p. 134—137. 
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1. Für die Aussagen der Ehegatten sind nach der Instruction 
der Inquisition vom 20. Juni 1883*) die folgenden Fragen mass- 
gebend. »Hunc in finem in primis audiendi erunt conjuges ipsi, 
prius ille, qui in causa actor tuerit Isti erunt opportune inter- 
rogandi, a quo tempore se cognoverint; an parentum consensn, 
sponte et mutua voluntate matrimoniura inierint, an eodem cabiculo 
et toro usi fuerint, officiisque conjagaUbus ultro libeoterqae operam 
dederint; an matrimoniam consammaverint ; an ipse examinatus 
cognoscat Tel saspicetnr causas, propter qaas eonsummare neqniyerit, 
licet iteratis yicibos id conatas foerit; an id oonUgerit ob cansam 
?el dcfeeium physicnni ex parte mnlieris, an vero ex parte Tiri; an, 
qnae et qnanto tempore adhibita fuerint medicamenta, Tel alia re- 
media, et qninam fuerint eorom effeotns ; quanto tempore simnl con- 
vixcrint et condorraierint ; quis primus alterum conjugem desernerit; 
quaenam aliae causae accesserint ad separationem producendam ; an 
et (|uil»us parentibus,. amicis, vel propinquis manifestaverint matri- 
moiiium consummatura non fuisse, eosque singillatim nominent. Qua- 
tenus ambo conjuges in responsionibua conveniant, attente conside- 
retur, utnim suspicio adsit alicuius collusionis, et tunc omuia et 
siugula iisdem objiciantur, ut fraus, si adsit, detegatur.t 

Was die Beweiswürdigung dieser Aussagen angeht, so ist zu 
unterscheiden , ob beide Ehegatten übereinstimmend die Nichtvoll- 
ziehung der Ehe l)eschwören oder nicht*). In dem ersten Falle ent- 
scheidet wegen der leicht möglichen CoUusion der Qatten der Um- 
stand, ob auch die anderen von den Parteien vorgebrachten Beweis- 
inittel deren Aussagen bestätigen. Sind diese Beweisbehelfe mangel- 
haft oder thun dieselben sogar das Gegentheil dar, dann sind selbst 
die Abereinstimmenden Aussagen beider Bhegatten unerheblich. Wi- 
dersprechen sich die beidersdtigen Angaben, dann wird die Deposi- 
tion desjenigen Oatten ffir wahr gehalten, mit welcher die übrigen 
Beweise zusammentreffen »). Im übrigen steht im allgemeinen die 
einfache Rechtsverrauthung für die Aussage desjenigen Gatten , der 
die Vollziehung der Ehe eidlich behauptet, wie das mit den übrigen 
kanonistischen Wortführern insbesondere Keiffenstuel ^} und Scbmalz- 
grueber^) mit Nacbdruclc lebreu. 

1) L. e. Art y. 0. 46. p. S90. 

^ Die eidliche Veraehmong beider Ehegatten ist auch in der Instmctio 
S. C. Concilii d. d, 22. Aagusti 1810 in don §§. . »Cum itaque advcnerit« und 
»Eipleto examinc«, 1. c. p. 579 und 580. ausdrücklich vorgeschrieben. 

3) Zitrili in der anf^eführten AbhandUuig »Itaque ad primam«. 1. c. 
p. - t) IOi/lriisf,uf, Jus Can. Univ. Lib. IV. Tit. 15. u. 48-49. — 
6) SctmiatzymcOtr, Eodeui. u. öl — b2. 
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2. Es folgt hierauf der Eidetkdfereid von je sieben, von beiden 
Gatten jederseits benannten Verwandten, an deren Stelle je sieben 
Nacbbaren treten, wenn keine Verwandten za beacbaffen sind. 

Dieser Bid der septima manne« der Siebenereid, über dessen lecbts- 
gesehiebtliche Entwicklung die Darstellung Ton Freisen in dessen Oe- 
scbicbte des canonischen Eberechts sn fergleichen ist^), wurde von der 
kireblichen Gesetigebnng durch Coelestinus IIL und Honorins III. 
officiell in den Decretalen Cap. »Landabilem« nnd »Litterae Testrae«, 
De Frigidis et Af aleficiatis, aus dem germanischen Rechte *) herflber- 
genommen und besteht darin, dass die genannten sieben Zeugen, 
Siebenhänder, als Crrdulitätszeugen eidlich erklären, wie sie die 
Aussagen je der beidon Gatten für wahrscheinlich halten und glauben. 

Die Instruction vom 22. August 1840 bezeichnet deren Be- 
rufung und Aufgabe in den folgenden Worten'): »üt id facllius 
exsequi judex valeat, defensor matrimonii citaMt partem actricem, ut 
indicet Septem sibi sanguine vel affinitate conjunctos , si fieri possit, 
sin minus septero vicinos bonae famae. Singuli audita prius lectura 
ezaminis, seu confessionis conjugis eos indocentis, erunt interrogandi, 
utmm perspectaro babeant religionem et honestatero illius conjugin, 
nt propterea sibi verosimile sit, ac credant, eum vera dixisse. Siroi- 
liter instante defensore matrimonii citandus erit alter conjux, ut 
etiam ipse indicet Septem propinquos vel affines, iisque deficientibus 
Septem ?icinos bonae famae, qui ut supra dictum est depo- 
nant; seorsim erunt hi quattuordecim conflantes septimam manum 
ezamini snbjiciendi designutis diebus et borls, delato prius {ura- 
mento siugnlis. Defensor matrimonii interrogatoria clausa ezhibebit, 
ut saperius dictum est . . . 

Omnes vero testes, congrua congruis referendo, ro^andi sunt, 
praesertim quaudo initum fuerit matriraonium, utrum inter conjuges 
mutui amoris et benevolentiae signa intcrcesserint; quamdiu in 
eadera domo vel civitate cohabitaverint; utrum imiotuerit eos con- 
sumraationi operara dedisse ; an inde matrimonium consummatura 
censeretur; de causis consuniraationem impeditivis; de conquestioni- 
bos, quando et cum quibus factis, et cur noUnt ampUus in matri- 
monio permanere.c 

Aehnlich spricht sich auch die Instruction der Propaganda vom 
20. Juni 1888, n . 47, aus *). 

1) Freiten, Geschieht« des canoD. Eherecbt«. 1888. §. 30. 8. 340. 342. 
^ Tgl. ZOpfl, DentMhe RaebtsgCMhiehto. II. Auflage. Bd. III. 1872. 
9$. m«. 126. 129». 8. 882. 850. 40t 426. 481. 

3) L. c. p. 580. §. »Deinde proccilcndum critt. 

4) L. c Art. T. n. 47. »iDterrogandic. p. 590. 
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Selbstverständlich kann sowohl der Hichter als der Vertheidi- 
ger des Ehebandes Zeugen über die Vollziehung oder Nichtvoll- 
ziehung der Ehe heranziehen, da in diesem Verfahren« nicht wie bei 
einfachen Ebescbeidungsprocessen die Verhandlungsmaxirae, sondern 
die UnterBachnngsmaxime massgebend ist, das Gericht wie der De- 
fensor von Amtswegen alles anfoabieten hat, am die Wahrheit der 
entscheidenden Thatsacben festzostellen, deshalb alle ihm sachdien- 
lich erscheinenden Mittel anwenden mnss, anch ohne dass ihm die- 
selben ?on den betheiligten Parteien geboten sind. Fflr die Auf- 
nähme der Aussagen dieser Zeugen gelten begreiflicher Weise eben- 
mftssig die soeben roitgethetlten Normen. 

Die Anwendung des Siebenereides mag im einzelnen Falle sehr 
schwer durchzurühren sein, ja man hat ihn neuestens seitens be- 
achtenswerther Auctorität als kaum aiisführhar bezeichnet, wie denn 
die »Instructio de Causis matiinionialibiis in usum Judiciorura ec- 
clesiasticoruni Imperii Austiiaci,« §§. 16»). 174. 177, denselben über- 
liaupt für die Impotenzpvocesse fallen gelassen hat. Allein die oft 
genannten Instructionen des heiligen Stuhls vom 22. August 1840 
und vom 20. Juni 1883 halten ^Jen Septiroaneneid so entschieden 
fest, dass jeder kirchliche Richter denselben zur Ausführung bringen 
lassen wird, nm nicht sein gesammtes Vorverfahren, das wahrlich 
an sich schon ferantwortongsvoll und mflhsam genug ist, an einem 
sttbstantiellen Mangel scheitern zu lassen. 

Zum üeberflusse hat die S. Congregatio Concilii in der wieder- 
holt angeführten Causa Varsaviensis vom 16] Juni 1894 den Siebener- 
eid als wesentlichen Bestandtheil des gesamroten Verfahrens be- 
zeichnet. Die Anfinge: »I. Sitne in eansts nullitatis matrimonii ei 
quocunque tilulo coram judice spirituali agitatis necesse exigere, nt 
testes septimae manus producantur, an vero id in solis causis ex 
capite impotentiae devolutis observandum, in ceteris autem oranibus 
praetermitti posse (!) ?< erhielt die Antwort: »Ad I. Negative ad 
primain partem, et tcstimoniiun sepfinuic manm stricto sensu sump- 
tinn crnß ad cot } ohorandam confessionem cof^ugum quoad incon' 
summatiouem matnmonii 

3. Dnerläaslicb ist dann endlich in den gewöhnlichen Fällen 
der an der Frau teUens der beeidigten Saekverstdndigen vorßU" 
ndunende gerichÜiehe Augenschein. 

Die Instruction vom 22. August 1840 schreibt drei von dem 
kirchlichen Richter zu bestellende Hebammen, sodann zwei weitere 

1) Le Ganonitte oontemponin. 1894. p. 595. 
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Experten, Ton denen der eine Ant, der »ndere Ohirorg sein soll, 
Tor und bestimmt dabei, dass in der fortwährenden Gegenwart einer 
ebenmftssig zu depntirenden achtbaren Matrone die kOrperliehe Unter- 
snchnng von den drei Hebammen vorgenommen werden soll 

>Prooedendam etiam erit ad inspectionem corporis malieris. 
Judex, nt supradictnm est de peritis, tres saltem obstetrices depu- 
tabit, qnae a dnobns saltem peritis, uno medico et altero chirurgo, 
ut supra seligendis, sedulo erunt instruondae de recognoscendo visu 
et tactu in muliebriam inspectione. Statuta autern luiius iiispectionis 
die mulier erit traducenda ad doraum honestae matronae pariter a 
judice deputandae pro infrascripta praestanda personali adsistentia, 
atque adstantibus seraper obstetricibus et matrona, imraergenda erit ia 
balneo aquae tepentis, a peritis prius recognoscendo, quod sit aquae 
purae, qno in balneo per spatium saltem triam quadrantium horae 
nnios permanere debebit Quo tempore transacto, adstantibus Semper 
et praesentibus matrona et obstetricibus, statim, ne ullom spatium 
ant momentnm temporis mulieri detur, quo ad arctandnm vas ullo 
medicamenio ant aliqna frande nti queat, ad ipains corporis inspectio» 
nem a singniis seorsim de?eniendum erit, adstante Semper et praesente 
matrona. Qua in re prospiciendum etiam, nt haec recognitio flat tem- 
pore tantum dinmo et in cnbiculo luminoso, ut ex inspeetione bu- 
jusmodi, utrum mulier Tirgo sit an violata et eorrupta, adbibitis 
artis regulis, exactins deprehendatnr i).« 

Hierauf soll der Befand zunächst von den Hebammen einzeln 
dargelegt und unter Berücksichtigung der von dem Defensor ver- 
schlossen und versiegelt überreichten weiteren Interrogatorien von 
den ersteren noch genauer festgestellt, sodann dem Superarbitrium 
der beiden Experten unterzogen werden. »Peracta hinc recognitione 
seorsim singulae obstetrices referent de virginitatis aut corruptionis 
indiciis ab inspectione resultantibus , an certa et qaalia supersint 
Signa et argumenta intemerati aat corrupti claustri virginalis, et an 
nlla frans ad virginitatem simnlandam adhiberi potaerit Deinde 
super bis magis praecise deponent in responsionibus ad interrogatoria, 
quae daosa et obsignata exhibebit defensor validitatis matrimonii. 
Deinde formali examini enmt snbjiciendi periti, quomm jndidnm 
erit exquirendnm super relatis et depositis ab obstetrieibus *).< Hier- 
bei soll auch die genannte achtbare Matrone darüber Temommen 
werden, ob dieselbe wihrend der gesammten Dauer des Bades und 
der Untersachung gewissenhaft ihres Arotes gewaltet habe. 

1) Instructio S. C. C. d d. 22. Ang. 1Ö40. CulUclanea cit p. 531. 

2) L. c §. Judex, p. 5äl. 
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Sofern der Defensor von einer weiteren Beweisanordnung ab- 
sehen za dürfen glaubt, schlies»t der Richter das Beweis; erfahren, 
schreitet zar Publication des Processes und unterschreibt das hier- 
über za erlassende Decret sagleieh mit dem Defensor nnd dem Oe- 
riehtsschreiber. 

Hieran schltesst sich das VertbeidignngsTerfhhren an, in wel- 
chem auch der Defensor neue Beweisbehelfe ?orbringen und ver- 
folgen kann>), und wenn anch dieses Verfahren dnrchgefflhrt ist, 
fibersendet der Richter die sftmmtlichen in der Sache erwachsenen 
Verhandlungen an die Congregation des Goncils, die nun ihrerseits 
die letzte Entscheidung des Papstes herbeiführt. 

Bei weitem eingehender, in.^besondere vom physiologischen Ge- 
sichtspunkte aus, hinten die Vorschriften der »Instructio S. C. S. Of- 
ficii. a. 1858. Pro conficiendo processu super viri impotentia et nou 
secuta matrimonii consumniatione,€ die übrigens einige Erleichterun- 
gen in dem Verfahren gewährt, deshalb dem Richter willkommen 
sein wird und an dem in der Anmerkung ') genannten Orte nachge- 
lesen werden kann. Hier werden nur zwei Hebammen verlangt. Das 
von beiden nach vorgftngiger Vereidigung erlangte Ergebniss der 
Unteranchnng ist dem Qerichte mitzutheilen , von diesem schriftlich 
aufzunehmen und hierauf der ferneren Begutachtung von »duo «al- 
tem ei celebrioribus civitatis phjrsici medidnaro et chirurgiam cal- 
lentesc zu unterziehen Ist auch dann noch ein Zweifel aufkuhellen, 
dann sollen die beiden Hebammen nach vorgehender genauerer Be- 
lehrung seitens der Biperten nodimals ihrs Aussagen Aber den Be- 
fund erneuern, und wenn auch jetzt eine volle Klarheit Ober die 
Sache nicht zu erreichen ist, so sollen die Experten selbst die Unter- 
suchung vornehmen, immer in steter Anwesenheit der mehr genannten 
achtbaren Matrone, und dann ihr mit den erforderlichen wisseaschaft- 
lichen Gründen versehenes Parere dem Gerichte übergeben. 

Noch ist zu bemerken, dass dieselbe Instruction der Inqui- 
sition vom Jahre 1858 über das oben in der Instruction v. 22. August 
1840 vorgeschriebene Bad sagt, das dasselbe nur vorgenommen wer- 
den soll, wenn die beiden Hebammen und die zwei Experten dasselbe 
fAr ndhwendig erachten , wfthrend die weitere Instruction derselben 



1) Instractio cit. §§. *Quatenus< und *Loeu§ deinde*. L o. p. 581. 

2) Codectanea cit. p. 510. n. 14M. §. CnrpuB deinde. Bei der hohen 
wissenschaftlichen Aasbildung unserer Aerzte wird es in dem Ermessen des Ge- 
richtes stehen, db die Sachverständigen zwecks schärferer Darlegung des Be- 
fundes auch auf diese Instruction hinzuweisen sind. 

8) L. e. p. 509. 

. Kj, ^ by Google 
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Inquisition vom 20. Joni 1888 von diMom Bade gftnzlich schweigt ^). 
Dennoch ist wohl anxnnehmen, dass diese Massnahme wegen der 
aosdrflcklichen Vorschrift der vom heiligen Stuhle stets von neuem 
betonten Instruction vom 22. August 1810 nur dann wird unter- 
lassen werden dfirfen, wenn dieselbe von den beiden Hebammen and 
medicinischen Experten (ttr fibertlflssig erk;lärt werden sollte. Dass 
die Vornahme dieses Bades lebensgefthrlich sei, wie man wohl be- 
hauptet hat, erscheint nach der Erklärung der von dem Verfasser 
za Rathe gezo^^enen mediciuischen Sachverständigen als eine unbe- 
gründete Befürchtung. 

Diese körperliche Untersuchung der Frau ist übrigens nach 
der nämlichen Instruction vom 20. Juni 1883*), weil selbstredend 
anerheblich, dann zu unterlassen, wenn die Frau vorher Wittwe war, 
oder vor oder nach der Trennung von ihrem Manne sich in Un- 
pflichten mit einem Anderen eingelassen hatte. »Haec mulieris in- 
spectio omittenda erit, si ea vidua sit, aut constiterit, post separat 
tionem a coiyuge, cum quo Iis eilt ^^i» com alio viro 
commercium habuisscc Der Beweis der Nichtvolhnehung der Ehe 
ist in solchen Fftllen eben schwerer an erbringen und mnss, wenn 
möglich, in anderer Weise durchgeführt werden. 

Das gleiche muss aus anderen Orfinden' für die dwek Pro- 
ewratum geaMmmm Ehen gelten , die um deswillen niemals voll- 
zogen worden sind, weil die beiden Gatten nach der Traanng nie- 
mals zusammengetroffen sind, einer derselben den anderen vielmelir 
treulos verlassen, sich in unbekannte oder unerreichbare Ferne be- 
geben, vielleicht gar eine zweite Ehe bei Lebzeiten seines rechtmäs- 
sigen Gatten attentirt hat. 

Lehrreich sind hierfür die Entscheidungen der S. Congregatio 
Concilii in Causa Urbaniensi d. d. 12. Januarii 1726 und in Causa 
Oretensi d. d. 22. Junii 1895«). 

Bei der ersten Entscheidung lag der nachstehende Sachverhalt 
TOr. Die in Lissabon wohnhafte Isabella Britti war dortselbst durch 
Proeuration mit dem in S. Angelo in Vado in Italien wohnhaften 
und dort weilenden Paschalis Christine getraut worden. Auf der See- 



1) I]ittnietio8.a8.0lllciid. d. 90. Jii]dll88& art S. n. 45-50. L. «. 

p. 500-591. 

2) L. c. p. 591. n. 49 sab flnem. 

3) Richter, ConciUum Tridentinum, 1853. p. 280. n. 140. Thesaurue 
Reaolutiotium S. C. ConcUii Tridentini. Tom. III. 1745. p. 257—259. 

4) U canuninU contemporain. 1895. Tom. XVIII. p. G38— 689. 
Ada S, Sedis. Vol. 28. 1896. p. 838 -352. 
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reise l&sst sie sich mit dem KapiUa des Schiffs, dem Eng^länder 
Riecardue io ein Verh&ltaiss ein, verweilt mit demselben viele Tage 
auf dem Schiffe auf der Bbede von Livome, kehrt dann in seiner 
QeseUachaft nach Gibraltar snrück nnd Uesi eich dort mit ihm nach 
anglikaniachem Bitnt tränen. Der so achmerslich getftoschte Chriatlno, 
der seine Fran als solche niemals gesehen hat, Uast den Thatbe- 
stand insbesondere durch die ersbischdfliche Cnrie von Pisa fest- 
stellen nnd wendet sich an den heiligen Stuhl mit dem Gesuche nm 
Aoflösung fleiner mit Isabella Britti eingegangenen Bhe unter der 
gleichzeitigen Erklärung, dass er die letztere selbst dann als seine 
Frau nicht mehr annehmen werde, wenn dieselbe, was nicht anzu- 
nehmen sei , ihrerseits auf dem Zusammenleben mit ihm bestehen 
sollte. Die Congregatio Concilii ertheilt auf die übliche Frage; »An 
Sit Sanctissimo Domino Nostro Consilium praestandum pro dispensa- 
tione super matrimonio tamquam rate et non consummato in casu?€ 
die Entscheidung: »Affirmative, et committendum in forma commis- 
saria Archiepiscopo Pisanensi juxta instrnctionem i).c 

In dem aweiten Falle hatte Damasa G. am 8. März 1884 zu 
Oviedo durch Procuration den in der Hjibanna wohnenden Peter 
Emmanuel D. geheirathet; dieser hatte dann nichtsdestoweniger am 
7. Juli desselben Jahres mit Anna G. eine neue Bhe attentirt nnd 
hierauf seiner ersten Prav, die ihn in der Habanna ansuchen wollte, 
sein Erstaunen fiber diese ihre Absicht ausgedrückt, da er bereits 
anderweitig verheirathet sei. Als Damasa nun bei der MsehOflichen 
Cnrie von Oviedo das Gesnch um Einleitung des Verfahrens wegen 
Trennung ihrer Ehe mit Peter Emmanuel durch den Papst ein- 
brachte, wies die Congregatio Concilii den Bischof von Oviedo an, 
>ut omissa quaestione de nuUitate matrimonii ex revocatione man- 
dati, si haec tractari prudenter et utiliter non possit, ad tramitem 
Constitutioiiis »Dei miserationec et Instructionis S. C. anni 1840 
. . . Processus fiat ad evincendum sponsos numquam simul con- 
veniflse; ad quem effectum ezaminabitnr primnm actrix: deinde non- 
nnlli, et si fieri potest septem ab ea proponendi testes rogabuntur 
an haec mnlier digna fide sit, et an revera a die 3. Martii 1884 
numquam Oveto discesserit, aut saltem in Americam profecta sit 
Bodem tempore committatnr Guriae Uabanensi examen Bsnnanuelis 
D. et testium ab eodem indncendomm, ut vicissim praestabiliatur 
eumdem Emmannelem a die 8. Martii 1884 ez Habanensi insula 
non discessisse, aut saltem in Europam non venisse. Quod si rens 



1) TbeMunroi BeiolntioiiQni 8. & a Ton. IIL 174S. p. SSSl 
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conventus, etiam omiasa inqnisidione de rerocatione mandati, jndiei 
8e siatere et testes proponere reeoset, roandetar jadici snbdelegato, 
Qt nonanllos teates inier Gonsanguineos et amioos ejnsdeni Em- 
mamielis ex officio acceraat et exeaüat. Quibos ad eritam perdnctia 
acta universa ad S. C. roittantur.c 

Aus den endlich nach vielen Schwierigkeiten unrl Weitläufig- 
keiten zum Abschluss gekommenen Verhandlungen ergab sich zur 
Evidenz, dass von den beiden jungen Leuten der eine Amerika, der 
andere Spanien niemals verlassen hatte, dass sie niemals zusammen- 
getroffeu wareu, somit die Ehe nicht vollzogen sein konnte. So ent- 
schied denn die Congregatio Concilii am 22. Juni 1895 auf die üb- 
lichen Dubia: »I. An ooDStet de nallitate matrimonii ei revocatione 
mandati in caea: et quateniu negati?e; II. An consnlendum sit 
Sanetissimo pro diepensatione a matrimonio rato et non eonsnmmato 
in casQ — R. Praevia sanatione Actoram. Ad I. NegatiTe; ad II. 
AffirmatiTe 

In aolchen und ftbnücben F&llen, in welchen daa Verfahren 
etwa fiberhaupt nicht oder nicht ToIIatändig nach Analogie dea Im> 
potenzproceaaea durchgeführt werden kann , aind eben von dem 

Bischöfe in dem Gesuche um Erlaubniss zur Einleitung des bischöf- 
liclien Vorverfahrens die gesammten thatsächlicben Verhältnisse ein- 
gehend darzulegen und die hierauf ertheilten Anweisungen der Con- 
gregatio Concilii genau zu befolgen. Bei der überaus grossen Man- 
nichfaltigkeit des menschlichen Lebens ist für die soeben dargelegten 
anormalen Fälle ein allgonieint.'S , überall massgebendes Prinrip für 
die Verhandlungen nicht aufzustellen. Wohl aber wird wenigstens 
die eidliche Aussage der Ehegatten über die Nichtvollziehung der 
Ehe und die Auwendung des Septimaneneida' auch hier ihre Holle 
spielen , wie diea letztere sieb aus der aoeben mitgetheilten Caoaa 
Ovetenaia vom 22. Juni 1895 ergibt. 

Daaa endlich die BiachOflichen Curien nicht aelbat durch einen 
förmlichen Bichterspruch erkl&ren l[Onnen, daaa die Ehe nicht voll- 
zogen sei, wie diea in einer am 20. Juli 1895 vor der Congregatio 
Concilii verhandelten nnd ablehnend beaehiedenen Sache nicht ohne 
feste Kritik des theologischen Consultors der Congregation gleichwohl 
geschehen ist*), bedarf nach den oben S. 214—216 im Anschlüsse 
an die Entscheidung der Congregatio Concilii vom 16. Juni 1894 
Ad IL gegebenen Aasfubrungen um deswillen keiner besonderen Be- 



1) Le Canoniste contemporain. 1895. p. 688—689. 

2) La Canoniste contomporain. 18Ö5. p. 729—730. 
Archiv flir Kircheorccbt. LXXVl. 
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merkang mehr, weil der kirchliche Richter ohne ausdrückliche Er- 
inftchtigung des heiligen Stuhls regelmässig nicht einmal das Pro- 
cessTorrerfahren eröffnen, gMchweige denn mit formellem Bingriffi» 
in die Jurisdiction der römischen Curie die angebUche Thatsache, 
dasB die Bhe eine nnYolteogene geblieben sd, dnrch eine feierliche 
Bndsentens seinerseits ÜBststellen kann. 

Die gesammten Verhandlangen sind vielmehr dem heiligen 
Stuhle einfach zu flbersenden und mit einer Erklärung des Defensor 
matrimonii zu ▼ersehen, wie dies die oft genannte Causa Varsayiensis 
vom 16. Juni 1894 ergibt, die auf die Frage: »V. Num in supra 
relatis casibus (I. II. et III.) necessario annectendae sint uon modo 
conjecturae Defensoris, sed etiam opiniones Theologi et Canooistae?c 
antwortete >Ad V. Negative*).« 

Schliesslich möge noch die Bemerkung von Gasparri') hier eine 
Stelle finden, der lehrt, dass zwar die durch die mehrgenannteu In- 
structionen des heiligen Stuhls gegebenen Vorschriften zur Qiltigkeit 
des Verfahrens unbedingt einzuhalten sind, dass dies jedoch nur ?on 
den wesentlichen Beweismitteln gilt. Seine Worte sind die folgenden. 
»Diximns tarnen quoad substanHaUa^ quia e. g. in Curia Parisiensi 
inspectio corporis mnlieris fit non ab ohstetricibns, sed a dnobns 
peritis, assisiente non matrona, sed religiosa ei illis qnae mnlieribus 
parturienÜbns opem praestant. Inspectio corporis viri fit non a qnin- 
que, sed a dnobns peritis; tandem jndex, defensor matrimonii et can- 
cellarins nnmqnam aocednnt, statuta die et honit ad locnm in- 
speetlonis; et tamen S. C. C. acta ejusdem cnriae sanare non seiet« 

Man wird dem angesehenen Kanonisten an dem katholischen ' 
Institut zu Paris um so mehr beipflichten können, weil auch die wieder- 
holt angeführte »Instructio de causis matrimonialibus in usum Ju- 
dicioruni ecclesiasticorum Imperii Austriaci,« was insbesondere das 
analoge Verfahren bei dem Pjheliinderniss der Impotenz angebt, in 
den §§. 174 und 175 die Untersuchung der Frau durch Hebammen 
fallen gelassen, vielmehr überall die Thätigkeit von zwei, nach der 
üeberzeugung des Gerichts und des Defensors in Bezug auf ihre 
wisseascbaitlicheu Kenntnisse und ihre Unparteilichkeit das vollste 
Vertrauen verdienenden Sachverständigen (»duo rei peritit) angeord- 
net hat, eine Bestimmung, die wenigstens vom physiologischen Stand» 
pnnkte ans gerechtfertigt erscheinen dfirfte. 

1) Le Canonisto contemporain. 1894. p. 595 — r»9(). 

2) Tractatus canoaicas de liatriaiouio. Pariaiis 1892. Tom. IL n. 1197 
p. 864. nota 1. 
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XXVI. 

Das Dekret „Quemadmoduni'' fOr Ordentfrauen ond Lalen- 

genossenschaften. 

Von Augu$lin Arndt S. J., Prof. des canon. Beehtos in Knkan. 

1. Dekret, 

durch welches einige Grundsätze betreffs der Herzens- und Gewissens- 
rechenschaft vorgeschrieben werden, welche in Fraoea- oder Mftnner- 
Klöstern vor den Oberen abzulegen ist. 

Wie alle meoschlichen Dinge, so gut and beilig sie in sich 
sein mögen, dem Miasbraacbe nnterliegen, ae können aneli die 
weisesten Qesetn ?on den Menscben anf Verhältnisse, die ihrem 
Geiste nnd Zwecke fremd sind, miasbrinchlich aasgedehnt and an- 
gewendet werden. Es geschieht daher zuweilen, dass Gesetze den 
von den Gesetzgebern beabsiehtigten Zweck nieht mehr^ erreichen, 
ja manchmal sogar die entgegengesetzte Wirkung haben. 

In sehr bedauerlicher Weise ist dies eingetreten bei den Satz- 
un^ifen mehrerer Congregationen, Genossenschaften oder Institute von 
Frauen, welche einfache oder feierliche Gelübde ablegen, so wie auch 
bei solchen Genossenschaften von Männern , welche ihrem Berufe 
nach Laien sind und auch nur von Laien geleitet werden. In man- 
chen dieser Constitutionen war nämlich die sogenannte Gewissens- 
rechenschaft gestattet worden, damit die Ordonsgenossen bei vor- 
kommenden Zweifeln unter Leitung erfahrener Obern den steilen 
Weg der Vollkommenheit sicherer f&nden; infolge dessen haben dem 
erw&hnten Zwecke zuwider manche eine auf das Innerste des Ge- 
wissens sieb ausdehnende Ausforschung, wie eine solche allein iär 
das Sakrament der Busse statthaft ist , als allgemeine üebang ein- 
gefl&hrt. Bbenso war den Kirchengesetsen gemftss in den Consti« 
tntionen Torgeschrieben worden, dass die Beicht in derartigen Gom- 
roanitftten bei den daza bestellten erdentlichen and ansserordent- 
lichen Beichtvfttem stattzufinden habe: dem entgegen sind «nige 
Obere in ihrer Willkflr so weit gegangen, dass sie ihren Unter- 
gebenen einen aosserordentlichen Beichtvater ?erweigerten, sogar in 
dem Falle f wo diese zur Beruhigung ihres Gewissens eines solchen 
sehr bedurft hätten. Endlich war den Oberen eingeschärft worden 
bei der Leitung ihrer Untergebenen bezuglich der besonderen Buss- 
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flbongen und anderer Werke der Frömmigkeit nach den bewährten 
R<?geln der Diskretion and Klugheit zu verfahren; aber auch diese 
Weisung ist von ihnen dahin missbraucht worden, dass sie ihren 
Untergebenen den Zutritt znm Tische des Herrn bald nach Belieben 
erlaubten, bald gänzlich untersagten. Hierdurch ist es geschehen, 
dass diese heilsamen und weisen Verordnungen, welche den geist- 
lichen Fortschritt der Ordenspersonen, die Bewahrung und Förderung 
des Friedens und der Eintracht in den Communitäten zum Zweck 
gehabt hatten, nicht selten zur Gefährdung der Seelen, zur Be- 
ängstigung der Gewissen und zur Störung des friedlichen Zusam- 
menlebens gerei«'htpn, wie dies die häutigcMi Rekurse und Beschwerdeti, 
welche von Seite der Untergebenen dem h. Stuhle unterbreitet wur- 
den, aufs klarste darthun. 

Aus diesen Gründen hat Se. Heiligkeit Papst Leo Xlll ge- 
iTiäsa <ler besonderen Fürsorge, welche er diesem auserlesensten Theile 
seiner Heerde angedeihen lässt, in einer Audienz, die er mir, dem 
Cardinal- Präfekten der h. Congregation für die Bischöfe und Ordens- 
leute am 14. December 1890 bewilligt hat, nach reiflicher und sorg- 
fältiger Erwägung aller Umstände beschlossen, festgesetzt und an- 
geordnet, wie folgt: 

L Se. Heiligkeit erklärt (är nichtig und ungflltig und setzt 
fBr die Zukunft ausser Kraft alle in den Constitutionen frommer Ge- 
nossenschaften und Institute von Frauen, sei es mit einfachen oder 
mit feierlichen Gelfibden, sowie auch aller männlichen Laien- Gongre- 
gationen, wenngleich diese Constitutionen in was immer für einer 
Form, selbst der sogenannten speciellsten (specialissima) die Gut- 
heissung vom h. Stuhle erhalten hätten , enthaltenen Anordnungen 
ohne Unterschied , welche die innerste Herzens- und Gewissenseröff- 
nung betreffen, in welcher Weise und unter welchem Namen sie ge- 
scliehon mag. Daher legt er ilen Vorstehern und Vorsteherinnen 
dieser Institute, Congregationen und Genossenschaften ernstlicli auf, 
dass sie in ihren Constitutionen, Direktorien und llegelbüchern (Ma- 
nualien) die vorgenannten Bestimmungen vollständig und gänzlich 
tilgen. In gleicher Weise erklärt er alle damit in Verbindung 
stehenden Gebräuche und Gewohnheiten, auch die seit unvordenk- 
lichen Zeiten bestehenden, fftr aufgehoben und nicht mehr zu Recht 
bestehend. 

II. Strenge verbietet er flberdies den gedachten Oberen und 
Oberinnen, welchen Bang und welche Stellung immer sie einnehmen 
mOgen, jeden Versuch, die ihnen untergelienen Personen anmittelbar 
oder mittelbar, durch Befehl, Rath, Rinschflchterung , Drohungen 
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oder Schineieheleien nir Ablegnng dieser GewisseDsrechenschaft zu 
bringen. Umgekehrt befiehlt er den Untergebenen, die niederen 
Oberen, welche sie etwa hierzu zu veraDlassen wagen, bei den 
höheren zur Anzeige zn bringen. Handelt es eich nm den General- 
obern oder die Generaloberin, so ist die Anzeige bei dieser h. Con» 
gregation [der Bischöfe und Ordensleute] zu machen. 

III. Die vorstehende Bestimmung hindert jedoch keineswegs 
die Untergebenen aus eigenem Antriebe und aus freien StQcken ihr 
Herz ihren Oberen zu eröffnen zu dem Zwi^cke, um von deren KIaj(- 
heit in Oewisseiiszwoifeln und G(?wissensiiötheii Rath und Leitunj^' zu 
erlangen zur Erwerbung von Tagenden und zum Fortschritte in der 
Vollkommenheit. 

IV. Indem ferner die üestimraungen, welohe das heilige Concil 
?on Trient in der 25. Sitzung 10. Kapitel Ueber die Ordensleute und 
Benedikt XIV. sei. Andenkens in der Constitution »Pastoralis curaec 
über die ordentlichen und ausserordentlichen Beichtväter der Ordens- 
genossenschaiten getroffen, in Krafl bleiben, ermahnt Se. Heiligkeit 
die Bischöfe und Oberen ihren Untergebenen einen ausserordentlichen 
Beichtvater nicht zn versagen, so oft jene ihres Gewissens halber 
eines solchen bedfirfen, ohne dass aber diese Vorgesetzten irgendwie 
nach dem Grunde einer solchen Bitte forschen oder zeigen, dass 
ihnen dieselbe missßlllt. Damit nun diese fürsorgliche Anordnung 
nicht wirkungslos bleibe, fordert Se. Heiligkeit die Bischöfe auf, in 
den Orten ihrer DiOcese, in welchen sich weibliche Genossenschaften 

• befinden , geeignete mit den nöthigen Vollmachten ausgerüstete 
I^riester zu bestellen , an welche dich jene behufs Empfanges des 
h. Busssakramentes leicht wenden können. 

V. Was aber die Krlaubniss oder <1:h Verbot die h. Cofumunion 
zu empfangen betrifft, bestimmt Se. Heilii^keit, dass <li('S(? Erlauhniss 
oder dieses Verbot nur dem ordentlichen oder ausserordentlichen 
Beichtvater zustehe, ohne dass es den Oberen gestattet sein soll sich 
hierin irgendwie einzumischen, ausgenommen den Fall, dass Jemand 
von ihren Untergebenen seit der letzten sakramentalen Beichte der 
Commnnitftt Aergerniss gegeben oder sich ein schweres Äusseres Ver* 
geben hfttte zu Schulden kommen lassen, so lange bis der Schuldige 
das Sakrament der Busse wieder empfangen hat. 

VL Bs werden daher alle ermahnt, dass sie sich bemfihen, sich 
mit aller Sorgfalt auf die h. Communion vorzubereiten und dass sie 
dieselbe an den von der Regel bestimmten Tagen empfangen. Dem 
Beichtvater aber steht es allein zu, einen Öfteren Empfang der 
h. Comuuiniou zu gestatten, so oft er einen solchen mit liilcksicbt 
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auf den Eifer und den geistlichen Fortschritt einer Ordensperson für 
erspriesslich erachtet; immer aber muss derjenige , welcher die Er- 
lau bniss einer öfteren oder etwa gar der täglichen Commnnioa er- 
langt, davon seinen Oberen in ReDiitnias seiseii. Qlaubt dieser ge- 
rechte Qnd schwerwiegende Qrfiade gegen den hftufigeren Empfang 
der h. Gommnnlen zu haben, so soll er gehalten sein, diese Gründe 
dem Beichtrater mitsntheilen, bei dessen Entechmdnng es dorchans 
sein Bewenden haben mnss. 

YII. Anch befiehlt Se. Heiligkeit aUen Oberen ohne Ausnahme, 
den General- , Profinxlal- und Lekalobem der obgenannten mftnn- 
lichen and weiblichen Ordensinstitute, dass sie die Verordnung dieses 
Dekretes gewissenhaft und pünktlich beobachten, bei Vermeidung der 
Strafen, denen die Oberen, welche den Befehlen des heiligen Stuhles 
zuwiderhandeln, ohne weiteres (ipso facto) verfallen. 

VUl. Endlich bestimmt Se. Heiligkeit, dass das gegenwärtige 
Dekret in die Landessprache übersetzt den Constitutionen der vor- 
genannten frommen Institute einverleibt und wenigstens einmal im 
Jahre zu einer bestimmten Zeit in jedem Hause, sei es bei dem ge- 
meinsamen Mahle oder in einem besonders dazu berufenen Kapitel, 
mit lauter und yernehmlicher Stimme vorgelesen werde. 

Dies alles hat Se. Heiligkeit beetimmt und verordnet, mit 
Aufhebung alles dessen, was dem irgendwie entgegensteht, anch 
wenn es zu diesem Zwecke besonders und dgens erw&hnt werden 
mfisste. 

G^ben Rom ans dem Sekrstariat der h. Congregation der 
Bischöfe nnd Ordenslente am 17. Deceraber 1890. 

J. Card. Verga, Prftfekt. 
Fr. Aloysius^ Bischof von Kallin, Sekretär. 

DU wrpfliehimde Kraft des IMuretes, 

1. Das Dekret gilt, wie unter I. ausdrücklich gesagt wird, für 
die Genossenschaften und Institute von Frauen, sei es mit feierlichen 
oder einfachen Gelübden, und für alle männlichen Laien-Coogrega- 
tionen oder Orden, welche ausschliesslich aus Laien bestehen. 

Zu solchen gehört die Congregation der Damen vom Heiligsten 
Herzen Jesu, die Congregation der Schulbrüder, der Orden der ür- 
snlinerinnen. Das Charakteristische bei den männlichen Genossen- 
schaften ist, dass dieselben nur aus Laien bestehen (?iromm omninb 
laioomm nnd: Tiromm professione et regimtne penitns laleorum) das 
Decret verpflichtet also z. B. nicht die von Dom Boeco gestifteten 
Salesianer, noch auch die Boeminianer, Lazaristen n. s. f., wie die 
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h. Congregation am 15. April 1891 ia einem Beakripte (ad II) er- 
klärte >). 

2. Das Dekret verpflichtet im Gewissen alle diejenigen, welche 
es angebt: »Der h. Stuhl hat beschlossen, festgesetzt und angeordnet« 
(Volait» eonsUtuit atque decrcvit). Da nun in dem Dekrete Wen- 
dungen vorkommeD, wie: »Se. Heiligkeit trftgi ernstlich aufc (serio 
iniungit), »verbietet straog,« (probibet distriete), »bei Vermeidung 
der StrafeD, denen die Oberen, welehe den Befehlen des h. Stahles 
zuwider handeln, ohne weiteres verfallen« (sab poenis oontra Su- 
periores Apoetolicae Sedis roandata violantes ipso facto incarrendis), 
so folgt daraas« dass es unter schwerer Bände verpflichten will. Das 
OIHrhe ist aus den einleitenden Worten zu ersehen , in welchen der 
h. Stuhl die Wichtigkeit dieser Anordnungen mit den Worten kenn- 
zeichnet: »Hierdurch ist es geschehen, dass die heilsamen und weisen 
Verordnungen, welche den geistlichen Fortschritt der Ordenspersonen, 
die Bewahrung und Förderang des Friedens und der Eintracht in 
den Ordensgemeinden zura Zweck hatten, nicht selten zur Gefährdung 
der Seelen, zur Beängstij^ung der Gewissen und zur Störung des 
friedlichen Znsammenlebens gereichten. Aus diesen Gründen« u. s. f. 

8. Das Dekret muss in die Landessprache ubersetzt den Con- 
stitutionen der vorgenannten frommen Institute einverleibt und wenig- 
stens einmal im Jahre za einer bestimmten Zeit in jedem Hause, 
sei es bei dem gemeinsamen Mahle oder in einem besonders daza 
berufenen Kapitel, mit laoter nnd vernehmlicher Sltimme vorgelesen 
werden. 

Ueber die Beobachtung dieser Vorschrift sowie Aber die strenge 
Ansfähning aller Bestimmnngen des Dekretes haben die Bischöfe zn 
wachen, wie es ihnen in dem das Dekret begleitenden Schreiben kund- 
gegeben wurde : Se. Heiligkeit befiehlt allen Ordinarien, ohne Unter- 
lass über die vollständige Auslührung des Dekretes eifrig und sorg- 
fältig zu wachen , auch kraft besonderer Delegation des h. Stuhles. 
Von dieser Autorität des Bischofs sind indess die barmherzigen 
Schwestern vom h. Vincenz von Paul zunächst ausgenommen. Nach 
einem Rescripte der h. Congregation vom 15. April 1891 gehört die 
Ausführung des Dekretes bei den genannten barmherzigen Schwei>tern 
den Oberen der Congregation der Missionen zu : An Erwägung, dass 
die barmherzigen Schwestern eine ganz besondere Einrichtung bilden, 
in Bflcksichtnahme auf die voa den Päpsten gegebenen Erklftmngen 

1) Der Grand des Zweifels lag in den Worten des Begleitschreibens: 
»Ii« damtaxat viroroni lostitstii eseeptis natan ac reginine proiras «oeleiia- 
■ticis.« 



Digitized by Google 



232 



Amdtt Dtkret ^Quemadmodum', 



und Vorrechte, besonders von Pius VII. und Leo XIT. gl. Anged., 
Wfdche Se. Heiligkeit Leo XIII. am 25. Juni 1882 bestätigt hat, 
gehört die Veröffentlichung des Dekretes und die Ueberwachung 
seiner Ausführung dem General der Priester von der Mission zu, sei 
es, dass er dies selbst oder durch die Visitatoren derselben Congre- 
gatioD ausübt, vorbehaltlich der Apostolischen Congregation der Or- 
dinarien im Falle einer Nactilitasigkeii seitens der Oberen der Con- 
gregation der Mission.« 

Dieses eben citirte Dekret erlftntert zogleieh allgemein die 
Olansel des Beglettsehretbens: »etiain vi specialis Apostolicae Sedis 
delegationis.« Die Worte und die ganze Massregel des Rescriptes 
weisen anf einen Passus der BvAU Fask^aUs eitra fon Benedikt XIV. 
surfick, wo tär den Fall, dass der Ordensobere nicht selbst ausser* 
ordentliche Beichtvftter bestimmt dem Bischof die Pflicht auferlegt 
wird, das Versäumte nachzuholen. Hieraus erscheint sich die weitere 
Folgerung zu ergeben, dass in allen Orden, welche nach den Be- 
stimmungen des Hechtes einen anderen Oberen haben als den Bischof, 
die Verpflichtung, das Dekret in tleti ihm unterworfenen Ordensge- 
meinden zu veröffentlichen und «lessen Ausführungen zu überwachen, 
dem Ordensoberen an erster Stelle zukommt. Auf andere Ordens- 
gemeinden, welche nicht nach den Bestimmungen des Rechtes unter 
einem eigenen Oberen stehen , findet dieses Hescript selbstverständ- 
lich keine Anwendung, gleichviel ob dieselben selbst einen Cardinal 
als Protektor haben. 

3, Die Geunssetisrechenschi^i, 

h Das Dekret hebt die Verpflichtung zur Gewissensrechen- 
schaft auf und schreibt vor, alle auf dieselben bezfiglichen Stellen 
aus den Regel- und Gebr&uchebfichem zu entfernen. Sprechen wir 
zuerst von der letzteren Verpflichtung. 

Weder die frflhere Bestfttigung der bisherigen noch eine Ge- 
wohnheit irgend welcher Art vermag in Zukunft das Recht der Gc- 
wissensrechenschaft aufrecht zu erhalten. Die Verpflichtung, die auf 
die Gewissensrechenschaft bezüglichen Stellen zu entfernen, ist eine 
durchaus schwere und ganz materiell und wörtlich zu verstehen. 
In allen Exemplaren der R^^creln und Handbücher ist auf jeder Seite, 
auf der von der Gewissensrechenscliaft die Rede war, jegliche An- 
deutung derselben zu vernichten, so dass sie weiter nicht mehr da- 
selbst gelesen werden kann. Erstreckt sich dies Qebot selbst auf 
die autographirten oder anders als durch Druck vervielfältigten 
Exemplare? Es ist dies nach den Ausdrücken, welche der h. Stuhl 
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gewählt, ganz «weifellos: »Vollständig entfernen nnd gänzlich weg- 
lassen,« und zwar In »ConsUtntionen, Direktorien und Handbüchern. c 
Ob diese nun geecbrieben oder gedruckt sind, thnt Niebts sar Sache, 
da der heilige Stuhl nicbt von Bflchern spricht und seine Absicht 
dabin geht, die Qewissensrecheiiscbaft in den gedachten Qemein- 
scbaften ganz und gar abznechaifen nnd anfonheben. 

Mass nun diese Ansmerzang und Aenderung sofort vor sich 
gehen? Die Kosten eines Neudrackes können fftr weit verbreitete 
Institute ganz beträchtlich sein. Das Dekret des heiligen Stuhles 
setzt keinen bestimmten Termin fest. Vielleicht kann man deshalb 
dein zustimmen, was der gelehrte Kapuzinerpater Pie de Langogne, 
Consultor der h. Congregation, sagt. Die h. Congregation der Riten, 
arguraentirt er, hat verboten Ornate aus WollenstolTen beim heiligen 
Messopfer zu gebrauchen. Dennoch gestattet sie, wo solche noch 
vorhanden, dieselben erst nach und nach durch seidene zu ersetzen, 
wenn die wollenen Ornate untauglich geworden sind. In gleicher 
Weise lässt sich vielleicht dies Dekret dahin auslegen, dass eine 
grossere Ausgabe den genannten €k>ngregationen nicht mit einem 
Schlage hat auferlegt werden sollen. — Wie dem aber anch sei, in 
jedem Falle wird es das Bestreben der Obern sein müssen, nach 
Massgabe der Möglichkeit schleunigst nene Exemplare der Consti- 
tutionen n. 8. f. drucken zn lassen und in den inzwischen gebräuch- 
lichen bereits jetzt nnferzfiglich alle auf die Qewissensrechenschaft 
bezüglichen Stellen Terkleben oder herausschneiden zn lassen. 

2. >Der h. Vater ▼erbietet den gedachten Oberen nnd Oberin- 
nen streng, jeden Versuch die ihnen untergebenen Personen unmit- 
telbar oder mittvlhar, durch Befehl, Rath, Einschüchterung, Droh- 
ungen oder Schmeicheleien zur Ablegung dieser Qewissensrechen- 
schaft zu bringen. 

Einzig das Wort Eath bedarf einer weiteren Erklärung. ISicher 
ist es einem Oberen oder einer Oberin nicht verboten eine furcht- 
same Seele, von der sie weiss, dass dieselbe sich ihr gern eröffnen 
möchte, zu ermuthigen. Andererseits wArde der Obere gegen das 
Dekret fehlen, der einem Untergebenen sagte: Ich rathe dir mir 
dein Gewissen zu eröffnen, da dn dessen durchaus bedarfst und diese 
Sache sehr nfltzlich ist. Dies ist der Wille Gottes, ohne dies gibt 
es kaum einen wahren Fortachritt in der Tugend, wahren Gehorsam, 
wahres Ordensleben. £in solcher Bath käme einem rooraltschen 
Zwange nahe nnd ist deshalb gänzlich Terboten. Sicherlich wäre es 
anch gegen den Geist des Dekretes, Hesse die Oberin solche Schriften 
zu Tische lesen, in denen die Nätzlichkeit der Gewissonarecbenschaft 
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dargestellt wird, ohne Rücksicht darauf, dass die Verfasser nicht au 
Laieuobern gedacht haben. 

3. Oehen wir auf deu Gegenstand des Verbotes näher ein. 
Damit eine Frage streng unerlaubt sei, muss dieselbe die ionerate 
Herzens- und Gewiasenseröffnung betreifeu und von einem gewissen 
moralischen Zwange begleitet sein: Befehl, Rath, Binscbflchter- 
ung, Schmeichelei. Die so qnalificirte Frage muas die innerste 
Herzens- nnd GewissenserOffnnng bezwecken. Also ist anch jede 
Frage verboten, welche von den vorher genannten Umständen nicht 
begleitet ist, wenn der Gegenstand derselben der gleiche ist. Der 
h. Stuhl hat nicht nur jeden Zwang verhüten, sondern anch das 
gesammte Gebiet des Innersten Herzens und Gewissens vor unbe- 
fugten und ungeeigneten Eingriffen schützen wollen, wie die Ein- 
leitung des Dekretes zeigt. So schwierige Dinge sollen dem Beicht- 
vater, der priesterlichen Leitung vorbelialten bleiben. Im üebrigen 
wird der Fall kaum eintreten, dtiss die Oberen eine dieses Gebiet 
berülirende Frage stellen , ohne dass ihre Stellung eine derartige 
Wirkunt,' übt, dass die Untergebenen sich in ihrer Freiheit be- 
schränkt fühlen. Zudem liegt für den Oberen alsdann selbst die 
Gefahr nahe, alsbald einen moralischen Druck auszuüben, denn ohne 
Interesse an der Antwort zu haben wird er diese Frage nicht stellen. 
In jedem Falle endlich schliesst eine solche Frage eine mehr oder 
minder grosse Gefahr für das Seelenheil der Untergebenen ein. Den 
Laienoberen geht die nötbige Kenntnlss der Theologie gftnzlich ab« 
aber sie werden doch meist die Fragen nicht stellen, ohne anch eine 
.\ntwort zu geben, auf welche sich der Untergebene verlassen nnd 
nach der er handeln soll. Bereitet die Kirche ihre Priester dnrch 
langjährige Studien auf ihr Amt vor, ganz besonders durch das 
Studium der Moraltheologie und unterwirft sie dieselben wieder- 
holten Prüfungen, ehe sie ihnen die Leitung der Seelen anvertraut, 
wie kann sie da wünsclien , dass Laienoberen , welche nicht die ge- 
ringste Vorbildung für ein so wichtiges Amt besitzen, sich in die 
innersten Herzens- und Gewissensangelegenheiten als Führer ein- 
dringen , welche die von den Wogen der Zweifel hin uud her ge- 
worfene Seele in den sicheren Hafen praktischer Wahrheit führen? 

Wohl hatte der hl. Cassian die Gewissensrechenschaft seinen 
München vorgeschrieben, wohl hatte auch der bl. Basilius in der- 
selben ein Mittel der Vollkommenheit nachzustreben für seine Söhne 
erkannt, indess beide setzten in den Oberen eine laugjährige Er- 
fahrung verbunden mit der eingehendsten Kenntniss der besten 
ascetischen Grundsfttze voraus. Selbst die Heiligkeit vermag, wiü 
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die hl. Therese bezeugt, ohne Erfahrung und Gelehrsamkeit nicht die 
QewissenserOfifnung zum Heile der Seelen zu lenken. Dies war der 
Grand, weshalb der h. Stuhl sehen bisher Laienoberen und Ordens- 
firauen eine solche gar nicht oder nur in beschränktem Masse zu ge- 
statten pflegte. In den Jahren 1860 und 1861 wird allein fflr 11 
solcher Qrdensgemeindon die GewissenserOfhnug wegen der einge- 
schlichenen Missbrftuche ausdrAcklich untersagt oder ihr Gegenstand 
eingeschrftnkt auf die Äusseren Ueberschreitnngen der Regel. Durch 
das gegenwftrtige Dekret wird nun jede von Seiten der Oberen aus- 
gehende Veranlassung zur Qewissenseröffnung beseitigt , jede Ver- 
pflichtung dazu aufgehoben. 

4. Es ist nunmehr die Frage zu beantworten, wie weit das 
Dekret seine Geltung ausdehnt, d. i. welche Klassen von Personen 
es von der Gewissensrechenschaft befreit. Das Dekret findet An- 
wendung auf alle, welche der Oberin untergeben sind. Solche Per- 
sonen sind ausser den Ordeusleuten, welche bereits die Gelübde ab- 
gelegt haben, zuerst die Novizen. Gewiss ist es für diejenigen, wel- 
chen die Erziehung und Leitung der Novizen obliegt i nicht noth- 
wendig, eine Gewissensrechenschaft zu erhalten, um Aber den wahren 
Beraf zu urtheiien. Die Beobachtung der Novizen pflegt eine so 
genaue und so andauernde zu sein , dass die Frage des Bernfes mit 
vollkommener Sicherheit sich nach derselben lösen Iftssi Wenn 
flbrigens eine Gewissensrechenschaft allein zu einem richtigen Dr- 
theil beßlhigte, mfisste eine solche ja vor allen Mitgliedern der Or- 
densgemeinde abgelegt werden, welche Aber die Zulassung zu den 
Gelflbden zu entscheiden haben, und zugleich denselben die Erlaub- 
niss zu Theil werden,' sich des in derselben Gesagten zu bedienen. 
Endlich dürfte auch der Beichtvater eine Entscheidung über den 
wahren Beruf im Bereiche des Gewissens haben. Geeignete Fragen 
über erlaubte Gegenstände, z. B. ob der Novize alle Hebungen des 
Ordenslebeus treu erfüllt, werden diesem leicht Gelegenheit geben, 
sich auch über anderes auszusprechen. 

In den meisten Ordensgemeinden leben auch Postulanten, o(t 
durch eine besondere Kleidung ausgezeichnet. Diese pflegen einen 
Theil der Noviziatsübangen mitzumachen und sind in ähnlicher 
Weise wie die Novizen den Oberen unterworfen. Diese sind ganz 
sicher »Untergebene« im Sinne des Dekretes. Gilt aber das Ver- 
bot des Dekretes auch für solche Postulantinnen, welche sich erst 
zum Eintritt melden P Es sind dies Personen , die der Autorität des 
Oberen unterworfen sind, wenigstens ffir die Zeit, durch welche die 
Aufnahmeprüfung dauert, und so wird man sich mit den allgemeinen 
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Fragen über den Beruf u. s. f. begnügen müssen. Immerhin aber 
wäre diese Art PostulantinoeD iu keiner Weise zur Anzeige ver- 
pflichtet, wenn die Oberin gegen das Dekret bandelte. 

Es bleiben die Pensionärinnen and die Personen, welche in 
einem Ordenshanse geistliche Uebnogen machen. Jedenfalls ist, 
wenn auch das Dekret im strengsten Sinne hier keine Anwendnng 
findet, jede Fordenmg einer Qewissensrecbenschaft^ ein schwerer und 
oft sehr gefthrlicber Missbraach. 

Binem wahrhaft Qott liebenden Oberen, der auf die ftossere 
Beobachtnng der Bogel mit Entschiedenheit, aber anch mit Liebe 
dringt, wird es nicht schwer werden , das Vertrauen seiner Unter- 
gebenen zu gewinnen, so duss sie gern zu ihm ihre Znflncht nehmen. 
Der Beichtvater hingegen wird nie vergessen seitjeu Pönitenten die 
l'rticht strengen Gehorsams und kindlichen Vertrauens aii's Herz zu 
legen. Im Uebrigen ist es ihm auch nicht verboten, seinen Beicht- 
kindern in gegebenen Fallen anzurathen sich dem Oberen zu eröff- 
nen, um seine Leitung zu er!)itten, denn so bleibt der Recurs zu dem 
Oberen stets noch freiwillig. Er wird dies um so lieber thun, wenn 
er überzeugt sein kann, dass verständige Oberen mit ihm Hand in 
Hand gehen werden, um ein gleiches Ziel zu erreichen. Es wäre 
also durchaus falsch etwa za sagen, dass nach dem Dekrete der 
Priester allein die Leitang der Seelen in den KlOstem habe. Wohl 
hat der Priester die Qnade des Standes, am die Seelen anf dem 
Wege des Heiles za führen; nichts also darf sdn heiliges Amt 
irgend wie beeintrilchtigen, aber andererseits gestattet der h. Stahl, 
welcher die gebotene Gewissensrechonschaft aafhebt nnd Torbietet, 
zugleich den Untergebenen sich den Oberen ans eigenen Stücken nnd 
frei zu eröffnen, um von ihrer Klugheit und Liehe Rath und LeUung 
zum Fortschritt in den Tugenden und zum Wachsthum in der Voll" 
kommcnhe^t zu erhalten. Diese Zufiuciit hat der h. Stuhl selbst er- 
ölTnet, nnd fortan wird es also Aufgabe des Priesters und der Oberen 
sein, gemeinsam demselben Ziele zuzustreben. 

5. tDen Untergebenen befiehlt Se. Heiligkeit die niederen Oberen 
bei den höhereu zur Anzeige zu bringen, wenn jene es wagen sollten, 
sie zur Gewissensrechenschaft zu veranlassen. Handelt es sich um 
den Generalobern oder die Generaloberin, so ist die Anzeige bei der 
h. Congregation der BisohOfe und Regulären zn machen.« Auch 
dieser Theil des Dekretes Terbindet anter einer schweren Sünde. 
Die Anzeige- VerpAicbtnng liegt jeder einzelnen Person ob, welche 
Seitens der Oberen znr Gewissensrechenschaft veranlasst werdoi 
sollte, es sei denn, dass sie sicher wüsste, dass diese Anzeige be* 
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reite ron einer sweitea Pereon gemacht wird. Um so mehr also reicht 
es hin, wenn eine Person im Namen Aller die Anzeige erstattet. 
So oft indees das Vergehen Seitens der Oberen ernenert wird, ebenso 
oft erw&ehst denjenigen, welche darunter zn leiden hatten, die Ver> 
pfliebtnng, die Uebertretnng des vorstehenden Verbotes znr Änieige 
an bringen. Die Zeit, innerhalb deren die Anieige an erstatten ist, 
wird in dem Dekrete nicht bestimmt Drftngt also keine Nothwen- 
digkeit, d. h. setet der Obere sein nnklnges nnd ungehorsames Vor- 
gehen nicht fort, so kann man fflr die Anzeige eine geeignete Ge- 
legenheit abwarten. Wfirde der Qeneralobere auf eine derartige An- 
zeige so gegen den Untergebenen selbst vorgehen, dass er selbst 
es zu wünschen scheint, die Gewissensrechenschaft möge den Oberen 
auch ferner abgelegt werden, so wird er gleichfalls der h. Con- 
gregation der Bischöfe und Uegularen angezeigt werden müssen. 
Handelt es sich um eine blosse Nachlässigkeit, so besteht wohl, 
wenn das Uebel andauert, das Recht, zur h. Congregation seine 
Znttttcht zu nehmen , über eine solche Pflicht steht indess aas dem 
vorliegenrlen Dekrete durchaus Nichts fest. 

6. Bleibt aber nicht nach wie ?or das Verh&ltniss der Ordens- 
firanen zn ihrer Oberin, des Ordensmannes zu seinem Laien- Vorge- 
setzten dasselbe wie frfiher? Mnss nicht anch femer das Verhftlt- 
niss Ton Mutter zur Tochter, Ton Vater zum Sohne zwischen dem 
Oberen und Untergebenen bestehen bleiben ? Auf diese Frage ant- 
wortet ein weiteres Dekret des heiligen Stuhles: »Dies hindert aber 
keineswegs die Untergebenen frei und ans eigenem Antriebe ihre 
Seele den Oberen zu eröffnen, um ?on ihrer Klugheit in Zweifeln 
und Aengsten Rath und Leitung zur Erwerbung von Tugenden und 
zum Fortschritt in der Vollkommenheit zu empfangen.« 

Zwei Punkte sind in dem Dekrete besonders zu erwägen ; Der 
Ausdruck »frei und aus eigenem Antriebe« und die Grenzen, welche 
der freiwilligen Seeleneröffnung gesteckt werden. Das Recht des 
Oberen der Wächter der Regel zu sein , ist durch das vorstehende 
Dekret in keiner Weise verkürzt. Es bleibt ihm nach wie ror un- 
benommen, zu jeder Zeit den Untergebenen nach den Gründen einer 
tb&tlicben, wahrnehmbaren Uebertretung der Regeln zu fragen, z. B. 
wenn derselbe ohne Brlaubniss das Haus rerl&sst, oder ihn auf die 
Folgen gewisser Yon der Regel untersagter Dinge aufinerksam zn 
machen, z. B. den Sehaden der Sonder-Frenndschaften. — Der Frei- 
heit der freiwilligen SrOlfnung der Seele wflrde es hingegen durch- 
aus widerspreehen, wenn der Obere eine bestimmte Zeit feetsetzen 
wollte, in der er bereit ist, diese entgegenzunehmen nnd in welcher 
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also die Untergebenen vor ihm zu erscheinen haben. Wie könnte 
noch da von eigenem Antriebe die Rede sein, wenn der Untergebene 
befürchten niQsste, dass sein Nichterscheinen am bestimmten Tage 
oder sein Stillschweigen das henliche Einvernehmen mit dem Oberen 
gtOreii würde? Dero Untergebenen selbst wird es freilich am leich- 
testen sein xn der Zeit, wo er dem darch die Ordenslconstitationen 
dazD berechtigten Oberen Rechenschaft ftber sein Amt nnd seine 
Beobachtong der Ordensregel ablegt', sich Raths an erholen in 
etwaigen Zweifeln nnd Aengsten, die ihm bei der Erwerbung TOn 
Tugenden nnd dem Fortschreiten in der Vollkommenheit binder- 
lich sind. 

Welches sind nun die Gegenstände, auf welche die freiwillige 
Seeleneröflfnung sich erstrecken darf? Der Umfang derselben hat 
eine bestimmte Begrenzung. Zunächst scheint es nicht bedeutungs- 
los, dass in dem Dekrete da, wo die Gewissensrechenschaft verboten 
wird, der Ausilruck Herzons- und Gewissenseröffnung (I), oder Ge- 
wissenserötVnung (II) wiederkehrt, während bei der Oestattung frei- 
williger Kröflfnung die Eröfifnung des Herzens mit gewissen Grenzen 
nach zun und Umfang omgeben wird: »Um ?on der Klugheit der 
Oberen in Qewissenssweifeln und Gewissensnöthen Rath und Leitung 
xn erlangen znr Erwerbung von Tugenden und zum Fortschritte in 
der VoUkommenheit.c (III.) Znm Zwecice der ehemals flblichen Qe- 
wissensrechenschaf t, welche die Vergangenheit anging, ist nnd bleibt 
anch die freiwillige BrOffnnng Tcrhoten, rar Erreichung grosserer 
Vollkommenheit fflr die Znknnft aber gestattet 

Was bedeuten aber die Worte: »Znr Erwerbung von Tugen- 
den und zum Fortschritte in der Vollkommenheit ?c Einige Autoren 
verstehen diese Worte von denjenigen Fortschritten, welche sich 
durch Handlungen nacli aussen kundgeben, wie Stillschweigen, Pünkt- 
lichkeit, Geduld t,^egen lästige Personen u. s. f. Indess eine solche 
Kestriction ist durch den Wortlaut des Dekretes nicht gerechtfertigt. 
Die äussere Beobachtung der Regel ist doch kaum die Quelle zu Ge- 
wissenszweifeln und besonders zu Gewissensnöthen (anxietates) , so 
wie die Erwerbung von Tugenden nnd der Fortschritt in der Voll- 
kommenheit nicht leicht von einer äusseren Erwerbung nnd einem 
rein Äusseren Fortschritt verstanden werden kann. Auch der Ein- 
gang des Dekretes weist auf das Qegentheil hin. Er weist uns anf 
den ursprflnglichen Zweck der Oewissensrechenschaft wie anf den 
Missbrauch hin. Der ursprAngliche nnd gerechtfertigte Zweck der- 
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selben war: »Damit die Ordenspersonen bei vorkommenden Zweifeln 
anter Leitung erfahrener Oberen den steilen Weg der Vollkommen- 
heit sicherer fanden.c Der Missbranch, der sich einschlich, bestand 
darin, dass *dem erwähnten Zwecke zuwider eine auf das Innerste 
des Cfewissens skh amdehnende Äusforsekmigf sowie eine solche 
allein fttr das Sakrament der Baase statthaft ist, als allgemeine 
Uebnog eingefflhrt worden.« Was lobenswerth war, ist also jetst 
beibehalten, was missbränchlieh, abgeschafft nnd anterdrflcict worden, 
denn dies war ja das Ziel des Dekretes. Ist dies die Eichteehnnr, 
naeh welcher die Worte derselben zu messen sind, so Ist also ans 
der Reihe der ffir die freiwillige Eröffnung gestatteten Dinge alles aus- 
geschlossen , was eigentlich nur der Beichte anzugehören hat : die 
Fehler, welche die Materie des Sakramentes der Busse sind, Sünden 
in Gedanken und Handlungen, soweit dieselben nicht in foro eiterno 
in sich und ihrer Schwere nach bekannt sind, ihre Zahl, Art und 
die erschwerenden Umstände. Dosgleichen die Versuchungen des 
Pönitenten, die Gefahren, die seine Tugend in den Gelegenheiten 
läoft, in denen er sich befindet, und die Ergrüudung des Gewisseos, 
deren der Beichtvater bedarf, um den Stand des Pönitenten zu ken- 
nen nnd ihn zu leiten. Der Beichtvater kann alles fragen , was er 
an diesem Behafe fragen zu mflssen glaubt, denn er hat fiber die 
Vergangenheit das Urtheil zn fällen nnd f&r die Zukunft den Weg 
10 weisen; nnd seinem Rechte zn fingen entspricht die Verpflichtung 
des POnitenten zn antworten. Der Obere hingegen kann nicht welter 
fragen und forschen, denn die SeelenerOffimng Ist frei und der Onter- 
gebene kann jeden Punkt wählen, der Ihm beliebt. 

Mit anderen Worten der Obere Ist nicht Richter des Gewissens, 
sondern Rather und Helfer zur Erreichung der Vollkommenheit. 
Wie weit erstreckt sich also von diesem Gesichtspunkte aus das Ge- 
biet, welches der freiwilligen GewissenseröfTnung gestattet wird? 
Um die Gegenstände zu bezeichnen, wäiilen wir die Kegel der Schul- 
bruder als Muster. 

a) Gegmsiände, über welche der Obere als solcher das Recht 
hat eu fragen: Wie verwaltet der Untergebene das ihm anvertraute 
Amt (Nachlässigkeiten, Neuerungen u. s. f.). Hat er Widerwärtig- 
keiten im Hause gehabt? Hat er das Stillschweigen beobachtet, ist 
er Sur rechten Zeit aufgestanden , zur Ruhe gegangen, hat er nicht 
ohne SrlaubnisB gearbeitet, hat er die Tagesordnung innegehalten, 
die geistliche Lesung gemacht? Kennt er die Methode der Betrachtung 
und macht er dieselbe mit der Qemeinsohan; ? Vers&umt er nicht 
aus Naehlfissigkeit die Torgeschrlebene heilige Beichte oder Temach* 
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läasigt or nicht an den vorgeschriebenen Tagen die h. Coramunion ? 
(Diese Frage bleibt streng auf die äussere Naohhissigkeit beschränkt). 
Wohnt er mit den übrigen der heiligen Messe bei ? 

b) Gegenstände freiwilliger Gewissenseröffnwig : Liebt der 
Untergebene seinen Beruf? Hat er Schwierigkeiten? Schreitet er 
fort? In welchen Tugenden vorzüglich? — Ueberlässt er sich nicht 
seinen Launen? TOdtet er sich (besonders in Betng snf die Sinne) 
Ab? — Wie nimmt er Demfithigangen auf? — Thnt er nichts ohne 
iSrIanbniss? — Beobachtet er die Regeln gut? — Verrichtet er alle 
vorgeschriebenen Qebete n. s. f. ^ Worfiber stellt er am liebsten 
seine Betrachtnngen an? Ffihlt er bei denselben Trockenheit? Ist 
er nachlftssig? — Hat er gleiche Liebe gegen alle? — Bei diesen 
nnd andern Gegenständen freiwilliger Oewissenseröffnung ist Indess 
nie ausser Acht zu lassen, dass nur Zweifel und Gewissensängste 
Seitens des Obereu zu löseu sind, welche den künftigen Fortschritt 
angehen. 

Dies Gebiet gänzlicli dem Einflüsse der Oberen zu entziehen 
war nicht gut angänglich. Der Beichtvater kennt den Pönitenten 
nur, soweit derselbe sich selbst kennt oder vielmelir soweit derselbe 
sich anklagt, während dem Oberen der Charakter, die tägliche Hand- 
lungsweise und die bedeutenderen Fehler seines Untergebenen be- 
kannt sind. Der Obere hat tanitend Gelegenheiten alle Schwächen 
nnd Vorzfige des Untergebenen, den er den ganzen Tag Aber vor 
Angen hat, zu bemerken. Wie wirksam also vermag er den Unter- 
gebenen in seinen Zweifeln und iiengsten anbnklären nnd zn fdrdem, 
wenn derselbe sich an ihn nm Kath wendet, ohne dass das dem 
Sakrament der Bosse vorbehaltene Gebiet betreten wurde! 

Wie aber soll der Obere sich verhalten, wenn der Untergebene bei 
der Auseinandersetzung der Schwierigkeiten, welche dem Bereiche der 
freiwilligen Gewissenseröffnung angehören, seine inneren Versuchungen 
gegen die heilige Reinheit, ja selbst seine Fälle u. d. m. sich anklagend 
ofleni)art? Alsdann beginnt eine Offenbarung von Dingen, welche 
dem Richterstuhle der Busse angehören nnd deren Mittheilnng durch 
das Dekret untersagt ist. Es folgt also für den Oberen auch die 
Pflicht das geistliclie Gespräch auf das gestattete Gebiet zurückzu- 
fahren nnd den Untergebenen in väterlicher Weise zu ermahnen, er 
möchte Geständnisse dieser Art dem Vertreter Gottes im Bichter» 
stuhle der Busse anvertrauen. Ob aber anch die Lösung von Skrupeln 
dem Oberen untersagt ist? Zunftchst ist klar, dass eine anUoritaäve 
Losung nur dem zusteht, dem Qott die Leitung des Gewissens an- 
vertraut hat. Binzeine Gewissensskrupel also zn lösen kommt dem 
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Oberen als solchen nicht zu. Anders steht die Sache, wenn der 
Untorgtben« ber«its ?om Beiehtrater eine DkrMve erhalten hat 
und den Oberen, der seinen üntergnbenen in ein Neis der Verwir« 
rang Tenrickolt sieht, om Bath frftgt. In diesem Fdle handelt es 
sieh ja in der That nm eine Gewissenbeängstigong, fiber deren 
Ornndlage derjenige bereits sein ürtheil gettllt hat, dem es snkam, 
nnd die mithin ron dem Oberen anf Wnnsch des Untergebenen nach 
diesem ürtheil beseitigt wird, nm den Weg zur Vollkommenheit 
wieder frei zu machen. 

4. Die hmUffe Bei^, 

»War es früher in den Constitutionen nach Vorschritt der 
heiligen Canones angeordnet, dass die heilige Beicht Seitens der ge- 
dachten Ordensgemeinschaften vor bestimmten ordentlichen und 
ausserordentlichen Beichtv&tern abgelegt werden sollte, so ist die 
Willkür der Oberen inzwischen so gross geworden, dass sie ihre 
Untergebenen selbst in dem Falle, dass dieselben ihres Gewissens- 
staodes halber des ansserordentlichen Beichtvaters dringend be* 
durften, dieselben Teisagten.« So die Begrflndnng des nachfolgenden 
Dekretes: 

tindem die Bestimmungen, welche das heilige Concil von 
Trient in seiner 25. Sitsnng (10. Kap. Von den Ordenslenten) nnd 
Benedilit XIV. sei. Andenkens in der Constitution »Pastoralis cnraec 
getroffen hat, dnrchans aofrecht erhalten werden, ermahnt Se. Heilig- 
keit die Bi3ch(}fe und Oberen ihren Unterthanen einen ansserordent- 
lichen Beichtvater nicht zu versagen, so oft jene ihres Gewissens 
halber eines solchen bedürfen, ohne dass die Oberen auf irgend 
welche Weise nach dem Grunde forschen oder zeigen, dass ihnen 
dies raissfällt. Und damit diese fürsorgliche Bestimmung nicht ohne 
Ausführung bleibe, ermahnt Se. Heiligkeit die Ordinarien an den- 
jenigen Orten ihrer Diöcese, an welchen sich Frauengenossenschaften 
befinden, geeignete mit den nOthigen Vollmachten ausgestattete 
Priester zu bezeichnen, damit jene zu denselben mit Leichtigkeit 
behnfs der heiligen Beicht ihre Zuflucht nehmen können.c 

1. Geben wir in Kürze die Bestimmungen wieder, anf welche 
der heilige Vater hinweist. Das Tridentiner Concil bestimmt: 
»Ausser dem gewöhnlichen Beichtvater wird (den Oidensfrauen) swei 
oder drei Mal ein anderer ausaergewOhnlicher von den Bischöfen oder 
anderen Oberen geboten, der die Beichten aller Ordensfrauen hOrt.c 
Benedikt XIV. erneuerte nnd erklftrte diese Bestimmung durch die 
Constitution Pastoralis carae am 5. August 1742, indem er ihren 

Arablv für Klrthfloreebt IiSZYL 16 



242 



Arndt, Dtkrei ^Quemadmadum', 



Wirkungskreis zugleich vergrösserie. Der Beichtvater ist ver- 
pflichtet, die Beichte aller Mitglieder der Ordensgemeinde, welche in 
dieser Abeieht za ihm kommen, sn empfangen, die Ordensfranen 
hingegen mfissen alle ohne Ansnahroe sn ihm kommen, indess 
brauchen sie nicht nothwendig eine sakramentale Beichte abxolegea. 
Anf diese Weise ist allen die Möglichkeit gegeben sich dem ansser- 
ordentlichen Beichtvater sn offenbaren, ohne dass Jemand sn be- 
illrehten hätte , dass ihm irgend eine Misshelligkdt daraus entsteht. 
W&hrend das Dekret des Tridentiner Concils nur f&r die Ordens- 
frauen, welche in Clausur leben, galt, dehnte Benedikt XIV. das- 
selbe auf alle Ordens- und Weltpersonen aus, die in Gemeinschaft 
und ohne Clausur leben, indess nur einen bestimmten Beichtvater 
haben. 

2. Zu dieser allgenaeinen Ausdehnung des Dekretes fügte 
Benedikt XIV. noch drei besondere Fälle hinzu, in denen einzelnen 
Personen ein ausserordentlicher Beichtvater zu gew&hren ist. 

a) Einer schwer kranken Ordensfrau, die einen besonderen 
Beichtvater verlangt, ist derselbe sn gewflUirett. 

b) Einer Ordensfran, die gegen den gewöhnlichen Beichtvater 
der Ordensgemeinde Abneigung und Widerstreben (relnctantia) em- 
pfindet, ist ein anderer Beichvater, Ordensmann oder Weltpriester 
ftr eine den Umstünden angemoBsene Zeit zu gewähren. (Rinmal 
oder Oder.) Kommen die Oberen in diesem Punkte ihrer Ver- 
pflichtung nicht nach, so hat die Ordensfran das Recht sich an den 
Cardinal- Gross- POnitentiar oder an die h. Congregation der Bischöfe 
und Regularen zu wenden, mit der Bitte, sich selbst einen Beicht- 
vater wählen zu können. — Um die Art der Verpflichtung seitens 
der Oberen in helleres Licht zu setzen, erwähnen wir hier einige 
darauf bezügliche Entscheidungen de« heiligen Stuhles, t Wonngleich 
aus dem Briefe Ew. Bisch. Gn. vom 26. Sept. erhellt, dass die 
Gründe, welche die Schwester Isab. Therese B. im Kloster N. gegen 
den gewöhnlichen Beichtvater geltend macht, nichts bedeuten, h&tte 
der letztere dennoch leicht ihr Vertrauen wiedergewinnen können, 
wäre er mit mehr Klugheit und Milde vorgegangen. Die Cardio&le 
der Congr. der Bischöfe und Regularen loben es in jeder Beziehung, 
dass Bw. Bisch. Qu. so leicht darin sind, demjenigen Oidensfrauen, die 
einen boeonderen Beichtvater wfinschen, einen sotchen in gewähren, 
wie Bened. XIV. dies in seiner Constitution Pastoralis curae vor« 
schreibt, und andererseits die ?on wahrer Weisheit verlangte Strenge 
der Disciplin nicht ausser Acht Iftsst, so dass keine Ordensfrau fftr 
immer einen besonderen Beichtvater erbftlt. Um nun der obener- 
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wfthnteii Schwester, die eine Bittschrift hier eingereicht hat, zu er- 
möglichen, dass sie oft die heiligen Sakramente empfftngt, wird es 
gnt sein den Beichtvater, dem ihr Vertrauen abgeht, in wechseln, 
sobald seine Zeit abgelaufen ist oder aber bis eine geeignete andere 
Gelegenheit snm Wechsel sich bietet, der genannten Ordensfiran einen 
besonderen Beichtvater in gewihreo. Immerhill aber ist darauf za 
achten , dass die Bittstellerin anftngt zu begreifen (indess verfahre 
man dabei ja nur mit Sanflmuth und Liebe), in welchem Irrthura 
sie lebt, da sie meint, der häufige Empfang der Sakramente lasse 
sich mit einer beständigen Abneigung cremen den Beichtvater des 
Klosters vereinen, selbst wenn die Ursache der Abneigung eine ün- 
bilde seitens desselben war. Rom September 1781.« — Ja, selbst 
wenn die Abneigung ganz ungerechtfertigt und ärgernissvoll ist, 
will die h. Congregation lieber Barmherzigkeit walten lassen als 
Gerechtigkeit. 1783 schrieb die h. Congr. dem Qenerai-Vikar von 
N., er möchte die Ordensfrau Anna Rosa dahin bringen, tdass sie 
ans ihrem Herzen die ftrgeroissgebende Abneigang gegen den ge- 
wöhnlichen Beichtvater entferne und mit den ttbrigen Schwestern 
bei denselben beichte. Hat aber die Sprache der Liebe ond üeber- 
rednng keine Wirkung, bleibt sie bei ihrer nnglftcklichen Ifeinnng, 
so können Sie ihr Ar jetzt einen besonderen Beichtvater gewfthren, 
um sie nicht l&nger vom Empfang der heiligen Sakramente snrdck« 
zuhalten, und kvichten an diese h. Congregation, die es sich vor- 
behält im Nothfalle weitere Anordnungen zu trefifen.c 

c) Wenn eine Ordensfrau, ohne krank zu sein oder ohne eine 
Schwierigkeit gegen den ordentlichen oder ausserordentlichen Beicht- 
vater zu haben, dennoch zu ihrem Tröste und behufs ihres geistigen 
Fortschrittes wünscht einem von ihr erwählten Priester zu beichten, 
sollen Bischöfe und Oberen sich solchen Wünschen entgegenkom- 
mend zeigen. tJede Bitte freilich dieser Art ohne Prüfung erfüllen 
wäre ebenso thöricht wie eine solche von vornherein zurückweisen. 
Die kirchlichen Oberen haben die Gründe der Bitte, die besondere 
Lage der Bittstellerin n. s. f. zu prüfen und zeigt sich nach dieser 
Prfihing kein wichtiger Qrnnd, weshalb die Bitte zurflckzuwoisen i^ 
so mögen sie sich nach dem Beispiele des h. Franz von Sales und 
des h. Kardinal Barbadigo milde und väterlich erweisen gegen die 
Ordensfirauen und ihre* geistliche Freiheit«, 

Zu beachten ist, dass das gegenwärtige Dekret Leo's XIIl. 
fiber die Bestimmungen der tronstitution Benedikt XIV. hinausgeht, 
indem es vorschreibt: »Se. Heiligkeit ermahnt die Bischöfe and 
Oberen, den Untergebenen einen ausserordentlichen Beichtvater nicht 

16* 



Amdit Dekret gQuemadmodum', 



m Tflnagen, m> oft die üntorgebenen ihres Gewisaens halber eines 
solchen bedtlrfen.c Die hier genannten Oberen sind, wie die h. Con- 
gregatien diese Bestimmangen weiter wlftaiemd am 17. Angnst 1891 
erklärte , die Haasoberen (ad I). Ueberans wichtig ist die weitere 
Bestiminirag ad II. Anf die Frage nämlich: Da nach dem Dekrete 
kein Oberer, wer er immer sei, einen avsssiordentlicfaen BeiehtTater 
versagen kann, ja nicht einmal zeigen, dass ihm die Bitte nicht an- 
genehm ist, so ist zweifelhaft, ob der Obere stets dem Wunsche des 
Untergebenen nachgeben rauss, obwohl er klar sieht, dass die Noth- 
wendigkeit eine eingebildete ist und nur Skrupel oder irgend ein 
anderer Mangel des Geistes dem Bittenden dieselbe als wirklich 
vorbanden erscheinen lassen? Antwort: Ja, der Obere rauss auch in 
diesem Falle den Wunsch erfüllen; indess mögen die Untergebenen 
gemahnt werden, dass sie nicht um einen aosserordenilichen Beicht- 
vater bitten kennen, wenn die Veranlassong dazu nicht ist, für ihr 
Gewissen Sorge zu tragen. Alsdann aber, heisst es weiter (ad III), 
bat nicht der Obere in jedem Falle die Person des Beichtraters n 
bestimmen, sondern die Ordensperson selbst kann sich unter den rem 
Bischöfe bestimmten Beichtrttern einen wfthlen. 

Diese BesÜmmnng konnte indess leicht einen üebelstand herbei* 
fahren. Wenn eine Ordensfran derart oft den ausserordentlichen Beicht- 
▼ater Yorlangt, dass der ordeptliche sie nie sn Gesicht bekommt, ist 
dies anch dann seitens des Bischofes zu gestatten, besonders wenn 
jeder vernünftige Grund fehlt? Wie vorauszusehen, verneinte die h. 
Congregation diese Frage (l. Febr. 1892 ad 1). Es ist also Sache des 
Bischofs den Grundsatz der Bulle Pastoralis aufrecht zu erhalten: Es 
ist eine allgemein bekannte Vorschrift, dass für ein Kloster nur ein 
Beichtvater bestimmt wird (ad III). Es geschieht dies, indem er die 
Schwestern erinnert, dass Artikel IV des Dekretes Quemadmodum 
nur eine Ausnahme von der Regel bildet und zwar für den Fall 
einer wahren und absoluten Noth wendigkeit, so oft sie durch eine 
solche veranlasst worden, w&brend im Uebrigen die Bestimmungen 
des Tridentiner Concils und der Balle Pastoralis eura Benedikt XIV. 
bestehen bleibt (ad IV). Ebenso wies sie darauf hin, dass die aus- 
serordentlichen Beichtvftter im Gewissen verbunden sind dem Gesuch 
einer Ordensperson, nicht zu willfahren, wenn sie erkennen, dass keine 
gegründete (probabilis) Ursache vorhanden ist, auf sie su reknrriren. 

Als Ergänzung der Bestimmungen kann nachstehende Antwort 
der h. Ck)ngreg. der BischAfb und Ordensleate dienen : >In fielen 
Pfarreien, insbesondere ländlichen, sind oft zwei, drei oder vier einer 
Congregation angehörende Schwestern, welche ohne Clausur leben und 
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keine eigene Kapelle haben, weshalb sie wie alle übrigen Genieinde- 
glierler die Pfarrkirche besuchen und in derselben die h. Messe und 
anderen goltesdienstlichen Uebungen beiwohnen , beichten und kom- 
maniciren. Oft werden diese Schwestern auch von der Generaloberin 
aus einer Parocbie in eine andere versetzt. Nun ist aber in solchen 
Pfarreien oft nur ein Priester, der Pfarrer; soll also in solchen Fällen 
die Vorsebrift, dass der Beichtvater alle drei Jahre gewechselt wird, 
aufrecht erhalten werdende Antwort: »Solche Schwestern kennen 
ansserhalb ihres Hauses bei einem jeden approbirten Beichtvater 
beichten.« 22. April 1872. 

3. Es heisst in dem Dekrete: Se. Heiligkeit fordert die Bischöfe 
auf, in den Orten ihrer Diöcese, in welchen sich weibliche Genossen- 
schaften finden, geeignete mit den nötbigen Vollmachten ausgerüstete 
Priester zn bestellen, an welche sich die weiblichen Genossenschaften 
Uiehi wenden können. Nichts ist vergessen : Die Bischöfe sollen 
geeignete Priester bestimmen : Nicht ohne Absieht ist hier wohl die 
Mehrsahl statt einer unbestimmten Binzahl gesetzt Zweitens sollen 
die Priester am Orte selbst sein, da die Ordensfhmen sonst nicht mit 
der gebührenden Leichtigkeit deren Dienste in Ansprach nehmen 
konnten. Könnte einmal die Bestimmung, dass am Orte selbst 
solche Priester bestimmt werden, wegen besonderer Schwierigkeiten 
nicht ausgeführt werden, so werden wenigstens in möglichster Nfthe 
geeignete Priester bestimmt werden, d. i. Priester, welche mit den 
Bedürfnissen und Verhältnissen des Ordenslebens einigermassen be- 
kannt sind. Wenngleich nun diese Bestimmung des Dekretes iius- 
drncklich nur für Ordensgemeinden von Frauen gegeben ist, wird die 
gleiche Vergünstigung überall da auch den männlichen Laienge- 
meinden zuzugestehen sein, nach deren Gewohnheit nur ein be- 
stimmter Beichvater für alle OrdensgUeder eines Couventes be- 
stimmt ist, 

4. Ein letzter Punkt bleibt noch zu erörtern. Welcher Art ist 

die Schuld einer Oberin, die ihren Untergebenen den Beistand des 

ausserordentlichen Beichtvaters versagt? Wie der Obere, der für 
einen kranken Untergebenen nicht sorgt und keinen Arzt zu Uathe 
zieht, sich gegen denselben verfehlt, so verfehlt sich nach den Grund- 
sätzen der christlichen Moral der Obere, welcher für die G<Mvissens- 
bedürfnisse der ihm anvertrauten Personen die ihm anbefohlene Für- 
sorge von sich weist. Es ist dies eine Verfehlung gegen die Liebe 
zugleich und gegen die Gerechtigkeit. Da es sich also hier um eine 
bereits von Gott auferlegte VerpflichtuQg handelt» begnügt das De- 
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kret sich damit, diemlbe kanweg in'« QedftchtDiss »iifickzurufen 
nad ao*8 Herz za legen. 

5.* Die h. Kommunion, 

1. Die Erkmlmi88 gu hommmicirm. 

a) »Was die ErlaabDiss oder das Verbot sa kommaniciren an- 
geht, bestimmt Se. Heiligkeit, dass dieeelbeo einzig von dem ordent- 
liehen oder aasserordentlichen Beichtvater abrabängen haben, ohne 
dass die Oberen irgend eine Berechtigung' hfttten sich einzumischen.c 

(Mit Ausnahme des weiter unten genannten Falles eines Verbotes). 

Welcher Beichtvater ist in diesem Dekret als ausserordent- 
licher zu verstehen? Ein jeder, der nach dem Dekrete über die 
Beichte wirklich ein solcher ist, also auch der besondere. Indess 
wessen Urtheil soll vorgehen, wenn der ^^wöhnliche und der ausser- 
gewöhnliche Beichtvater über die Zaiil der zu gestattenden heilij^en 
Kommunionen verschiedener Meinung sind? P. Lehmkuhl löst diese 
Frage in einer Weise, der durchfins beizupflichten ist : Zu der Zeiti 
wo der ausserordentliche Beichtvater sein Amt versieht, ist seinem 
Urtheile zn folgen. Hat er also eine grossere Zahl von Kominnnionen 
bewilligt, so bleibt diese Genehmignng so lange in Kraft, als die 
Ordensperson nicht bei dem gewöhnlichen Beichtvater gebeichtet hat 
und von ihm ansdrflcklich die hftnfigere Kommunion untersagt ist. 
Das Oleiche gilt im entgegengesetzten Kalle. Da nftmlich der h. Vater 
beiden B«chtvfttern diese ToUmacht gibt, mnss ihr Urtheil fQr die 
Zeit massgeblich sein, auf welche die Verwaltung des Bnsssakiamentes 
seine Wirkung ausdehnt 

b) Welcher Richtschnur hat der Beichtvater für die Häutig- 
keit der Kommunionerlaubniss zu folgen ? Das Dekret gibt drei 
Punkte an: 

1. Ptmkt. >Alle werden ermahnt Acht zu haben, sich mit Sorg- 
falt auf die heilige Kommunion vorzubereiten und an den in den 
eigenen Regeln gebotenen Tagen zu derselben hinzuzutreten.« 

Hieraus folgt, dass es dem Beichtvater keineswegs freisteht, 
nach seinem Belieben ganz persönlicher Art die Regel- Kommunion 
aufzuheben. Gibt die Ordensperson dem Beichtvater keinen ge- 
gründeten Anläse ihr die Regel- Kommunion zu untersagen, so bleibt 
die durch dieselbe gewährte Erlaubniss in Kraft und entscheidet a 
priori die Oestattung der h. Kommunion. 

Ikmki, »De^leichen kann ihnen die heilige Kommunion vom 
Beicchtvater gestattet werden, so oft derselbe nrtheilt, dass es wegen 
des Elfers und des geistigen Fortschrittes einer einzelnen Ordensperson 
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^zukümmlich ist.« Infolge dieses Deltretes sind alle Constitutionen, in 
denen den Nonnen oder Ordensleuten untersagt wird, öfter aU an 
bestimmten und festgesetzten Tagen die h. Kommunion zu em- 
pfangen, aufgehoben. (H. Ck>Qgr. d. Bisch, u. Ordensl. 17. Aug. 1891 
ad ni). Welche Dispomtionen eine b&nfige Komroanion zalassen, hat 
der Beichtvater aus den Regeln zu ersehen, welche bewährte An- 
toran und insbesondere der hl. Alphons aufteilen (S. Poenit. 19. Not. 
1885). Indess anch den Oberen gegenüber liegt In solchen Fftllen 
eine Verpflichtung ob: »Wer von dem Beichtvater die Brlaubnlss 
empfangen hat, h&ufiger oder wohl gar täglich die h. Kommunion 
SQ empfangen, hat den Oheren davon in Kenntnis^ zu setzen.« 

Diese ßenachriclitigung Hegt also der Oniensperson selbst ob. 
Es ist dies eine blosse Benachrichtigung,', wie das Dekret besagt und 
wie die heili^'C Concilskoiii^^re^'ation bereits früher erklärt, nicht aber 
die Bitte um Zustinimun«,'. »Durch Missbrauch, c heisst es in der 
Begründung des Dekretes, ist es dahin f^ekoramen, dass die Oberen 
den ünter<,^ebenen nach eigenem Belieben gestatteten zur h. Kom- 
munion hinzuzutreten oder ihnen dieselbe bisweilen gänzlich unter- 
sagten.« Schon im Jahre 1888 erklärte deshalb die h. Concilskon- 
gregatioa ausdrücklich: »Die Erlaubnias Öfter die h. Kommunion su 
empfangen ist einzig vom Beichtvater zu erlangen, die Zustimmung 
des Oberen oder der Oberin bleibt ansgescblossen« (4. Aug. 1888). 
Knn bevor das hier besprochene Dekret erschien, löste das heilige 
Officium (am 2. Juli 1890) fttr die zahlreichste weibliche Kongre- 
gal^n, die Vincentinerlnnen , mit Gutheissung des h. Vaters die 
nachstehenden Fragen: 1. Mnss der Beichtvater oder die P5nltentin 
der Oberin die Anzeige von der Briaubnh» der oftmaligen h. Kom- 
munion machen? Antwort: Die Anzeige mnss von der Pönitentin ge- 
macht werden, eine Antwort Seitens des Oberen ist nicht erforder- 
lich. 2. Muss die Benachrichtigung einzig für die öftere oder täg- 
liche Kommunion statthaben oder auch für jede einzelne Kommunion, 
die ausnahmsweise über die Regel-Kommunion hinaus gestattet wird? 
Antwort: Die Anzeige muss einzig für die erstere Art der Kom- 
munion gemacht werden, , nicht für jede Einzelkoramunion. 3. Muss 
diese Anzeige jedes Mal statthaben? Antwort: Nein, nicht jedes Mal, 
sondern es genügt, die Anzeige ein ffir alle Male zu machen. 

3, Punkt. »Glaubt der Obere gerechte und schwerwiegende Ur- 
sachen zu haben, die gegen derartige hftufigere Communionen streiten, 
80 hat er dieselben dem Beichtvater zu offenbaren, dessen Drtheil 
alles voll und endgAltig entscheidet« 

Die Ursachen, von denen in diesem Dekrete die Bede ist, 
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müssen im öffentlichen Verhalten dessen liegen, welchem die öfterd" 
h. Kommunion gestattet ist. Gibt eine Ordeusperson ein schlechtes 
Beispiel statt der Grbaaang, so kann und moas der Obere den 
Beiclitrater aufmerksam machen, er möchte genauer antersuchen, ob 
einer solchen Peraon in der That die bftnfige Kommimioii »gestanden . 
werden kann. 

2. Das Verbot zu kommunicirm. 
»Von dem allgemeinen Verbote, wonach der Obere nicht be- 
rechtigt ist , sich iu die Krlaubniss oder Versagung der h. Kom- 
munion einzumischen , ist der Fall ausgenommen, dass ein Unter- 
gebener nach der letzten heiligen Beichte der Ordensgemeindc Aer- 
gemiss gegeben oder eine schwere thätliche Schuld auf sich geladen 
und nach derselben noch nicht wieder dem Busssakramente ge- 
naht ist.« 

Zwei FftUe also gibt es, in denen der Laien-Obere die b. Kom- 
munion nntersagen kann: Aergerniss der Ordensgemeinde gegeben, 
schwere thätliche Schuld, beide nach der letzten heiligen Beichte 
Torgekommen. Es ist wohl zu beachten, dass hier von schwerer 
Schuld im theologischen Sinne die Rede ist, nicht im Sinne mancher 
Oberin, für die bisweilen eine Kleinigkeit hinreichen wfirde, eine 
schwere Schuld zu begründen. Beichtet der Untergebene nachdem 
ihm das Verbot kundgethan, so hat der Obere weiterhin die h. Kom- 
munion weder zu erlauben noch zu verbieten, denn nicht diese selbst 
war Gegenstand der Gewalt des Oberen, sondern die besonderen Um- 
stände, unter denen der Untergebene derselben unwürdig schien. Ob 
nun der Obere das Recht hat, selbst dann noch sein Veto zu wie- 
derholen, wenn der Untergebene zwar gebeichtet aber das Aerger- 
niss noch nicht wieder gut gemacht z. B. fär sein vor der Ordens- 
gemeinde gezeigtes freches Betragen gegen den Oberen noch nicht 
um Verzeihung gebeten hat? Nach dem Wortlaute des Dekretes 
scheint dem Oberen ein solches Becht nicht zuzustehen. Sein Recht 
hOrt mit der Beicht auf. Sache des Beichtvaters ist es zu erwftgen, 
ob es mit Rficksicht auf den vielleicht noch aufgeregten Zustand des 
Beichtkindes nicht besser ist mit der Abbitte noch zu warten, ohne 
deshalb die h. Kommunion zu versagen. Richter fiber die inneren 
Dispositionen ist in letzter Reihe nicht der Obere, sondern der 
Beichtvater. 

6. Schluss. 

l. »Se. Heiligkeit befiehlt allen General-, Provinzial- und Orts- 
oberen der obengenannten mAnnlichen und weiblichen Ordensgemein- 
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Schäften und jeden insbesondere, die Bestimmnngen dieser Verfügung 
zu beobachten, widrigenfallfl diese Oberen dnreh die Deberiretang 
selbst den gegen die Verordnungen des Apeetolischen Stahles sich 
▼erfehlenden Isstgesetzten Strafen ?erfallen.€ Ans den Strafandroh- 
ungen erscheint klar, dass die rorstehenden Dekrete unter einer 
schweren Sfinde ?erpflichten. Welches sind die Strafen, welche für 
die Yerletzang des Dekretes sn gewärtigen sind? Freilich suchen 
wir in den Bestimmungen des Rechtes umsonst nach genauen An- 
gaben über dieselben , immerhin aber hat sich eine gewisse Praxis 
herausgebildet, welche die gleichen Strafen für verschiedene Ver- 
gehungen festsetzt. Es sind dies : Absetzung des Oberen von Amt 
und Würden , Unfähigkeit solche zu bekleiden , Verlust des aktiven 
und passiven Wahlrechtes, alle ipso facto zu inkurriren »). Vielleicht 
sind in dem Dekrete vom 17. December 1890 diese Strafen geraeint. 
Uebrigens ist es nicht nothwendig, sie im einzelnen zu kennen, da 
die h. Congregation der Bischöfe und Ordensleute dieselben im 
Einzelfall specificiren wird; ist doch eioe sententia declaratoria, dass 
eine Verletzung des Dekretes vorliegt und die Strafen einzutreten 
haben, noch nothwendig Eine solche aber hat der Richter aus- 
zusprechen, welcher die Strafe verhängt hat*}, die h. Kongregation 
der Bischöfe und Ordenslente. 

2. Wie die auf die Gewissensrechenschaft bezüglichen Stellen 
aus den ConstitutioiuMi u. s. f. der gedachten Ordensgenossousclialten 
zu entfernen sind, so haben a) »diese Dekrete in der Landessprache 
in derselben Anfnalime zu finden« ; b) »sind diese Decrete wenigstens 
einmal im Jahre zu einer bestimmten Zeit in jedem Hause bei Tische 
oder in einem zu diesem Zwecke besonders berufenen Kapitel mit 
lauter und deutlicher Stimme zu lesen.« 

So ist der Qefabr vorgebeugt, diese Bestimmungen in Ver- 

1) So das Dekret Urban VIII. über die Veränsserung geistlicher Güter 
welches auf alle ordensähnliche Gemeinschaften Anwendung findet (Bouix, Jus 
regülar. Bd. II. p. V. sabsect. 2 c. 2 prop. 3) und ein anderes Dekret der S. C. 
Beg. betreH's der Bereitung von Arzneimitteln (Aag. 1707 Bizzari Collectan. 
1. Ausg. S. 375). Aehnlich die Constitation Clemens VIII. Rtliyiosae Con^ 
yreyatiane$ 8. Jali 15M, l«$crutaMii» ürbant VIIL 10. April 1681, in- 
aiaurandae Inuooans X. 17. Okt 1658, H. Congr. dM Cona Sl. Sept 16S4, 
8. C Inqiu 81 Aug. 1860, 8. Congr. super statu Reg. 16. Mirs 1675, Constit 
Jfuper erneuert von Innocenz XII. 23. November 1697, S. Congr. super statu 
Reg. 25. Jan. 1848. Freilich haben andere Dekrete auch andere Strafen fett* 
getetxt, doch viel seltener und unter gewisiou veränderten Umstanden. 

2) Riganti Comra. de Reg. Canc. Keg. LVIII 37. 

8) Fellizxari S. J., Manuale Begalarium Tom. 11. p. 1. c VL sect. 1. n. 11. 
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gessenheit oder durch eine alte böse Gewohnheit wieder beseitigen 
zu lassen. — Müssen diese Delcrete nun aber ganz vollständig ge- 
lesen werden? Diese Frage ist durchaus zu bejahen. Die bejahende 
Meinung verfechten für ähnliche fr&here Dekrete Donati and Bo- 
tarius, zwei der vorzaglichsien Kenner des Ordensrechtes. Wenn- 
gleich nämlich nicht alles wesentlich ist, steht es doch Niemandem 
als dem Qesetsgebor selbst sn, zu entscheiden, ob er Ton dem, was 
minder wichtig erscheint, dispensirt Jedenfalls hat sich die h. Kon- 
gregation der Ordensdisciplin yorbehalten, etwaige KAnnngen an 
approbiren (26. Ang. 1826). Kein Hans ist ansgenomroen von der 
Lesung. 

3. »So hat Se. Helligkeit verordnet und verfügt, mit Auf- 
hebung alles entgegenstehenden, selbst einzelner und besonderer Er- 
wähnung würdigen. € Welcher Art also auch die in den Dekreten 
beschriebenen Institute seien, alle, welches auch ihre Privilegien 
seien, unterliegen diesen Dekreten, deren authentische Erklärung 
einzig dem heiligen Stuhle selbst zusteht. 
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XXVli. 

lieber die matrimonia praesumpta. 

YoB Mngm» Dr. Marün LeUner in Bagoisboig. 

Papst Leo XIII. hat am 15. Febraar 1892 ein apostolisches 
Schreibeu erlassen, worin er die sogenannten matrimonia praesumpta 
aufhob oder genauer gesprochen, worin er die Annahme des Rechtes, 
dass die geschlechtliche Verbindung sweier Brautleute das äussere 
Zeichen ffir den Abschluss der Ehe sei, beseitigte. 

Da dieser päpstliche Erkss nicht nur fftr Jene Orte von der 
grOssten Bedeutung ist, wo das c »Tkmetsic des Tridratinums nicht 
▼erkfindet wurde und beobachtet ist, sondern auch Fragen berilhrt, 
die an den fibrigen Orten auftauchen, so lohnt es sich der Mfthe, 
den Gegenstand eingebender zu erörtern. Zur Klarheit mOchte ich 
denselben in 3 Teile zerlegen und handeln: 

1. Von dem Wesen der pr&sumirteu Ehen — Quid est matri- 
moniiira praesumptum? 

2. Von dem bisher geltenden Rechte. 

3. Von den Folgen des päpstlichen Schreibens oder dem neuge- 
schaffenen Rechte. 

I. Was ist eine präsumirte Ehe? 

üm diese Frage gut zu beantworten, ist notwendig eine andere 
Toraussuschicken, nämlich: Was ist eine Präsumption (Annahme)? 

»Praesnmptio est rationalis conjectura rei dubiae ooUecta ex 
argumentis et indiciis, quae per rerum naturam frequenter eTeniuntc 

Praesnmption ist die vemflnftige Auffassung einer an sich 
sweifelhaften Sache, gezogen aus GrAnden und Anzeichen, die nach 
der Natur der Dinge h&ufig vorkommen. 

Da bei Gericht es oft an eigentlichen Beweisgründen gebricht, 
so werden der liichter sowohl als das Recht sich genötigt sehen, zu den ^ 
Präsuraptionen ihre Zufluclit zu nehmen. Darum hat auch Gre- 
gor IX. in seinen Dekretalen, welche »das Gerichte behandeln (1. II.), 
einen eigenen Titel angebracht t. XXIII. de praesumptionibus. 

Ein Beispiel einer richterlichen Präsumption gibt uns der Ur- 
teilsspruch des Salomen ~ 3 Bg. III. 16 seq., — der wiederge* 

1) cp. 1. de ref. matr. sess. 24. 
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geben ist in c. 2. h. t. Aus der Aeusserung des mütterlichen Ge- 
fühls schloss Salomoa auf die Mutter. Man hätte diesen Schluss 
eine praesamptio hominis — Auffassung des Richters — nennen kön- 
nen gegenüber der praesamptio juris — eine Auffiissnog des Rechtes 
oder Qesetzes. — 

Dies ist nftmlich die Haapteinteilung der Prftsomptionen : 
in richterKche — praesumptiones hominis mid gesetsliche — 
praesnmptiones juris. 

Erstere findet statt, wenn der Richter Erscheinungen und Vor- 
kommnisse nach eigenem Urteile bemisst und aus diesen seinen 
Schluss ziehif während bei letzterer das Gesetg selbst die Er- 
klärung gibt. 

Die Gesetzesprftsnmptionen lassen sich wieder einteilen: 

1. in praesnmptiones juris*), 

2. in praesnmptiones juris et de jnre. -r Zar Erklftrnng beider 
diene Folgendes: 

Ad 1. Das Gesetz fasst Ereignisse nnd Vorkommnisse solange 
in einem bestimmten Sinne anf, bis nicht das Gegenteil bewiesen ist 
Da gilt dann der Satz: praesnroptio debet cedere Teritati. 

Freie Verleihungen von Benefizien z. B. , die der Bischof in 
seiner Diöcese vornimmt, werden solange als zu Recht bestehend 
angesehen, bis ein anderer seinen Privattitel, z. B. das Patronats- 
recht, vorlegt tmd beweist. — Denn es ist praesumptio juris, dass 
der Bischof die Benefizien seiner Diöcese frei verleiht. 

Ad 2. Stärker noch ist die praesumptio juris ei de jure» Sie 
gleicht in ihren Wirkungen dem Wahrheitsbeweise*). 

Diese Annahme heisst praesnmpti juris, weil sie Erscheinungen 
Icraft des Gesetzes in einem bestimmten Sinne anflksst; sie heisst 
de jure^ weil der Gesetzgeber auf diesem Schlüsse «ein Gesetz auf- 
baut oder, genauer ausgedrücict, weil der Gesetzgeber durch sdne 
Macht das ergftnzt, was der Prftsumption von der Wahrheit und 
Wiricllehkeit abgeht. 

Das klarste Beispiel gibt das 30. cp. X. (IV. 1). 

Ein Mann hatte mit einer Person Sponsalien geschlossen und 
mit dieser Person in i^eschlechtlicher Verbindung gelebt. »In facie 
Bcclesiae« heiratet er eine andere und verkehrt mit ihr in derselben 
Weise. Die Sache wurde vor Gregor IX. gebracht, der entscheidet: 



2) im engeren Sinne oder jaris tantum. 

3) AbbM in ep. SO X. (IV. 1). 
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»Die erste Ehe scheint zwar eine präsamirte, aber gegen eine solche 
Prflsttmption ist kein Beweis za gestatten^).« 

Als praesamptio jnris gftbe es einen Beweis dagegen, als prae- 
snmptio juris et de jnre gibt es keinen direkten Beweis. — Das ist 
aaeb die Hanptwirknng dieser Prftsamption. 

Die geschlecbtlicbe Verbindung, eingegangen nach abgeschlos- 
senen Sponsalien, ist an steit*) nicht das untrügliche Zeichen, dass 
nunmehr die Ehe abgeschlossen ist, wie die Worte des Consenses, 
allein sie wird zu diesem äusseren Zeichen durch die Macht des Ge^ 
seUeSy üie jede andere Erklärung ausschliesst. 

üm nun die Antwort zu geben auf die erste Frage: tWas ist 
eine präsumirte EhePt so ergibt sich folgende Definition: 

Eine präsumirte Ehe ist eine Ehe , welche das kirchliche Ge- 
setz mit Notwendigkeit erschliesst aus dem Vorhandensein des 
Bheversprecheos und der darauffolgenden geschlechtlichen Verbindung. 

Aus dieser Definition ergeben sich zwei wichtige Folgerangen : 

1. Obwohl das Gesetz keinen direkten Beweis gegen diese Prä- 
snmption zalässt, so könnte man doch mdirekt eine derartige Ehe 
angreifen durch den Naebweis eines trennenden fibehindemisses ^ 
s. B. der Furcht, der Bedingung n. s. w. 

2. Da die Kraft des kirehlich-po8iti?en Gesetzes nie zu er- 
gftnzen vermag, was Yom Naturrechte als wesentlich gefordert wird, 
80 folgt, dass diese gesetzliche Auffassung sich nur auf das äussere 
Forum beschrftokt Im inneren Forum dagegen hängt altes davon 
ab, ob in Wahrheit ein Consens Yorhanden war oder nicht, mit an- 
deren Worten, ob die copula geschah affectu maritali oder fornicario 

Daher kann es vorkommen, dass in foro interno manche Ehe 
ungiltig ist, die in foro externo sogar mit kirchlichen Strafen auf- 
recht zu erhalten war und umgekehrt. 

Soweit ZOT Klarstellung der L Frage. 



4) c. 30. X. (IV. 1.). 

5) denn sie könnte wie copula maritalis, so auch copnla fornicaria sein. 

6) d. h. ohne einen Beweis dagegen zuzulassen. — Vergl. das apostol. 
SohreibeB »CooMotoi swlsu«, 15. II. 1882. »b h»o jaris praesamptione tan- 
tnm foborii buMO Tolnwiwt, at . . . . piobatioiieni eootniiam nollun ad- 
mittertt« 

7) cf. dM apoit Schreibon »CooMOioi BMitiiui« vom 15. n. 1898 »niti 
inpadimentam canonicum obstitisset.« 

8) et Trid. teu. 24. e. 1 de reL matr. »Eederia, quoe de oeeoltii non 
jadieat« 

9) c. 26. »Tna nos« X. (IV. 1) von Innocenz III. cf. Instractionem S. C. 
de propag. fide, d. 17. Jan. 1821 ad vic. ap. imp. Sinensis. 
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ü. Das bisher gdtetide BedU. 

Damit eine prftsamirte Ehe m Stande kani, mussten swei Be- 
dingungen gegeben sein: 

1. Giltige Sponsalien; 

2. die darauffolgende geschlechtliche Verbindung. 

Fehlte eines von diesen Erfordernissen, so trat die kirchliche 
Präsumption juris et de jare uicht eio. 

Ad 1. Sind daher die Sponsalien aus irgend einem Grande nn- 
giltig oder vor der copnla aufgelöst worden, so hatte aach die kirch- 
liche PrftanmptioD nicht statt. Das galt anch, wenn eine Person 
naeh giltig geschlossenen Sponsalien mit einer dritten Person zweite 
Sponsalien sehloss, denen mit dieser dritten Person die copnla 
camalis folgte. Die zweiten Sponsalien waren nichtig, mithin fehlte 
auch die ehie Grundlage zar kirchlichen Pr&snmption. 

Ad 2. a) Für die Ehe wurde nur dann präsumirt, wenn die 
Sponsalien vorausgegangen waren ; also nicht wenn Sponsalien ge- 
schlossen wurden nach dem geschlechtlichen Verkehr. 

b) Es rausste eine wirkliche Verbindung gefolgt sein fcopula 
camalis) nicht etwa blos ein Versuch hiezu oder sogenannte actus 
imperfecti — Denn der Grund, warum die Kirclie diese Prä- 
sumption eingeführt hat, ist uicht bloss, weil sie bei den Gläubigen 
das Bessere (Vermeidung der fornicatio) annimmt; sondern auch, 
weil nur im ehelichen Akte selbst jene Hingahe zum Ausdruck 
kommt, die das Wesen der Ehe Terlangt. 

8. »Da die geheimen Ehen, geschlossen durch den freien Con- 
sens der beiden Teile, giltige und wahre Bhen sind, solange sie die 
Kirche nicht ungiltig gemacht hat^),c so folgt, dass es von Anfang 
der Kirche an Fftlle gab, in denen die Prftsumption dem eigent- 
lichen Beweise zu Hilfe kommen musste. 

Schon der allgemeine Satz: ^Nemo jn-aesutnitur malus, nwi 
prohetur^)t musste, auf diu copula camalis nach dem Ehever- 
sprechen angewendet, diese Präsuraption mit sich führen. Doch war 
dies natürlicher Weise nur eine praesuraptio juris, konnte demnach 
durch den Beweis des Gegenteils umgestossen werden. 

Durch Qeseteeskraft wurde indes diese Fräsumption so erhöht und 



1) cfr. c. 15 X (IV. 1) Aloiaadri Ul^ >poH fidem piaertitaiD.« 

2) cfr. c. 82 X (IV. 1). 

8) c£r. Gonxalex Tellez in c. ult. 1. IV. t. 1. 

4) THd. Ben. 24. e. 1 de ref. inatr. 

5) cfr. e. 2 X (V. 41). 
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geetärkt» dass sie dem Beweise gleichkam*). Die erste Ansspracbe 
der pnMBumtio juris et de jure verdaaken wir dem Papste Alexan- 
der III. ^). Zwei Pftpete, die wie der grosse Rolaod, das kirchliche 
Recht in Theorie «od Frans mftchtig forderten, schlössen sich in 
Ihren Eotscheidnngen ihrem Yorgftnger an: Innoisens III.>) nnd 
Qregor IX.*). Letetoror gab die klarste Entscheidung: »Derjenige, 
welcher dem Weibe H. das EbeTersprechen gab, dem die geschlecht- 
liche Yerbindnng folgte, soll, wenn er anch eine andere in kirch- 
licher Form heiratet nnd die Ehe Tollxieht , gehalten werden , znr 
ersten zurückzukehren: denn es ist gegen die erste Ehe, mag sie 
auch nur präsumiri erscheinen, kein Beweis emtdassen.t 

Dieser Grundsatz war kirchliclies Recht in der ganzen Kirche 
bis auf das Concil von Trient. Dieses erklärte die geheimen 
Ehen für nichtig, jedoch sollte diese Bestimmung nur in jenen 
Pfarreien gelten, wo das c. »Tametsi« entweder vor 30 Tagen als 
lex Tridentina verkündet worden wäre oder wo es nach Ansicht 
einiger Kanonisten gewohnheitsrecbtlich beobachtet wird *^). 

Dadurch wnrde auch hinsicbtlich der präsnmirten Ehen eine 
doppeltt Praxis geschaffen. 

Wo der Concilsbeechlnas zu Uecht besteht, horten die pift* 
snmirten Ehen anf^; denn nur diejenigen Ehen sollten fflrder 
Giltigkelt haben, welche Tor dem Pfarrer nnd 2 oder 3 Zengen ge- 
schlossen wurden. — In den Abrigen Teilen der katholischen Kirche 
bestand das Dekretalenrecht drca matr. praes. ungeschmälert fori 
Trotzdem hatte das Tridentinom anch hier seine Wirkung — nicht 
eine rechtliche im Gesetze, wohl aber eine sittliche in der Anschauung 
des Volkes; denn kaum fUllt es eiuera ein, die copula carnalis nach 
Torausgegangenem Verlöbnisse für den Abschluss der Ehe anzusehen. 
(Apostolisches Schreiben 15. II. 1892). — Diese Doppelpraxia in der 
Kirche dauerte bis zum 15. Februar des Jahres 1892. 

Nachdem der hL Vater die Meinung mehrerer BiachOfe über 

6) cfr. c. 3 X (IV. 3) »Conaensas de praeseati« and »carnalis oommixtio« 
poat spoiualiA standen da auf gleicher Stufe. 

7) e. 15 Z (nr. 1) imd e. 3 X (IT. 5). 

8) & 96 X (lY. 1) ud e. 6 X (TT. 6). 

^ c 80 X av- 1)- 

10) im c 1 sess. 24 de ref. matr. 

11) nicht als lex particularis, z. B. einer ProWiuialajiiode; reaolatio 8. OL 

C die 20. Biartü 1629, approbata ab Urbauo VIII. 

12) cfr. Leonis XIII. lit. apost. 15. II. 1892. 

13) da ja die geheimen überhaupt aufhörten; cfr. 80 reg. in ip (V. 12) 
9bi toto partem non eet dobiam contineri.€ 
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diese Frage vernommen, erliess er auf deu Rat der Kardinäle, welche 
die Gongregation der römischen und allgemeinen Inquisition aus- 
machen, das apostolische Schreiben: »Consensns mutans,« wodurch 
ein nenes Becht begrfindet wurde. 

Jll. Das neugeschaffene RecJU, 

1. Inhalt der neuen Yerfttgung: 

a) Alle Verfdgongen des kanonischaa Rechtes hierAber, selbst 
die, welche einer speziellen Brwfthnung henOthigen , sind durch 
dieses Dekret abgeschafft und aufgehoben. 

b) »Zugleich bestimmen wir,« so föhrt das apost. Schreiben 
fori, »dass fürderhin an jenen Orten, an denen geheime Ehen 

Geltung haben, von allen kirchlichen Richtern, vor deren Forum 
derlei Ehesachen zur Verhandlung und Aburteilung kommen, die 
dem Eheversprechen folgende geschlechtliche V^^rbindnng nicht mehr 
aus gesefelicher Auffassung (>non araplius ex juris praesumptionec) 
als Ehevertrag erachtet werde, noch als gesetzmässige Ehe aner- 
Icannt und erklärt werde.« 

c) »Durch die Kraft dieses Dekretes wollen wir jedoch nicht 
die Notwendigkeit der Beobachtung der tridentinischen Form zur 
Giltiglceit dort eingeffihrt haben, wo diese Form bis jetzt nicht in 
Kraft ist« 

2. Erklftmngen: 

a) Ausser den Dekreten der drei PApste Alezander III. >), Inno* 
cenz III. und Gregor IX. sind alle anderen auch ganz speziellen 
Verfügungen Aber die prftsumirten Eben aufgehoben« 

b) Das Dekret hat Geltung ?om 15. Februar 1892 an für die 
Zukunft (»deinceps«) und zwar gilt dieser Zeitpunkt nicht für eine 
Eheabschliessung dieser Art, sonderu für die gerichüiche Beurteilutig 
(III. 1. b.). 

c) Da durch das c. »Taraetsic die matrimonia praesurapta in 
den geheimen Ehen beseitigt waren , so gilt dieses Dekret nur an 
jenen Orten, wo dieser Concilsbeschluss nicht in Kraft ist. 

d) Da bei dem Ausdrucke *fk quibusvis judicibus ecclesiasticis« 
keine Beschränkung gemacht ist, so hat das Dekret Geltung sowohl 
in foro externe als auch ffir die Beichtväter in foro interne, welchen da* 
durch, wie später sich zeigen wird, eine grosse Last abgenommen ist. 

e) Das EheTersprechen mit darauffolgender copnla camalis soll 

1} über die Bedeutung dieser Clausel siehe Barboaa: de cUasulis und 
traet. de dictionibas lua freqaeatioribas. 
2) e. 16-96-80 X QY, 1). 
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nieht mehr ab Ehe — «x jaris praesamptione — gelten. Es ist 
gesagt: 

a) Das Ekeoenpnehm mit iMronaffdarnäm wgda eamaiis; 
— also nieht irgend ein anderes iosseres Zeichen, das als Ahschlnss 
der Bhe anfgefasst wnrde, z. B. das lange Zn8aninienwobnen>). 

ß) Das Bhevereprechen mit darauffolgender copnla carnalis ist 

niclit mehr zu erachten als Ehevertrag — wegen der gesetzlichen 
Priisumption. Da dies der Kern der ganzen Frage ist, so soll dieser 
Punkt eigens behandelt werden. 

f) Endlich ist mit diesem apostolischen Schreiben das c. »Ta- 
metsic dort nicht eingeführt, wo es bisher keine Geltung hatte. 

Kern der Sache, 

>Copida eamalis sponsalibus e^^ervenieiis non amplios ex juris 
praesimypthme eoiungalis contraetns eenseatnr.« 

a) Hiemit ist nicht gesagt, dass der anf Sponsalien folgende 
geschlechtliche Verkehr überkai^ nicht mehr als Ehe sn betrachten 
sei, sondern es wird festgestellt, dass derselbe nicht mehr gestfltxt 
sei durch reeküieke ^äsumpticH. — Es kann demnach Mle geben, 
wo bei Vorhandensein der beiden Efforderntsse anch eine gütige Ehe 
zustande kommt. Das ist nur demn, aber au<^ dann immer der Fall 
(in locis ubi non viget forma Tridentina selbstverständlich), wenn die 
copula carnalis geschah affectu marilali. 

In foro interno genügt hier das Bekenntnis, dass der Akt 
wirklich affectu maritali geschah; denn da das Wesen der Ehe vor- 
handen ist: consensus im affectus maritalis und das äussere Zeichen 
in der faktischen traditio corporum, so muss auch die Ehe vorhan- 
den sei. Anders verhält sich die Sache im äusseren Forum, 

b) Es heisst im apostolischen Schreiben : >non ampUns ex juris 
praesumptione.! — Wie wir oben sahen, gibt es eine doppelte Qe- 
setsesanffiMsnng: 

1. praesamptio {nrii tantnm ; 

2. praesnmptio juris et de Jure. 

Fragen wir nnn: Hat der hl. Vater bloss die letitere im Auge, 
oder ist mit dem Schreiben »Consensus mutuus« die Prftsnmption (ttr 
solche Fftlle flberhaapt abgeschaflt? 

Es scheint, dass sowohl die praesnroption de jure, als anch die 
praesnmptio juris aufgehoben ist. 



3) efr. c 21 X (IV. 1); »cum mora tanti temporia probattonem haiasmodi 
exclndit.« 
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Hielür spricht der Wortlaut >ex juris praesuniptione.c Wohl 
kann diesor Ausdruck im weiteren und engeren Sinne uufgcfasst wer- 
den, allem er wird immer die praesumptio ^'um (2e ;ure umfassen, 
im weiteren Sinne schon nach dem Wortlaut«, im engeren Sinne der 
Sache selbst nach ; denn die praesnmptio jaris tantam ist die not- 
weadige Vorauasetsang der praesamptio de jwre. 

Klarer erhellt dies ans den Qrfinden, welche den hl. Vater 
bestimmten, dieses Dekretalenrecht so beseitigen. — Mehrere Bischöfe 
berichteten Aber die Anscbanung des katholischen Volkes: 

Die Lehre des kanonischen Rechtes (Iber die prisumirten Ehen 
sei allmählich durch gegenteilige Gewohnheit verschwunden und der 
Vergessenheit anheimgegeben; — deshalb komme es kaum, oder man 
darf sagen nicht leicht (»ne vix quidem«) mehr vor, dass die Ver- 
bindung (copula) unter Brautleuten mit dem Wdlen des ehelichen 
Verkehrs (aflfectu maritali) und nicht in sündhafter Absicht {*nec 
fornicario€) statthabe und sie werde nach allgemeiner Ansicht nicht 
für den Volhsug einer rechtmässigen Ehe^ sondern für Sünde der 
Unlauterkeit gehalten: — ja man könne dem Volke kaum die Ueher- 
zeugang beibringen , et» JSheverlöbim (Sponsalien) würde durch ge^ 
tehkehäkke Verbindung mar Ehe^),€ 

Fassen wir die drei Erfahrnngss&tze der Bischöfe karz snsam- 
men, so ergibt sich: 

a) Die frühere Ansicht ist tfersehtounden, 

ß) Eine geschlechtliche Verbindung von Brautleuten wird regel- 
mässig als eine sündhafte angesehen. 

7) Eine andere Ansicht lässt sich dem Volke kaum beibringen. 

Wenden wir nun auf das Gesagte die Begrilfsbesiimmuag von 
Präsnmption an (cfr. 1. 1)^), so folgt, dass auch die praesnmptio 
juris tantam für derlei Verbindungen aufgehoben ist 

Zur Tülligen Klarstellang 'rnüge der von Gregor DL') gegebene 
Fall nach altem und nenem Hechte entschieden werden. 

X. hatte mit M. Sponsalien geschlossen und hernach mit ihr 
in geschlechtlichem Verkehr gelebt. Spftter verlftsst er die If., 
heiratet im Angesichte der Kirche die A. und vollzieht diese Ehe. 

A. Dekretalenrecht. — Sind die Sponsalien und die darauf- 
folgende copula im äusseren Forum bewiesen, so muss X. zu M. zu- 

4) Vergl. »CoDsensus miitousc 15. II. 1892. 

h) »CoiQMtQm «K indieiis, quae per remm Dfttomin, frequenler eveniaiit.« 
Dem gtgenllber >ne vis qoideiii.€ 
6) c 90 X. (IV. 1). 
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rAckkebren, ohne den Beweis erbringeu zu dürfm (»in foro exterao«), 
dasB er mit M. bloss gefallen sei (fornicatio). 

B. TridetUinUehes Recht. — Wo die tridentinische Form zo 
Becht besteht , miiss er bei A. bleiben , ohne den Beweis erbringen 
zB dürfen and zu können, daaa er die affeetn mariUlt erkaaai 
habe. Wegen des entgegenstehenden Hindernisses*) ist eben die 
Ehe in foro externe et interne null und nichtig. 

G. NfUMUs Sediiy wo die Trtenter Form nicht verpllichtet 
X. ronss solange bei A. bleiben, bis er in foro «eUrm*) den 
Beweis*) erhracht hat, dass er die M. affecta marUaM erkaniit habe. 
— Solang er dies nicht vermag, kann er in foro extemo selbst 
durch Strafen gezwungen werden, mit A. zusammenzubleiben. 

1) Vor allem ist jener von den lieiclitvätern oft so schwer zu 
behandelnde Unterschied zwischen Forum iuternum und externum in 
der Regel gehoben. — Noch immer hatte ja der Richter im äusseren 
Foram aal Qiltigkeit der Ehe zu erkennen ^^) , während jener des 
Chwissentfonm aas der Beicht erkannt hatte, dass es sich bei der 
oopaU lediglich am eine Versündigang (fornicatio) handelte. 

Der amgekehrte Fall — dass n&mlich die copala mit der 
ersten Person wirklich affecta marttali geschab, w&hrend die »Ehe« 
mit der zweiten Person als giltig angesehen wird — dürfte er« 
fahrongsgemftss höchst selten Torkommen. 

a) Erleichtert ist dadurch die Anfgabe den Missionären, welche 
mit ftosserster Vorsicht za Werke gehen massten, bei Eingehung von 
neuen Ehen ^^). 

ß) Erleichtert ist die Aufgabe den kirchlichen Gerichten, welche 

. besonders bei Bekehrungen von AkcUholiken der peinlichen Unter- 
suchung über Sponsalien und darauffolgenden geschlechtlichen Um- 
gang überhoben sind. 

2) Es gibt im Eherechle noch ähnliche Präsamptioneo, so be- 

7) dtt aandeitiiiitfL 

8) In foio kUemo dflrfte er natSrlieh, mni die copda nüt M. tÜMta 
maritali gitdiah, die Rha müi A. nieht forltetMa. 

9) Dieser wird in ähnlicher Weise la erbringen lein , wie in der cansä 
Parisiensi, S. C. C. 7. III. 1885 >ez adjanctia indacenda est oertitudo moralis.c 

10) Ein römischer Professor des kanonischen Rechtes, der zugleich Con- 
sultor der Concilskongrogation ist, that Ende 189() den bezeichnenden AiUi- 
sprach: »Inter 100 casus vix anas rerificatur de consensu maritali factoa!« 

11) cfr. raonita ad iniddioaarios provinciae Scliantung MaridionalU. — 
Piioli 1886. pag. 55. — Inatr. & G. dfl Pfopagand* FMe, d. 17. Jen. 18S1. 

17 ♦ 
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sonders bei jenen Hindernissen, welche aus dem Nichtvorhandensein 
des notwendigen Consenses sich ergeben, bei deu HioderniBsea des 
Intams, der Furcht, der List, der Bedingung. 

Nunmehr entsteht die wichtige Frage: Sind auch diese Prä- 
fmmptionea durch das apostolische Schreibeo vom 15. IL 18d2 be- 
rfthrt oder nicht? 

8) Um in der Sache khur Tonagehen, ist das impediinentum 
conditknüs (der beigefAgten Bedingung) Ton den flbrigen Binder« 
nissen ex defectn consensns in unterscheiden. Bs gibt nftmlich hin- 
sichtlich der bedingten Ehe twei Ausichten: die eine hält die Ehe 
nur ffir 8p<m9dlkM% — die andere fttr eim wahre Ae>*). 

a) Folgen wir nun der Meinung der Theologen nnd halten wir 
den bedingten Ehekonsens nur für Sponsalien, so folgt, dass in jenen 
Gegenden, wo das Concil von Trient nicht verkündet ist, von nun an 
die Erklärung des hl. Vaters vom 15. II. 1892 zu Recht besteht, 
wornach die Verbindung (copula) , die auf einen bedingten Ehekon- 
sens folgt, nicht mehr als Eingeliung der Ehe zu betrachten ist 
(praesumenda), sondern als die Versündigung des unerlaubten Ver- 
kehrs (fornicatio). — Die weitere Folge ist, dass, wenn nicht das 
Gegenteil bewiesen wurde, man nicht präsumiren darf, die Contra- 
honten hätten durch die copnia anf den Eintritt der Bedingung ver- 
lichtet. — Kun sosammengefasst: Gilt der bedingte Consens nnr 

12) c. 3. und c. 5 X (IV. 5) ; S. Thoraas: Dist. 29. qu. 1. art. 3. q. uach 
ihm fast die raeiaten Theologen, vgl. Gonzalez Tellez: comraent. in 1. IV. t. 5; c. 6. 

— »Actus qui ad hoc iustituti sunt, ut Btatim sortiantur effectum i. e. qai es- 
MBtim halMnt ab «noentloiM <t coonuBinatioDe, hob potraat eonditbiieni re- 
cip0n.c Atqoi matrimoniaiB eit ^onnodi aetos (qnia matr. miimI Ttlidam 
lenper VAlidom). Sigo oiatrioiaDiam m» poteit ndptn «onditioDsiii. 

18) Die meistMi Ganoniften ei l«f. 2 §. 1 ff. >Qui potiorot ia pignoribus 
habeantar.« — Fagnanua, conim. in cp. 5 X (IV. 5) n. 4. seq., ubi citat 
8. Piam V. necnou dementem VIII. approbantes in caau decisionem S. C. C. 

Die bedingte Ehe unterscheidet sich von den Sponsalien durch das Ver- 
ixiLgsobjfkt ; denn während hier Gegenstand des Vertrages ist Eingehung 
einer »ukünfUgen Bhe, ift m dort die Uebertraguug des eheliehen Rechtet. 

— B«i den Sponnlien wird kdn eonsansiu de pnatenti gaiditet, bat dam na* 
trloMmiam aoaditimiatoiB dagagan wird dar aonaanaoa da pnaaantt naialiaeh 
ausgedehnt bis zum Eintritt der Bedingung; es kann ja mit der Erfüllung der 
Bedingung die Ehe im nächsten Augenblick in Kraft treten. — Die bedingte 
Eingebang der Ehe und die Erfüllung der Bedingung sind zwei Akte , die mo- 
ralisch tn einem Akte verwachsen und so die bewirkende Ursache der Ehe 
bilden. Stürzt er den ersten Akt nicht um durch einen gegenteiligen, so tritt 
mit der Bedingang sofort aach das Eheband ein. — Recht hat Gonzalez (s. o.) 
iaMfera, alt ea keine bedingte She gabaa kann; wobl aber gibt aa afaMo 6e- 
dingten &i€eontent. 
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als Bherereprechdii, so ist die auf das BheTenprechen folgsnde 
copola als Yenflndigang (fornicatio) anzaoehmeD. 

Also geht der bediogte Gbnsens nicht in einen mMingim 
Aber, sondern bleibt bedingt bis snm Bintriit der Bedingang. 

ß) Bei der Annahme der Canoninten gestaltet sich der Fall 
etwas anders. Nach ihnen ist der Eheconsens wohl in /ieri, nicht 
aber in facto voilninden. 

d) Soll eine Elic wiiklicli f,'iUig sein, so müssen die äusscrlich 
gegebenen Zeichen belebt sein durch den inneren Willensakt; sind 
äussere Zeichon und innerer Cons»^ns wirklich vorhanden, so ist die 
Ehe im änsseren und inneren Forum giltig. — Sind nur die äus- 
seren Zeichen vorhanden, fehlt dagegen die innere Zustimmung auch 
nur bei einem Contrahenten, so ist eine solche Ehe in foro interno 
natürlich ungilUg^ in foro extcrno jedoch nur dann, wenn sich der 
Mangel des inneren Consenses in diesem Forum beweisen lässt ^^). 

Ist nun die Bhe in foro externe als giltig ansnsehen, jedoch im 
inneren Fomm in Wahrheit ungiltig, so kann eine BevalidaUon statt- 
finden dadurch, dass diejenige V&son, welche den notwendigen 
Consens nicht gab, diesen in der Stille erneaert Solche F&lle wer- 
den eintreten bei den Hindernissen des error, vis et metns und 
dolus »). 

Wie nun von dem Dekretalenrecht die geschlechtliche Ver- 
bindung nach geschlossenen Sponsalien angesehen wurde als faktische 
Eingehung der Elie, so betrachtete man auch die copula spontanea 
nach Abschluss einer solchen unf,nlti*,'en Ehe als die Uevalidation der 
Ehe. — Ebenso galt die geschlechtliche Verbindung nacli bedingt 
geschlossener Ehe als V^erzichtleistung auf den Eintritt dieser Be- 
dingung, demnach als bedingungslosen Abschluss der Ehe"). 

Qilt nun, das ist die Frage, das neue apostolische Schreiben 
vom 15. Februar d. J. auch für diese Fälle, wird auch hier die 
Pr&snmption für den Eintritt der Ehe aufgehoben? 

e) Wie die Sache sich gestaltet, wenn man die bedingt ge- 
schlossene Elie nnr als Sponsalien betrachtet, wurde oben angegeben ; 
da gilt das Wort des hl. Vaters: »Copnla sponsalibns snperveniens 
non eenseatar ex furis praesumptione contractns matrimonialis.« 

Doch wie ist es, wenn nach der Ansicht der Oanonisten der 

14) Dia Fihigkeit der Panoneii natftriieh Tortasgesetxt. 

15) Die Art dieses Beweises «iahe S, C. C. in Parisiensi. 7. März 1885. 

16) Die böswillige Verweigernnjf der inneren Zastimninng bei äusserlich 
giltigeui Abscbloss der Kbe cfr. causa Parisianais. 8w C. C. Tom 7. Män 1885. 

17} cfr. c. 3 ttud 6 X (IV. 6). 
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bedingte Ehekontrakt ein wirklicher ooneenene matrimooialis, nicht 
Bponsalitina Ist? Wie ist es mit der Frfieanption nach den oben 
näher gezeichneten unglltigen Ehen? 

En scheint, dass anch diese Prftsnmption dnrch das Schreiben 
»Consensns mntnost getroffen sei. Denn 

a) es handelt sich lüer wirklich nur um eine Rcchtsatinahme, 
nicht uni eine untrügliche Sicherheit. Der vorausf^e^angeiie Akt ist 
entweder ungiltig oder unvollständig (bei der Bedijigung), die co- 
pula selbst kann sowohl aflfectu maritali als auch fornicario ge- 
schehen sein. — Folglich ist der Satz des kanonischen Rechtes: 
»Derartige Eben treten durch die darauffolgende freie copula carnalis 
In Kraftf lediglich eine Präsumption, wie jene bei den Sponsaliea. 

ß) Dazu kommt noch die Ansicht der kirchlichen Rcchtslebrer, 
welche die Prftsnmption für RoTalidation der Ehe auf gleiche Stufe 
stellen mit der Prftsnmption nach geschlossenen Sponsalien, Ja die 
erstere Prftsnmption gerade von dem klassischen c. »Is qni fidem« 
30 X (IV. 1) dregor IX., das nur von den SponaaUm handelt, ah» 
leiten, so iSimekef »), (?0MMfev>«), Beiffensiuel*^) , De NteeOis*^), 
den ich wörtlich anführen will; 

»Per copulam spoiitaneuni subsecutam matrimonium metu con- 
tractum, dnmmodo contrahens sciat, illud esse irritum, ex tacito 
consensu, purgatur metus; — copula enini noniiisi affectu maritali 
facta praesumitur. Unde in foro extemo nou admittetur proöatio in 
contrarium.< 

Da nun der hl. Vater gerade diese Verfügung**) des kanoni- 
schen Hechtes ausdrücklich aufhebt uud aunullirfc, so scheint damit 
anch unserer PrSsumption das Fundament entzogen su sein. 

Trotzdem ist su behaupten, dass das apostolische Schreiben 
»Consensns mntuus« die Prftsnmption bei ungiltigem oder in seiner 
Wirkung suspendirtem Bheconsens nicht betreffe. 

Gründe: a) Der hl. Vater spricht an allen Stellen nur ?on der 
geschlechtlichen Verbindung, welche auf die Spotisalien folgt, nie 
vom matrimonium e. g. metu iuvalidum. 

ß) Dieses Dekret soll lediglich gelten an jenen Orten, wo die 
heimlichen Eben noch Geltung haben. — Da nun aber eine Uevali- 
dation der durch ein geheimes üinderni« juris privaii ungiltigeu Ehe 



18) 1. 4. disp. 18 n. 2. — 19) in 1. IV. decret. 1 1 c.21. - 20) ia L IV. 

t 1 n. iHl. 

21) Prax. Cor. Rom. I. S. (300 n. 15. 

22) Dämlich die cc. 15, 26, 30 X (LY. 1). 
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nicht ausgeschlossen ist*^) (an Orten, wo das Tridentinam gilt), 80 
wfirde durch dieses Dekret eine Doppelpraxis geschaffen: 

An Offen t wo das Dekret »Tamefoic pMieirt ist, wfirde die 
l^räsun^cn noch zu Eeehi bestehen; an den übr^en Orten da- 
gegen nkki, 

^) Wohl ist es wahr, dass der hl. Yater die eanonee hinsicbi- 
lieh der Prftsnmption nach Sponsalien aofbebt und dass viele Becht^ 
lehrer auch ffir die Bmlidation der nichtigen Ehen sieb anf diese 
berufen, alleio es ^bt noch andere Bestimmungen, welche unseren 
Fall dircki betretTcn und nicht genannt und deshalb nicht beseitigt 
sind. — Hinsichtlich des impediraentum vis et metus — c. 4 X 
(IV. 18); betreffs deö impediuientum conditionis die cc. 3, 5, 0 X 
(IV. 5). 

Ä) Was dann den inmrcn Grund anbelanget , so iasst sich die 
Erfahrung, welche der hl. Vater gemacht bat hinsichtlich der Hin- 
fälligkeit der Gesetzesannahroe nach Sponsalien , nicht ohne weiteres 
auf die Prftsnmption nach ungUiig oder heäiingt gesdUossenen Ehen 
anwenden. 

Bei bedingter JEkeabsehlieaamig*') ist ein wirklicher Ehecon- 
sens vorhanden, nur ist er an die Erffillnng einer Bedingung ge- 
knfipft. Da nun das Wesen des Bhevertrages in der Hauptsache 
vorhanden ist, so kann man doch in der Bogel annehmen, dass die 
Contrahenten mit der copula auf den Eintritt der Bedingung ver- 
richten — und sie den Akt setzen als eine Folg« des scbon frfiher 
gegebenen consensns roatrimonialis. 

Bei den Hindernissen des Irrtums und der Furcht spricbt der 
Urnstand günstit^ lür <lie i'räsuniption, dass gewöhnlich der eine Teil 
den wirklichen Kheconsens geleistet hat, dass dann der andere Teil, 
wenn er die durch Irrtum oder Gewalt beeinflusste Freiheit wieder 
erlangt, entweder auf den Willen des anderen Teiles eingeht oder 
die Verbindung ganz abbricht. — Ktwas anderes freilich wäre es bei 
dem Hindernisse der List {dolus^ äusserer Consens ohue den inneren) 
und bei Furcht, wenn diese eingeflOsst wurde, um einem unerlaubten 
Umgänge*^) ein Ende zu machen. 

Denn derjenige, welcher selbst den feierlichen Akt der £he- 
eingehung zu nichte macht durch den verweigerten inneren Consens, 
um einen Zweck so erreichen, wird gewiss nur in AasnahmsfftUen die 

28) S. C. C. in Cacnctcn. 10. IV. 1723; Benedict XIV. Inst, eccles. 87 
n. 62. Schulto: Kherecht 1855 pa^'. 340; Aichner §. 1961. l — pag. 676. 

24) nach kanonischer Ansiclit 

25) c. 15 X (IV. 1), Mwie die bei Schulte citirteu Fälle pag. 126 Anni. 8. 
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copula setzen, um das früher Gefehlte wieder gut zu machen. Ebenso 
wird der, welcher nur durch Furcht**) zu einem Akte veranlasst 
wurde, der seinem Sündenleben ein Ende machen sollte, nach er- 
langter Freiheit eich binden wollen durch copula carnalis. 

Dass es auch in den beiden letzten Fällen Ansnabnien geben 
kann, Iftsst sich nicht leagnen. ^ Doch iet eben wegen der Fassang 
des apoetolischen Schreibens, welches xanftcbst nnr anf Sponsalien 
geht, eine Ahschaffang der Prftsnmption hei ungiltigen Ehen nicht 
ansnnehmen. 

Fassen wir das Qesagte knrz snsammen, so ergibt sich: 

1. Ffir Orte^ wo das c •Tamäsi* in Krafl ist, wurde dnrch 
das apostolische Schreiben »Conseasos mutttosc Mie Verftndemng 

herbeigefahrt. 

2. Für Orte, wo die tridentinische Form nicht zur Giltij,'keit 
einer Eheschliessung notwendig ist, ist jene praesumptio juria et de 
jure afx/eschafft^ welche aus Sponsalien und darauffolgender copula 
auf die Eingehung einer Ehe scbloss und hiegegen keinen direkten 
Beweis zuliess. 

8. Da der bedingt gegebene Eheconseus nach der Auffassung 
vieler angesehener Theologen als sponsalia de fnturo gilt, so ist auch 
— nach dieser probablen Ansicht — das Schreiben vom 15. Februar 
d. J. auf diesen bedingten Consens anzuwenden. 

4. Auf die im Bechte geltende PrAsuniption, wodurch nngiltige 
Ehen durch die copula re?alidirt werden, Hesse sich das apostolische 
Schreiben zwar in re (wenigstens fftr manche: dolus, metus), nicht 
aber in formt geltend machen. Vielleicht wird eine theoretische 
Anfrage oder ein praktischer Fbll Anlass zu einer authentischen 
Brklimng geben. 

96) freilich wird dicM oft Jute ineoani and dämm die Ehe giltig teln. 
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XXVIII. 

Die Pflicht des Flseus, als Rechtsnachfolger eines säculari- 
sirten Klosters Wohnungen für die iflrGhenbedlenten zu be- 
schaffen und zu unterhalten. 

IQtgclheili Ton Beehtaaowalt und Conafitoriilnili Dr. Por»eh in Bndaii. 

Die von den Ordensrittern Anfan^^s des 14. Jahrhunderts ge- 
fjründete St. Jacobs-Kirche zu Thorn ist unstreitig' Mitte des- 

selben Jahrhunderts von dem Hochmeister des Ordens dem Bene- 
dictiner- Jangfrauenkloster in Thorn gesclicnkt und unter dessen 
Patronat gestellt worden. Ausweislich der Schenkungsurkunde vom 
6. Janaar 1345 erfolgte diese Scbenkong com dote d. h. mit Ueber- 
lassnag des der Kirche geherigen VermOgeiis, welches in nicht nn- 
bedeutenden Gebäuden in der Stadt Thorn und in sonstigen L&ndereien 
bestand , und dieses EirchenTerroOgeii ist dem Kloster?ermQgen ein* 
verleibt worden. Nach der in den Jahren 1832/33 erfolgten Sftcnla- 
risation des Benedictiner-Jongfranmiklosters wurde der Preussische 
Fiscns Becbtsnachfolger desselben und flbemahm das noch vorhandene 
Kirchen- und Klostervermögen sowie das Patronat über die St. Jacobs- 
Kirche mit allen Hechten und darauf haftenden Lasten und Pflichten. 
Die kath. Kirchenge»neinde zu St. Jacob in Thorn erhob nun gegen 
den Fiscus den Anspruch auf Bescliaffung und Unterhaltung der 
Wohnungen für die Kirchenbedienten und zwar gründete sie die 
Klage unter dem combinirten Gesichtspunkte des Patronats- und 
Tncorporationsverhältnisses, speciell auf die drei Kechtstitel des Ge- 
setzes, der Observanz und des Anerkenntnisses. 

Das Kgl. Oberlandesgericht in Marienwerder, an welches die 
Sache vom Reichsgericht zurückverwiesen war, erachtete die Klage 
schon aus dem ersten Bechtsgrunde des Qesetses för gerechtfertigt. 
»Denn dem Benedictiner-Jnngfirauenkloster lag (so (ttbrt das Urteil 
aus) die gesetsUche Pflicht ob, fKr die Beschaffung und Unterhaltung 
der Wohnungen f&r die Kircbenbedienten Sorge zu tragen und diese 
Pflicht ist mit dem Klosterverm(Vgen bei der Sftcularisation des 
Klosters auf den Beklagten übergegangen. Durch die Schenkung der 
Kirche cum dote an das Kloster, welches schon nach mittelalter- 
lichem Kirchenrecht als Corporation fähig war, Eigentham zu er- 
werben und zu besitzen, wurde das Kirchen vermögen mittelst In- 
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oorporatioD neben üebertragan^ des Patronate Eigenthum des Klosters, 
woraus fflr das Kloster die Pflicht entstand, aus dem eigenthfimlich 
ftberkommenen KirchenTeraiOgen die Kirchenbaalast zu bestreiten, 
fttr den Gottesdienst Sorge zn tragen nnd die dazn benOthigten 
Kirchenbediensteten zn besolden nnd zn unterhalten. 

{Schulte, Katholisches Kirchenrecht III. Aufl. S. 525 §§. 528. 
578; Richter, Kirchen retlil §. 141). 

Derselbe Grundsat/- ist auch im Preussischen Landrecht aner- 
kannt worden. §. 12. §§. 939, 951 II. 11. Da nun feststeht, 
dass das Kloster das überkoininene Kirchcnvermögon deni Kloster- 
vermö^'en einverleibt und nidit als gesonderte Vermögensniasüe er- 
halten und verwaltet hat, so ist durch diese Vereinigung,' eine un- 
trennbare Masse entstanden , welche nunmehr für die auf dem Kir- 
cbenvermögen ruhenden Lasten verhaftet ist. 

Die Unterscheidung zwischen Kirchen- und Klosterverinögen 
ist damit weggefallen, beide Massen haften gleichmassig für die aus 
dem KireheuTermOgen zu bestreitenden Lasten, und Beklagter hat 
als Rechtsnachfolger und üebemohmer des Klostervermögens die auf 
demselben ruhenden privatrecbtlichen Verpflichtungen zu erfttllen. 
Daraus folgt, dass Beklagter schon kraft des Gesetzes verbunden ist, 
die ursprünglich auf dem Kirchenverroögen haftende und dann auf 
das Klostervermögen übergegangene Verpflichtung zur Beschaffung 
und Unterhaltung vou Wohnungen für die Kirchenbedienteu weiter 
zu erfüllen. 

Diese Verpflichtung des l^eklagten reicht aber nur soweit, als 
er Klostervermögen bei der Säcularisation ülicrliaupt bekommen hat, 
eine Vcrbimlliclikeit, diese Last aus eigenein Vermögen zu bestreiten, 
liegt dem Beklagten gesetzlich nicht ob. KlriL,'(Min hat daher «ien 
Nachweis zu führen, dass und welches Klostervermögen der Beklagte 
bei der Säcularisation des Klosters eigenthümlich übernommen hat 
und dass dasselbe zur Bestreitung der hier in Uede stehenden Last 
ausreichend ist; Sache des verklagten Fiscns ist es, nachzuweisen, 
dass dieses Vermögen bernits zu kirchlichen Zwecken oder Bestreitung 
anderer auf dem KlostervermOgen haftenden Lasten seine Verwendung 
ganz oder theilweise gefunden hat Es kommt daher nicht darauf 
an, worin die dem Kloster zugefallene dos der Kirche bestanden 
hat, es kommt auch nicht darauf an, welche VermOgensbestandtheile 
im Jahre 1772 vorhanden waren als der Staat bei der Besitznahme 
Westpreussens die Kirchengfiter theilweise in Verwaltung nahm 
resp. confiscirte und dem Kloster eine Competenz von 50 «/o der Ein- 
nahme bewilligte. Denn nicht durch diese Acceptatiou ist der Ver- 
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klagte Rechtsnachfolger des Klosters geworden, sondern in Folge der 
hei der Sftcnlarisation erfolgten Incorporation, auf wMohe die Klage 
jjestützt ist. Entscheidend bleibt daher nur, welches Klosterver- 

niögen bei der Säcularisation vorhanden war und iu den Besitz und 
das Eigenthum des Verklaj^ten gelangt ist. Was zu diesem Zeit- 
punkt nicht mehr vorlianden war, ist eben anderweitig verwendet 
oder verloren gegangen, dafür hat Verklagter als Rechtsnachfolger 
des Klosters nicht aufzukommen. Ist somit Verklagter als Kcclits- 
nachfolger des Klosters schon gesetzlich verpflichtet, die auf dem 
Klostervermögen rnbende Verbindlichkeit zu erfüllen, so kann es auf 
sich bemhen , ob Verklagter auch auf Grund einer herausgebildeten 
ObservanÄ hierzu verpflichtet war oder ob Verklagter diese seine Ver- 
pflitihtang noch in rechtsverbindlicher Weise anerkannt hat, denn 
immer wflrde Beklagter nicht ez propriis, sondern nur soweit, als 
das fibemommene KlostenrerroOgen reicht, die Last lu tragen haben. 
Ein Anerkenntniss des Beklagten, dass er diese Verpflichtung snr 
Beschalfiing und Unterhaltung der Wohnungen der Kirchenbedienten 
aus eigenen Mitteln ohne Rflcksicht auf das aberkommeoe Kloster- 
vermOgen zu leisten habe, hat KlIgeriD gar nicht behauptet, liegt 
auch in der That nicht vor. 

Die Beweisaufnahme über das noch im Besitz des Verklagten 
befindliche Klostervermögen hat nun ergeben, dass allerdings nicht 
unbeträchtliches Klostervermögen zur Zeit noch vorhanden ist. Ver- 
klagter sell)st, welcher anfänglich die Behauptung aufgestellt, dass 
der Fonds vollständig erschöpft sei, hat schliesslich diesen Einwand 
zurückgezogen und zugestanden, dass jetzt noch ein Klostervermögen 
in Höbe von 160,686 \7 ^df vorhanden ist. Ein Mehreres ist 
nicht nachgewiesen worden. Könnte man nun annehraen, dass dieser 
Bestand zur Bestreitung der hier in Rede stehenden Verpflichtung 
zur Beschattung und Unterhaltung der Wohnungen für die Kirchen- 
bedienten ausreichend ist, so wflrde die Verurtheilung des Verklagten 
nach dem Principalantrage d. h. ohne die Einschrtakung: »nach 
Klüften des gesammten ehemaligen KlostervermOgens« gerechtfertigt 
erscheinen« 

Die KIflgerin hat nun zwar seihet angegeben, dass die von ihr 
Zwecks Beschaffhng und Unterhaltung der Wohnungen fflr die Kir- 
chenbedienten bisher gemachten Auslagen, welche sie von dem Ver- 
klagten ebenfalls erstattet verlangt und deren Höhe in separate er- 
mittelt werden soll, sich im Höchstbetrage auf 1053 Ji belaufen, 
indessen steht nicht fest, auf wie hoch die Kosten für die Beschaffung 
und Unterhaltung der Wohnungen der Kirchenbedienten in ^^ukuuf^ 



o y uy Google 



268 Dr, Parsek, PfUcht det Piseut aU RechtMachfolger eine$ bOcuL 

zu bemessen sind. Klägerin selbst bat erklärt, dass die schon in 
der Klage aufgestellten, von dem Verklagten aber bestrittene ße- 
bauptuDg, dass die j&hrliche Wohnungsentschädigung auf 570 
anzunehmen sei, nur zum Zweck der Berechnung des Streitobjects 
gemacht worden sei, und dass sie eine bindende Erklärung fiber die 
Hohe der wirklich erforderlichen Kosten für die Anscbalfiing und 
Unterhaltang der Wohnangen der Kirehenbedienten nicht abgeben 
wolle. Unter diesen Umstünden konnte nar dem eventaellen Antrage 
der Klägerin gemäss Verklagter zur Leistung nach Kräften des jetzt 
mindestens noch in Höhe ron 160,686 17 ^ Torhandenen Klofter- 
▼ermOgens vernrtheUt werden. Dass ttbrigens znr würdigen und an* 
gemessenen Verrichtung des Gottesdienstes in der St. Jakobs- Kirche 
an Kirchenbeamten: ein Organist, ein Küster und ein Balgentreter 
nothwendig sind und für diese Kirchenbedienten die Wohnungen zu 
beschaffen sind, ist ohne weiteren Beweis nach richterlichem Ermes- 
sen als fest^^estellt zu erachten und dies umsomehr, als in dem Ein- 
gange des Kesoluts vora 23. September 1877 schon anerkannt ist, 
dass das Kloster bis zum Jahre 1838 in der That für einen Or- 
ganisten, Käster und Balgentreter freie Wohnung gewährt bat.c 

Demgemäss bat das Kgl. Oberlaudesgericht erster Civilsenat 
zu Marienwerder am 6. Februar 1888 das am 28. Mai 1885 ver- 
kfindete Urtbeil der ersten Givilkammer des Landgerichts Thom, 
welches die Klage abwies, abgeändert und den beklagten Fiscus Ter» 
urtheilt: 

»1. anzuerkennen, dass ihm die Bau- und Unterhaltungspflicht 
bezüglich der Kirehengebäude der Kirehenbedienten an der 
katholischen Si Jakobs-Pfarrkirehe zu Thom und zwar des 

.Organisten, des Küsters und des Balgeutreters, welche an 
dieser Kirche angestellt sind, obliegt, 
II. die von der Klägerin bis jetzt Zwecks Beschaffung und Unter- 
haltung der Wohnungen dieser Kirchenbedienten gemachten 
angemessenen und bezüglich der Zeit und Höhe in einem be- 
sondereren Verfahren zu ermittelnden Auslagen der Klägerin 
zu erstatten, 

III. für die Kirchendiener angemessene Wohnungen zu gewähren, 
und zwar ad I, II und III nach Kräften des gesammten, jetzt 
mindestens noch in Höhe von 160,686 Ji 11 ^ vorhandenen, 
durch die Säcularisation ihm zugefallenen Vermögens des 
Benediethier-Jangfranenkloeters zn Thom, 

IV. die Kosten des Hechtsstreites zn tragen.c 

Auf die von dem beklagten Fiscus hiergegen eingelegte Be- 
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Tision hat das Rei^sffmchi JTF, CwUsenai am 9. Jnli 1888 tSa 
Recht erkannt: 

>Da8 am 6. Februar 1888 Terkfindete Urtheil des Ersten 
GiTileenats des Königlich Prenssischen Oberlandesgerichts zo 

Marien Werder wird, unter Zurück weisang der Revision zu II 
und III des Tenors, zu I desselben und im Kostenpunkte auf- 
gehoben und in der Sache selbst zu Punkt I die Berufung 
der Klägerin gegen das am 28. Mai 1885 verkündete Urtheil 
der Ersten Civilkaramer des Königl. Preuss. Landgerichts zu 
Thorn zurückgewiesen, während die Kosten des Rechtsstreits 
zu V« der Klägerin, zu '/4 dem Beklagten auferlegt werden.« 
Die Entscheiämgsgrünäe lauten: 

»Das Berufungsgericht geht davon ans, dass die Anfangs des 
14. Jahrhunderts von den Ordensrittern gegründete St. Jakobs-Kirche 
zu Thom nm die Mitte desselben Jahrhunderts von dem Hochmeister 
des Ordens cnm dote, d. b. mit dem in Qebänden und LAndereien 
bestehenden KirebenvermOgen , dem Benedictiner-Jnngfiranenkloster 
zn Thom geschenkt und nnter dessen Patronat gestellt, dass infolge 
dessen das Eir^henvermOgen dem Klosterrermögeu nnzertrennlich ein- 
Terleibt nnd dass nach der in den Jahren 1882/38 von Seiten des 
Preussischen Staates erfolgten SftCQlarisirung des Klosters der be- 
klagte Fiscus Rechtsnachfolger des Klosters geworden sei und das 
noch vorhandene Kloster- und Kirchenvermögen, wie das Patrunut 
über die St. Jakobs- Kirche nebst den anhaftendea Kechteu uuU 
Pflichten übernommen habe. 

Ferner nimmt der Vorderrichter an, dass zur würdigen und 
angemessenen Verrichtung des Gottesdienstes in der St. Jakobs- 
Kirche an Kircheubedienten ein Organist, ein Küster und ein Balgen- 
treter nothwendig, dass für dieselben freie Wohnung zu beschaffen 
und solche auch bis zum Jahre 1833 thataftchlich Yon dem säca- 
larisirten Kloster gewährt sei. Diese Erw&gnngen sind nnangefochten 
geblieben. 

Anl Torstehender Unterlage gelangt nun das Oberlandesge- 
riebt zn folgenden rechtlichen Schlössen. Das Vermögen der Kirche 
St. Jakob sei in Folge der Schenkung derselben cnm dote an das 
JnngfraneDkloster kraft Incorporation — neben Uebertragu ug des 
Patronats — Bigenthum des Klosters geworden. Damit sei ffir das 
Kloster gesetslieh die Pflicht erwachsen, ans dem erworbenen Kirchen- 
vermOgen die Kirchenbaulast zn bestreiten, für den Gottesdienst 
Sorge zu tragen und den dazu beiiöthigten Kirchenbedienton Be- 
soldung und Unterhalt, wozu auch Beschaffung und Instaadbaltang 
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von Wohnungen gehöre, zu gewähren. Da uun infolge der Säcula- 
risation des Klosters das mit dem Kirchenvermögen untrennhar ver- 
einigte Klodtervermögen auf den Beklagten übergegangen sei, so 
folge, dass dieser auch die auf dem überkommenden Vermögen haf- 
tende VerpÜichtung zur Beschaflfung und Unterhaltung freier Wohn- 
nng für die Kirchenbedientea weiterhin zu erfüllen habe, soweit jenes 
Vermögen noch vorhanden «nd aasreichend sei. 

Die gegen diese Aosf&hmng von der fievision erhobenen An- 
griffe entbehren der Begrflndung. — Znnftchst wird gerftgt, dass die 
Entscheidung das fftr massgebend erachtete Gesets nicht erkennen 
lasse. Allein der Richter bezieht sich ausdracklich auf das mittel- 
alterliche Kirchenrecht, womit augenscheinlich das Qemeine katho* 
Usche Rirchenrecht gemeint ist, in Verbindung mit dem Preussi- 
sehen Allgemeinen Landrecht. Weiter wird von der Revision in Ab- 
rede gestellt, dass aus diesen Reohtssysteinen sich eine V'erpflichtung 
für das ehemalige Jungfrauenkloster herhMten lasse, den zum Gottes- 
dienste an der St. Jakobs-Kirche erforderlichen Kirchenbedienten Be- 
soldung und Unterhalt in der vom Berutuiigsgericht angenommenen 
Modalität zu gewähren. Es ist jedoch bereits in dem früheren 
Bevisionsurtheüe (des Reichsgerichts vom 18. November 1886) an- 
erkannt, dass nach der mittelalterlichen Bntwickelung des Kirchen- 
rechis und dem daraus hervorgegangenen Gemeinen katholischen 
Kirchenreeht, welches in Westpreussen vor der Einfahrung des Preos- 
sisohen Allgemeinen Landrechts recipirt gewesen, die cum dote er- 
folgte Schenkung der St Jakobs-Eirche an das Jangfrauenkloster 
und die dadurch herbeigeführte Incorporirung des Kirchenvermögens 
in das ElostervermOgen bei gleichzeitiger Uebertragung des Eirchen- 
patronats auf das Kloster für das Letztere die Verpflichtung zur 
Folge gehabt hat, aus den Mitteln des einverleibten Kirchenver- 
raögens neben Tragung der Kirchenbaulast auch den Gottesdienst 
zu unterhalten. Zudem ist diese Verbindlichkeit in der Schenkungs- 
urkunde des Hochmeisters vom G. Januar 1345 dem Kloster sogar 
ausdrucklich auferlegt, indem es darin u. A. heisst, dass die Schenk- 
ung erfolge »ut cultus divinus et disciplina scolarium non decrescat, 
sed laudabiliter augeatur.c Nach kirchenrechtlicber Anschauung 
diente das Kirchenvermögen (fabrica) begrifTsmässig zur Bestreitung 
der Kosten des Qottesdienstes nnd des Unterhalts der Eirchenge- 
bftnde. Hierbei wurden, was der Natur der Sache entspricht, in den 
Eosten des Gottesdienstes auch diejenigen der Besoldung nnd des 
Unterhalts der EIrchenbedienten gerechnet (VergU RidUer-Dooe 
[8. AJ S. 1313, WH Sduäte [4 A.] S. 518). Dass aber da^ Preus- 
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»ische All^^^emeine Landreclit an dieser Anforderung nichts geändert, 
und demgeniüss auch die Verptiichtung dos früheren Jungfrauea- 
klosters, aus dem incorporirten Kirchen vermögen den Kultus an der 
St. Jakobs-Kirche and damit auch den Unterhalt der benOthigten 
Kircbenbedienteo zu beatreiten nicht beseitigt oder gemindert hat, 
ergeben die Vorschriften der §g. 160—164. Tbl. IL Titel 11 1. e., 
wie ja auch ausser Streit steht, dass das Kloster w&hrend seines 
Bestehens jener Verbindliebkeit nachgekommen ist 

Schliesslich will die Revision nicht gelten lassen, dass diese 
Verpflichtung des Klosters vermOge der in den Jahren 1892/83 sei- 
tens des Prenssischen Staates bewirkten Sftcnlarisatton des Kloster- 
vermögens nebst Kirchenpatrouat gesetzlich auf den Beklagten über- 
gegangen ist. Das Oberlandesgericht beruft sich für diese Rechts- 
folge allerdings nicht auf bestimmte Normen, es unterliegt aber 
keinem Bedenken, dass es einen l'ebergang kraft Universal-Succession 
im Auge gel>abt hat. Und dieser Grund ist zu billigen, wie denn 
auch die im Archi? für hathol. Kirchenrecht Bd. XXII. S. 138 ab- 
gedruckte Entscheidung des vormaligen Preussischen Obertribnnals 
anf demselben Standpunkt steht. 

Nun fragt sich noch, ob auf der so gewonnenen rechtlichen 
Qrondlage die Klageanträge sich rechtfertigen. Das Oberlandesge- 
riebt hat dies ohne besondere BegrQodnng angenommen. Die Be- 
vision will es Temeint wissen hinsichts des Antrages 1, nach 
welchem die Bau- und Unterbaltangspflicht des Beklagten bezaglich 
der Kirchengebände der KtrebenbediMiten festgestellt werden soll 
Diesem Verlangen der Revision ist stattzugeben. Denn der Antrag 
zu I ist, wie der Gegensatz der Anträge zu II und III ergibt, als 
ein selbstständiger Anspruch gemeint, dessen rechtliche Wirkung da- 
hin gehen könnte, dass der Beklagte für die Kirchenbedienten Ge- 
bäude, wenngleich solche bisher nicht vorhanden, neu zu bauen und 
demnächst zu unterhalten hatte. Dieser Anspruch aber erscheint 
nach dem Gemeinen katholischen Kirchenrecht wie nach dem Preus- 
sischen Allgemeinen Landrecht unbegründet. Es steht fest, dass 
während des Bestehens des Jungfraueuklosters und 8{»äter niemals 
besondere Gebäude für die Kirchenbedienten vorbanden gewesen sind. 
Bei dieser Sachlage lässt sich eine Verpflichtung, derartige Gebände 
nen an bauen, weder ans der Patronatsbaalast , noch ans dem In- 
oorporationsrerhältniss herleiten (vergl. Allgem. Landrecht Theil II. 
Titel 11 §§. 584, 164, Bntscheidnngen des Reichsgerichts Bd. 9. 
S. 254). Za letsterer Besiehuug namentlich fährt die gegebene 
Pflicht xnr Unterhaltang der Kirchenbedienten keineswegs die Ver* 
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bindlichkeit mit sich, besondere Dienstwohiuingeu für dieselben zu 
bauen, denn dem Unterbringungsbedürfniss kann auch auf andere 
Weise genügt werden. Daraus folgt, dass nur ein Anspruch auf Ge- 
währung angemessener Wohnungen für die Kirchenbedienten im Ge- 
setze Anhalt findet. Den hierauf abzielenden Klageanträgen zu II. 
(Erstattung fär die Vergangenheit) und III. (Gewährung für die Zu- 
kunft) i$t demgem&ss mit Recht Tom Berufungsgericht entsprochen, 
wie denn anch ein ReTisionsangriff nach dieser Richtong nicht er- 
hoben ist. 

Ans vorstehender Darlegung ergibt sich die Aufhebnng der 
Vorentscheidung zu I. der ürtheilsformel. Was die Sache selbst an- 
langt, so hat der Bernfnngsrichter es swar unterlassen, den ent- 
sprechenden Klageantrag zu I. an der Hand der in der Klage sonst 
noch geltend gemachten Keehtstitel der Obsertanz nnd des Aner- 
kenntnisses zu prüfen. Allein es bedarf insoweit einer Zuruckver- 
weisung in die Vorinstanz behufs Nachholung dieser Prüfung nicht, 
da beide Keehtstitel sich ohne Weiteres als unzulänglich begründet 
erweisen. 

Die gemäss der Klageanträge zu II. und III. dem Beklagten 
zufallende Verpflichtung ist vom Oberlaudesgericht folgerichtig auf 
eine Haftung mit demjenigen Klostervermögen beschränkt, welches 
der Beklagte vermöge der Säcularisation überkommen hat, soweit es 
seitdem nicht zu kirchlichen Zwecken verwendet worden. Wenn die 
Höhe dieses Vermögens in der Ürtheilsformel auf mindestens 
160,686 «4P 17 ^ angenommen ist, so Iftsst sich dies nicht miss- 
billigen. Die Revision rfigt allerdings, dass es an einem siffermfts- 
eigen Parteiantrage fehlt. Allein gerade die unbestimmte Ftasnng 
des Klageantrages liess jede Bestandziffer offen, und der Richter bat 
nur den vom Beklagten ausdrucklich zugestandenen Betrag zu Grunde 
gelegt. Nun bemängelt die Revision zwar auch die Annahme, dass 
ein solches Zugeständniss vorliege. Aber der Kichter hat dasselbe 
der eigenen Aufstellung des Beklagten vom 6. November 1887 ent- 
nommen, welche mit jenem Bestände abschliesst und als Bestaud- 
theile des Fonds theils Ersparungen an der dem Kloster bewilligten 
Competeuz von Klosterländereien theils eine Entschädigung für ent- 
eignete Klostergebände angibt. £in prozessualer Verstoss ist hierbei 
nicht erkennbar, c 
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XXIX. 

Ziim blrgerlichen Gosetzbuche (Dr das deutsch« Reich. 

(Vgl. Archiv für K.-B. <M> S. 126, 66 8. 467 ff.). 
Vom kait. Begierongimth a. D. F. Getgel in Stnasbnrg. 

I. * Unberührt* bleiben zufolge des »Entwurfs eines Ein- 
führungsgeseize^ zum B. 6.-B. , dem Reichstage 189G vorgelegte, 
(C. Heymann Berlin, 206 S., J6 l.oo) »die landesgesetzlichen Vor- 
schriften (Art. 78, jetzt Gesetzes- Art. 80) über das Pfründenv^hi^) 
und (Art. 80) über die BeanfsiehUgimg (nicht aueh Verwaltung) 
joristiechor Personen *)c, ferner diejenigen (Art. 86) Voraehriflen, 

1) Einf.-G. S. 109: »Es wäre unzulässig, das Pfründenrecht den Grund- 
sätzen des Niessbraucha zu unterwerfen, da die Gründe fQr seine besondere 
Ausgestaltung in seinem Zusammenhange mit dem kirchlichen Aemterwesen 
liegdu.« — In Ermanglong ausdrücklicher besonderer Vorschriften über die 
BeftiguisM dM PfrBndenlMiitMn «rDlmgt gleichwohl nur die ginngoBlMa Aa- 
wendong der Qrondi&tio des Nietebnuielis ; an Stelle der etmehUgigon altgt» 
meinen Beatimmaogen dea preosa., bajer., fraoi. Civilreehts n. a. w« treten 
also die entsprechenden §§. 1030 ff. u. 2114 ff. des B. G.-B. für das D. Reich ; 
vgl. Vering K.-R. 3. Aufl. S. 794, Friedberg K.-R. 3. Aufl. S. 478 ff., Geigel 
franz. St.-K.-R. 132. Bd. II p. 164 des Ree. des actes du Consistoire sup. de la 
Genf. d. Augsb. bezeichnet den Pfrlindcnbesitzer ausdrücklich als * I\'ufznieif' 
Her.* Der Vorbehalt des £inf.-G. hat daher nur die Bedeutung, dass die einzel- 
ataatlichen oder kirchlichen besonderen Vorachriften Uber den Niessbrauch der 
PMndenbesItser, inabes. Selbstverwaltnng oder Verpachtung dnreb die Obor- 
beh6rde nnd Ueberwaebong dnreb lotatere beibehalten bleiben, mit anden 
Wortens Die neuen Grunds&tze des B. G.-B. Aber den Niesabraneb finden aller- 
dings anch auf das Pfründenrecht Anwendung, soweit niebt ausserhalb des all- 
gemeinen Civilrechts bisher besondere Grundsätze nur gerade hiefür gelten; 
keineswegs aber kann es beabsichtigt sein , dass für den Ff ründengenixss die 
den Nicsabrauch allgemein regelnden Artikel des Codex Maximilianeu.s , des 
Code civil u. a. w. in Geltung bleiben (Einf.-G. Art. 4 und 55). Die billigste 
gutleserliche Textausgabe des »Bürg. G.-B. nebst Einffihrongsgesets« and 
22 8. boehstabenw. Sacfaregiater iat wohl die von C. H. Bede MOnehon, 665 8. 
in Klein 8^ H. 2,50 eingobnnden. 

2) Einf.-G. S. 114. Die Verwalluntfvhetngab^ der jar. Personen richten 
sich nach dem B. G.-B. (§. 26 u. 86); der entgegengesetzte, ursprünglich wei- 
tere Vorbehalt ward abgestrichen ; dagegen bleiben (S. 112) »unberührt die 
»landesgesetzlichen Vorschriften, welche in Ansehung (nicht aller, sondern nur) 
»»gewisser juristischen Personen« (der Stiftungen und Korporationen des Of- 
•fenllichen Rechts (B. G.-B. 89), keineswegs auch der Aktienvereine und nur 
»gemeinnütsiger Anstalten) die VorSnasaraug, Belastnng, Verpachtoog tob 
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wornaeb »der Erwerb von Btechten im Werthe ?on mehr als 
5000 64f**) durch jwisUaehe Personen beschränkt ist oder von staat- 



> Grundstücken, die Aufnahme Ton D»Tleben, die Annahme (vgl. unten A. 3*) 
»und Aosschlagung Ton Erbsehaften, aowie andere nichtige Akte (v. Thndiehnm 
»K.-B. II 281 III, Odgel fhrni. 8t.-E.-B. 58—96) im Öffentlichen Interesse 
»nnteitagen. erschweren, inshes. Ton staatlicher Genehroigang abhängig machen 

»oder an die Voranssetzang knüpfen, dass im einzelnen Falle ein fiesefz die 
»Vornahme des Aktes für statthaft erklärte, oder (S. 114) die >Ent8endiing von 
Komrnissaron . die Einforderung von Sitzungsberichten, die Reclinungskontrole 
des Geldvcrbrauciis« betreffen (Geigel 122. 254, 400, 409 u. 474). Es lag kaum 
in der Absicht der ReichstagakommUnion (3 IV 95) , jedenfalls nicht in der des 
Beiehstags (Drucks. 4L40 8. jS7), anch fllr ITomiiittnafTerbftnde nnd eine eigentlich 
ttatttiiehe Anfgabe wahmebmende OffentUche Anstalten ToUst» Yerwaltnngs- 
freiheU nnd unbetchränkit Selbstverwaltang pl5tslich Yon ffc/cAswegeu durch 
Ahgtrich des Art. 80 zu begrtlnden. Dieser Art. 80 unterlag iwar in der Fassung 
des Bondesraths-Entwurfs schliesslich dem Abstrirhr; hioraas darf jedoch keines- 
wegs gefolgert werden wollen, als ob Stiftungen und Korporationen des öffenl- 
lirhen Rechtes nur zu einem Erwerbe von mehr als 5000 (unten A. 3») 
der Staatsgenehmigung bed&rften, für alle übrigen Rechtsgeschäfte aber von 
der bisher vorgeschriebenen Staatsgenehmigung befreit seien. Der Vorbehalt 
der Genehmigung Ton VorstandsbesehlBssen (B. G.-B. 26 n. 86) dnrch die 
MitgUederrersaromlnng oder «ine BebSide des Staates, der Kirche beiw. des 
bSheren Verbandes bildet einen wesentlichen ßestandtheil der V&rfassung. 
Nun lasst aber Art. 82 des Einf.-G. zum B. G.-B. »unberührt die Vorschriften 
der Landesgesetze über die Verfassung solcher Vereine, deren Hechtsfähig- 
koit auf staatlicher Verleihung beruht«; dasselbe gilt (B. G.-B. 85) betreffs der 
Stiftungen , selbst wenn sie nicht »Anstalten des öffentlichen Rechtes« sind. 
Allerdings vertritt der Vorstand (B. G^B. 26 n. 86) die juristische Person 
»gericbtlidi und aossergeriehtUehc ; doch kann ancb •mit Wirkung gegen 
Dritte ümfiung seiner Vartretnngsmaeht besebrinkt werden« nnd iwar 
dnrch die »Satzung« oder die auf Reichs- bzw. Landesgesetz beruhende » Ver- 
fassung.* Hiednrch kann also auch über die Eälle des B. G.-B. 1821 u. 1822 
hinaus die Genehmigung der hüheron Behörde vorbehalten werden. Fordert der 
Vertragsschliessende Theil den Vorstand zur Mittlieilung darüber auf, ob letztere 
Genehmigung ertheilt ist, so kann in sinngemässer Anwendung des B. G.-B. 
1829 (vgl. 108) »die Mittheilang der Genehmigang nur bis zum Ablaufe von 
2 Wochen nach Empfang der Aaflbidemng erfolgen; erfolgt sie nicht, so gilt 
dia Genebmignng als ▼erweigert«, d. i. der ▼ertragsscbliessende Theil ist nach 
Ablauf dieser Frist an sein Anerbieten nur dann noch gehnnden, wenn er aus- 
drücklich im Vertrage sich für eine bestimmte längere Zeit gebunden hatte. 
Letzteres wollten im franz. Kechtsg.^biete die Gerichte früher nicht zulassen, 
Dalloz 1803 II 110, 1879 II 236, Schiappoli dir. cccl. franc II 106, Geigel 
franz. St.-K.-R. 78 u. 95, dage^'en App. Colmar 28 VIII 1827 und Lüttich 12 II 
1842 u. 25 VII t)8, Kassation Brüssel 27 XII lÖGO und Paris 8. u. 28. Mai 18-27. 

Klöster, Diakonissenanstalten, Emeriten- nnd Missionshäuser sowie son- 
stig« r«in faknltatire Anstalten, an deren Erhaltung der Staat kein hervor- 
lagsndes Interesse bat, erfirtnten sich bisher des besonderen Staatsschaties in 



Digitized by Google 



Bürgerl. Qes.-^. A ä, 2>. ft. 



2% 



Hoher OenehiniguDg abhängt <>)c, ebenso (Art. 87) diejenigeD, 
wornach »Mitglieder rdigiS$er Orden oder ordenefthnlieher Eob- 

d«r Bagd nur betreib der VerOuistrttny ihrer OroDdetOeke, indem ihr Btif- 
tmigeiweelc gegenaber der Willkür ihrer tntweiligen Yervtlter dareh die Uera 

dngeforderte StaatsgenehmigUDg besonders gesichert ward. Dttgege« kflin* 
inerte sich ihretwegen der Staat nicht auch um Jahresrechnongen , Voran- 
schläge, Bauten, Kapitalsausleihung u. s. w., Geigcl 79 Anm. 1 und 346, Leoni« 
Mandel Verw.-R. v. Els.-Lothr. 102, vgl. Ärch. f. K.-K. 66 S. 467. 

3) Einf.-Ges. 86 lautet ferner: »Wird die nach dem Landesgesetze zn 
mnem Erwerbe von Todeswegen erforderliche Oenehmigaog ertheUt, so gilt 
aie als vor dem ErbftnCaie eriheilt (B. 6.-B. 84» Gelgel 58 o. 99, belgieefaee Oea. 
so VI 186S, jnr. Ztiehr. für Ele.-Iiotbr. 1894 8. 479). mrd eie verweigert so 
gilt die Jurist. Person in Ansehung dee Anfolls als nicht vorhanden, and findet 
B. G.-B. 2043 entsprechende Anwendung«; Tgl. Motive 116—122. Regelmässig 
bedarf jetzt »staatlicher Genehmigunf^'< im Interesse der Familien und zur Ver- 
hütung eines unverhultnissmässigen Auwachsens der Todthand (Geigel 70) jeder 
unentgeltliche Erwerb, ein entgeltlicher aber nur betreffs der Grundutücke. 
Bechtseinheit für das Deutsche Reich hätte sich schaffen lassen durch den Ver- 
sieht auf die — siemUeb werthlose — Staatsgenehmigong btMb dee Erwerbe 
•üb titalo oneroeo einendti und udeneiti doreh die auf aile Bandeeetaaten in 
enkreekende BesHmmong, daas ananabnaloa jnriatiiebe FerMnen FMgebigkeiteii 
Ober 500O «Jl weder anter Lebenden noch von Todeswegen ohne SKctofife- 
nehmigang annehmen können, sowie dass über Ertheilnng and Versagang dieser 
Genehmigung vom Staate des Wohnortes des Schenkgebers oder Erblassers be- 
funden wird. Das galt bisher schon links des Rheins (Geigel 55), femer in 
Baden (Ges. 5 V 70), Belgien (10 XI 11), Preussen 23 II 70 §. 2 u. 5«, Ham- 
l^org u. 8. w. ; gerade wegen der inzwischen erweiterten Freizügigkeit wäre 
aneb hierin «ine etttheUUdU Regelung flir das ganze Beieh nSthig, Anh. für 
K.-R. 60 8. 187. 

8») »Dna Bttrgariiehe Geeetibneb greift dnieb Art 86 des Einfttbmngi- 
geeetiee aach in das Gemeinde^ nnd Stifturu/srecht ein, indem nur f&r 
»Gegenstände im Werthe von mehr als 5000 die landesgesetzlichen Vor- 
schriften unberührt bleiben , welche den Erwerb von Rechten durch juristische 
Personen von staatlicher Genehmigung abhängig machen.« Diese Mindestgrenze 
warde am 27. Juni 1896 auf Dr. Licbers Antrag bei der zweiten Lesung an- 
genommen and auch in der Scblusslesang vom Reichstage aufrecht erhalten. 
Vom 1. Janoar 1900 ab bedörfen also Gemeinden, Beiirka, Kreise, Promsen, 
Wohlthitigkeits*, ünterriehts-, kireblidie nnd sonstige Stifüingen inr Annahme 
Ton Schenkungen und letstwiUigen Znwendangen, selbst fklls Ueradt Anflagen, 
Lasten oder Bedingungen verbunden sind, ferner zum Erwerbe too Liegen- 
schaften , Renten , Kapitalien und sonstigen Rechten der Staatsgenebmigung 
nur dann noch, wenn ein Werth von mehr als 5000 in Frage steht. Nur 
selten wird bei Vermächtnissen oder Schenkungen für Gotteshäuser, Pfründen, 
Klöster u. s. w. dieser Werthbetrag im einzelnen überschritten. Beibehalten 
bleibt dagegen (oben S. 274) im firansSsieehen Beehtsgebieta die bisbor erforderliche 
Staatsgenebmigung für jede, aneb die geringste VtrinMemng von U^ensehaften, 
fAr Vergleiche, Sehiedsrertiige, üebemahme Ton Haftungen oder Bttrgsehaften, 
Brbebnng ton Klagen oder Einlassnng anf solehe, Veifinderang oder Veiftoe* 

18* 
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grogattonen — mit Oelübden auf Lebens- oder unbestimmte Zeit — 
nur mit staatlicher Qenehmigang von Todeswegen oder darcb Schenk- 



sening Ton 8uhen «inenieluftUeheo , geadiielitlkhen oder küntütriMben 

Wcrthes, anch für Pacht- nnd MiethTortrSgO fkber 18 Jahre, wichtigere Bauten. 
Ein Kloster, Spital, Gotteshaas u. s. w. Icann nur mit Staat<;gcnehmigung als 
Rechtsperson neu errichtet werden, bereits bostchonfle Anstalten können jedoch 
vom niichsten Jahrhundort ab, gleichviel ob unter cnt- oder unentgeltlichem Titel, 
Werthe bis 5000 cd, ohne weiteres erwerbcn.c (Strassb. Post 189G N. 539.) Der 
Werth ergibt sieh ans sachverständiger Schätzung (Cir.-Pr.-O. 3—9, Geigel 
ftmnt. St>K.-B. 76 A« 2E); die <ef< dem Erwerbe ven der erwerbenden AnsUlt oder 
ihrem GeeebiftsfBhrer hinngefftgteD Bauten oder eonstigen Verbessemogen wer- 
den nMil eingerechnet, weil nicht der Tag der Stantegenehmigang, sondern 
der Augenblick des Erwerbs entseheidet, wenn nndi an Stelle der Anstalti weil 
solcher die Staatsgonehniigung noch fehlte, vorerst eine Priva/person auf 
eigenen Namen den Kauf, Tausch oder die Schenkung cndi,'ultio: für sich ange- 
nommen hat, utn dem Vertragsschliessenden Theile den Rücktritt abzuschneiden. 
Hit Einführung des B. G.-B. (1 I 1900) kann also auch uhne Weiteres die 
bisch&aiehe Tafel (Areh. t K.*R. 74 8. 447) die a«i dem KteblatM dei letsteo 
PfeUSuktaiga Ar kanm 9000 erworbene Waldfliche ond Bnine Dnsenbach 
notariell eieh itisdireiben lauen, worauf 1804/96 die Pfkrrel Bappolteweiler 
als Geschäftsfuhrerin der bischöflich empfohlenen Sammlung die altehrwürdigen 
Wallfahrtskapellen nebst Stationen wiedererrichtet hat. F^inschlQssig der Tom 
Prinz-Regenten Luitpold von Bayern, dessen Grossvater Max I. der letzte Besitzer 
der Herrschaft (Arcb. f. K.-R. 72 S. 512) war. gespendeten tJOOO JIt. wurden Uber 
50,000 tJCk für Bau und Einrichtung verausgabt. Diese Verbesserungen ge- 
hören jetct scheu dem Bisthum oder dem Saromelzwecke, brauchen daher nicht 
erst »erworben* m werden. Der Brwerb besdiiinkt sidi daher anf den 
Orond und Boden nebst den datnaU Torhanden gewesenen Binmen nnd Bau- 
rosten, wdeht keine 5000 werth waren. 

Dagegen wäre die Vertheilang einer scbliesslieh zu einem und ifem- 
setden Zwecke beabsichtigten Freigebigkeit des nämlichen Gebers in Einzel" 
gaben unter je 5000 tS., um sich der Nothwendigkeit der Staaisgenehmigung 
zu entziehen, eine Um</ehung des Gesetzes und daher nichtig selbst dann, 
wenn entweder jeweils äusserlich verschiedene Zw e cAbestimmungen (z. B. für 
die Pfründe des yfAlUahrtsgeistlichen, sodann für Vergütung bei den Wall- 
fahrtsfesten predigender fremder GeistUehen, oder snm ünterhalte des Ge» 
bäud€»t fttr die Kosten des Ootieedietutet, die Beherbergung armer Pilger, 
Glocken nnd nmo Elnriebtiiiigsgogenst&nde) oder Toraehiedene Empfanger 
(die Drehenfabrik , die Pfarrpfründe , die bischöfl. Tafel , das Priesterseminar, 
oder persönlich auf eigenen Namen die betreifenden Geistlichen oder als Ver- 
trauenspersonen unterschobene Dritte) bezeichnet oder die verschiedenartigsten 
Bedingungen beigefügt sind (z. B. Seclmessen für A, B oder C, Yertheilung 
▼on Gaben an Arme während des Gottesdienstes), 

Darauf kommt es jedoch bei Zuwendungen unter 5000 vom 1. Jan. 
1900 nicht mehr an, ob die eigentliche Bestimmung des Gebers unter diejeni- 
gen ZiiSflko der Anstalt, Stiftung oder Eorpoiation fillt, Ar welehe ihr die 
ettMtUche Anerkennung ertheUt ist Auch in Baden, Bajern, Prenssen u. s. w. 
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ungen erwerben können«*), endlich »die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über^) Kirchea- und Schnlbaulast (Art. 182), db«r das 
Recht var Benätzang eines P/a£res«) in einem, dem öffentlichen Goi- 

Icann also fernerhin ohne Weiterei jedes öffentliche Gotteshaas, wie jede Staat- 
lieh anerkannte Pfründe oder jedes sonstige Institut im Besitze der Rechts- 
persönlichkeit Grumistücko unter 5000 für Volksschalen, Kranken- n. Armen- 
häuser oder (Gei},'el fiunz. St.-K.-R, T)?) P'riedliiifo trictrbtn; um solche ihrer 
Zweckbestimaiuug zu übergeben, bedarf sie allerdings jeweils beaundcrer 
8taatMnni«htigung, wie bisher. 

4) Ei]if.*0. 8. 1S4: »Keinen Einfluss aaf die PriratreehtaitelloDg der 
»Person hat der Eintritt in ein Kloster nnd die Ablegnng von Orden^geltthden; 
»ebensuwenig als dem Eetischheitsgelübde , kann dem /trr/ii///i«gelQbde recht' 
•liehe Folge gegeben werden. Auf Grund des Einf.^Ges. Art. 55 treten dem- 
»gemäss ausser Kraft sowohl a) Kloaterprraonen fQr vermögensVLntv,\i\g 
»erklSrende Landesgesetze , als b) diejenigen Vorschriften, woruach die Ab- 
»legung der Klostergelübde den bürgerlichen Tod zur Folge hat (vgl. 
>§. 1199—1209 preuss- allg. Land-B. II U und §. 270 II 2, bayer. Ges. 13 X 
»1764, miluer Land*B. XYI 5, niederOsterr. Hofdekret 31 YUI 1786 n. s. w.). 
» Unbedenklich eiseheint degegen, den Einielstaaten (Vering K.*B. 8. Aufl. 
»8. 959, Oeigel toun. St-E.-B. 846, Areb. t IL-R. 7( 8. 856) wenigstens die 
»Möglichkeit offen zu halten, die Durchführung , Ton ihnen (Art. 86 des Binf.- 
»0., obige Anm. 3) für erforderlich erachteter Erwerbsbeschränknngen der 
»Todthand mit feibar dadurch zu sichern, dass sie den unentgeltlichen Et- 
»werb der Uflitiiosf n an das Erforderniss staatlicher Genelimigung knüpfen.« 
— Der hiefür als weiterer Grund ant,'ogebene Umstarad, dass häufig einzelne 
Religiösen an Stelle des Ordens uder der Kongregation vorgeschoben würden, 
bereehUgt noeh lange niobt m einer bezüglichen Beehtsrermatbang , sondern 
die Thateache der Unterschiebung ronsste in jedem EiaselfaUe erst nachge- 
wiesen werden; dass amgekehrt nldit der Genossensdhaft, sondern nnr dem be- 
trcffondi ti MitgUede pertönlich die Zuwendung zugedacht war, wird stets dann 
ohne Weiteres anzunehmen sein, wenn der Erblasser oder Schenkgebor mit dem 
bedachten Mitglied in besonders freundschaftlicher, vielleicht sogar verwandt- 
schaftlicher Beziehung stand oder gerade nur zu ihm persönliches Zutrauen 
betreffs der bestimmungsgemässen Verwendung fraglicher Zuwendung hatte 
(Arch. für K.-R. 75 S. 352). 

5) Aach die in Prenssen land^erechtUchen (sonst zumeist kanonischen) 
BcsUmmangen ftber Erwerb nnd Verlast, namentlich transUitiTe Ersitinng 
(Anh. r. K.-a 78 8. 848, TgL 87 8. 124, 60 8. 800 n. 71 8. 86) der Kirche»- 
und Schulputronate sollten durch die Ansführangsgesetzo als »unberührt« 
auüdrürklirh mit aufgeführt werden, weil (Scbiappoli's Patronato, 1894) sonst 
auch bei uns der Versuch, namentlich die Verjährnngsfristcn des B, G.-B. auf 
solche dinglich-ähnliche Hechte anzuwenden, nicht ausgeschlossen schiene! Da- 
gegen mögen die auf fVei'/t6/V//f^iV,sl)edingungen beruhenden l'rästnta- 
/jonerechte auf Stipendien, auf Freiittellen in Kranken- uud l^üegehauser, auf 
Mitgliederstellen in Stiftungsverwaltnngen (Aich. f. K.*B. 66 8. 57, 64 S. 379) 
n. 8. w. in jeder Biehtang dem B. 6«-B, nnterliegenl 

. 6) Die Begründung erachtet es S. 178 »nicht als angemessen, ohne Wei- 
teres den sachenrechtlichen Vorschriften des B. 6.-B. auch diese Bechte ra 
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tesdieoste gewidmeten Gebäude oder auf einer öflfentlicheu Begrab- 
nissst&ttec (Art. 133) und leider auch die »äber die religiöse Er- 
stehung der Hindert (Gesetzesart. 134 = Art. 133 des Entwurfs). 

Die Begründung des Bandesraths befflrchtete (8. 180) — leider 
nicht mit Umc^cht — , dass die Anwendnng der aligmeinen Gmnds&tie 
des Entwnrfii auch anf die rdigi&s% Erziehung noch nicht die Bil- 
ligung des Reichstags ftnde; in den kath. Kreisen, meint sie, 
»würde eine Regelung nur auf Omnd des (unbeschrftnkt?) freien 
Bestimmungsrechtes der MuUer Anklang finden ; wenn allerdings die 
ganse erang. Bevölkerung (Prof. KahVs »Konfession der Kinder aus 
gemischter Ehe«, Mai 1896, J. C. B. Mohr, Freiburg im Br., I). Z. 
f. K.-R. III S. 18, preuss. Jahrb. 50 S. 424 H.) auch schon im Be- 
stimmungsrechte der Wittwe über erst unmündige oder nicht bereits 
durch die Kommunion bzw. Konfirmation in eine Kirche endgültig 
aufgenommene Kinder eine Gefährdung der Gewissensfreiheit er- 
blickte, so hätte sich aus der reicÄsgesetzlichen Regelung der re- 
ligiösen Erziehung eine Gefahr für das Zustandekommen des Gesetz- 
gebnngswcrkes ergeben. Diese Voraassetzung trifft jedoch anf die* 
Dauer kaum zu ; auch seitens evangelischer Geistlicher wurde 
mir gegenüber jüngst noch als durchaus naturgemäss und selbst- 
?ersliftndlich anerkannt, dass die erang. Mutter ihre unmündigen 
Kinder nach dem Tode, der Abwesenheit oder Entmündigung des 
Vaters, welcher sie kath. erziehen wollte, in ihrem Bekeiüitnisse 
unterrichtet, trotzdem der Ehevertrag oder das geltende Landesrecht 
etwa eine entgegengesetzte Bestfmmnng enthielte. 

Selbstredend käme das Bestimmungsrecht des Überlebenden Bhe- 
theils uuter gleichen Yoraassetzungen auch der katJi, Kirche zu gut; 
im gleichmässigen Interesse beider christlichen Hauptparteien liegt 
daher die seinerzeitige Streichung des Art. l.U; aus dieser Streichung 
ergäbe sich ohne Weiteres, dass die 100 verschiedenartigsten, zum 
grössten Theile überlebten Lam/e^gesetzgebungen aufgehoben und 
durch die allgmeineii Grundsätze des Farailienrecbt» ersetzt wären ''), 



anterwerfen, da sie ungeachtet ihrer /»r/fm/rechtlichen Seite (Arch. f. K.-R. 75 
S. 328 Ziff. 5, Geigel 176 u. 210) von kirchlichen und polizeilichen Einrichtungen 
ahhängig und beeinflnsst sind.c Immerhin wird namentlich im Gebiete des ge- 
meinen, des allg. preuss. und des bayer. Landrechtes nur erübrigen, g. 1012 und 
1090 f. das B. G.-B. sinngemäss anzuwenden. 

7) Arch. f. K.-R. 58 S. 197, 7S S. 321 u. 359, 75 Ö. 316 Aura. D, Kin- 
tel« im Beiebttage 8 U 96» Dr. K. Schmidt, Konfesnon der Kinder, 1890. — 
Habemuuin {eoang, Pfrrrer): *Kimfe$»ioH der Kinder aus gemischter Ehe* 
(Vuidenhooek ä Bepmhk Oettlnfen, 84 S., 1 1886). Du Stnnb. Di5e.-n. 
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II. Betreffs der Erlangung der juristischen Persönlichkeit 
unterächeiüet das soeben im lieicbsgesetzblatte veröfientUcbte B. G.-B. 



1896 8. 28 empfiehJU die BroschOre and sagt : »Bei Feitttellang des B. Q.-B. 
»aoUto man vermeUien , dnrch irgend welche Bestimmnogen in die Freihtit 
»der Eltern sowie »lor Rechte der Kirche einzucrreifen , vielmehr die in ein- 
• zelnen Staaten bestohen'lon derartigen Gesetze abschaffen I Wenn die Frage 
»der Keligion der Kinder peinliche Zustände für den einen Theil hervorruft, so 
»int dies eben eine Folge der Mischehen; aber dieser Umstand berechtigt den 
•Staat nicht, Ar lieh dae Beeht in Anipnioh in neliinen, die Beligion der Kinder 
9in beitinimen«, vgl. Areh. t K.-B. 68 8. 107 n. 475, 71 8. 868 it Wenn 
jedoeh nnter den Eltern oder Verwandten SireU darüber entetelii, in welclieni 
DekenWtnint das Kind zu erziehen ist, to kann swar die Kirche den Streit 
beizulegen suchen, nicht aber mit äusseren Zwangsmitteln ihre Feststellong 
selbst durchsetzen ; es erübrigt daher auch fortan schliesslich nur noch utaats- 
gericlitliche Kntscheiduiig. Zufolge B. G.-B. 1801 kann {nirhi aber »mus««) 
das Vormundschaftsgericht — oder auf ergriffene Beschwerde das Obergericht — 
»die Sorge für die religiöse Erziehung des Mündels dem Vormunde t nlziehen^ 
wenn der Yormnnd nicht denselben Bekenntnisse angeh5rt« Norbetrellbderins- 
serlichen Folgen wttrden die VormnndsofaaftspeHdIf c (nicht mehr aber, wiejetit 
in Sachsen) die Selml'y oder wie in Bayern, Hessen nnd Weimar, die Verwatittng»' 
behdrden, and zwar stets im goordni>ten Rechtszuge entscheiden, ob vor erreichtem 
Untersebeidnngsjahre Kinder dem Bekenntnisse des Vaters oder der Matter ange- 
hören. Die Entscheidung würde auch nur zwischen dem betreffenden Eltem- 
theile und den erbberechtigten Verwandten des Kindes erfolgen; den tgt istlichen 
Oberenc wollte schon 22 II 1804 Dr. Moufang in der I. hcss. Kammer jedes 
Antrags- und Beschwerderecht entziehen, ebenso Linde in Ztschr. f. Cir -B. a. 
Pros., N/F. XU. 8. 291. Darftber sind wohl alle Beichstagsfraktionen einig, 
dass, wie dies bereits der Ansschnssbericht der II. Kammer in Hessen 7 VII 68 
(a. Baden 1860) Yorschlag, alle Oesetsesvorschriften absnschaHln wiren, welchf 
(wie die na!<sau'sche V.-O. Ton 1808) den Eltern jede Eutscheidang über die re- 
ligiöse Erziehung durch strenges, unabänderliches Gebot entziehen and (wie in 
Rheinhessen und -I5ayern) einen hierüber vor der Ehe abgeschlossenen Vertrag 
als unabünderlich erklären. Die in Sachsen- Weimar (I). Ztschr. f. K.-R. VI 
S. 90-105). Gotha. Bayern (Ärch. f. K.-R. 75 S. 358, 45 S. 59, 19 S. 114 ff.) 
and Mecklenburg-Schwerin für yeniinchte Ehen geltende Bestimmung, dass in 
religiöeer Besiehung die S6hne dem Vater, die Töchter der Mutter folgen, 
wOrde der allgemelnfn Endehnngsgewalt des Vatere (nnd nach seinem Tode 
der der Mntter biw. des Vormnodee) infolge dee B. 0.*B. Fiats sn machen 
haben. Jeder Elterntheil würde auch hierin sein unveräusserliches Recht 
wahren; für obige 4 Staaten und Sachsen, Württemberg, Hessen, Lippe-Detmold, 
Waldeck und Frankfurt a. M. träte also die landesrechtlichc Verbindlichkeit von 
Verträf/en betreffs der reli()iöstn Kiudererziehung nicht nur gegenüber Dritten 
(Entgeh, des Reichsgerichtes in Civ.-8. X. S. 116), sondern unter den Vertrags- 
schliessenden Theilen — ausser Kraft, Aach iu Frankreich (vcrgi. übrigens 
Zaehariae-Dreyer frans. Cir.-R. III S. .192), Belgien (Pasicrisie beige 1870 III 
864 n. 1883 III 68), Holland, Lniembnrg, RnmSnien, Italien u. s. w. haben 
•ich betreflk der religiteen Ersiehnng der Kinder die allg€m€lnm Vorscfaiilten 
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§. 21, ebenso wie der II. Entwurf des B. G.-B. (1894, J. Guttentag 
Berlin) in §. 23 zwischen Vereinen zu idealen^) Zwecken, welche 
die Rechtsfähigkeit nicht nur durch staatliche Verleihung, sondern 
achon den Eintrag in's amtsgerichtliche Vereinsreg'ster erlangen, 
einerseits und Vereinen zu wirihschaftlichen^) Zwecken anderseits; 
letztere erlangen sie in Ermanglung besonderer mcA^gesetzlicher ^ 
Vorschriften nur durch staatliche Verleihung. Das Vereins-Statut 
beseichnet (jetxi §. 57) den Namen, den Zweck und den Sitz des 
Vereina and enthftlt (jetzt g. 58) Bestininiangen Aber Ein« nnd Aus- 
tritt der Mitglieder, Bildung des Vorstandes, Voranssetzongen inr Be- 
rufung der Mitglieder?ersamnilang, Form der Bemfnng, Bearkandang 
der Besehlfisse der Versammlung, auch ob und welche Beiträge zu 
leisten rind. Zufolge §. 55, jetzt §. 61 kann gegen den Eintrag die 
Verwaltungsbehörde Einsprach erheben, wenn der Verein 1) nach 
dem öffenilichen Vereinsrechte unerlaubt ist oder verholen werden 
kann, oder 2) wenn er einen politischen , socialpolitischen oder (!) 

des B. O.-B. aU aasreichend erwiesen. Also auch bei mii weg mit den einsei- 
•taatUehen SofitferTonchriften I HoffentUeh findet der Reichstag noch 1899 
hieiQ ZflitI 

8) Arch. f. K.-R. 75 8. 415. Die Trappbten in Oelenberg und Brgen- 

heim bilden in Ermanglung von Korporationsrechten vorerst nnr rein Mlrper- 
iicft-rcchtlicho Vereine zn *landwlrlhschaftlichen Zwecken«, indem sie von 
den Betriebsüberschüssen der liRnd- und Milchwirthschaft ihren Klosterbedarf 
bestreiten; die als ^EiijenlhHmer^ im Kataster bzw. Grundbuchc einge- 
tragenen Priester haben den »Miteigenthümern« (Goigcl 338 A. 5) ihren Ver- 
mögcnsanthflil vermaclit. VimlinafflmeB and tiennhenigo Sehwaetem Mldea 
mitmitar. ebenso s. SS. Vereine ni fnoerdasweckeD, weil sie Ton dem Verdienste 
als Lehrerinnen beiw. Inhaberinnen eines Pensionats oder eines Pflege* besw. 
Krankenhanses leben. Nichts hindert jedoch diese Genossenschaften, den blos 
der Form halber vorgeschützten Erwerbst^tcV abznstreifen nnd durch ihre 
kirehlich genehmigten Satzungen nachzuweisen, wie sie lediglich idealen 
Zwecken dienen, oder selbst gemeinschaftlichen, nicht aber persönlichen Erwerb 
bezielen. Mitunter bedient man sich auch der Einkleidung in eingetrai^-.nen 
Genossenschaften oder Aktiengesellschaften, am das Anstaltsvermögcn iu eiuer, 
dem bttrgerfiehen Beehto geläufigeren 9onn sq sieksni, nnten W, VII. 

9) Beichsgesetilich sind als reehtsfShig anerkannt Aktiengesellschaften, 
Komnanditgessllsehaften anf Aktten. Erwerbs- und Wirthsehaftsgenossenschaften 
Q. s. w., ferner durch Art. 165 a. 166 des Einf.-G. znm B. G.-B. die gemSss der 
bajcr. and sächs. Gesetze vom 29 IV 69 und 15 VI 68 bei Einführung des G.-B. 
bereits begründeten Erwerbs- , Wirthschafts- und registrirten Gesellschaften ; 
endlich »bleiben unberührte (A. 65 des Einf.-Ges. zum B. O.-B.) die Wasser-, 
(A. 66) Deich- und Siel-, (A. 67) Berg-, (69) Jagd- und Fischerei-, (75) Ver- 
sicherungs-, (83) Wald- und (113) Agrar-Genossenschaftcn. 

10) Dem Einsprache ftfcAf nnterworfen nnd der K6rpersehaftsreehte 
sieber sind (B. 0.-6. 61) selbst geroebnAtngei woblthitige, gesellige, wissen^ 
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religiösen Zweck verfolgt; der Einspruch kann im Wege des 
Verwaltangsstreitverfahrens oder, wo ein solches nicht besteht, gemäss 
QewerbeordnuDg §. 20 und 21 (Landmann, Q.-O. II. Aufl. 8. 165 if.) 
angefochten werden. Auf demselben Wege kann (jetxt §. 44) die 
Anflöenng der Vereine erfolgen. 

Nach dieser Fassung ist trotz der Zulassung eines ver- 

v/aMnngagcrichÜichen Streitverfahrens immer noch bei der Ver- 
!c«/^««^7sbehörde der Schwerpunkt der Entscheidung über die Statt- 
haftigkeit des Eintrags des Vereins im amtsgerichtlichen Register 
gelegen ; in Ermanglung rcicVisgesetzlicher Vorschriften über Vereins- 
polizei wird jetzt vielleicht ein ganz unschädlicher Verein als ein 
solcher bezeichuet, welcher nach dem einzelstaatlichen Vcroinsrecht 
>verboten werden kann*y zudem die Zulassung oder Verbietung der 
Vereine durch die geltende Landesgesetzgebnng oft in das freie Er- 
messen der FoliieibetiOrde gestellt ist 

Mit Recht hatte daher am 27. Pebmar 1896 die JReiekstage' 
hmmiamn das so^ weitgehende Einspruchsrecht der TeriwrifeM^sbe* 
hOrde beseitigen wollen ; zufolge des von ihr vorgeschlagenen §. 24« 
sollte das Amtsgericht die Anmeldung nur dann zurückweisen, wenn 
der Zweck des Vereins a) auf einen ivirthschaftlichen Geschäftsbetrieb 
(§. 23, jetzt §.21) gerichtet ist, oder b) gegen ein gesetzliches Ver- 
bot, oder c) die guten Sitten verstosst, oder d) wenn die Normativ- 
bestimniungen (§. 25—58) nicht erfüllt sind. Ebenso sollte das Amts- 
gericht die Hechtsfähigkeit aut Antrag der Staatsanwaltschaft nur in 
den F&Uen a), b) n. c) sowie dann e) entziehen kOnoen, wenn das 



schaftliche, kfinttleriiche und tonstig«, keinen wirthiebaftliehen Gesch&lfaibe- 
trieb besielende Vereine nur dann, wenn sie anch tncht nebenbei »einen politi- 
schen, socialpolitischen oder religiösen Zweck verfolgen. € Die Verwaltungs- 
behörde könnte daher (B. O.-B. 43) dem Vereine die Rechtsfähigkeit entziehen, 
sobald sie als festgestellt erachtet, dass derselbe nur Angeiiörige einer be- 
stimmten politischen, socialpolitischen oder religiösen Richtung unterstützt, 
ausbildet, fördert oder zu Mitgliedern aufnimmt, selbst wenn die betre£fende 
Biehtang nieht nur erlaubt, sondern sogar gesetilieb gesebfttit ist. Obno Zw 
Stimmung der Venfaltnngsbeherde kann also auch keine O/fenttiehe Religiona- 
gesellscliafl KSrperscbaftsreehte fttr luinfesHoiitflf-angehaachte Lese-, Jüng- 
lings- , Tara-, Gesang-, Männer-, Jungfrauen-Yeieine, noeh für Terbäude snr 
Errichtung von Ferienkolonien , Volkswohnungen u. s. w. erlangen. Nach ße- 
kernUnissen getrennte Vereine für Armenpflege, Wohlthätigkeit oder Unter- 
richt bedürfen daher zum Eintrage in's Vereinsregister der wenigstens still- 
schweigenden Zuntitumung der Verwaltungsbehönic nicht minder, als nach 
Sprache, Yolksstamm oder (social-) politiacher ßichtang getrennte ähnliche 
GeeeUsdiaften. 
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Gemeinwohl durch gesetzwidrigen Beschluss der Mitgliederversamm- 
lung oder durch gesetawidriyes Verhalten des Yorälandes ge- 
fährdet wird. 

Den öffentlichen Interessen wäre wohl durch diese Fassung aus- 
reichende Rechnung getragen worden. Vereine zur Förderung der Mor- 
moneo, der Lostreanung fremdsprachiger Qebietstheile vom Beiche oder 
auch nur snr ümwftizung in einem befreundetea Staate a. s. w. yer- 
Stessen »gegen ein gesädiches Verbot« , keineswegs blos gegen ein 
pdlmeüieheSi welches erst auf Grand ihres freien Ermessens die PoliMei' 
behOrde erlassen konnte» Ausgeschlossen wftren auch die Jesuiten' 
Vereine, solange nicht das Umßhsgesetä vom 4. Juli 1872 anfge* 
hoben ist, keineswegs aber ebenso die, der Eorporationsrechte ent- 
behrenden Frauen- oder Männerorden, wie sie als rein bfirgerlich- 
reehtliehe^ Vernne namentlich im Beichslaude bestehen; denn 
letztere sind nicht von vorneherein kraft des Gesetzen generell und 
ausnahmslos mcrhotem^ sondern müssten erst auf Grund des jteien 
Ermessens von der Polizeibehörde einzeln verboten werden; dies zu 
»freie Ermessen« sollte aber gerade durch die Fassung der Reichs- 
tagskommission beseitigt werden , indem sie sich nicht mit den 
polizeilich zulässigen, sondern nur mit den gesetzlich vorhandenen 
Verboten bognügeu wollte. 

Dadurch, dass das Amtsgericht durch den Eintrag im bezüg- 
lichen Register einem Bibel-, Missions-, einem niV/A^landeskirchlichen 
Vereine, einer Bruderschaft oder Kongregation die Körperschaßs- 
rechte zuerkännte, wfirde weder ihnen die Gleichstellung mit den 
öffenÜichen Religionsgesellschaften, noch ihren Mitgliedern irgend 
welche Thfttigkeit in der Schule, dem öffentlichen (Pfarr-) Gottes- 
dienste, der Irren-, Kranken- oder allgemeinen Armenpflege einge- 
rftamt worden sein. Wo staatliche Ermächtigung selbst zur Ertheilung 
von Privatunterricht, zur Eröffnung einer Hauskapelle u. s. w. (Archiv 
f. Kirchen-R. Bd. n S. 314 n. 316 B) nachzusuchen ist, wfirden 
auch Korporationen und die Mitglieder derselben solche, nach wie 
vor, haben erwirken müssen; Sammlungen von Haus zu Haus bedürfen 
ohnehin fast in allen Staaten polizeilicher Genehmigung. Auch wür- 
den, da das B. Q.-B. die ^etQiüBpoliJsei^^) unberührt läset, trotz et- 



il) Der Reichstag brachte 3. Juni 18PG ein Noth- V'crctii.if/rstVz (11 §) 
iu Vorschlag. Zufolge der Erklärung des Staatwekrctärs Dr. v. Bötticher war 
»im Bandesrathe der lotste Heinangsaustaasch hierQber im Jahre 1894 erfolgt, 
»alt bei der »Unstofsrorltge« im Schosse der Regierungen die Frage aafge- 
»worfea wurde, ob neue Toitefariften aber das Yereius- und Vexsammlmigtreeht 
»ehuoOlgen wiren. Dasuds waren simmtliehe deatsehen Bogierangea der 
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laogter Körperscbaftsrechte die Vereine den landesgeaetzlichen Vor- 
schriften Aber Anzeige der Mitglieder des Vereins und des Vor- 
standes, der Yersammlongsieit and -Orte, der Statntenabftndemngen 
n. 8. w. unterworfen geblieben sein. 

Bbenso nnbequem, als Diakomssm in einer vorwiegend kath. 
Gegend oder hamkerMige Schwestern in einer fast ansschliesslich 
protestantischen Gemeinde, mögen einer streng konservativen Be- 
hörde freisinniij angehauchte Bildungs-, Wahl- und Hälfsvereine 
erscheinen. Das öffentliche Leben gefährden aber diese und alle 
ähnlichen Verbände nur bei einem wirldich schon vorliegenden Ver- 
stösse gegen die (juien Sitten oder ein (reicÄs)gesetzliches Verbot. 
Die nicht mehr zeitgemässen Po/toVerbote des vorif^en Jahrhunderts 
gegen nicht zunftmässige Handwerkervereine, gegen nicht rathsver- 
wandte Klubs, Separatisten, Konventikel u. s. w. wären je eher, 
nmso besser, beseitigt worden. Das bürgerliche Qesetsbnch h&tte 
hiesn die beste Handhabe geboten. 

III. Die Vertreter der verbflndeten Regierungen erklftrten der 
Reiehstagskommission : »Eine derartige Gestaltung der IVimilrechts- 
»etellong der Vereine würde möglicher Weise dereinst zugestanden 

»werden können, wenn eine reichsgesetzliche Regelung des öffent- 
VcreinsrechlotJ erfolge; inzwischen dürfe man aber die J5e- 
T>(jriindHH<j der Rechtspersönlichkeit von Vereinen, welche mit einem 
»nicht unbedeutenden (?) Machtzuwachse für dieselben verbunden sei, 
»ebenso wie die Äu/lösimg derartiger Vereine, wenngleich für beides 
vhier nur die ^;r/ra/rechtliche Seite in Frage komme, der entscfm- 
ödenden Mitwirkung der VerwaUungsMklSrden. nicht gänzlich ent- 
»ziehen ^*).! 

Hiegegen wäre jedoch zu bemerken gewesen, dass die Ein- 



»MeinnDg, dus es rieh nicht empfehlen wHrde, diesen Weg la betreten, und 
»dis Motiv ftr die Hehisahl der BegriemDgen wwr, dass man an den geseti* 

»lichea Bestimmungen in den einzelnen deutschen Staaten auf dem Gebiete des 
»Vereins- nnd Versammlangsrechts , die dem Bedürfnis» vollständig genügten, 
nicht zu rütteln wünsche.« Der Reichskanzler Fürst Hohenlohe erklärte im 
Reichslage am 27. Juni 1896 »die Annahme einer Bestimmung, welche den 
»politiachen Vereinen j,'cstattet, miteinander in Verbindung zu treten, für ent- 
»behrlich. Wie bereits bei der dritten Berathung des »Nothvereinsgesetzeic 
»tom Bondesrath erklärt waide, bestehe die begfOodete ZaTenleht, das in 12 
»Bondesstaaten für die politisehen Vereine erlassene Verbot, miteinander in 
»Verbindung ta traten, sofort ausser Wirksamkeit in setien.c 

12) Auch Prof. Dr. Laband's D. Juristcnxtg. 1896 S. 237 (rem 15. Jani 
1896) glaubte, »dass der Bundem^ath hierin noeh niebt sein teUtea Wort ge» 
sprochen habe.c 
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sehrftnkang des YerwaltaDgaeinspracbs bzw. des Anflösangsanirags 
auf die oben unter II genanstens abgegrenzten Fftlle a), b), c), d) 
und e) fflr Erlangung oder Verwirkong der BechtspersOnlichkeit 
dnrcbaus nicht eine ^gändiche Entziehung« des Einflusses oder 
der Mitwirkung der FeniKiMiffi^sbebörde (oder Staatsanwaltschaft) 
bedeutet hatte, dass ferner die im Reichstage am 8. Februar 1896 
erörterte reichsgesetzliche Regelung der Vereins/>o/?>ei keines- 
wegs den bürgerlich-rechtlichen Vorschriften über die Erlangung 
von Körperschaftsrechten nothwendig roraf<.sgehcn luuss, wie denn 
auch die verbündeten Regierungen selbst überall stets die öffentlich^ 
und die ^rira^rechtliche Seite des Vereinsrechtes auseinanderhalten 
und dadurch solche als gegen- bezw. wechselseitig unabhängig an- 
erkennen. Der »Machtzuwachs« beschränkt sich auf die Sicherung 
des Zweck Vermögens gegen die Versuche einzelner Mitglieder oder 
der Erben bezw. Gläubiger derselben, einen entsprechenden Antheil, 
als ob er fireies Pnnatgat wftre, fftr ihre Sonderzwecke herauszu- 
greifen; der Machtzuwachs wftre also weiter nichts, als die Ab- 
strsifung leerer FOnnlichkeiten, welche leider nur zur Umgehang 
der Nothwendigkeit besonderer Staatsgenehmigung als Korporation 
vorgeschfitzt werden mussten. 

Den Staat und Religion erhaltenden Parteien konnte allerdings 
kaum damit gedient sein, das VereinsreelU aus dem B.O.-B. auszu- 
scheiden, womit bereits die »Nordd. AUg. Ztg.« vom 29. Febr. 1896 
Nr. 102 drohte; vielmehr hoffte man, auch auf diesem Gebiete eine • 
Einigung ^<>) zu erzielen, und zwar durch Zugeständnisse den Re- 
gierungen gegenfiber nicht im maierieUm Rechte, sondern im II., 
das Verfahren betreffenden Absätze des von der Kommission vor- 
geschlagenen §. 24c, lautend: »Wird der Anmeldung stattgegeben, 
>so ist der Beschluss des Amtsgerichts der Staatsanwaltschaft zu- 
»zustellen. Gegen den zurückweisenden Beschluss steht der Körper- 
^Schaft zu, innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses 
»beim Landgericht Klage zu erheben. Die Kla^^o ist, wenn die 
»Eintragung zurückgewiesen wird, gegen die Staatsanwaltschaft zu 
»richten. Das Landgericht ist ausschliesslich zuständig.« 

Diese Verfahrensordnung unterstellte leider die Ministerien des 
Innern, des Unterrichts, der geistlichen Angelegenheiten etc., in 
deren Namen die Verwaltungsbehörde bezw. Staatsanwaltscliat't beim 
Amtsgerichte 'len vom Verein beantragten Eintrag in's Körper- 

schaftsregister Einsprache erhob, der Ä'm^entscheidung des Landge- 
gerichUa und gestattete weder der Verwaltungsbehörde noch der 
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SUatsanwaltschait Klage bezw. Beschwerde gegen den der An- 
meldaog stattgebenden Geriebtebeschluss. 

IV. Dass die Bnteeheidong durch die hürgerliehen Ge- 
richte, und nicht dnrch VenoaMungsgenchi», wie der II. Entwnrf 
and das Gesetz jetzt besUmmt, getroffen würde, erschien nicht nnr 
sachgeraäss, sondern geradezu geboten, weil die Körperschaftsrecbte 
dem Bereiche des hürgerliehen Reclits angehören und in Iveiner Weise 
die Yere'm^ix)lizei aufheben sollen. Die Kreis- oder Bezirksaus- 
scliüsse bezw. -Käthe, VenvaUungssennie, -Gerichte und Gerichtshöfe 
mögen darüber befinden, ob und welchen t>/fe;j//ic//-rechtlichen Be- 
schränkungen Vereine unterliegen, selbst wenn solche Korporationen 
geworden sind ; über Erlangung und Verlust der Körperschaftsrechte 
selbst urtbeilt aber von Hechtsw^en nnabh&ngig und sachgemass 
nnr das bürgerliche Gericht. 

Leider konnte nicht wohl das ohnehin geschftftsaberbürdete 
üeidbsgericht mit der Bndentscheidang befasst werden, sadem yor- 
erst wenigstens, bis das üsicAsrecht") die einschlagigen Gegenstände 
geordnet haben wird , die XaiMle^gesetie für die Prüfung der Fille 
s) I , c] , d) und e) der Ziffer II. oben mitmassgebend bleiben. 
Deshalb branchte aber noch lange nicht das I^ndgericht als letzter 
Rechtszug angenommen zu werden, wodurch allerdings die Einheit 
der Rechtsprechung zu arg gefährdet worden wäre; es empfahl sich 
nicht einmal, das Landgericht hierin auch nur als itfiT^eZinstanz bei- 
zubehalten, da hiedurch nur ein grösserer Zeit- und Kostenaufwand 
bedingt würde. Deshalb hätte eher etwa bestimmt werden können: 
»Gegen den Beschluss des Amtsgerichtes findet binnen eines 
»Monats ?on der Zustellung ab Klage (Beschwerde) zu dem, 
»für Revision in Zant/e^strafsachen (§. 9 des £inführangs-Ge3. 
»27 I 77 zum Gericbts-V.-Q.) zastftndigen Oberlandesgericbte 
»statt; der Klage (Beschwerde) kann sowohl vom Vorstande 
»des Vereins als der Staatsanwaltschaft erhoben werden. Das 
>0(er)att(lesgericht entscheidet endgflltig.t 
Oder die Ffihrong des Körperschaftsregisters hfttte dem Landgmc\k\a 
abertragen werden kOnnen (an Stelle des >lifi<9gerichts), so dass die 
Beschwerde, (ohne einen Rechtszug zu überspringen,) an's Kammer- 
gericht (für ganz Preussen), an's Oberlandesgericht München (für 
ganz Bayern) und ao das Oberlaadesgericht des betreffenden sonsti- 
gen Staates ginge. 

V. Die verbündeten Regierungen erklärten jedoch nochmals 
auf das Bestimmteste, dass das bürgerliche Gesetzbuch bei Beibe- 
haltung der Commissionsbescbiusse erster Lesung scheitern würde. 
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»Ohne diese kaiegorisehe Erklftmng hätte sich die Centram nicht 
»bereit finden lassen, ?on den Beschlossen enter Lesung abangehen, 
»obwohl die Bedentang der letstern TieUach fiberschfttzt werde. Man 
»glaube, dasss wir damit bereite an einem iiiaabustande der Beehta* 
»einheit gekommen w&ren. Was nfitze aber die Reehtsffthigkeit einem 
»Verein, wenn er im letzten Augenblick durch VerwallungsmsiSSTegeln 
»(oben Ziff. III) in sein vollkommenes Nichts zurückgeschleudert 
»werden kann« ? (Reichstagsabg. Gröber). 

Der Reichstag nahm daher am 1. Juli 1896 mit 222 gegen 
48 Stimmen in III. Lesung das B. G.-B. betreffs der Rechtspersön- 
lichkeit der Vereine nach dem Vorschlage des Bundesraths an. 
Das Einführungsgesetz erklärt in Art. 10 »einen einem fremden^^) 
»Staate angehörenden und nach dessen Gesetzen rechtsfälligen »Ver- 
»ein, der die i^ecAtofähigkeit im Inlande nur nach ß. G.-B. 21 u. 22 
»erlangen könnte, als rechtsAhig, wenn seine Beehtsfthigkeit durch 
»Beschluss des Bundesraths anerkaont istc , nnd Iftsst in Art 84 
»die landesgesetslichen Vorschriften nnberfthrt, nach welchen eine 
»Beligionsgesellsehaft oder eine ffeisüieke C^esdUehaft Bechtsfähig- 
»keit nnr im Wege der GeseUffetmng erlangen kann.« 

VI. Zur Begründung einer BHßung bleibt zufolge B. G.-B. §. 80 
die >Genehmigung desjenigen Staates erforderlich, in dessen Ge- 
biete die Stiftung ihren Sitz haben solU ; wird jedoch die in Aus- 
sicht genommene Anstalt von einem Personen- Ter e/we begründet, 
80 könnte die <Stoa/sgenehmigung durch den Eintrag in's Verdns- 
register ersetzt werden. Die Staatsregierurig würde sich deshalb fort- 
an wohl hüten, Stiftungen die Genehmigung zu versagen, deren Zweck 
durch die Einkleidung in FeretVi^satzungen mittels des ordentlichen 
Kechtsweges erzwangen werden könnte. Betreff's der Stiftungen be- 
atand kaum ein ausreichender Grund, die KechtslUhigkeit statt durch 
ttaaiiUcke Verleihung achon durch ein Gerichtsverfahren erlangen an 
lassen; die Fersine als solche hfttten jedoch einen wirksameren 
Schatz ihrer KoUekttvrechte nnd daher die <?eridbteentscheidnng 
darüber beansprachen kennen, ob ihrer Korporationsberechtigoog gc 
sMidke Hindemisse entgegenstehen oder nicht 

VII. Bine wichtige Bestimmung ist öbrigens noch im Reichs- 
tage am 1. Juli 1896 für die Revision der Oivilprocessordung §§. 49 
u. 668 vorgesehen worden. »Auch nach der Erleichterung im Kr- 
werbe der Hechtsfähigkeit für die Vereine wird es noch häufig vor- 
kommen, dass einzelne, besonders religiöse Vereine der Hechts- 

18) Gfligel, frtin. 8t*K. 65, iteL 8t-K.-B. 26, 29, 60 n. 70, Sebiappoli 
dir. eecl. fr. II 63, i. B. diA GeaenloidAiishiiiser im Vatakui. 
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fähigheit entbehren , da sie die gesetzlichen Anforderungen nicht 

in jeder Beziehung erfüllen können. In diesen F&llen erfordert der 
praktische Verkehr eine Erleichterung der Rechtsverfolgung gegen 
solche Vereine. Denn sonst ist es den Gläubigern der Vereine 
häufig ebensowenig möglich , ihre Forderungen einzutreiben , als 
jetzt der franz. Regierung betreffs der Klostersteuern (Ggl. 349). 
Um diesem Bedürfuiss abzuhelfen, soll bei der Revision der Civil- 
processordnung bestimmt werden, dass Vereine, die nicht rechts- 
fähig sind, verklagt werden können, wie wenn sie rechtsfähig 
wftren, nnd dass zur Zw an gsvcüstr eckung in das VermOgea eines 
nicht rechtsfähigen Vereins ein gegen den Verem erlassenes ürtheil 
genfigt. Im Uebrigen haben auf die nicht reehtsfthigen Vereine die 
Vorschriften des B. G.-B. §. 705 flf. über die Gesellschaft An- 
wendung zu finden.€ 

Diese Resolution des Reichstags wfirde jedoch nur ein pri?i* 
legium odiosum schaffen und schon wegen der Terfassnngsmässigen 
JRechtsglcichheit ohne Ausschluss der zufolge Civ.-Pr.-O. 251 flf. zu- 
lässigen WiderJdagm undurchführbar sein. 

Dass die Klagzustellung an den Oräensoheren oder den Vor- 
sitzenden der ^Gesell3clla(t< genügt, wenn ihm durch die Satzungen 
uuheschränkt die Vertretung nach Aussen eingeräumt wurde, ent- 
spricht schon der bisherigen Gerichtsübung, Schiappoli dir. eccl. 
franc. II 105, Arch. f. K.-R. 66 S. 253 u. 75 S. 316, App. Col- 
mar 8 VII 92, jur. Ztsch. f. Rls.-L. 1892 S. 536, wiewohl sonst 
nach rhein.-franz. Rechte die Vereine als solehe nicht für proiess- 
fähig erachtet werden, Tgl. Pasicrisie beige 1884 II 852 und 1886 
III 182, Rer. d'administration beige 1869 p. 258. 

Trotsdem formell die einzelnen^ Oesdlschafter als Rechts- 
träger des »Zi0edbvermOgens€ gelten, gestatten die Gerichte doch 
ihnen immer nicht, als freie Eigenthttmer des nur des Seheines halber 
ihnen persönlich zugeschriebenen ^Gesellschaftsguts* aufzutreten und 
nach Willkür hierüber zu schalten und zu walten. 

Kassation Paris 9 XI 1859 wies die Klage eines Klostermit- 
gliedos, welches »en son nom personneU sich eine rechtsverbindliche 
Zus;i<,^e hatte ertheilen lassen, deshalb ab, weil thatsächlich festge- 
stellt sei , dass die Zusage nicht seiner Person , sondern eigentlich 
nur der Genossenschaft gegeben worden sei; ähnlich Schiappoli dir. 
eccl. fr. II III u. 129, Geigel fr. St..K.-R. 338 A. 5b, ital. St.-K.-R. 
126, Pasicrisie beige 1884 II 268, vgl. 1881 II 12 u. 1885 II 152, 
Dalloz 1891 II 177, Joum. d. Cons. d. Fabriqne belg. I 235 u. IV 
265. Also wird der Keichsgesetigebung bei Durchsicht der Civ.- 
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Pr.-O. schliesslich nur erübrigen, wie gemeinnützigen, wohlih&tigeii, 

geselligen, wissenschaftlichen und künstlerischen Vereinen, wenigstens 
auch noch den barmherzigen Schwestern, Diakonissen, ÄcÄuZbrüdern 
und -Schwestern, und sonstigen reWjiösen (insbes. den Missions-) »Ge- 
sellschaftent, falls sie nicht bereits die volle Rechtsfähigkeit besitzen, 
die legitimatio standi judicio passiv und aJUiv zu gewähren ^*). 

14) Als Mittelding zwischen Korporation nnd Gesellschaft kennt das 
franz. R. die UnterstOtzungsgenossenschaften ; sie können nur bis 5000 Fr. Zu- 
wendungen erhalten, nur bewegliche Sachen besitzen, Grundstücke aber nur 
pachten oder mietheii, Dacrocq droit adm. 1869 p. 674, Leoni-Mandel Vcrw.-R. 
Els.-L. S. 102. £ig«ier Qrundutücke kdonen jedoch grOuere Vereine eelten 
entbehren. 

Im BeiehsUffe gab unmittelbar Tor der Sehloesbeetimmanff am 1. Jnli 

1896 Pr. Ijieber riamens dei Centruma foljfcnde Erklärurifr ab: »Bei der 
ersten Bcrathung schloss in Beiog auf die Regelung des persönlichen AVierecbts 
der erste Redner unserer Partei, der Abg. Hintelen, seine ÄusfQhrnngen mit 
den Worten: »Der F)ntwnrf enthält Vorschriften über das persönliche Eherecht, 
welche mit den Glaubenssätzen der Kirche in WiderBprach stehen. Die Kirche 
erkennt das Recht des Staates zur Ehegesetzgebung für Katholiken überhaupt 
iMeAf an. Gelingt ee niebt, diese Vorschriften ans dem Oosetzo za entfernen 
oder sie so umzuqf stalten , dass die Gewissensbedenken der Katholiken be- 
seitigt sind, 80 sind wir genöthigt« nicht nur gegen diese Vorschriften, sondern 

fegen den Entwarf im ganien m itimmen. Möge das hebe Haus ond die ver- 
Qndeten Regierangen uns dieser traurigen Notbwendigkeit entheben.« Der 
zweite Redner ans unserer Mitte, der Abg". Spahn, spracn sich, wie im vorigen 
Jahre, für Ausscheidung des persönlichen Khcrcchts aus dem Bürgerlichen Ge* 
■etsbach aus, wenn ee anders nicht gelinge, ee so zn gestalten, dase die Ver» 
letznng der Gowissens- und religiösen Anschanungen vieler Millionen Deutscher 
Terminen werde. Die Entfemang jener verletzenden Vorschriften ist misslungen, 
dennoeb konnten wir naeh dem Ergebnies der KommissionsTerbandlangen die 
Ansscheidnng dieser Materien aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch aus den am 
24. Juni von mir erklärten Gründen nicht durchsetzen. Infolge unserer Be- 
stimmungen bind Aeuderungen und Zusälze (§. 1575, 1570, 1586—1588) hin- 
sichtlich der Ehescblieienn^ nnd Ehetrennung beschlossen und seitens der ver- 
bündeten Regierungen unwidersprochen geblieben. Wir können dieselben loitlcr 
nicht als solche Umgestaltungen betrachten, welche die Gcwiasensbtdenken 
der Katholiken nndf weiter CTangeliseber Kreise rollstindig beseitigen; eben* 
sowenig aber können wir leugnen, daas sie gegenüber dem seit 1875 im deutschen 
Reiche bestehenden Rechtszustande Besserunt/en sind, deren Ablehnunj^ zu 
verantworten wir kaum in der Lage sein werden. Daneben besteht der hohe 
Werth der zaerst Ton Joaqih v. Görres geforderten Einheit des Rechtes für das 
deutsche Reich und die unverkennbare Bedeutung des ganzen Werkes auch für 
die gegenwärtige Gesellschaftsordnung. Wenn lür das Zustandekommen einer 
tolenen Seböpfiing jeder einzelne, jede Gesellsehaftsklasse nnd jede politlsehe 
Partei Opfer zu bringen hat, so wird ancli die deutsche r>n/ram«partoi den 
Anforderungen dieser Lage sich nicht eutziciien. (Uag. Dr. Htndix »Deutsche 
Beebtseinhttt n. B. 6.-B.«, 2c4!, Fr. Kirehheim, Mainz.) l)ass diese Anforderungen 
■ehwcr seien , ist oft nnd nachdrQcklich von uns betont WMdto. Wenn mnna 
Freunde und ich uns entschliessen, dem Entwurf im ijanzen zuzustimmen , so 
müssen wir doch, wie bereits 187ü Wiudthorst gegenüber der Civilprocessord- 
nang in einer ahnlichen La^e erklärt hat, auch beate ausdrfieklieh sa^en, dass 
wir damit in keiner Weise irgend etwas von dem auff^eben , was wir in Bezug 
aaf die Ehefragen bisher grandsätzlich immer vertheidigt haben und immer 
▼erlangen werden. Haeb diesem Toibefaaltenen Protest wtt ich erklären, dass 
wir für das Bürgerliche Gesetzbuch und das Einf&brungsgesetz im ganzen 
stimmen, am für alle Zukunft Zeugniss dafür abzulegen, dass wir nicht minder 
als andere im deutschen Reichstag bereit waren und sind, das Werk als einen 
Markstein in der Beehts- nnd Voltaf eedüchte nnieres Vaterlandes nüt aof- 
mriehten.« 
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XXX. 

Gegenseitige Darlehen der Kirciien. 

Nachstehende Verordnung des bischöfl. Generalvikariats Trier 
dürfte ein weiteres praktisches Interesse in Anspruch nehTnon, wes- 
halb sie dem Wortlaute nach zum Abdruck gebracht werden möge: 

Die Yorschriftsmäasige Anlegung von Kirchenkapitalien zu einem 
annehmbaren Zinsfusse ist seit einigen Jahren in den meisten Pfar- 
reien anf erhebliche Sehwierigkeiten gestossen. Vielfach haben aolehe 
Kapitalien, weil sich keine Oelegenbeit %n ihrer hypothekariechen 
Anlegung bot nnd weil ihre Anlegung in Staats* oder Provinzial* 
Schuldscheinen einerseits wegen der HOhe des Kurses nnd anderseits 
wegen des niedrigen Zinsfusses solcher Werth papiere begründeten 
Bedenken unterlag, längere Zeit entweder zinslos in der Kirchen- 
kasse zuruckgehalteu werden müssen oder doch nur bei Banken oder 
Sparkassen zu den üblichen Depositalzinsen untergebracht werden 
können. Diesem üebelstande kann in vielen Fällen dadurch abge- 
holfen werden, dass diejenigen Pfarrgenieiiiden , die wegen eines 
Kirchen- oder Pfarrhausbaues, wegen erheblicher Reparaturen an 
solchen Qebäuden oder aus ähnlichen Gründen genöthigt sind, Dar- 
lehen aufzunehmen, die erforderlichea Gelder bei denjenigen Kirchen- 
gemeinden leiben, die in der Lage sind, Kapitalien rentbar an- 
legen sn mflssen. Um dies zu ermöglichen, haben wir nns ent- 
schlossen, den Pfiirrgemeinden unserer DiOcese durch nnsere Vermit- 
tdung zu Hfllfe zu kommen, nnd haben zu diesem Zwecke ?orlftnfig 
anf drei Jahre die im Folgenden entworfene Einrichtung getroffen: 

I. Geldabgebende und geldsuchende Pfarreien melden die an- 
gebotenen oder gesuchten Summen beim Generalvikariat an. 

II. Die Bedingungen der Anleihen sind in der Heg^ folgende: 

1) Das Darlehen gilt mindestens auf die Zeit von fdnt Jahren; 
später darf eine halbjährige Kündigung stattfinden. 

2) Der Zinsfoss beträgt vier Prozent 

8) Die Rflckzablungen des Kapitals werden je nach Verein- 
bamng entweder nur in der ganzen Summe, oder in Theifheträgen 
?on mindestens 900 Mk. geleistet. 

4) Bei Verzögerung der Zinszahlung über drei Monate hinaus 

Afdüv für KirolMureclU. LXXVJ. |9 
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kann das ganze Kapital ohne weitere K&ndiguog aogleich zurück- 
gefordert werden. 

HI. Das General?ikariat setzt die beiden Pfarreien naeh der 
Beihenfolge der Anmeldungen und nach der Höhe der gesuchten 
Summen mit einander in Verbindung. 

IV. Wenn die Anleihebeschlüsse mit ihr-'n einzelnen Beding- 
ungen seitens der Kirclienvorstände nnd Gemeimlevertretnngen * 
gültig gefasst sind nnd die Geneliniignng des Generalvikariates nnd 
des Regierun^s- Präsidenten erhalten haben, so bedarf es keiner no- 
tariellen Urkunde. Ks genügt die Ausstellung eines Schuldscheines, 
welcher die obigen Beschlüsse and Genehmigungen wiederholt und 
von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des KirchenTOrstandes 
anteraeichnet nnd mit dem Amtssiegel versehen ist. 

Zu diesem Schuldscheine ist kein Stempel erforderlich. 

V. Der Schuldschein wird dem Generalvikariat eingesandt; 
dieses l)enachrichtigt demnächst die darleihende Pfarrei, dass das 
Geld ausgezahlt werden könne, und übersendet ihr nach der Aus- 
zahlung den Schuldschein. 

VI. Dem Generalvikariat werden zur Deckung der ihm durch 
die Vermittelang und Prüfung der Sache entstehenden Hnkosten von 
jeder der beiden Pfarreien nach Abschluss des Darlehnsvertrages 
i/io Procent der Darlehnssumme besahlt. 

Trier, den 30. Januar 1896. 

Das Bischöfliche Generdlvikariai. 
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XXXi. 

Congrua des Kooperators in Oesterreich. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 17. Jannar 1896 
nnter Voraits Sr. Excellenz des Herrn Präsidenten Dr. JoB^ ünger 
gepflogenen Offentliehen Verhandlung Aber das in der Klage des 

Anton Husak, Pfarrdeehanten in Nimburg, wider das k. k. Mini- 
sterium für Kultus und Unterricht gestellte Begehren auf Zahlung 
von 5810 Gulden hei der heuti^^en Verhandlung reducirt auf 5670 
Gulden sammt 5 pCt. Zinsen vom Klagstage und den Gerichtskosten, 
nach Anhörung des Herrn Dr. Joseph Poreer, Hof- und Gerichts- 
advokaten in Wien, als Vertreter des Klägers, und des Herrn Dr. Jo- 
seph Edlen v. Braüenberg , k. k. Bezirkskoramissärs , als Vertreter 
des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht, zu Hecht er- 
kannt: Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht ist ^cAujcii^ 
dem Kläger binnen 14 Tagen bei sonstiger Execntion den Betrag 
Ton 5670 Golden sammt 5 pGi, Zinsen vom Klagsanstellnngstage zu 
bexahlen. Die Qerichtskoeten werden gegenseitig aufgehoben. 

In den Qrfinden wird daran erinnert, dass der Kläger, als im 
Monate November 1874 der Kooperator Joseph Fiderka seiner Pfarre 
sagetheilt wurde, von der k. k. Statthalterei den Auftrag erhielt, 
dem Kooperator den Oebalt aus seinem (des Klägers) PfrOndeneln- 
komraen zu bezahlen. Da seinen dagegen gerichteten wiederholten 
Vorstellungen vom k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht keine 
Folge gegeben wurde, war er genöthigt, seit November 1874 seinem 
Kooperator die Congrua im Betrage früher von jährlich 210 Gulden 
und seit 1. Januar 1886 im Betrage von jahrlich 350 Gulden aus seinem 
Pfründeneinkommen zu bezahlen. Der Kläger behauptet, dass die 
Verpflichtong zur Zahlung der in Rede stehenden Congrua nicht ihm, 
sondern dem Religionsfouds o1)liege, erachtet sich daher für be- 
rechtigt , den Ersatz jener Beträge zu verlangen , die er an Stelle 
dieses Fonds gezahlt hat und welche sich auf die bei der heutigen 
Verhandlung richtiggestellte Qesammtsumme von 5670 Gulden be- 
laufen. 

Aussehlaggebend fflr die Entscheidung des vorliegenden Streites 
ist mithin die LOsung der Frage, ob zur Zahlung der Congrua des 
der Pfarre Nimburg sugetheilten Kooperators Jbs^ Pekrha der 

Kläger oder der Religiousfonds verpflichtet sei. 

19« 
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Weder nacli dem kanonischen Rechte, noch nach dem öster- 
reichiäclien Staatskirchenrcchto, wie es bis zum Congruagesetze rom 
19. April 1885 (U.-G.-Bl. Nr. 47) bestand, noch endlich nach diesem 
letzteren besteht eine allgemeine, grundsätzliche Verpflicbtang des 
Ffrändenbesitaen, dea Gehalt seines Hilfapriestera ans dem eigenen 
Einl[onimen8-Ueber8chii88e an bezahlen. Diese Verpflichtong lastet 
nnr dann anf dem Pfrflndeneinkommen , wenn ein specieller Ver- 
pflichtnngsgrnnd hiezn vorliegt. 

Was nnn die Pfarre Nimburg anbelangt, so bestand bei der- 
selben bis zum Jahre 1780 ein Hilfopriester. Bs ist unbestritten und 
ergibt sich aus dem von dem damaligen Pfarrdechanten unterschrie- 
benen Konimissions- Protokolle ddto. Nimburg, 1. August 178li, da^s 
dem Ptarrdecliauten die Verpflichtung oblag, den Hilfsprioster zur 
Gänze aus dem Einkommen der Pfründe zu erhalten. Nachdem das 
Dominikaner-Kloster in Nimburg aufgehoben worden und hiemit die 
früher von den Conventualen desselben in der Seelsorge geleistete 
Aushilfe entfallen war, ergab sich die Noth wendigkeit, eine andere 
Aushilfe in der Seelsorge zu schaffen. Es wurde daher bei der 
Ptarre Nimbarg eine zweite Hilfspiiesterstelle gescbafien, und die 
GoDgraa des betieifenden Eooperators per 200 Golden C.*M. ans dem 
Beligionsfonds llQssig gemacht 

Es bestanden demnaeh damals zwei HiUspriester bei der Pfkrre 
Nimbnrg, von denen der eine seine Oongroa aas dem Pfrflndenein- 
kommen, der andere ans dem Beligionsfonds beiog. 

Im Jabre 1856 ist jedoch der damalige Dechant nm die Be- 
willigung eingeschritten, die Dotirang des bis dahin aus dem Pfrün- 
deneinkommen gezahlten Kooperators auf das hinreichende Vermögen 
der zur Nimburger Pfarre gehörigen Veleliber Filialkirche überweisen 
zu dürfen, und es wurde diesem Ansuchen auch mit dem Erlasse der 
k. k. Statthalterei in Prag vom 13. August 1856 Folge gegohon. 

Hiedurch wurde der Pfarrer in Nimburg von der ihm bis da- 
hin obliegenden Verpflichtung, einen Kooperator aus seinem Pfrün- 
deneinkommen zu erhalten, befreit, und diese Entlastung dauerte 
auch dann nocl^ fort, als 1865 die Pfarre in Velelib wieder errichte! 
und in Folge dessen die zweite HUfspriestersielle bei der Pfarre Nim* 
bürg nicht mehr besetst worden war, da die k. k. Statthalierei dem 
bei der Pfarre Nimbnrg ?erbleibenden Hil(iq»riester die Dotation aus 
dem Beligionsfonds bis zum Jabre 1874 anstandslos auszahlte. 

Als der Kläger im November 1871 sein Amt als Dechant ?on 
Nimburg antrat, bezog der damals der Pfarre Nimburg zugetheilte 
Kooperator Bogdan Bergmann^ welcher als .solcher seit dem Januar 
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1869 dort fanctionirte, seinen Gehalt aus dem Religionsfonds, und der 
Kl&ger Qberaahin daher sein Amt ohne irgend eine Verpflichtung, 
den Kooperator aus seinen Pfrfindeneinicommen sn erhalten. Auch 
als im Jahre 1872 der Kooperator Bergmam nach Jungbunzlau 
Oberaiedelte und der Kooperator Frans Mendlik der Pfarre Nim- 
bnrg heimbegeben wurde, bezo^ Letzterer gleichfalls seinen Gehalt 
aus dem Kelij^ionsfoiids. Erst als 1874 <ler Kooperator Mendlik Nira- 
. I)ur}^' vorlicss und ytiitt seiner der Koopenitor Joseph Peterka be- 
stellt wurde, wurde die bis daliin aus dem Keligionsfonds gezahlte 
Dotation des bei der Pfarre Nimburg verbliebenen einzigen Hilfs- 
priesters mit dem Stattbalterei-Krlasse vom 11. November 1874 ein- 
gestellt, und der Kläger angewiesen, dem Kooperator den Qebalt 
aas seinem Pfröndeneinkommen zu hezalilf^n. 

Da aber zur Zeit, als der Kläger als Pfarrer ?on Nimburg in- 
stallirt wurde, das Pfrundeneinkommen der Pfarre mit der Ver- 
pflichtung, aus demselben den Gehalt des Kooperators zu bestreiten, 
nicht belastet war, konnte ihm diese Verpflichtung, durch welche das 
beim Antritte seines Amtes mit demselben Tcrbundene ESinkoromen 
gescbmftlert wurde, nachtraglich nicht einseitig auferlegt werden, 
und er war berechtigt zu verlangen, dass die Congrua seines 
Kooperators auch weiterhin aus dem Keligionsfonds bezahlt werde. 

Wenn er daher in die Nothwendigkeit versetzt wurde, die 
Congrna seines Kooperators ans soiiiom Pfrüntieaeinkoiniiien zu be- 
zahlen, so hat er allerdinf,'s eine Z;iblun<r geleistet, welche dem Ke- 
ligionsfonds oblav', und ist mithin bereohtiirt, d(Mi Ersatz der ge- 
leisteten Zahluiii^en im riclitiijijestellten Uesarumtbetrage von 5670 
Gulden zu verlangen, wesähalb hiuaichtlich dieses Betrages dem 
Klagehegehren stattgegeben wurde. 

Die Gerichtskosten wurden gegenseitig aufgehoben, weil hei 
der Zweifelhaftigkeit des Falles das k. k. Ministerium Ifir Kultus 
und Unterricht allerdings Grund haben konnte, es auf eine richter- 
liche Entscheidung ankommen zu lassen. 
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Privilegium Paulinuro. 

A. 

FeüUo Ukuti ae Beverendiasimi D. D. Arehiqn Vrhbosnensis 
do, 16. Od. 1894 in causa prmlegU Paulim. 

(Ertbischöfl. Ordinariats-ArcbiT in Sarajevo Nr. 923, 1894). 

Beatisflime Pater! 

Quaedara mahumetana, ante duos annos cum sua prol« (pucllai 
facta est catholica. Maria , quod nonien in baptisinate suscepit, 
cognomine B., desiderat modo matriraonium iuire cum aliquo catho- 
lico. Admooita a me, ot cum suo marito Suljo U. , qui rnansit iu 
inüdelitate nee vult converti, cohabitaret, renuit id facere ex meto, 
qui nescio an sit sufficiens ad aolvendam naturalis roatrhnonü vin- 
ealum ex priYilegto S. Pauli. 

Jassas SnlJo ad me verire, interrogavi illam coratn Maria, ?e- 
litne eam eadem oobabitare sine contumelia Conditoria et promittere, 
at atrinaqae sezus proles catholicae evadant, respondit affirmative. 

Reliqai eos aolos per aliqnod temporis spatiom. Poatea veoit 
ad me Maria et dixit mihi, se nolle cum Saljo eohabitare et velle 
traoslre ad alias nuptias cum catholico vel malle potius innuptam 
mauere quam cum suo infideli marito vivere. 

Maria accepit a suo avunculo, bene staute mahumetano, literas, 
quas ego ipse legi et quibus illi avunculus promittit pecuniam, se et 
domum quam ex pluribus vellet emturum, si iterum redeat ad ma- 
humetanismum. Dixit ergo milii Maria: »Putasne tu, hoc factum 
esse sine mei mariti consensu? Deinde, maritus meus dolore atticitur, 
quod mihi non fregerit costam aliqoam et me inhabilem nou fecerit 
ita, ot uec Dens nee diabolns me velit.c 

Qnando ergo illi coaabar difficuitatea solvere et spem fora 
adesse, dizi, nt Suljo eonvertatur, respondit, enm nequaquam nostram 
religionem amplexnrum esse, atque addidit: »Yelles tu vel una nocte 
onm Suljo in eodem cnbiculo pemoctare?« — Bt qnando ego re- 
spondi, negative, dixit mihi: tQuare ergo me cogis, nt ego enm illo 
cohabitem et vitam ducamPc 

Si qvis me interrogaret in genere, ut dicerem objective, ao 
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mahometaDis cradeDdum sit, qaaado dicunt, se velle pacifice ooba- 
bitare cum sua uxore coüTena, responderem tuta conscientia, non 
esse cradendam. Si autein me qais interrogaret de Saljo, deberem 
respondere, talem impressionem eam faoere ac si Teritatem dioerei; 
attentis tarnen omnibus qoae Maria dicit, fors posset affirmari, non 
esse sperandam pacificam oohabitatioaem. 

Qoando agebatur de Mariae conversione, tnnc patabam neees- 
sariam oonsiltum ei dare, nt interim pergat ad mariinm aanni, donee 
ibi mediantibas catholicis ferainis bene instruatnr et imboatar 
doctrina catholica. Ast illa mihi respondit: >Ecce tu es vir pru- 
dens et quomodo potes mihi tale consilium dare ? Si meus raaritus 
amplexus esset catliolicam fidem et ego remanerem mahumetana» ego 
iiiterficerem illum : quomodo ergo pergerera ad illum et me vitae 
periculo exponerem ?f 

Addo saepius accidisse ante Bosuiae occupationem , ut a pa- 
reatibus aut cognatis mabametaoa oocideretur, quando ampleza est 
religionem catbolicam. 

Hinc quum Maria in peceati periculo versetur, Beatitudinem 
Vestram sopplez rogo ut aut vi priTilegii Paulini aut suprema Po- 
testate, si caasae separationis a conjuge infideli non oenseantnr suf- 
ficientes, vincolum matrimonü inter Mariam et Suljo B. quantocins 
solvere dignetur. 

Sacros pedes ezosculans summa qua par est reverentia permaneo 

Beatitndini Vestrae indignns filins 

Sarajevi die 16. Oct. 1894. f Josephua. 

B. 

Decnkm 8. 22. ei U. J. do, 29. Nov. 1894 in causa suprüäkiae 

peHHoms Areki^i Vrhbaanmwg, 

Beatissime Pater! 

Archiepiseopus Bpus Serajen, et Vrbboenen. ad pedes Sancti- 
tatis Tuae provolutus ezponit: 

Maria B., mnlier quaedam ex mahumetana religione dnobus 
abhinc annis ad fidem catbolicam oonversa cupit cum aliquo ?iro 
catbolico novum matrimonium inire, reticto Jam suo priore marito 
Suljo B., infideli ao renuente oonyerti. Quamvis enim iste adfirma- 
yerit, se volle cum eadem babitare sine contumelia Greatoris pro- 
lemque ntriusque sexas in catholica religione educare, mnlier tarnen 
e contra persuasa est de mala ac subdola ejusdem intentione, banc 
argueuä tum ei quibusdam literiä proprii avuuculi, qui eam allicit 
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ad nuihumetismum iterum amplectendum, forsan non sine consensu 
ipsius Sulji — tum ex eo quod hic manifestavit ilesiderium male 
eam habendi — tum ex eo quod mahumetani maximo odio prose- 
qaontur mulieres ad christianam tidem coaversas, quae pioiude a 
parentibus et cognatis quandoque occiduntar. 

Qaa]»repter Arebiepua Orator humiliter rogat, at Sanclitas Tiia 
vi aat pHfilegii Paalioi ant aopremae Saae Potestatis vinealum ma- 
trimonti inter Hariam et Suljo B. quaatociaa aolrere dignetnr: 
Feria N. (IV.) die 28. Kobris. 1894. 

In Conguo Generali S. U. et Universalis Inquisitionis examinato 
suprascripto supplici libello ac perpensis omnibus tum juris tum facti 
raomentis, praehabitoque D. D. C. C. Voto Eiiii ac Hiiii D. D. Car- 
dinales Inquis. generalis in rebus fidei et morum decreverunt: 

Supplicandum SSmo pro dispensatione ab ulteriore inierpeila- 
tione et moUer utatur pri?i1egio paulino. 
Feria N. (V.) die 29. do. 

Facta de hie omnibiu relatione SSAo D. N. Leoni Papae XIIL 
eadem Sanctitas Saa benigne annuit pro gratia jnxta Emorum PP. 
anffragia 

/. Mmwim 8. B. et U. J. Not. 
C. 

Ex s. Officio d. d. 10. Aug. 1895 faruUas dispensandi ab hiterpel- 
laüone cof^u^ infidelis pro ulendo privUegio paulino. 

(EnbisehM. Ordituuriatt-Aiehiv in SurajeTo). 

Beatiasime Pater! 

Episcopas Vrbbosnen. (=s Dr. Josepb Stadler, Sarajevo in Bosna) 
ad pedes 8anctitatis Tnae bnmiliter provolntas exposcit: 

Puella quaedam mahumetana, quae declavavit, se velle fieri 
catbolicam, vi rapta est a malmmetanis et adilucta est ad quemilani 
niahumetanum , com quo illa contra suam voluntatem longiori tem- 
pore vivebat et prolem cum illo genuit. Postea aufugit ab illo simul 
cum prole ad catbolicos et imbuta catbolica religione suscepit sacra- 
mentaro baptismatia. 

Interrogata an cum mabumetano inierit matrimonium respondii, 
se qnidem enm interpellasse atqne rogaase, nt matrimonio jüngeren« 
tnr enmqne reepondisse matrimoninm jam initnm eme; aat patrio 
more a mabnmetanis aervato, matrimoDium initnm esse minima de- 
monstrari potest. Judex autem mahumetanua decrevit, matrimoninm, 
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de quo agitur neqnaqaam oenaendam esse qua iBiiiim secondmn 
legM mahQmeUQas. 

QaQm autem noD multam requirator, at mairimoniam oenaea- 
tur ai Sit validam, quum naliumetana licet initio contra propriain 
voloDtatem postea voluntarie vixerit cum tnabametano, quam maha- 
metanus aflinnaverit, ae coram competentibu penoDis iniTiase ma- 
trirooniam cnm absente mahametana, hinc 'Bpidcopas Orator postnlat 
Satictiiatem Vestraro, ut Anna (qnod nomen baptizaia niahttmetana 
accepit) dispensetur ab officio interpellatuli mahuruetanum, si revera 
mutrimoniuin naturale inter eoü consistat, utrum cohabitare vclit 
absque contumelia Salvatoris atque utendi privilegio Paulino. 

Iiisuper Orator postulat pro se facultatem dispensaiuli cum 
quolibet mahumetano aut maliumeiaua nec non cum judaeo aui ju- 
daea qaateiiua non interrogata parte relicta iu infidolitaie, ut ad 
alias nuptias parti conversaa Hceat transire. 

Peria VL die 16. Augusti 1895. 

SSiäns D. K. D. Leo difina prondentia PP. XIII. in audientia 
R. P. D. Adsessoris S. 0. inipertita aodita relaUone superscripti sup- 
pUeis libelli , praehabitoquo D. D. Consorum voto nec non Bffioraro. 
Pfttnim suffragio benigne indulsit, ut 1(. P. D. Arcliirpus Vrhbosneii. 
diäpensure possit, quatenu9 opus est, puellatu raahumetauam, de qua 
in precibus, ab interpellatione. 

Insuper eadem Sauctitas Sua benigne concessit eidem Ar- 
cbiepiscopo facultatem dispeusandi super interpellatione conjugum in 
iiiHdelitato relictorum pro Omnibus casibus ordinariis, dunimodo 
scilicet adhibitis antea omnibus diligentiis etiam per publicas epbe- 
meridas ad reperiendnm locnm, ubi conjux infidelis habitat iisqne 
in irritam cessis constet saltem smnmarie et extrajndicialiter, con^ 
jugem absentem moneri legitinae non posse ant monitam infra tem* 
pns in monitione praefizum snani Tolnntatem non signiflcasse. Con- 
trariis non obstantibos qiiibnscunqne. Idqne ad quinquenninm. 

J, Mancini Can. Magnoni S. R. et U. J. NuU 
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XXXUL 

Einer Mutter ist auch dann die benedictio post partum zu 
gewähren, wenn das Kind ohne Taufe gestorben ist 

In kalendario Dioeceseos Vicentinae anno 1894 edito proposita, 
et menstruis coetibus casuum conscientiae quaestio agitata fuit super 
benedictione puerperae, cuius proles sine baptismo decesaerit S«d- 
tentiis in contraria abcuntibus, Bmus Canoniciis 9ui eisdem coetibus 
praeerai, de legam liturgicanim obsemntia soUicitus, seqnens dubiam 
pro opportaoa sointione Sacrae Ritaum Congregationi, de oonsensa 
BM Episoopi Vicentini, hamillime proposait; nimiram: Utram, vi 
decreti ab ipea Sacra Ritaum Congregatione dati die 12. Septembris 
1857 in Jlfoltfieff. ad XXud, liceat Benediettonem mnlieris post par- 
tum, iuxta Rituale Romannm, impertiri puerperae, cuias prolee 
mortua fiierit eioe baptismo; an rem abetinendum sit ab ea Bene- 
dictione? Et Sacra eiuleni Congregatio, exquisite voto unius ex 
Apostolicarura Caeremoniarum magistris et alterius ex Sacrae ipsius 
Congregatiöiiis Consultorihus, eimiithito dubio ab Eiiio et Riiio Dno 
Cardinali Andrea Steiuhuber, in ordinuriis Comitiis subaignata die 
ad Vaticanum coadunatis, proposito, respondendu?n censuit: Non esse 
negatniam benedicüonem. Die 19. Mail 1896. 

Hisce Tero Omnibus Sanctietimo Domino Noetro Ijeoni Papae 
XIII. per infraseriptum Gardinalem Saerae eidem Congregationi 
Praefectum relatis, Sanctitas Sua Reecriptum Sacrae ipsiua Congre- 
gationia ratum habnit et confirmavit. Die 8. Jnnii eodem anno. 

C, Card. Äloisi' Masella S. K. C. Praefectus. 
L. t S. Alaisim Tr^i S. K. C. Secretarius. 
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Durch Beiwohnung der M. Messe des Bischefes, der sich 
Qberall des aNare pertatHe bedienen darf, oder desjenigen, 
durch welchen sich ein Bischof dieselbe lesen lässt, erfüllt 
der Gläubige das diesbezügliche Kirchengebot 

Plures Sacrorum Antistites Sanctissimo Domino Nostro Leoni 
Fapae XIII. bumillimas porrexerunt preces, ut in bonum fidolium 
atque in dipfnitatis Episcopalis deciis, dispositioneni Decreti , die 
22 Augusti 1818 editi, super satisfactione praecepii de audienda 
Missa in Eplscopali Sacello, relaxare dignaretur. Sacra porro Ki- 
tttum Oongregatio, de mandato ipsius Sancüssimi Domini Nostri, 
eiusmodi negotium maturo exainine perpendens, audito voto Com« 
miflsioois Liturc^cae, ad quaestionem per infrascriptam Cardinalem, 
eidem Saerororo Rituum Coogregationi Praefectum, in Ordinariia 
Gomitüa snbstgnata die ad Vaticanum babitis, propositam, reapon« 
dendum censoit: »Postnlandum a Sanctissimo, ut deinceps Episcopi 
omnes, siFe dioeoesani, sive titulares, eodem privilegio oondeoorentur, 
quo fnrantur Patres Cardinales; scilicet, ut, nou solum Ipsi in 
propriae habitationis Oratorio, aut super ara portatili, ubicumque 
degant, Missani tacere alianiquo in sui conimodum permittore va- 
louni; sed etiain Fideles oinnes alterutram ei eisdem Missis au- 
dieiites , quoties opus fuerit, praeceptum Ecciesiae adimpleant: con- 
trariis non obstantibus quibuscuraque. Die 19. Maii 1896.« Quibus 
Omnibus Sanctissimo Domino Nostro Leoni Papae XIII. per meipsum 
inirascriptum Cardinalem relatia, Sanctitas Sua sententiam Sacrae 
Congregationis ratara babens, enuneiatum Patrum Cardinalium pri- 
Yitegium ad quoscumque Episcopoa cum Apostolica Sede commuDio> 
oem babentea extendere digoata est, die 8. Innii, eodem anoo. 

C. Card. Äloisi-Masella , S. R. C. Praef. 
L. t S. Aloisiu8 Tripepit S. K. C. Secretarius. 
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XXXV. 

Beiwdiktion eines weltHoben Prälaten. 

In relatione status Ecciesiae Brunensis exhibita Sacrae Con^ 
gregationi Concilii die 26. Februarii 1894 declaratuin fuit, Prae- 
latoe saecalares, Decaaiim et ArchidiaeoDum CapituU Eeclesiae Ga- 
thedralis, nee non praepoeitiini Capitnlo Ecciesiae CoUegiatae Ntcols- 
burgeneis, ex Apostolico Privilegio, ad ioetar Abbatum infolatornm, 
benedictione Abbatiali mnniri. Qaam Tero Abbatialie benedictio, 
proQÜ legitor in Poniificali Romano, nonnnllis in partibns ezisUroetur 
minus congrua praelatis saecnlaribns , qui non habent populum sibi 
subditum, iiec regulam nec alia huiusmoJi servanda, ideo Riiius Daus 
Franciscus Bauer, Episcopus Brunensis, quum suis, tum aliorum 
Episcoporum votis satisfaeturus, ab Apostolica Sedc humillime postu- 
lavit: et utruni et quomodo in snpradicta benedictione Praelatis 
saec'ularibus impertienda iuxta rituni Pontificalis Romani, aliquae 
variationes tieri possint ? Porro exquisite voto iinius ex Apostolicaram 
Caeremoniaruin Magistris et alterius ex Sacrae Rituum Congrega- 
tionis Consultoribus, quuro Einus et Rmus Dnus Cardinalis Andreas 
Steinhuber in Ordinariis Comiiiis, subsignata die ad Vaticanum ba- 
bitis, enanciatnm Dubinro, saper rita benedicendi praelatuin sae- 
cularera discutiendnm proposnerit. Ipsa Sacra Congregatio, omnibos 
matnre perpensis rescribendum censuit : 2Rki7 intmetur in Fontifiedli, 
sed eadem Saerorum Riiuim CongregaHo in S'ngulis casibus re- 
sponäeat^ fonntUam acwmnwdanäo casihits ipsis^ dempHs quaepra^ 
IcUis saecularibus mininic convenire noscuntur. Die 19. Mail 1896 
Facta postmodura de bis oninihns Sanotissimo Domino Nostro Leoni 
Papae XIII., per infrascriptum Cardinalem Sacrae Rituum Cougre- 
gationi Praefectum , relatione , Sanctitas Sua resolutiouem Sacrae 
eiusdem Congregationis ratam babuit et confirmavit» die 8. Juqü 
eodem anno. 

C. Card. AUnsi-MaseUa 8. B. G. Praefectas. 
L. t S. ÄUnsutt Tr^fq^ 8. R. G. Seeretarios. 
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XXXVI. 

Auch der Bischof selbst gewinnt den vollkommenen Abläse, 
wenn er den päpstlichen Segen erthellt 

Episcopus Montis Politiani huic S. Congregationi Indulgent. 
.8eqaens dubium 'solvendam propo«uit: Nam Plenariam iDdulgentiam 
lucrandam a Christifidelibus Beoedictionem nomine Sammi Pontificis 
recipientibas a respectivis Episeopis, laerari valeat et ipse Episcopaa, 
qui eam impertit? 

Et Eßa Patres in Congregatione Generali ad Vaticanas Aedes 
bablta die 5. Martii 1896 respondernnt: 

Afßrniati?e, facto verbo cum SSmo. 

Et SSiiins Daus N. Leo XIII. in Audientia habita ab iu- 
frascripto S. C. Cardinali Praefecto die 20. Maii 1896, respousionem 
Eiiioruin Patrnra benigne approbavit. 

Datum Romae ex Secretaria eiusdcm S. C. die 20. Maii 1896. 

Andreas Card. Steinhuber Praefectos. 

Ii. t S. A. Archiep. Nicop. Secretarias. 



XXXVII. 

Die Art der feierlichen GelQbdeablegung. 

Bereits in Jahre 1894 unterm 14. August war ein allgemeines 
Dekret erschienen, welches die Art der feierliehen QelAbdeablegnng 
ordnet Dasselbe hatte folgenden Wortlaut: 

Non eemel a 8. Eitnnm Congregatione exqnisltam fnit: ütrnm, 
et qnomodo solemnis votoram professio , ant eomm renovatio, qoae 
in plerisqne religiosis tarn ?iroram qnam mnliemm CSongregationibns 
locnm habet, intra Missam peragi valeat Porro in pecoliaribns ea- 
fllbns non nna eademque fait responsionis ratio, quin nmqnam Oene- 
ralü Decretum hac de re editum fuerit. Quapropter, ad omnem 
ambiguitatem de raedio tollendam , et uniformitatem inducendaui, 
eadeni Sacra Uituum Congregatio, referente subscripto Cardinali 
eidein Praetecto, cunctis mature perpensis, atque iis praesertim, 
quae in üalla s. m. Gregorii Papae XIII. ^i^uatUo frwUuosiust^ 
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data Kalendis Februarii 1583 pro approbatione Constitutionum So- 
cietatis lesu, hac de re continenter, in Ordinariis Comitiis sabsignata 
die ad VaticaDam habitis, seqaentein roethodum, servari posae con- 
Btitnit: »Gelebrans profitentiom rota ezceptaraa, sampto Sanctiasimo 
Bacharistiae Sacraroento, absoluta confessione, ac verbis qiiae ante 
ftdeliom Commanioneni dici soloDt, Sacram Hostiam maoa tonens, 
ad profitentes sese conTertet: hi ^ero singuli, alta voce, profeaaionem 
snam legont, ac postquam qiiisque legerit, staÜm SSmutn fioeha- 
ristiae Sacramentum suraet. In renovatione autem votorura, Ce- 
lebrans ad altare conversus exspectet donec renovante8 votorum tormu- 
lam protulerint; qui, nisi pauci sint, oinnes simul, uno praeeunte 
formulam renovationis recitabunt, ac postt?a ox ordine SSmum Cor- 
pus Domini accipient. Haec tarnen mctho lus , cum recepta fuerit, 
in respectivis Congregatiouum Constitutionibus minime apponenda 
est. Non obstantibus qaibascamqae particularibus Decreiia in con- 
trariam facientibus, quae prorans revocata atqus abrogata cenaeaDtor. 
Die 14. Augusti 1894. 

Facta antem SS. D. N. Leoni Papae XIII. per me iDfrascriptam 
Cardinalem Praefectnm de praemiasie relatione, idem Sanctissimas 
Domians Noater aententiam Sacrae Congregationis approbavit, ratam 
habnit, ae Decreta in contrarinm focientia per praesens penitna abro- 
gata eaae dedaravit Die 27, iiadem menae et anno. 

C. Card. Ähisi-Masella S. R. 0. Praefectos. 

L. t S. Aloisius Tripepi Secretarius. 

Bezüglich dieses Dekretes herrschte nun der Zweifel, ob es auch 
die religiösen Congregatiouen beiderlei Geschlechts binde. Auf eine 
diesbezügliche Anfrage bei der Ritenkongregatioo erfolgte nun fol- 
gende Antwort anterm 5. Juni dieses Jahres : 

»A Sacra Rituum Congregatione expostulatum fuit : An De- 
cretum Generale ab eadem S. Ritanm Congregatione die 27. Augasti 
1894 editum, qno ad ambiguitatem omnem tollendam et uniforroita- 
tem indnoendam, methodas in professioue et renovatione votorum intra 
Miaaam aervanda atatoitar, vi obligandi poUeat penea qnaalibet re- 
ligioaaa ntriuaqne aexoa Congregationea ? 

Et Sacra Ritanm Congregatio, ad relationem infrascripti Seere- 
tarii, omnibaa matnre perpensia, proposito Dubio reapondendum 
eenaoit: Affvmaiwe, M vota mmeupaiäiur vd reimaiiUur inira 
Missam, coram edebrante Sacram Hostiam manu tenenie. Atqne ita 
rescripsit. Die 5. Junii 1896. 

C. Card. Aloisi- Mascüa S. R. C. Praefectus. 

L. t S. Äloisitis Tripepi Secretarius. 
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XXXVIIL 

Darf Jemand unter Umständen seinen Namen in den Listen von 
verbotenen Vereinen etc. fortfuhren und auoh die Vereinsliel- 
träge zur Aufrechthaltung seiner Ansprache auf einen Antheil 

des Vereinsvermögens bis zur festgesetzten Zeit fortzahlen? 

Nicht selten kommt es vor, dass ein Katholik einem Vereine 
beitritt, von dessen verbotenem Charakter er erst nachträglich Kennt- 
niss erhält. Tritt er sofort aus, so erleidet er unter Umständen einen 
materiellen Schaden, indem er z. B. sein Anrecht auf Unterstützung 
aoB der Vereinskasse und andere Vortheile verliert. Darf er nicht 
wenigstens seinen Vereinsbeitrag weiter zahlen, am sieb seine ma- 
teriellen Rechte zu wahren? Selbstverständlich enthält er sich jeder 
Gemeinschaft mit dem Vereine als solchem dorcb Fernbleiben tod 
Versammlangea etc. Ueber diesen Punkt fragte im Torigen Jahre 
der Apostel. Delegat ?on Nordamerika, Kardinal Satolli, bei dem 
bl. Offissiom in Rom an. 

Die Congregation verneinte zwar die Erlaubtheit, fügte jedoch 
hinzu, dass Umstände vorhanden sein könnten, unter welchen der 
äussere Nichtaustritt tolerirt werden könne. Die Anfrage bezw. Ant- 
wort, welche die ausdrückliche Zastimmung des bi. Vaters erhalten, 
lautet wie folgt: 

Die 19. JaDuarii 1S96. 

Eminentissime ac Reverendissime Domine. 

Quaesitum fuit an, remota quavis alia earumdera sectarum par- 
ticipatione, hoc saltera liceat, nomen proprium in sociorum catalogis 
retinere, necnon in praefatae taxae vel aeris alieni solutione stato 
tempore persererare. Quod dubium sane gravissimum cum Sanctis- 
simus Dominus Noster Sacrae huic Supremae Congregationi com* 
miserit enucleandam, eadem Sacra Congregatio, re matore perpensa, 
respoadendam ceDsait: (hiiiieraiUm loqiimch mm Ueere; H ad meniern. 

Mens est qnod ea res tolerari possit seqaeatibns oondltionibns 

et adiunetis simul in casu concarrentibns, sdlieet: 

I. Si bona fide sedae primitus yionien dederitii, atiteqmm sibi 
innotuissett societaiem fuisse damncUam, 
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II. Si absU seandalum, vel opportuna removeaiur dedo" 
nUione, iä a ae fieri, ne im ad emoiumerUa vel benefieium iem- 
poris tu aere äUeno solvendo amUkd a gmwis interim seeiae com* 
munkne et a gimii nUervmUnp eHam maieriäU tU pramUHiiir^ 

III. 8i graue dammm s&ri aut famüiae in renunciatume 

ohvenicd, 

IV. Tandem ut non adsH vel hom'ini Uli , vel familiae eitts 
pericidum perversionis ex parte sectariorum spcctato pmccipuc casu 
vd infirmitatis vel mortis, neve sitmliter adsü perictdum fmeris 
pemgenäi^ a füibm eathoUcis aUem, 

Qua« enm Sanotlsnmo Domino Papae Looni XIII. relaia faerint, 
in totam approbata ot confirnata fkienuit. Veram cum de re gra- 
Tissima atqne periculoram et difficultatura plena agator, quae pluri- 
maa non modo dioceaeos aed et provinoiaa eccleaiasticaa reapicit, 
idem SSmas N. iassit ut oniformis regalae servandae causa, casibua 
particularibus Eminentiä Tua et in Apostolica delegatione succea* 
sores providere possint 

B. Card. Monaco. 
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Neue Privilegien für Palästina-Pilger. 

Brtvc Ssmi D. N. Leonis XIIL quo phra mdtdgentur privUegia 

percgrivantibus ad sancta Pcdaestinae loca. 

Romanorum Püutiticum Praedecessorum vestigiis insistentes, qui 
jogiter pias ad sancta Palaestinae loca Cbristiaaoram peregrioatio- 
nes commendanint atque indulgentiis foyenint, jam inde ab anno 
MDOCCLXXXII peregrinationes expiatorias cora patram Angustinia- 
noram ab Assamptione auscipiendas, et meritia laadam praeconiis 
progeqanti suinns, et per litteras Nostras die VI. martii menaiB 
dataa, spiritnaliboa qoibaadam pecaliaribas gratiis decoraTiroiu. Ex- 
pectationi aatem Nostrae respondit eTentiu. Seqaentibna enim aonia 
erga purpurata DiviDO Sangaine loca, fldeliam atodiam in Oallia 
potissimoro excitatnm atque anetnin ; Episcopi , Sacerdotes , laici, 
pluru Christiunorura raillia dictis peregrinationibus nomen dare pro- 
perarunt; horura exemplis Christi fideles in Oriente dementes in fide 
sunt confirmati: denique mirabilis hujusmodi Orientaliuni cum Oc- 
cidentalibus consi.'nsus suavi animum Nostruin laetitia replevit, et in 
spem Ojttiinani erexit. Et siine auctore et auspice dilecto filio Fran- 
cisco Picard, Praeposito generali Augustiauorum ab Assuniptione, 
qui quiadecim annoram spatio expiatoriis hisce peregrinationibus 
cgregia qaidem laude praefuitf erectum est Hiorosolymae ho8p\tiuin 
Nostrae Doininae sacra et civili aoctoritate probatum, pro peregriDia 
excipiendia, aperta ibidem pia domiis Btadiorom pro religiosia ab As- 
aomptione: habitus Eachariatieus GonYontus pluribaa adatantibiis 
Patriarcbls et AnÜstibus, tum latini ritos, tarn orientalis, poaitnsqae 
aaapicatiaaiina illa occasione pritnns lapis Eoclesiae Nostrae Dominae 
Qalliaram per Oardinalein Apostolicae Sedia legatnin; tandem illnd 
templmn inodo abaolutam et strocttira praenobile aedes est, tom 
operis piacnlarium precum peregrinationum memoratarum, tum piae 
Associationis, canonice ibi institiitae pro suffragiis rite ferendis ani- 
mabus tidelium defunctorum ex i<]cclesiis tum Orientis, cum Oc- 
cidentis, quae Purgatorio in igne detineantur. Janivero quum ipse 
Praepositus Generalis Augustianornm ab Assumptione enixas Nobis 
humiliter preces adhibuerit et Indulgentias, singulis annis, vi snpra- 
dictarum litterarum Nostrarum, iis peregrinationibus concessas in 
perpetuum elargiri nonnullaque addere priTilegia de bemgnitate 
apostolica velimoa, Nos ut tarn frugiferae pieüitis opera maiora, 
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favente Domino, sii.scipiant incrementa, et praesertim preces quae 
dictorum Operum cura pro Eoclesiarutn Uuione ad Deum iuxta 
nientem Nostram effunduDlur uberiori fiant com animararo fracta, 
piis bis votis anDaendum propensa volnntate existimaviintts. Itaqiie 
tarn religio808 patres ab Assamptione, qoibus earomdem peregrina- 
tionam regimen est demandatam, quam fideles qai id exercitinm 
pietatis, obedientiae, mortificationis , et abnegationis sui ipsius, 
simalqae in spirita cbaritatis et preonm, idem iter snseipiant, pe- 
culiari benerolentia complecti volentes et a qoibasvis excommunica* 
tionis et interdicti aliisqoe eeelesiastieis sententüs, censuris et poenis 
quovis modo vel quavis de cansa latis, si qnas forte incarrerint, 
huius tantum rei gratia absolventes et absolutos fore ceosentes, 
Apostolica Nostra auctoritate praesentiura tenore, ad nutum Sedis 
Apostolicae, haec quae infiascripta sunt concedimus atque iiidulgeraus. 
Nimirum omnibus et siugulis tidelibus qui nunc et in posterum quo- 
libet anno expiatoriam huiusmodi peregrinationem susceperint, et in 
ipso itineris ingressu Moderator! pro tempore debitam obedieutiam 
professi sint, plenariam concedimus iodulgentiam pro die discessus, 
ac pro die ab nnoqnoqae eligendo durante peregrinatione : dummodo 
rite confessi sacrtqne Comnunione refecti aliqaamdiu iuxta Bomani 
Fontificis meDtem orent pro extirpatbne baeiesom, sanctaeque Ec- 
lesiae necessitatibas et exaltatiöne. Has vero conditiones adiectaa 
▼olatnns aliis omnibus pleaariis indulgentiis infra concedendis, quas 
uniyersas in suffragium etiam converti posse permittimus fidelinm 
omninm, qui pie ex hao Tita exeesseriioi Ulis aatem qui domi de- 
tenti per alios a se missos, vel per eleeroosynas, vel in alio modo 
snffragati fuerunt cuilibet e peregrinantibus memoratis, et Ulis etiam 
qui spiritu iuncti cum peregrinationibus sibi indicant aliquem morti- 
ficationis aut pietatis actum quotidie exnrcendum, tempore quo re- 
spectiva peregrinatio perduraverit, nempe abstineiitiam aliquara, Mis- 
sae auditionem, exercitium Viae Crucis , recitationera Kosarii, vel 
Septem Psalmorum poenitentialium, aut alicuius e pai vis Officiis ap- 
probatis, plenariam Indulgentiam coacedimus lucraudam ad libitum 
nno e diebus festis, durante respectivae peregrinationis spatio oc- 
cnrentibos. Quo Yero consultum sit earnmdem peregrinationem tem- 
pori, coneedimns nt quotidie in navi, servatis serTandis, sacrnm fteri 
possit, et Sacra petentibos oommunio distribuL Potestatem pariter 
faeimus Moderatori pro tempore cniosque peregrinationis in posterum 
peragendae et aliquot sacerdotibus ad oonfessiones approbatis, ab 
eodem designandis, excipiendi peregrioantium confessiones. Pro mn- 
lieribns tarnen, excepto aegramm decumbentium casu, volamns adhi* 
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beri ot in exedris , apto in loco ponondam cratem , quae sacerdotem 
a poenitente seiungat. Et ne peregrinantes careant beneficio eiercitii 
Viae Crucis tum in uavi, tum ubi illa non habeatar canonice erecta, 
Goncedimns, ut ipsi lucrari valeani indulgentiaa omnes eidem exercitio 
adnezas, si illnd obeant coram praelata vectibili Gnice. Onm vero 
ad loca sancta per?6neriiit indalgemos ot peregrinantes apnd annm- 
quodqae Sanctaariam qaod Tisitaverint, eas omnes indalgentias as- 
sequi valeant qaas Incratari forent si praecipao einsdem Sanctoarii 
feste Interessent. Quod si alienins ex iis Sanetoariis angnstfae nee 
universos fortasse admittant peregrinos, nec sinant sacerdotes omnes 
pereE^rinantes ihi Sacrum facere, decernimus, ut respectivae peregri- 
iiaiiuiiia Moderator rem agat cum Patriarcha Hierosolimitano, cui, 
dummodo locorum mores, et incolarum Ingenium istaec citra ullam 
offensionem perfki {)atiantur, Apostolica Nostra auctoritate, prae- 
sentium vi tacultatem committiraus, impertiendi veniam ei qua 
Miasae sab aperto coelo ibi ßeri servatis serrandis queant, et sacra 
peregrinis Eucharistia deriberi, ita ut per haec indulgentiae Visita- 
tion! illios Sanctuarii adnexae perinde acquirantur, ac si Sanctuarinm 
ftiisset reapse Tisitatnm. Tandenit de Apostolicae similiter potestatis 
Noetrae plenltadine praesentinm vi, itemqne in perpetnam, in Saneta- 
arinm qnod ante memoravimns, Hierosolymae erectnm, Nostrae Do- 
minae Galliarain, indnigentiam plenariam transferiroos Virginis Se- 
pnlchro adnezam, qnod a Scbismaticis detinetnr et gravi absque « 
discriroine a piis peregriaantibns visitari neqait. Haec concedimns 
atqne indulgemns decernentes praesentes Nostras litteras firmas, va- 
lidas ut efficaces existere et fore, suosque plenarios et integres ef- 
fectus sortiri et obtinere, illisque ad quos spectat et in posterum 
spectare poterit in omnibus plenissime snflfragari sicque iu praemissis 
per quoscuraque Judices ordinarios et delegatos iudicari et definiri 
debere, atque irritum et iuane si seeus super bis quoquara quavis 
auctoritate scienter vel ignoranter contigerit attentari. Kon obstan- 
tibas Nostra et Cancellariae Apostolicae regula de non concedendis 
indulgentiis ad instar, aliisque Constitutiooibas et Ordinationibns 
ApostoUcis ceterisqae contrariis qnibnscamqae* Volamns antem nt 
praesentiam litteraram transnmptls sea exemplis etiam impressis, mann 
alicnias Notarii pnblici snbscriptis et stgillo personae in ecetesiastiea 
dignitate constitntae mnnitis eadem prorsus adbibeatnr fides, qnae 
adhiberetnr ipsis praesentibns si forent exbibitae vel ostensae. 

Datum Romae, apnd Sanctam Petrum, sab annale Piscatoris 
die XVIir. aprilis MDCCGXCVI, Pontificatas Nostri anno decimo nono. 

L. f S. C. Card. De. Rwjyiero. 

20* 
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XL 

Analekten. 

Die Uypene und die Leidienverbrcnmtig. 

Als im Frflbjahr der Oberkirohenraih in Oldenburg die kireh- 
licbe Beerdigung eines in Hamburg verbrannten jungen Joristen ver- 
weigerte , regte sieb nat&rlicb die lib. Presse darfiber gewaltig aaf 

and führte für die Leiebenverbrennnng besonders hyi^ienlsehe GrQnde 
ins Feld. Dem replicirte ein orthodoxer Gegner in fol^'ender Weise: 
Man forsche nach, ob in den Häusern der Dörfer und Städte, 
welche in uniuittelbarer Nachbarscliatt der Kirchhöfe liefen , die 
Menschen nicht ebenso gesund sind und ebenso alt worden , wie 
andere. Das ist auch ganz gut zu erklären. Durch die Weisheit 
des Schöpfers ist dem fruchtbaren Erdboden eine so innige Affinitat 
(Verwandtschaft) mit den Verwesoagsstoffen verliehen, dass sie nicht 
eher von ihm losgelassen werden, als bis Qelegeoheit geboten ist, 
sie an die Wurzeln von Pflanzen als Nahrang abzugeben. Der be- 
rOhmte Agricnltnr-Chemiker Liebig, naob ihm gewiss noch mancher 
andere, bat darfiber auf Orund fortgesetzter Beobaebtnngen klare 
und bestimmte Sfttie aufgestellt. Auch ohne Liebig wusste der Bauer 
schon lange, dass sein Ackerboden vermöge der Affinität swischen 
der Ackerkrume und den Verwesungsproducten die für das Waehs- 
tham der Stanzen erforderlichen Nährstofife zum allergrössten Theile 
selbst dann festhält, wenn er dieselben oben aufgestreut hat. Darum 
nur nicht so ängstlich wegen der gesundheitsgefährlichen Einwirk- 
ungen der beerdigten Leichen ! Die gütige Mutter Erde sorgt für 
alles, wenn man ihr mit Verstand und vertrauensvoll die Leiber 
aller der organisirten Wesen wiedergibt, die von ihr genommen sind, 
mit Einschluss der Menschenleiber. Und hierfür ist das directe Ueber- 
geben des Todten an die Erde, wie es bei Beerdigungen geschieht, 
die verständlichste, tiatürlicbste, einfachste und für jeden zugängliche 
Form. Auffallend ist, dass man in den betreffenden Kreisen, an- 
geblich aus hygienischen Grfinden, so eilHg gegen die Leichen- 
beerdignng und fUr die Verbrennung spricht und schreibt und kein 
Wort darfiber hfiren Ifisst, dass sie die Leiber der gestorbenen Tbiere 
und die abgestorbenen Organismen aus dem Pflanzenreiche ver- 
bräunt wissen mfichten. Diese liefern jedoch auch eine grosse Menge 
Verwesungsstoffe, die den Boden verunreinigen und der Gesundheit 
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der Menschen schädlich sind. Niemand bekümmert sich am die 
Thierleicheo, die weit und breit auf dem Felde zerstreut zu finden 
sind , sie werden nicht ein Mal gesammelt und unter die Erde ge- 
bracht, geschweige denn verbrannt. Ist ein Pferd oder Rind gestorben, 
denkt niemand daran , den todten Körper zu verbrennen ; es wird 
eine Grulie in die Erde gegraben und da hinein wird der Leich- 
nam gelegt, damit er in der Erde zur Verwesung komme, und ein 
Pferd reprftseDtirt doch dem Gewichte nach 6 bis 7 Menechenleiber. 
Bei den abufestorbenen Pflanten Ist es auch so-, dass Niemand sich 
dagegen wehrt, dass sie der Verwesung Aber oder unter der Erde 
übergeben werden. Im Thier- und Pflanzenreiche wäre demnach für 
(He Freunde der Feuerbestattung ein weites Feld für ihre hygieniscchen 
Bestrebungen, einstweilen genügend gross, um nicht untiöthigerweise 
vor diT Zeit das Volk mit ihrer unreifen Idee von der Verbrennung 
der Menschenleichen beunruhigen zu müssen. Und übrig bliel)en immer 
noch die Auswurfsstoffe der Thiere und Menschen, die, wenn sie den 
Erdboden nicht yernnreinigen sollten, verbrannt werden mtlssten. Bis- 
her ist noch ganz ausser Acht gelassen, welchen Zostand wir dann 
gegen den jetzigen eintauschen würden, wenn man alles Todte dem 
Feuer übergeben würde. Wir würden die bei der Verbrennung in die 
Luft entweichenden Gase auf Schritt und Tritt, im Freien und in un- 
sern Wohnungen, direct mit der Luft einathmen müssen. Wäre das 
schon und wäre es hygienisch wünscheiiswerth? Man wird vielleicht 
erwidern: aber wir wollen nicht eine solche Verbrennung, bei wel- 
chem Oase in die Luft entweichen und dieselbe verpesten, sondern 
eine geruchlose Verbrennung wollen wir, bei der der Leichnam bis 
anf die wenigen nnverbrennbaren Bestudtheile desselben vollständig 
vernichtet wird. Zweierlei bliebe dabei anf Seiten der Freunde des 
Feuers zu beweisen übrig: 1. dass eine so vollkommene Verbrennung 
nicht blos im Kleinen möglich , sondern auch im grossen Massstabe 
ausführbar ist; 2. dass mit so vollkommener Verbrennung nicht ein 
dem Menschen nicht zustehender Kaub an dem wohlgeordneten Haus- 
halte der Natur begangen würde. Von Fachgelehrten wissen wir, dass 
jede geruchlose Verbrennung der Natur (d. b. der Erde einschliess- 
lich ihrer Atmosphäre) ein gewisses Quantum von dem zum Gedeihen 
der Pflanzen erforderliehen Ammoniak zerstört, ohne dass dasselbe 
aus einer andern Quelle je wieder kann ersetzt werden. Haben die 
Anhänger der Verbrennung einen Gegenbeweis? Wenn nicht, dann ist 
ihre Lieblingsidee mit dem Hestreben für Gesundheit und Leben der 
Menschen und Thiere abstdut nicht in Einklang zu bringen, üeber 
die ästhetische Seite der Frage können wir kurz sein. Ein Göttinger 
Professor schrieb neuerdings hierüber dem Sinn nach Folgendes: »Das 
einzige Mal, wo ich einer Leichenverbrennung beiwohnte und sehen 
musste, wie sich in der Qlnth des Feuers der todte Körper reckte, 
krfimmte und in die Höhe richtete, hat mir meirten ästhetischen 
* Traum von den geringem Schauern einer Leichenverbrennung gegen- 
über der Verwesung in der Erde auf ein Mai gründlich zerstörte 
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XLI. 
Literatur. 

1, SägmUOer, J. B., Die miti^ und SUUmig der CardiHole 
his Bapst Ben^oM VIH, histerisek'CanonMseh utUereuda mid 
dofgesUm. IMIntrg i. Br., Herder, 1896. 8^. Vlll m. 262 88. 

Mit vollen! Recht macht der Verf. des vorliegenden, höchst 
verdienstlichen Werkes in der Vorrede darauf aufmerksam, wie selir 
gut man durch die klassische Altortliumswissenschaft über den 
ganzen Regierungs- und Verwaltungsapparat des röniisclion Il«'iclies 
unterrichtet sei, während hinsichtlich der Kenntniss der Regierung 
der mittelalterlichen Kirche noch die allergrösston Lücken bestehen. 
Nicht zum wenigsten gilt dies von den Cardinälen, dem Senat der 
katholischen Kirche. In der Alteren Literatur wird die eigentliche 
Bntwicklnog des OardinaUtes, sowie die Stellong und Thfttigkeit 
der Gardinäle im firfiberen Mitttelalter kaum gestreift. In uiserem 
Jahrhundert haben dann Phillips, Hinschins, Dnchesne n. A. tiefer- 
gehende üntersncbnngen angestellt, ohne jedoeb den Gegenstand in 
erschöpfen. Gerade Aber die Stellang nnd Thfttigkeit der Gardinftle 
in den Jahrhunderten des früheren Mittelalters war noch viel zu 
wenig bekannt. Es muss deshalb als ein sehr glücklicher Wurf be- 
zeichnet werden , wenn sich Prof. Sägmüller dies Gebiet zu einer 
besonderen Arbeit auserkor. Dass der Gegenstand nicht erscliöpft 
wurde, dass noch Manches mangelt, Viples noch weiterer .Prüfung 
und Schaffung bedarf, verhehlt sich der Verf. keineswegs (vgl. Vor- 
rede VI), allein jeder billig Urtheilende, jeder Kenner der sich dar- 
bietenden Schwierigkeiten wird ihm aafrichtig dankbar sein für das, 
was er geboten hat und Niemand, sei er nun Kanonist oder Histo- 
riker, wird das vorliegende Buch ans der Hand legen, ohne reiche 
Belehnmg nnd Förderung seiner Kenntnisse empfangen za haben. 

Dem Titel entsprechend hast B. znnftchst die Th&tigkeit der 
Cardinftle im frfiheren Mittelalter in*8 Äuge und jene zunächst sede 
plena. S. unterscheidet hier für die Zeit bis 1303 jene Perioden, 
deren zweite etwa mit dem Jahre 1100 beginnt. Aus der Dar- 
stellung der ersten Periode ergibt sich , dass beinahe bis zur Mitto 
des 12. Jahrhunderts die causae maiores in der Regel ihre Er- 
ledigung aul den immer noch ziemlich regelmässig stattfiadeudeu 
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Synoden gefunden haben. Der Verf. sagt deshalb, dass bis dahin 
der Papst mit Hilfe der Sjnoden regierte (S. 46). Nachdem aber 
seit der Mitte des 11. Jahrhunderts die Päpste angefangen hatten, 
sich in steigendem Masse der Cardinftle zur Begiemng der Kirche 
sn bedienen, mussten dieselben immer dann die Stelle der Synode 
Tertreten, wenn eine solche in Bälde nicht stattfinden konnte. Seit 
etwa 1050 fanden die Cardinäle an, immer bestimmter hervorzu* 
treten, von 1150 an haben die Synoden bereits auf^'ehört, regelmäs- 
sig berufen zu werden und ordentliche Mittel zur Regierung der 
Kirche zu sein. So ergibt sich als mittlerer Termin der Vollthätig- 
keit der Cardinäle in der Regierung der Kirche das Jahr 1100. 
Als Inhalt dieser Volltlifitigkeit stellt S. an der Hand der Geschichte 
fest: 1) Antheil an ülaubenssachen und disciplinäre Fragen; 2) Er- 
nennung von apostolischen Legaten und Vicaren ; 8) Errichtung von 
Bisthümern, Ernennung und Absetzung von Bischöfen; 4) Ertheilung 
TOn Klosterpri?ilegien , Bestätigung von Abtwahlen; 5) Zweck und 
Verwaltung des römischen Kircbengntes, Massregeln betreffend die 
päpstlichen Lehnsstaaten; 6) Verordnungen in Krenszngsangelegen- 
heiten; 7) Politische Entscheidungen. Neben diesen Causae con- 
sistoriales wurden aber Päpste wie Cardinäle in der genannten Epoche 
Aber alle Massen in Anspruch genommen durch die contentiOsen 
Sachen verschiedenster Art. Diese Dinge behandelt S. in einem 
eigenen, »die Cunlimlle und das päpstliche Gericht« überschriebenen 
Abschnitte (S. 80 flf.). Daran reiht sich eine lichtvolle Uebersicht, 
wie für die Versammlung der Cardinäle um den Papst zur Erledig^ung 
der angeführten Geschäfte der besondere Name Coiisistoriuui autkam. 
Des Weiteren untersucht und schildert der Verf. die Thätigkeit der 
Cardinäle in einzelnen Aeratern als Kanzler bezw, Vicekanzler, 
Kämmerer, CardinalpOnitentiar , Legati a latere, Cardinalvicar, 
Generalinquisitor, Cardinalordensprotectoren und Cardinalprotectoren 
für einzelne Länder (S. 101—113). Einzelne dieser Aemter bestanden 
auch in der Sedisvacanz fort. So sohliesst sich ganz natnrgemäss 
hieran die Betrachtung der Thätigkeit der Cardinäle sede vacante 
(S. 114 ff.). Sägmäller betrachtet hier : 1) Die Regierung der Kirche 
durch die Cardinäle in der Sedisvacanz. 2) Die Cardinäle als Wähler 
der Päpste. S) Die Cardinäle bei Abdankung und Absetzung des 
Papstes. Nachdem in dieser lichtvollen Weise die qaaestio facti er- 
ledigt ist, geht S. im zweiten Theile seines Werkes zur LOsang der 
quaestio juris über. Die .\rt und Weise, wie hier die Stellung der 
Cardinäle in der umschriebenen Zeit untersucht wird, ergibt sich aus 
den Ueber^chrifteu der betretleude Abächuitt: 1) PeräOuliche liechte 
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und Privilegien der Cardinftle. 2) Das Cardinalscollegium; Verfassung 
and Rechte. 3) Die Cardinäle und die Bischöfe. 4) Die Cardinäle 
nnd der Papst. Von besonderem und allgemeinen Interesse sind hier 
die Ausführangen, dass es bereits in jener Zeit nicht an Stimmen 
fehlte, welche den Papst an den Rath oder die Zastimmung der 
Gardinftle binde nnd so den Parlamentarismns in die Begiemng der 
Kirche einffthren, ja an Stelle der Monarchie eine Aristokratie setzen 
wollten. Oegenfiber diesen Bestrebungen, deren Bedenklichkeit nnd 
Unerlanbtheit nnseres Erachtens noch schärfer hatte betont werden 
sollen, haben — wie der Verf. S. 241 richtig betont, »die Päpste 
ihre nothwendige und gottverliehene Alleinherrschaft bis anf 
Bonifaz VIII., den letzten der grossen Männer auf dem Stuhle Petri 
in der ersten und grösseren Hälfte des Mittelalters in Wort und 
That siegreich behauptet.« Und ebenso wie die Päpste betonten 
auch hochangesehene zeitgenössische Autoren , an der Spitze der 
hl. Bernhard die vollständige Freiheit des apostolischen Stuhles 
gegenüber dem Cardinalscollegium (S. 242 ff.). »So stand,« bemerkt 
S. am Schlüsse gut resflmirend (S. 248), »beim Tode Papst Bonifaz* 
Vlil., des letzten der grossen weltbeherrschendeu Päpste des Mittel- 
alters, die päpstliche Monarchie trotz der wiederholt schon unter- 
nommenen Versuche von Seiten der Cardinäle, sie in eine Aristokratie 
umzuwandeln, im wesentlichen noch nnerschfittert da. Allein es war 
doch bereits eine schwindelnde Hohe, welche die Cardinäle zu An- 
fang des 14. Jahrhunderts erstiegen hatten, indem sie jetzt hart 
neben den uralteu, hochangesehenen Patriarchen standen, erhaben 
über alle anderen kirchlichen Würdenträgern göttlicher und mensch- 
licher Ordnung, den Primaten, Erzbischöfen und Bischöfen: sie, die 
dereinst als einfache römische Priester die Taufe gespendet und die 
Todteu begraben hatten. Da war die Frage, ob das Papstthum, 
das sich zur Zeit seiner grössten Machtentfultung den Forderungen 
des Oardinalcollegs auf Theilung der obersten geistlichen Gewalt, 
auf constitationeile Theilnahme an der höchsten Regierung der Kirche 
zu erwehren hatte und die weltlichen Einkünfte bereits mit ihm 
hatte theilen müssen, seine unumschränkte Alleinherrschaft würde be- 
haupten können gegen erneutes Andringen der Cardinäle in den fol- 
genden schweren Zeiten.c An diesem entscheidenden Wendepunkte 
bricht der Verf. ab; wir möchten aber den dringenden Wunsch aas- 
sprechen, er mOge in gleich umfassender und grfindlicher Weise das 
Verhältniss bezw. den Antagonismus zwischen dem Papst und den 
Cardinaien, zwischen Primat und Cardinalat in der Zeit vom avigno- 
uo^iiächeu Exil biä zum Absohlu^^s des Trideatinums schilderu: Prof. 
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Sftgmfiller ki tn dieser allerdings sehr sobwierigeD, aber auch aus- 
serordentlich lohnenden Arbeit berufen, wie nur wenige zeitgenös- 
sische Forscher. 

X. Pastor, 

2, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts mit he» 
sonderer Berücksichtigung der partikulären GestaUung dessdben 
in Oesterreich. Von Dr, Carl Gross^ o, ö. Prof. der Rechte an 
der k. k. Universität Wien, Zweite verbesserte und vemukrte 
Auflage, Wim 1896, IV u. I u. 438 8, gr. 8^. Breis 12 M, 

Wir freuen uns, vorstehendes im Jahre 1894 zuerst erschienene 
Werk in neuer verbesserter und vermehrter Auflage zur empfehlen- 
den Anzeige bringen zu können. Das Bucli hatte schon iti seiner 
ersten Auflage Beifall in der kirchenrechtliclien Literatur gefunden. 
Um so mehr wird dies der Fall sein, nachdem der Verf. bessernde 
Hand an dasselbe gelegt. Wir wollen hier nicht die Vorzüge, welche 
bereits in der ersten Auflage im Archiv (Bd. 71. S. 365) kurz her- 
vorgehoben worden, nochmals wiederholen. Die Verbesserungen, be- ' 
sonders beaflglich der Literaturbelege, durch welche diese Auflage 
sich vor der ersten auszeichnet, sind so zahlreich, dass sie hier nicht 
im einzelnen aufgezählt werden kOnnen. Der Fachmann wird sie ja 
ohnehin leicht herausfinden. Bs sei hier nur constatirt, dass solche 
zahlreich angebracht worden sind. Nur die prinzipielle Stellung in 
einzelnen kirchlich-religiösen und kirchlicli-politischen Fragen ist so 
ziemlich dieselbe geblieben. Und doch wäre gerade hier eine t Ver- 
besserung« wohl am Platze gewesen. Ein gutes Stück Josephinisnuis 
macht sich auch in der neuen Auflage noch weiter bemerkbar. So wiire 
zu wünschen gewesen, wenn der Begriff »Kirchet eine Korrektur er- 
fahren hätte, was um so nothwendiger gewesen wäre, als das Lehr- 
buch doch hauptsächlich (ür weltliche Juristen bestimmt ist und sich 
aus der richtigen Vorstellung von Kirche die wichtigsten Konse- 
quenzen für den Besitz und die Ausübung ihrer Gewalten ergeben. 
Dass auch von einer klaren und korrekten Auffassung des Wesens 
der Kirche das VerhftUniss derselben zum Staate bestimmt wird, 
braucht nicht erwähnt zu werden. Es hfttte in dieser Beziehung 
BendiXt »Kirche und Kirchenrecht« (Mainz 1895) als Wegweiser 
dienen kOnnen. Auch die schiefe Stellung zur Civilehe ist unver- 
ändert geblieben. Doch das sind vielfach Folgen der rein »juristi- 
schen« Auffassung und Bearbeitung des katholischen Kirchenrechts. 

5. Die d mit sehe liechtseinheit und das zuliünftuie hürgcT" 
liehe Geseijsbuch für das Deutsche Reich. Von Dr. Ludwig 
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Bendix^ Frofcssor des KircJienrechts am hischößicheu Ftiester- 
Seminar in Mains. Maina 1896. 2Ü6 S. gr. 6^. iVm 
2. 40 ML 

Der Verf., der sieh bereits durch das Werk »Kirche und 
KirchenrechU (Mains, 1895) in die kanonistische Literatnr Tortheil- 
hafl eingeffihrt hat, behandelt nnter obigem Titel in zehn Abschnitten 
den inzwischen zum Gesetze erhobenen Entwnrf znin bflrgerlichen 

Oesetzbnehe fSr das deutsche Reich, hauptsächlich in seinem Ver- 
hältnisse zur christliclien Societät und zur Kirche, speziell znr Itirch- 
lichpii Ehe. Nachdem er in der Kinleitung (S. 2 — 6) »die Aufgabe 
des dfiutschen Reichstags im Jubiläumsjahre in Bezug auf die deutsche 
Privatrechtseinheit« dargelegt, wir<l in den drei folgenden Abschnitten 
(S. 6—84) »die Geschichte der deutschen Hechtseinheit« und der dies- 
bezüglichen Bestrebungen von ihren Anfängen bis auf die Gegenwart 
mit Einschluss der Gescliiclite des neuen bürgerlichen Gesetzbuches 
seihst behandelt. Im 5. Abschnitte (S. 81 — 102) charakterisirt der 
Verf. den »Staudpunkt des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuchesc 
als Prodal[t modemer juristischer Technik und als Ausflnss der Lehre 
des RechtspositiTismns. Sodann (S. 102—123) wird das Personen- 
recht, insbesondere die Etechts» und Geschäftsfähigkeit der natfir* 
liehen Personen bezw. »das Eörperschaftarecht des Entwurfes« einer 
Kritik unterzogen. Das Hauptgewicht legt der Verf. in den drei 
folgenden Abschnitten (S. 123 — 209) auf eine Besprechung des Fa- 
inilienrechts , insbesondere des Eherechts, wobei die Geschichte der 
Civilehe eine eingehendere Behandlung findet. Im 10. Abschnitte 
(S. 209—223) folgen »Schlussbetrachtungon« über »die Oefabren der 
geplanten Durchführung der Rechtseinheit in socialer Heziehuui,'« 
und »Nachträgliches zu dem Kompromisse im Vereins- und Ehe- 
recht.« Das Resultat der ganzen Studie ist die Verurtheilnng des 
bürgerlichen Gesetzbuches in gegenwärtiger Gestalt. Kritischer 
Scharfsinn, strenge Schlussfolgerung, grosso Erudition auf juristischem 
Gebiete und dabei ein warmes Herz für Kirche und Societät muss 
dem Verfiisser zuerkannt werden und niemand wird das Buch aus 
der Hand legen, ohne seinen Gesichtskreis auf rechtlichem und po- 
litischem Gebiete erweitert zu haben. Von bleibendem Werthe ist 
z. B. die Darstellung der Bestrebungen der deutschen Rechtseinheit 
und die Geschichte der Civilehe. Was wir aber bedauern, ist ein- 
mal die verspätete Veröffentlichung der Schrift; wäre diese vor einem 
Jahre erschienen, so hätte sie ihren Zweck erreichen bezw. gute Dienste 
leisten können in der Beurtheilung des Gesetzentwurfes. Sodann 
dürfte die Kritik, welche an der Haltung der Ceatrumsfraktiou, die 
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mit gegebenen Verbftltnissen reebnen muaste, getlbt wird, docb eine 
za barte sein nnd die Fnrcbt ?or den Folgen des neuen bfirgerlicben 
Gesetsbncbes sich als eine flbertriebene erweisen, obgleich wir nicht 

anstehen, in vielen Punkten dem Verfasser zuzustimmen. Eine ge- 
wisse Missachtung, besonders fler Stellung der kath. Kirche liia- 
sichtlich des Vereinsreehts, der juristischen Person , der Stiftungen, 
der Ehe etc. kann aus dem Gesetzbuche nicht hinausdittputirt 
werden. 

4. Die Erhaltung und Vc rwali any des kircMichm Itn- 
mobiliarbesUjses. Von Dr. Mathias Höhler , DomkapUuktr in 
Limburg a. d. Lahn. Separatabdntck aus der Linzer *Theol,' 
prakt. QuartaUckrifl€ 1696. 3. IL 8. gr, 6^. Selbstverlag 
de» Verf. 

Die Quintessenz obiger Arbeit ist nach den eigenen Worten des 
Verf. folgende: »Der kirchliche Grundbesitz muss, soTiel es nur mög- 
lich ist, erhalten und jede Verftusserung auf den Fiill strenger Noth 
oder eines ganz anssergewOhnlichen Yortheiles beschrftnkt werden. 
Dann aber soll man von dem Erlöse bei der ersten sich bietenden 
günstigen Gelegenheit wieiler andere gute Grundstücke erwerben, 
und auch sonstige Kapitalien soviel nur angfvnglich zum Ankauf von 
ertragsdihigem , günstig gelegenem Grundhesitz verwenden, und so 
dafür sorgen, dass Kirchen und Beneficion wieder nach der alten 
kirchlichen Hegel mit solidem Immobiliargute ausgestattet wenlm. 
Das vorhandene und neu erworbene aber muss sorglich gehütet 
und vor jeder Deteriorirung bewahrt, und zu diesem Behufe auf die 
Instandhaltung und genaue Fortführung der kirchlichen Inventarien 
die grösste Sorgfalt verwendet werden. Alles dies aber liegt in erster 
Linie als ernsteste Gewissenspflicht dem Pfiirrklems bezw. den be- 
treffenden Pfrflndeninhabern ob; denn die Immobilien der Kirchen 
nnd Pfrfinden bilden deren vornehmsten Besitz, der nach kirchlichem 
wie weltlichem Rechte Pupillargnt ist nnd wie solches von dem 
Priester als dem gottgesetzten Vormunde mit besonderer Treue und 
Umsicht erhalten nnd verwaltet werden muss.t Das ist das Resultat, 
zu welchem der Verf. an der Hand des kanonischen Rechts gelangt. 
Im Grossen und Ganzen muss man demselben hierin zustimmen, be- 
sonders wo es sich handelt um die Erhaltung des kirchlichen Grund- 
besitzes. Tndess alle auf das Vermögensrecht sich beziehenden kirch- 
lichen Reehtsnorraen früherer Jahrhunderte auf die Gegenwart zu 
übertragen, dürfte doch wohl kaum angehen, zumal nicht in den 
deutschen Ländern. Wie die meisten Staaten Europas, so hat sich 
auch Deutschland seit Anfang dieses Jahrbuuderts zum grösseren 
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Theil allmählich zn einem Industriestaat entwickelt and es ist nicht ein- 
zusehen, warum nicht aach die Kirche auf dem gewerblichen Gebiete 
ihre Qelder rentbar machen dflrfe. SeibstFerst&ndlich moas hierbei 
anf die Sicherung des KirchenvermOgens Bedacht {^noromen werden. 
Lftflst sich diese aber nicht ebenso got hier erreichen wie bei der 
Anlegung von Geldern in Ornud und Boden? Das Kirchengnt ist 
nicht seiner selbst wegen da, sondern hat den Zweck, mit seinen 
Benten (fmctos) kirchlichen Bedürfnissen zu dienen. MÖgliehsle 
Fhtktifikation desselben ist daher neben der Erhaltunfj die vor- 
nehmste Aufgabe der Vermögensverwaltung. Diese Fruktifikation 
richtet sich aber ganz nach den Verhältnissen der Zeiten und Länder. 
Do<'h es ist nicht notliwendig, auf Einzelheiten näher einzugehen. Die 
Au;>führunj,'en sind so klar und die Intention ;1ps Verf. ist so be- 
stimmt, dass jeder Geistliche, dem die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens obliegt, das Schriftchen mit Nutzen lesen wird. Möchten 
es alle, besonders aber die kirchlichen Behörden, beherzigen. 
5, Die Kanon et der wiiMigsien aUkirchlidten Concilien nebst 
den apostolisehen Kanones. Herausgegeben van lAe. Dr, Fried' 
rieh Laueheri, Frcfessor am aUkath. iheol, Seminar in Banf$. 
Freiburg i, Br, und Leipsig 1896. Akademische Verlagsbud^" 
hamUung wm J. C. B. Mohr (Patd Sit^). XXX u. 228 8. 
gr. Brds 3. 50 Mh. 

Vorstehendes Werk bildet das 12. Heft in der »Sammlnn^ aus- 
gewählter kirclien- und dogmengeschichtlicher Quellenscliriften als 
GruiuUatre für Seminarubunsfen herausgegeben unter Leitung von 
Prof. /). Cr. Krn<ier.€ Der Herausgeber bezeichnet als Zweck dieser 
Ausgabe: »Die wichtigsten altkirohlichen Kanones in einer hand- 
lichen Zusammenstellung allgemeiner zniränsflich zu machen, da sich 
die zweibändige Sammlung von Bruns nicht jeder Barschaften kann. 
Was den Umfang der Sammlung betriftt, so enthält sie in chrono- 
logischer Reihenfolge zunächst alle voruicänischen Kanones, sodann 
diejenigen der Ökumenischen Concilien bis snm zweiten Nieftnum 
dem letzten vom orthodoxen Orient gemeinsam mit dem Abendland 
anerkannten Ökumenischen Concil, mit Einschlnss der Kanones des 
Quiniseztum, ausserdem diejenigen von andern Synoden herrfihrenden 
griechischen Kanones aus dem 4. Jahrhundert, die später allgemeine 
Bedeutung erlangten und von nachfolgenden allgemeinen Concilien 
approbirt wurden; ausserdem ilie sog. apostolischen Kanones: also 
das gesammte Material v«<n Kanones, das (mit Ausnahme der beiden 
ältesten abend liiiidischen Provincialconcilien von Elvira und Arles) 
vom Quinisextum und nochmals vom 2. Nicäuum wieder bestätigt 
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wurde. Dazu kommen anhangsweise, ausser der chronologischen 
Ordnung, noch einige afrikanische, spanische and gallische Provincial- 
concilien.« Der Herausgeber bafc sich hierbei, mit Bücksicht auf den 
für das Heft bestimmten Umfang, auf die ftltesten beschrftnken 
müssen. »Eine neue Becension der Texte sollte nach der Bestim- 
mnng und dem Charakter der Sammlung, in welcher das Heft er- 
scheint, nicht veranstaltet, sondern dieselben nach den besten ältern 
Ausgaben gegeben werden, wie dies in der Einleitung zu jedem ein- 
zelnen Coneil genau angegeben ist : Die griechisehen Concilien und 
die apostolisolieii Kanoiies nacii Mansi, die spanischen und afrikani- 
sclien nach Gony.alo/. , die gallischen (mit Ausnahme von Ninies) 
uach der Conciliorum Galliae collectio der Mauriner.« Für die aus 
Mansi entnommeueu Texte hat der Herausgeber von den Vei besser- 
unt^en offenbarer Druckfehler, die Bruns in seinem Abdruck dem 
Mansi'schen Text angedeihen Hess, Gebrauch gemacht. Die Fälle, 
in welchen Bruns irrthumlich und durch Ungenauigkeit ?on Mansi 
abweicht, sind jedesmal notirt Andere Fehler, die Bruns nach 
Mansi wiederholt, wurden durch Zurückgreifen auf Hardouin emen- 
dirt. Fdr die griechischen Kanones wurde nicht das handschrift- 
liche Material von Pitra, sondern der alte Text der Concilien- 
sammlungen gewählt. Auch fttr die Ganones Apostolomm ist der 
alte Mansi'sche Text massgebend geblieben. Wo der Herausgeber 
aus triftigen Gründen von der gewählten Vorlage in einzelnen Les- 
arten abweicht, ist dies in den Anmerkungen bezeichnet. Die An- 
merkungen zur Textkritik verzeichnen ausserdem die wichtigeren 
Varianten anderer Ausgaben, soweit dieselben den Sinn moditiciren 
oder sonst bemerkenswerth sind. Was die Literatur angeht, so hat 
der Herausgeber von der älteren »das Wichtigste und von neueren 
womöglich alles Hemerkeiiswerthe angeführt.t Das Register soll 
keine i^usammenstellung alles Bemerkenswerthen aus dem Wortschatze 
sein; es soll auch kein allseitig erschöpfendes Sachregister sein, 
sondern nur eine Zusammenstellung der wichtigsten Stichworte, mit 
Hinweisung auf sachlich zusammengehdrige Stellen, welche das be- 
treffende Stichwort auch nicht aufweisen, so dass dasselbe allerdings 
als Sachregister wenigstens Aber alles theologisch, hbtorisch und 
kirchenrechtlieh Wichtige dienen kann.« 

Hiermit ist Ziel und Plan der Arbeit charakterisirt. 

Nachdem nun der Herausgeber in der Einleitung (S. VII — XXX) 
die Bedeutung von xavojv dargelegt, die ältesten Kanonensamm- 
lungen besprochen, sowie eine kurze hi^itorische Orientirung über die 
eiuzelaeu Syuoden gegeben, tolgt zuuüchsl der Wortlaut der apoäto- 
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lischen Kanones (S. 1 — 13). Hioran schliesst sich der Text der 
Kanones der Concilien von Elvira, Arles, Ancyra, Neocacsareu, 
Nicaea, Antiochia, Sardica, Laodicea, Gongra, Constantinopel, 
Ephesus, Chalcedon, Quiniseitam, Nicaea II. Danu kommen die 
drei Syaoden von Carthago, die spanischen Concilien von Saragom 
nnd Toledo* die gallischen ron Yalenee, Nfmes and Turin (S. 13 
—188). Der Abdruck der einielnen Texte, aber deren Ofite man 
indess anderer Aneicht sein kann, ist, abgesehen von einigen Druck- 
fehlern s. B. S. 188 apoetholia nnd 8. 184 apostolia (offenbar fttr 
epistolia s Uterae fbrmatae, synodicae; vgl. Conc. Sardie in fHigm. 
S. Hilarii p. 17, Conc. Türen. II. c, 6 etc.) korrekt und für semi- 
naristische üebungen durchaus zweckdienlich. Die Anmerkungen 
zur Textkritik (S. 189-20G) hatten wir lieber unter dem Texte 
selbst gesehen. Von besonderem VVerthe ist das Nameu- und Sach- 
register (S. 207—228). Die Ausstattung des Buches ist eine gute 
und der ir'reis desselben nicht zu hoch. 

Meiner. 

6. Die kath. Missionen (284 S., 4 M., Herder Freiburg) 
bespracfien 1895 Norwegen S. 135, Albanien S. 25 u. 154, 

jMsMien S. 72, 142, 164, 239 u. 264, Mittelamertfta S. 20 u. 98, 
Nord- S. 23, 49, 69, 76, 106^ 112. 122, 150, 162, 208 und 212, 
i»iilamerika S. 43, 70, 116 u. 279, China S. 12, 31, 38, 58, 80, 
87, 118, 218, 230 u. 247, Japan S. 85, 46, 108, 172, 198 u. 249, 
Korea S. 24 (und in deu »Jugendbeilagen«), S. 8, 22, 39 n. 258 das 
englische, S. 17, 63, 94 n. 166 das niederländisdle Indien, 8. 66, 
70, 188, 216, 235 u. 284 span. und portug. Colonien, englisch- 
afrikanisclie S. 18, 57, 66, 110, 123 u. 1(32, Transvaal S. 143 und 
106, Iranz. Afrika S. 1, 19, 49, 211 u. 267, den Congo S. 159, die 
afrik. Türkei S. 46, 156, 186 u. 261, da^regen die asiatische S. 22, 
28, 34, 73, 82, 99, 129, 194 u. 224. Dieses, im Anschlüsse an die 
Lijoner Wochenschrift des »Vereins der Glaubensverbreitung« vou 
A. Streber zu Freiburg herausgegebenen illustr. Monatsblatt sam- 
melte und lieferte ab 1895 (S. 284) für die Missionen aUer Zonen 
nnd Staaten. 42,238 cS. 

Strassburg i. E. F, GeigeL 

7. Castellari: ü dtr« eedo fietta sna eandiHane aUmUe, 144 ix., 
X. Sjn, 1893196^ Ümone Upogr. ed. Turin, 

Noch bevor die »Kirehen^isfdUdUec (Arch. f. E.-B. 68 S. 281), 
welche p. 624 bis 1648 reicht, abgeschlossen ist, liegen bereits drei 
Hefte der B^htsdogmaUk (parte II» o positiva) vor. Eingehendst 
nnd granditcbst sind behandelt der mit Lehrauftrag für Kircheu- 
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recht» an der k, Uaiversität in Turin betraute Privatdoc. C. p. 9 ff. 
die Rechtspersonen^ deren Unterdrückung der Staat p. 23 jetzt aucli 
ohne Mitwirkung der Kirche aasspricht, sodann die Rechtsfähigkeit 
der Jaden, Waldenser (S. 35 a. 42) und Griechen (p. 40), die For- 
redOe der kath. Kirche; insofern (p. 45) auch jetzt nar hdk, Haas- 
geistliche in Staatsanstalten and Gefängnisse besoldet werden, auch 
nar Katholiken in Kadettenschalen and staatlichen loserenten Aaf- 
nahme finden, sodann die, aoch den Übrigen Bekenntnissen mit za 
Gute kommende Freiheit der Geistlichen vom Geschworenendienste 
(p. 109), IjL'scli rankte Pläinll>arkeit ilires Einkommens (p. 73) und 
schwerere liestrafung der Beleidigungen, welclie gegen üeistliclie in 
Bozu^' auf den Dienst verübt werden (ital. Str.-ü.-i3.). Der beson- 
dere Gerichtsstand (p. 67) ist dagegen weggefallen. Zu den Standes- 
pflichten der Geistlichen gehört der Gemeindegottesdienst (p. 112) 
(p. 112) und p. 139) Amtstracht, Fernhalten vom Theater, Spiele, 
Wirthschattsbesuch (vgl. Arch. f. K.-R. 73 S. 446) , vom Handel 
and Gewerbe, auch der Jagd. Auch einen taus dem Stande« aus- 
getretenen dtemaliffen Geistlichen erachtet Italien p. 125 als unfähig 
zam Bürgermeister nnd Notare sowie zar bfirgerlichen Ehe p. 135, 
wiewohl letzteres nicht aber jedea Zweifel erhaben scheint (Oeigel, 
(Ital. St-K.-R. 38, Scadato dir» eccl« I p. 176, 2. Aofl.). 

Strassbarg i. E. F, Geigel. 

a Pfr. Delsor*8 Revue etdh. ä^Akace, jüM. 6 F. Butter Rix- 
heim, 12 Hefte zu je 80 S. in 8^ (Arch. f K.-R. 61 S. 367, 
64 S. 226, 65 S. löl, 67 S. 207 ff.) enthält 1896 p. 43-63 die 
franz. üebersetzung von Dr. Joder's »Zeugeneid«, sowie P. Ingold's 
Volksbischof Brendel in Strassburg p. 1031 Beziehungen Bossuet 
zum Jansenismns p. 1, 81, 174 etc., Riehl's Arbeiterversorgunpf am 
Allenberg (Moresnet), Erziehung, Freppel als Kanzelredner, Postina's 
Missionen in Korea (jetzt unter orthodoxem Einflüsse, p. 230 in 
Afrika), Dr. Burg's Montalembert, Beuchot's Verfolgung kathol. 
Geistlichen im Oberelsass 1701 — 1801, den kath. Leseverein (soci^t^ 
bibliographiqae) and dessen, aach den Angehörigen des Reichslandes 
zagftngliche Versamnalong za Nanzig (Jani 1896) ond politische 
Aoseinandersetzangen. 

Strassbarg i. E. F. Oeigd, 

9. Digesto italiano (bisher 250 HefU mu je 12a8.md2 L, 
1890196, Uniene üpogr, ed. Turin). 

Dies grossartige Kechtslexikon nach Art der Pandectes beiges 

und Dalloz' Ree. möth. & alphab. de legislation enthält u. a. des 
Prof. Ciutuguola »Abaziac (nullius), »Arcivescovo« und »Aggrega- 
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zioni religiöse« , (lerra's »appello per abuso« , Saredo's »acqiiisti dei 
corpi morali« (Geigel, ital. St.-K.-H. GO u. 66, A, 1), Bianchi's 
»disposizioni a iavore 'lell' animat (Ggl 72), Olnio's »asse ecclesia- 
stico« u. Beaetiz vucaiili« (Ggl 54 u. 74)« Eusebio's »beiii ecclesia- 
stici«, Pellecehiu »ease maoaBtiebec a. »confermazione canoDica«, 
G. Gassani's »capitoli dei canonici u. cappellaniac, Qaudenzi'a »cam- 
panac (Qgl50a. 109), Contuzzi's »concilioi, Lesso&a's tconfessione«, 
Olivi's »concistorot, Orlando's >concordato< , Carpegna's »dataria«, 
Salvioli's »decime und seminariac, Scevola's »fabbriceria« , Campo- 
grando's »festec und (vgl. Arcii. f. K.-K. 66 S. 4(^9 u. 68 S. 199) 
tseparazione personale«, Bizarini's »segreto professionale« (Arch. für 
K.-R. 75 S. 348), endlich Prof. Scaduto's »sacro coliegio dei car- 
dinali«, >sta sede« (Arch. 1. K.-U. 62 S. 200) u. »diritti di stolac 
(Ggl 139). Alte Abhandlungen verwerthen stets auch die jüngste 
Bechtaprechuog und Literatur. — Soeben erörterten Prof. Seaduth 
in VI 08 der Riv. d. dir^ ecd* die auf sicilianische Urkunden von 
1177 zurückreichenden Zehnten »quinti decimali« und in XI 31 de.s 
Dir^ e Giurisprudenza die ünangreifharkeit der ?nyvLitisrhfifrl (vjxl. 
Calisse's dir« eccl^, 1893, harbera Florenz p. 49, Castellari's dir^» 
eccl«, 1804, Unione tipogr. ed. Turin p. 81, ital. Civ.-Proz.-O. 592 
und deutsche 749'!) ferner Prof. linffini im Filangiun XXI n. 2 
(8 Seiten) unter Bezug auf die Preisaufgabe (Cassani's ?) in d. Gaz. 
ufficiale r. 23 1 1896 »die Beaiehnnffen zwischen Staat und Kirche 
in Italien, wie sie jetzt zum NatMkeUe beider sind und künftig zum 
beiderseitigen VariheUe (vgl Arch. f. K.-K. 64 S. 230, 68 S. 188) 
zu ändern wären.« — Das Jahresreichniss des Kultusfonds an die 
Staatskasse wurde 1892 auf 3, 1893 auf S'/a und 1894 auf 4 Mil- 
lion L. erhöht, so dass die Pfarrg.diiiltor immer noch nicht über 
800 L. hinaus erhöht sind, zudem der Kultusfonds unter der Er- 
höhung der Steuerabzugs der Staatsrente (»Perseveranza« vom 1. 
IV 96) arg mitleiden rauss. — Cantu, cittadino & letterato (74 p., 
1895, Un. tip.-ed.), f vgl. Archivinspektor zu Mailand, wirkte gleich- 
zeitig fBr Kirche und Vaterland ^ seine »ereticic sind p. 19 weder 
polemisch, noch apologetisch. — In der Giurisprudenza it* (jährlich 
1600 p. , 35 L., ün. tip.-ed. Turin) behandelt T89ti Staatsanw. de 
Notaristefant die bereits durch Nov. 15:J verbotene Kinder- 
ausset^uftg (64 p., »deposizione d'infanti, ital. Cod. peji. 362, franz. 
345 u. 352). Zu Paris bestand p. 13 schon 1363 ein Waisenhaus; 
aber erst auf Betreiben des hl. Vincene v. Paula gestattete demselben 
1670 Ludwig XIV. die Aufnahme ausgeseifter Kinder (Dok. 29 XI 
1790 u. 19 I 1811). Zu diesem Zweck stiftete die Königin Sancia 
zu Neapd ein Waisenhans 1348 bei der Annnnziatenkirche (p. 18); 
schon im 15. Jahrh. lag vor mancher Kirche eine Marmorschaale 
zur Bergung fon Findäkindern (vgl. »Die kath. Missionen« 1896 
S. 99). 

Strassburg i. B. F. Geisel, 
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XUL 

Das feierliche Keuschheitsgelübde der gottgeweihten Jung- 
frauen in der alten Kirche. 

Forta. and fikUut. (VgL Aieb. 8. 88-104; 8. 187—211). 
Von Spiritual Faul Weckesier in St Pettr. 

4. KapHel. 

Das feierliche KeusQhheiisgelübde der gottgeweihUn Jungfrauen in 

der aUifaUi8chen Kirche» 

§. 11. Die Synode eu Valenee ß, J. 374) ^). 

I. Im Jahre 314 fand zu Arles eine Generalsynode der abend- 
ländischen Kirche statt*). Auf derselben wurden manche Punkte 
der Disciplin gesetzlich geordnet. Bisweilen ist dabei ein Anscblasa 
an die Bestimmungen der Synode von Elvira nicht m verkennen. 
Eine Verfügung jedoch über die gottgeweihten Jungfrauen, wie sie 
dort getroffen wurde, sahen die Väter hier nicht vor. Man darf 
daraus schliessen, dass das Bedarfois für einen solchen Kanon nicht 
vorlag, sei es dass Unordnungen von selten der Nonnen sehr selten 
vorkamen, oder dass die althergebrachte Disciplin, weil einhellig be- 
folgt, nach dem Ontdflnken der Synode nicht nenerdings eingeschärft 
in werden brauchte. 

II. Erst die Synode zu Yalence») sprach sieb darüber aus, 
was mit gottgeweihten Jungfrauen geschehen solle, falls sie sich ver- 
heiraten. Es ist bezeichnend für den damaligen Stand der Disciplin 
in Gallien, dass man nicht wie in Spanien eine Bestimmung für die 
virgines velatae traf, sondern für die uondum velatae. Bezüglich der 
ersteren hielt man es gar nicht für nöthig, anf die Disciplin hinzu- 
weisen, da man sich mit dem ganzen Abendland in Uebereinstim- 
mung befand. Für die letzteren lag die Sache anders. Da sie nur 
durch ein privates Qelübde sich zur Ehelosigkeit verpflichteten, 
legte man ihnen im Uebertretungsfalle wohl nicht allgemein eine 
Öffentliche Bosse auf. Mit Bücksicht darauf jedoch, dass auch diese 
Klasse von Jungfrauen — wenigstens um jene Zeit — ihr Gelübde 
durch eine besondere Kleidung Öffentlich doknmentirte, konnte ein 
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A.bfall voo ihrem Vorhaben sich nicht ohne Aergerniss vollziehen. 
Dieser Umstand verlangte eine Öffentliche Sühne. Eine solche schreibt 
Kanon 2 vor, ohne ihre Daner näher zn bestimoien. Br lautet: 
»De pnellis vero, qnae se Deo vovernnt, si ad terrenas nuptias 
sponte transierinty id cnstodiendam esse decrevimns, ot poenitentia 
bis nee statim detur; et enm data fnerit« nisi plane satisfeeerint 
Deo, in quantnm ratio poposeeritf earamdem eommanio differatnr.c 

1) Es dürfte nicht selten vorgekommen sein, dass Jangfranen, 
welche sich Gott verlobt, d h. gelobt hatten, die Jungfräulichkeit zu 
bewahren und seiner Zeit den Schleier zu nehmen, früher oder später 
bei gegebener Gelegenheit ihre Absicht änderten und über ihr Ge- 
lübde hinweg in den Ehestand traten. Diesem Vorgehen will die 
Synode durch Festsetzung einer öffentlichen Busse einen Riegel vor- 
schieben. Wenn eine Jangfrau, anstatt ihrem Versprechen gemäss 
snr Hochzeit mit dem unsterblichen Bräutigam zu schreiten , frei- 
willig zu einer irdischen Hochzeit übergeht, so soll ihr diese Treu- 
losigkeit nicht ungestraft hingehen. Sie soll nicht einmal gleich sur 
Busse zugelassen werden. Hat sie dieselbe angetreten, so muss ihr 
die Kommunion vorenthalten werden, bis sie eine den VerfaftUnissen 
entsprechende Busse geleistet hat 

War das Aergerniss gross, so forderte es auch eine strenge 
Sfthno. Hatte sich die Jungfrau, ohne ihren Beruf strenge zu prü- 
fen, diesem Stande zugewandt und denselben bald wieder verlassen, 
war ihre Busse auch mässiger. Das durfte der Sinn der Worte sein: 
io qaantum ratio poposcerit. 

2) Ist es aber auch sicher, dass diese Vertugung nur für vir- 
gines nondum velatae gegeben wurde? 

a. Dafür spricht der Umstand, dass des Schleiers nicht ge- 
dacht ist, der nicht hätte unerwähnt bleiben können, wenn diese 
Bestimmung auch für die virgines velatae, also für beide Klassen, 
hfttte Geltung haben sollen. 

b. Der Ausdruck : quae se Deo vovernnt, si ad terrenas nuptias 
transiorint, Iflsst durchblicken, dass die Ordnung von diesen Jung- 
frauen verlangt hfttte, ut ad ^pMmilea nuptias irent Die Ver- 
schleierung hatte also bei ihnen noch nicht stattgefunden; es sind 
virgines nondum velatae. 

c. Die bald darauf an die Bischöfe Qalliens gelangte päpst- 
liche Weisung^), wie es mit dieser Klasse von Gelobenden zu halten 
sei, stimmt mit der hier gegebenen Verfügung überein. »Habent 
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taiDOD poenitentiae agendae locam, cito non habeot Teiiiain,c sagt 
Ton ihnoQ Sirioiiu. Weno dieser Kanon, wie bemerkt, znni ersten 
Mal die öffentliebe Bnsse fftr solche Abtrännige gemeinsam regelte 
— dafür spricht auch die Fassung: id custodiendura esse decrevi- 
mus — so war gerade dieser Synodalbeschluss mit Veranlassung, 
diesen Punict der Disciplin der Begutachtung des Papstes vorzu- 
legen, der iu seiner liückantwort dieses Verfahren durchaus billigte. 

Die Neuheit der Sache dürfte ara besten erklären, warum bald 
darauf Innocenz l. dem Bischof Victricius von Rouen nochmals über 
denselben Gegenstand Auskunft ertheilen musste. Für nns ist sein 
Schreiben insofern von Interesse, als es dieselbe Disciplin nar in an- 
derer Form vorschreibt (Virginibns nondnm relatis, st forte nnpserint) 
»bis agenda aliquante tempore poenitentia esti).c Beide Päpste 
fftgen aber der VoUständigkeit wegen und nm jedes Missverstind- 
niss jsü Terhntea auch bei, wie nrgines velatae unter denselben Um- 
ständen behandelt werden roflssen. 

d. Da zum ▼ornberein wahrscbeinHoh ist, dass Gallien bezüg- 
lich der virgines velatae dieselbe Disciplin werde befolgt haben, wie 
das übrige Abendland, so raüsste das Gegentheil durch die Passung 
des Kanon ausdrücklich verlangt sein, wenn es als möglich in Be- 
tracht kommen sollte. Gerade das Gegentheil ist aber der Fall. Es 
heisst darum nur dem Texte sowohl als allen sonstigen Umständen 
Rechnung tragen, wenn wir Kanon 2 mit Beschränkung auf die 
virgines nondum velatae auslegen. 

Damit ist der scheinbare Widerspruch dieses Kanon mit ähn- 
lichen aus derselben Zeit, die in unserer bisherigen Darstellung zur 
Sprache gekommen sind, gehoben und wenigstens das negative Re- 
sultat gewonnen, dass keine Kanonen gallischer Synoden aus den 
ersten vier Jahrhunderten vorliegen, — noch andere Nachrichten — 
die KU dem Schlosse berecbtigten, Gallien habe von Anfang an eine 
andere Disciplin befolgt, als seine Nachbarländer Italien und Spanien. 

IM. Die Sywde ju Oransie (im J. Ul)*). 

Durch die Dekrete der Päpste Siricius und Innocenz I. war 
die Disciplin für Gallien geregelt, bezw. die hergebrachte autorisirt. 
In nicht misszuverstehenden Worten war darin ausgesprochen, dass 
eventuelle Ehen der virgines nondum velatae i,nltig aber unerlaubt, 
diejenigen der virgines velatae ungiltig seien; mit andern Worten, 
dass erstere einfache, letstere feierliche Qelöbde hätten. Bs dauerte 

1) TtrgL oben 8. 99. — 2) H. L 1783. 
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etwa ein halbes Jahrhundert, bis man es für nöthig hielt, die be- 
stehende Disciplin durch einen neuen Kanon zu bestätigen. Dies ge- 
schah aul der Synode zu Orange im Jahre 441. Veranlassung dazu 
gab die neue Regelung der Disciplin bezüglich der Witiwen, die ein 
Kenechheitsgelfibde ablegten und sieb doch spftter wieder fer- 
heiratheten >). Bisher hatte man denselben keine öffentliche Bosse 
auferlegt, weil man ihr Gelflbde als privates vor dem Forum des 
Öffentlichen Rechts ignorirte. Den heiligen Schleier und die Kon- 
sekration, wie sie den erprobten Jungfrauen zu Theil wurden, konnten 
Wittwen ohnebin nicht empfangen Um nun auch dem Qetfibde 
der Wittwen eine grössere Auszeichnung und Festigkeit zu verleihen, 
erfand man eine der Konsekration der Jungfrauen analoge Feier. 
Der Bischof legte den erprobten Kandidatinnen aus dem VVittwen- 
stande in feierlicher Weise das Ordenskleid an und nahm ihre Pro- 
fess entgegen. Dadurch hörte ein solches Gelübde auf, ein privates 
zu sein; es wurde analog der feierlichen Profess der Jungfrauen nun 
als öffentliches und feierliches im eigentlichen Sinne behandelt. Wie 
weit diese Sitte in Uebung war, Wittwen auf die genannte Art zur 
Profess zuzulassen, l&sst sich nicht ermitteln. In der römischen 
Kirche ist davon nm jene Zeit noch nichts wahrsnnehmen *). 

Offenbar wegen des engen Znsammenhaags der Materie er- 
klftrten die Vftter im folgenden Kanon ^): »In ntroque sexn desertores 
professae castitatis praevaricatores habendi, et his omnibus per poeiii- 
tentiaib legitimam consulendnm.c Es darf nicht aufbllen, dass von 
Ordensleuten beiderlei Geschlechtes im selben Kanon die Rede ist, 
Schoo Papst Siricius bat in seinem Schreiben an den Bischof Himerins 
von Tarragona für die Mönche, die Profess gemacht, so gut wie tür 
die Nonnen die Ehe untersagt und zwar ganz im selben Sinne. So 
auch hier. Bei desertores könnte man an solche denken, die ihren 
bisherigen Stand verlassen und, falls sie vorher im Kloster lebten, 
in die Welt zurückkehren oder, wenn sie bei der Profess im Eltern- 
haus verblieben waren, ihr Ordenskleid ablegten und so ihren Stand 
verleugneten; allein ein Vergleich mit dem vorausgehenden Kanon 
zeigt, dass es sich zunächst und besonders um jene ungetreuen Or- 
densleute bandelt, die sich su verheirathen trachten. FQr sie soll 
die alte Disciplin in Erinnerung gebracht sein. Wahrend sich die 
Sjnode bei Abfassung von Kanon 27 bewusst ist, etwas Neues ge* 
setilieh zu bestimmen, weshalb genau angegeben wird, wem diese 
Jfassregel gelte, und was von jenen Eben zu halten sei, bemerkt sie 

1) 1. c. CSD. 27. — 2) Vergl. oben ä. 197, A. 2. — 3) Vergl. oben ä. 190. 
— 4) 1. c. cau. 28. 
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von den Mönchen und Nonnen nnr kurz, dass die poenitentia legi- 
tima in Geltung bleibe. Das weist aaf eine feste, eingelebte Bis- 
eiplio hin, die nur in den {Apstlichen Dekreten ihre sehriftliclie 
Grandlage haben konnte, da gallische Ifynoden sich darflber bisher 
nicht ausgesprochen hatten. 

Bezüglich unserer Hauptfrage ist deshalb dieser Kanon nicht 
nur ein Beleg dafür, dass um die l^itie des 5. Jahrhunderts in der 
gallischen Kirche die römische Disciplin in üebung war, sondern wir 
erkennen daraus zugleich, dass sich dieselbe längst eingelebt hatte. 
Da nun Zeugnisse, die das Gegentheil vermuthen lassen , nicht vor- 
liegen, so gehen wir sicher nicht fehl, wenn wir annehmen, dass 
auch die altgallische Kirche ebenso, wie die spanische und afrikanische, 
von jeher die römische Kirche sich in Behandlung der Keuschheits- 
gel&bde ungetreuer gottgeweihter Jungfrauen zum Muster genom- 
men, eine Tliatsarhe, die mit Bäcksicht auf den Ursprung und die 
Lage der gallischen Kirche kaum anders hätte sein können, so dass 
?on Anfang an im ganien Abendland« ein und dieselbe Disciplin 
eingehalten wurde und zwar eine solche, die ganz offenbar an! der 
rechtlichen Voraussetzung basirte, dass das Kenschheitsgelfibde der 
rirgines velatae ein trennendes Bhehindemiss infolfire, also nach 
unserer Ansdmcksweise ein feierliches sei. 

S- IS. Die 2. Synode mt Afies (im J. 443 oder 45Ji)^), 

Zur Zeit der Regierang des Papstes Leo I. hielt es Bischof 
RusticuR von Narbonne für angezeigt, beim h. Stuhle unter anderro 
auch anzufragen, wie es mit den gottgeweihten Jungfrauen zu halten 
sei, die, ohne die Konsekration empfangen zn haben, eine Zeit lang 
das Ordeoskleid getragen und dann sich verheirathet hätten. Der 
Papst erklftrte*): Wenn eine solche Jungfrau freiwillig ein >propo- 
situm virginitatisc gemacht und durch nachfolgende Heirath ge- 
brochen, so ist das praevaricatio, crimen magnum und darf nicht 
ungestraft bleiben, d. h. muss durch Öffentliche Busse gesAhnt wer» 
den. Diese Anfrage und Antwort, welche uro das Jahr 458 erfolgte, 
dürfte in Beziehung stehen zu Kanon 52 der 2. Synode zn Arles. 
Sei es dass der Bischof von Narbonne sich in Person betheiligte, 
sei es dass er nachträglich von den Beschlüssen der Synode Ein- 
sicht nahm, auf alle Fälle gelancfte er zur Kenntniss derselben. Er 
fand es für gut, mehrere hier bereits entschiedene Fragen dem 
Papste zu unterbreiten, wohl nicht aus Unzufriedenheit, sondern um 

1) H. IL 772. - 2) VergL oben S. 190. 
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sich auch von dieser Seit« Belebrnnpr zu verschafTen. So auch in 
Betreff der Kanon 52 gemassregolten Jungfrauen. Die Yftter hatten 
da Mgesetzt: »De pnellis, qnae se Tovenint Deo, efc praeclari de- 
cora nonuBii floniernnt, si poat Tiginti et qninqne annos aetatis ad 
terrenae nuptias sponte transierint, id eastodiendnm esw decrevimns, 
at cum his, enm qaibna bo alligaTerint, oommnnione priventnr, ita 
nt eis poatnlantibns poenitentia non negetnr; enins poenitentiae com- 
ttnnio mnlto tempore differatnr.« 

1) Die disciplinarische Behandlung dieser Jungfrauen mochte 
in sofern Schwierigkeiten haben, als die Kirche das Gelübde der- 
selben nicht entgegen nahm , so dass es mehr per accidens durch 
die Kleidung, welche sich diese Ordenskandidatiii nen anlegten, zu 
Tage trat. Jedenfalls betrachtete man die erste Zeit als blossen 
Versuch , so dass diejenigen , welche das Nonnenkleid bald wieder 
ablegten und in den Ehestand traten, sich privatim mit ihrem Ge- 
wisspn zurechtfinden mussten. Papst Leo I. erklärte nar jene für 
öffentlich strafbar, die »aliqnamdia« in ihrem Vorhaben verharrten 
nnd dann abfielen. Unsere Synode gibt ein bestimmtes Alter an, 
verlangt von jenen eine Öffentliche Bosse, die nach dem 25. Lebens- 
jahr einen Rflcktritt in den Ehestand wagen. Das wftre allerdings 
eine lange Yersachszeit, wenn wir bedenken, dass die Jungfrauen 
schon mit dem 12. Jahre ihr propositom ablegen konnten. Allein 
letzteres wird ja nicht die Regel, sondern der frflbeste Termin für 
diesen Schritt gewesen sein ; die meisten haben ohne Zweifel erst im 
reiferen Alter ihre Standeswalil getroffen. Nach einer Bestimmung 
der Synode von Hippo vom Jahre 393 sollten die gottgeweihten 
Jungfrauen nicht vor dem 25. Lebensjahr den heiligen Schleier er- 
halten. Ob diese Praxis auch sonst im Abendlande um jene Zeit 
eingehalten wurde, ist nicht überliefert. Unser Kanon lässt ver- 
mathen, dass dies für Gallien der Fall war. Natärlicb wurde die 
Konsekration keiner Jungfrau aufgedrängt, sondern es war ihre Sache, 
darum nachzusuchen nnd, wenn der Bischof sie für würdig hielt, 
sich zur Profess zu stellen. Jene nun, die nach dem 25. Leben^ahr 
freiwillig in den Ehestand traten statt in den Ordensstand, sollten 
nach Beschlnss der Synode diesen ärgerlichen Schritt durch öffent- 
liche, nicht geringe Busse sühnen. Dieser Kanon erlangte um so 
grössere Bedeutung in der Folgezeit, weil Leo I. verordnete, die 
Jungfrauen dürften erst mit dem 40. Lebensjahr den heiligen Schleier 
empfangen. In Spauieu bestand diese Praxis schon längst; io Gal- 

1) Yergl. oben S. 91. 
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lien kam sie durch diese päpstliche Verfugung in Aufnahme und 
wurde am Ende des Jahrbuaderts auf der Synode zu Agde^) als be- 
atobendes Recht erklärt. 

2) Da diese Jungfrauen mit ihren Ehemännern auf ihre Bitten 
znr Basse zugelassen werden, ohne dass Aufhebung der Lebensge- 
meinschaft verlangt wird, so kann die Giitigkeit ihrer VerbiDdaogen 
keioem Zweifel anterliegen. « Die Worte : ut eis postulantibns poeni- 
tenti« non negetar sind nar eine Umsehreibiing ffir die BeBÜmmiuig 
des Papstes Siridos, der vod diesen Jangfiranen sagt: »Habent ta- 
rnen poenttentiae agendae locnmc ; ebenso das folgende: coins poeni- 
tentiae commonio mnlto tempore differatnr gibt die Worte desselbm 
päpstlichen Dekretes wieder: ctto non habent ▼eniam. Diese Tdllige 
Uebereiustimmung der Disciplin ist Beweis genug dafür, dass in 
unserin Kanou nur von jenen Jungfrauen die Rede ist , die in dem 
päpstlichen Dekret ausdrucklich als virgines sacrae notidum velatae 
angeführt sind. Dasselbe beweist die Fassung des Kanon im übrigen, 
da sie sich enge an die vorhin besprochene Verfügung der Synode 
zu Valence anscbliesst Was dort unter 2 a, b und d gesagt ist, 
gilt auch hier. 

3) Es darf nicht befremden, dass diesem Kanon nicht ein an- 
derer beigefügt ist, der die Disciplin für die virgines ?elatae ordnet 
Denn in dieser Hinsicht bestanden keine Schwankungen mehr; da 
bestand eine allgemein anerkannte, festeing^ebte Norm. Aneh 
Bischof Rustikns ?on Narbonne hat sich nur ffir die rirgines nondnm 
Telatae Auskunft in Rom erbeten. Und die kurz sn?or gefeierte 
Synode zu Orange hat nur nebenbei >) erwfthnt, dass sieh die deser^ 
tores profsssae castitatis der poena UgUma behoft Wiederaufnahme 
in die ?0l1ige Gemeinschaft der Glftnbigen xu unterziehen hfttten. 
Es lag also für einen solchen Kanon kein Bedfirfniss vor. Was übri- 
gens die Väter für eine Ansicht von der Bestrafung jener Unge- 
treuen hatten, die nach abgelegter Ordensprofess sich wieder laisirten, 
haben sie in Kanon 25 ausgesprochen*). 

14. DU Synode wm Angen (im J, 463)*), 

In Kanon 4, 5 und 6 verhängt die Synode die Exkommuni- 
kation als Strafe für verschiedene Verbrechen, z. B. für ehebrecherische 

1) Cone. Agath. (a. 506)» etn. 19. (H. IL 1000). - 8) Vgl oben 8. 884. 

8) Kanon 26: >Hi qd post lanetaiD reUgionis profatdonea apoetatant, 
et ad saecnlmn redeant» et poatmodam poeniteDtiain non reqninint» •ine poeni- 
tentia eommanionem penitot non aecipiant ... Et qniemqno ille, post poeni» 
tentiaro habitnm saecalarem non praenuBat} qnod li pnMnmpMiit, ab oödaaia 
alienas habeatar.« — 4) U. U. 777. 
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Verhältnisse, fSr Gelübdebruch der Pönitentiarier. Im Zusammen- 
hang mit dem letzteren Vergehen ist auch der Nonnen gedacht, die 
durch eigene Schuld die Jungfräulichkeit verlieren *). »Quae forma 
etiam circa eas, quae de virginitate sanctimoniali crimiae proprio 
deciderunt, statuto rigore permaneat.« 

Qoae forma ist gesagt mit Bezug auf Kanon 4, wo e» am 
Schlüsse beisst: »• . . . non solnm a o^mmoDioDe babeaotur alieni, 
sed nee conyivioram quidem admittantar eise participes.« Diese 
strenge Exkommunikation för sich geDommeD niid die Zasammen- 
steUnng dee Vergehens der Nonnen mit udern offenbar recbtswidri- 
gen Verbindungen beweist Tollkommen die Ungiltigkett ihrer etwa 
eittgoguigenen Eben. Letitere sind nftmlich in erster Linie in dem 
crimen propriam eingeschlossen. Anf Gmnd unserer bisher gewon- 
nenen Besnltate mfissen wir Annehmen, dass diese Bestimmnng onr 
für nngetreoe JV^/rasschwestern berechnet war. Sie ist auch mehr 
eine gelegentliche Erinnerung au die besteheude Disciplin. Die Be- 
strafung des Gelübdebruches der Pönitentiarier, welche der Kanon 
im ersten Theil ausspricht, führte wie von selbst darauf, auch des 
Gelübdebruches der Nonnen zu gedenken, um so mehr als letzterer 
ganz in derselben Weise geahndet wurde. Uebrigens hat es die 
Synode selbst ausgesprochen, dass hier nor das alte, bekannte, ein- 
gelebte Recht eingeschärft werden solle, indem es von der ange- 
drohten Strafe heisst: statuto rigore permaneat. Diese Disciplin ist 
also etwas bereits Statuirtes — früher durch die p&pstlichen Dekrete, 
jetat auch noch durch das allgemeine Goncil von Ghaleedon (im 
J. 451)*). — Dieser hergebrachte, allgemein giltige Bechtsstand 
soll auch fernerhin in Geltung bleiben. 

g. 15. Die Bynode su Iburs (im J. 461) >) und jene mu Vennes 

(m J, 4ßö) «). 

I. Am Feste des hl. Martions des Jahres 461 hatton sich 
neun benachbarte Bischdfe, auch aus anderen Provinxen, zu Tours 
eingefbndop, nod mit diesen hielt Erzbischof Perpetuos von Tours 
eine Synode, welche 18 Kanonen aufteilte, respektive ältere Ver* 
Ordnungen erneuerte. Kanon 6 beschäftigt sich unter anderm auch 
mit uDsern Jungfrauen. >Qui vero se sacris virginibus per coniunc- 
tionem nefandara miscuerint, vel propositum professae religionis de- 
reliquerint, utrique a communione habeantur alieni; quia si quia 
teraplura Dei violaverit, disperdet illum Dens: donec resipiscentes a 
laqueis diaboli, a quo capti teneutur ad ipsius voluutatem, ad 

1) Kanon. 5. — 2) Vgl. unten S. 347. — 8) a Q. 7M. — 4) H. IL 795. 
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aaxiliam poemtentiae rerrerUntar.« Erst in zweiter Linie wird hier 
der gottgeweihten Jangflraaen gedacht. ZnniehBt werden jene mit 
Exlrommnnik&tiott bedroht, welche Professechwestem heirathen; dann 
anch diese seihst. Offenbar nnriehtig trftgt Hefele ein gans fimndes 
Moment in den Kanon hinein, wenn er den zweiten Tbeil des Satses, 
der den Kreis der zu strafenden Personeu angibt, von Mönchen ver- 
steht *). Dieses Glied bezieht sich auf eben diese ungetreuen Non- 
nen. Nur sö hat die Begründung: si quis etc. ihre volle Berechtig- 
ung, ütrique d. h. beide vermeintlichen Eheleute, die Verführer 
wie die Nonnen, sind exkomniunicirt. Mit: donec resipiscentes a 
laqueis diaboU kann nar die Bedingung ausgesprochen sein sollen, 
dass sie sich wieder trennen, ihre coniunctio tnefaoda« wieder auf- 
beben niässen. Letzterer Ausdruck ist allein schon Beweis genug 
fOr die Ungiltigl^eit solcher Verbindnngen. Dass es sich bei dieser 
I>isciplin nnr um Yirgines velatae oder professae handelt, ist im 
Kanon selbst angegeben. Veranlassung, dieselbe in Erinnerung an 
bringen, war die Bestrafung der Verffibrer, und es gilt deshalb auch 
Ton diesem Kanon, was bereits von den fthnlichen der Synoden sn 
Orange und Angers bemerkt worden ist. 

II. Einige Jahre spater hielt derselbe Erzbischof Perpetuus 
von Tours gelegentlich der Ordination eines neuen Bischofs eine 
tsynode zu Vennes in der Breiac^ne. Hier wurde Kanon 6 der Synode 
zu Tours inhaltlich wiederholt, aber eine neue Form gewählt. 
Kanon 4 heisst nämlich: »Eas etiam, quae virginitatem professae et 
benedictionem fuerint per manus impositionem sub contestatiooe huius 
propositi coDsecutae, si fuerint in adulterio deprehensae, cum adulteris 
ipearum arcendas a commnnione censemus.€ Recht klar ist hier an- 
gegeben , dass die vorgeschriebene Disciplin nur für virgines con- 
seeratae in Anwendung kommen solle. Dass bei adnlterium nicht 
nur an ein einmaliges Sündigen, sondern ganz besonders an ein 
dauerndes quasi*ebellcbes Verhftltniss zu denken ist, ergibt sich aus 
dem Vergleich mit Ähnlichen Bestimmungen, aus dem praktischen 
Bedürfniss gerade für solche Fälle und aus dem Umstände, dass die 
adulteri als öffentliche Sünder derselben Strafe unterworfen werden, 
was genanntes Verliültniss voraussetzt. 

(Jeher die rechtliche Bedeutung von adulter und adulterium 
haben wir uns oben ausgesprochen. Gerade dieser Kanon ist ein 
neuer Beweis für die Biobtigkeit unserer Anschauung; denn an den 



1) 1. c. Bd. 2. §. 211. - 2) Vgl. 0. 15 n. 
8) Vgl oben S. 95 und 102. 



Digitized by Google 



830 Weekuter^ Daa feierL KtutckheUtgel, d. gottge»» Jungfr. (2»— 5. J.). 

beiflen Thatsachen, dass hier nur virj^^ines velatae in Betracht koni- 
raeo und dass ihre eventuellen Khen unj:^iltif^' sind , kann vernünfti- 
gerweise nicht gerüttelt werden. Wenn nun die Väter ein solches 
Verhältniss adulterium neDnen« so gehen sie eben von der richtigen 
Ansicht aus, dass die virgo sacra velata nicht mehr frei and ledig, 
sondern an ihren bimrolischen Bräutigam rechtlich ebenso fest ge- 
bniiden ist darch ihr pactnm religiosom als eine Praa an ihren Maao 
durch den Ehekontrakt. So hat die Bedentimg dieser Bestimmuag 
ffir unsere Frage keine weitere Schwierigkeit. Sie wiederholt die 
bekannte Disciplin. 

g. 16, SüekUifk auf das gewonnene Mesultai. 

1) Alle bisher besprochenen päpstlichen Dekrete und Synodal- 
beschlüsse, die für die gallische Kirche in Betracht kommen, lassen 
sich in zwei Gruppen eintheilen. Sie verbieten entweder den gott- 
geweiliten Jungfrauen die Ehe mit der ausdrücklichen Bemerkung, 
dass ihnen im Uebertretuugsfalle die Möglichkeit, ohne Trennung 
ihres Verhältnisses Busse zu thun, nicht benommen sei, oder aber sie 
werden für diesen Schritt exkommunicirt und können zur Busse erst 
nach Aufliebung ihrer neuen Lebensgemeinschaft zugelassen werden. 
Wohl zu beachten ist, dass in der ersten Reibe nie vom heiligen 
Schleier und der Ronsekration oder Profess die Bede ist, sondern 
dass die Jungfrauen nur als solche gekennzeichnet werden, die sich 
Gott f erlobt; ja in den diesbezfiglichen pftpstlichen Dekreten, die 
für Gallien erlassen wurden, ist der Qmstand jeweils ansdrAcklich 
hervorgehoben, dass die Disciplin nur fftr virgines nandum ▼elatae 
Geltung habe. So herrscht also in diesem Punkte der Disciplin 
?Ollige Einheit Hat man solche Jungfrauen für ihren Gelfibdebrucb 
auch bestraft, so zeigt doch die Art der Bestrafung, dass man ihr 
Gelübde nicht als trennendes Ehehinderniss betrachtete; nach abge- 
leisteter Busse liess man diese Eheleute unbehelligt ihrem Stande 
leben. Dieselbe Einheit der Disciplin besteht auch für die Jung- 
frauen der andern Klasse. Sie werden als velatae, professae, con- 
secratae von den ersteren unterschieden. Ihre eventuellen Ehen wer- 
den in allen Bestimmungen in den verschiedenen damals ftblichen 
Formen als durchaus ungittige gekennzeichnet. 

2) Bei dieser Lage der Dinge ist es nicht nur möglich, son- 
dern leicht, ein sicheres Gesamroturtheil fiber das Keuschheitsge- 
Ifibde der gottgeweihten Jungfrauen in der altgallischen Kirche ab- 
sugeben* Die eigentlichen Ordensfrauen hatten von Anfong an feier- 
liche Qelabde; die übrigen, die sich erst für diesen Stand Torb«- 
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leiteten, einfache. Von einer proiessio tacita ist um diese Zeit noch 
nichts wahrzunehmen. 

3) Erst am Ende des Jahrhunderts erging von Bischot C&sarhu 
von Arles die Bitte an den römischen Stuhl , eine Ausdehnung der 
Qelfibdesolemnitftt erfolgen zu Isssen'). Die Antwort des Papstes 
Symmachus wurde die Grundlage m einer Weiterentwickdong der 
SoIemnitAt, wie sie auf gallischen und spanischen Synoden des foU 
genden Jahrhunderts zum Ausdruck kommt 

5. KapitAi. 

Das feierliche KeuschheiisgelÜbde der gotlgeweikten Jungfrauen in 

der allen irischen Kirche. 

27. Die erste SyiMde unter Batrieius (im J, 460) *). 

I. Der Apostel der irischen Kirche, der hl. Patricins, lebte vor 
seiner Missionstliätigkeit unter den IrlänJeni auf dem Kontinent, in 
Italien oder Gallien. Ebenso waren die ersten Bischöfe, die er in 
grosser Zahl auf die Insel hinülier verpflanzte, meist aus diesen Ge- 
bieten. Der Katalog der irischen Heiligen sagt von ihnen: »Zur 
Zeit des hl. Patricius waren alle Bischöfe berühmt und heilig und 
voll dos hl. Geistes, 350 an der Zahl, Grüuder von Kirchen . . . 
Sie waren alle Bischöfe, die von den Römern und Franken, Briten 
nnd Skoten abstammten ^).c Von seinen Genossen unterstütsti hatte 
der Heilige das Gluck , die ganze Insel für das Evangelium zu ge- 
winnen; ja seihst der Zudrang zu einem Leben höherer Vollkom- 
menheit war ausserordentlich gross. Patricius selbst bekennt, er 
habe viele Völker bekehrt und fiberall Kleriker bestellt; die Söhne 
der Skoten seien Mönche, die Königstöchter Christo geweihte Jung- 
frauen geworden in solcher Menge, dass er sie nicht aufzählen könne. 
Ünter solchen Umstünden war eine wohl geordnete Disciplin durch- 
aus noth wendig. Welcher Art dieselbe hinsichtlich unserer Jung- 
frauen gewesen sein wird , ist bei dem geschilderten Ursprung der 
irischen Kirche leicht zu vermuthen ; es kann , den Verhältnissen 
entsprechend, nur die römische und gallische, d. h. eben die abend- 
ländische gewesen sein. 

II. Was sich so zum vornherein als sehr wahrscheinlich 
herausstellt, ist auch historisch verbärgt. Patricius feierte nämlich 
mit seinen Saffraganbischofen zwischen dem Jahre 450 und 456 
zwei Synoden zur gesetzlichen Normirung der Disciplin in der iri- 

1) Vergl. oben S. 189. — 2) z. B. Conc. Aurel. III. (a. 538), can. 16, 
(U. U. 1426). — 3) U. L 1790. - 4j Vergl. Kircheulezikon, Art IrUnd. 
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sehen Kirche. Wie es bei dem grossen Zodrang zum klösterlichen 
Leben nicht anders zu erwarten war, wurde da auch die Frage er* 
Ortert, was mit jenen Nonnen geechehen solle, die es wagten, 
ihren Stand wieder sn.ferlassen ond sich in verheirathen. Die 
Vftter bestiinmten darüber >): »Virgo, qnae merit Deo, perniane(a)t 
easta, et (si) postea nnpserit camalem sponsnm, ezeommnnicationis 
ait, donec eon?ertatnr: si coniersa fberit, et dimiserit adnlter(i)aro, 
poenitentiam agat et poetea non in nna domo, nec in nna villa 
habitent« 

1) Dieser Kanon hat Aehnlicbkeit mit den zuletzt besprochenen 
der Synode zu Tours und Vennes. Wie dort wird auch hier über 
heirathende Nonnen die Exkommunikation verhängt. Doch wird ihneu 
die Möglichkeit gelassen, durch Busse in den Schooss der Kirche 
zurückzukehren. Sie bleiben ausgeschlossen : donec ad auxilium 
poenitentiae revertantar, beschliesseu die V&ter zu Tours, wofür es 
hier kurz heisst: donec convertatur. 

2) Die Bedingung der Zulassung zur Bosse legten die dortigen 
Bischöfe in den Worten nieder: donec resipifcmtea a laqueis diaboli 
revertantar. Wir haben oben dazu bemerkt, dass damit Anfhebong 
der Lebensgemeinschaft dieser ?ermeintlichen Eheleute gefordert ist; 
die irische Synode hat diesen Gedanken dentlicher ausgesprochen, 
idem sie bestimmt, die Nonne miiss zuerst den Verftthrer enüassm 
nnd dann Basse thnn. Der Zosatz , sie dürfe nachher mit dieser 
Person nicht in demselben Hause wohnen , erklärt sich aus der da- 
maligen Oepflogenbeit mancher Nonnen, nicht in ein Kloster zu 
treten, sondern auch nach der feierlichen Profe-:s in Privatwohnung 
zu verbleiben. Natürlich hätte unter soIcIwmi Unistiliulen das Zu- 
saranienwobnen mit dem früheren eomplex peccati unter einem Dache 
den Verdacht erwecken können, als sei die Bekehrung nicht aut- 
richtig gewesen, als würde das alte Verhältniss fortdauern^). Die 
Disciplin, die in diesem Kanon festgesetzt ist, enthält nichts Neues, 
ist ganz dieselbe, wie sie uns z. B. in dem Dekret des Papstes In- 
nocenz I. fiber die ungetreuen virgines velatae oder auf der Synode 
sn Elfira nnd Toledo nnd schon frflher im Briefe des hl. Qyprian 
an Poroponina begegnet ist 

3) In demselben Sinne wie die Vftter zu Vennes reden auch 
die irischen Bischöfe vom adulterinm solcher Nonnen, das als gftnz* 
lieh unrechtmässige Verbindung beseitigt sein mnss, ebe an Busse 
und Bekehrung gedacht werden kann. 

1) l. Sjnode, Kadod 17. 

2) Uebw die Tngweite dieter Ttmmg TgL oben S. 97 and S. 202 fi. 
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4) Alles das aprieht daAr, dass miaer Kanoo ffir solche nn- 
glflckliehen Nonnen dieselbe Disciplin voraehrmbt, wie sie um jene 
Zeit im ganien flbrigen Abendlande gebandhabt wurde, voraa^geseUt, 
dass es sich am Eben von eigentlichen Nonnen nnd nicht Kandi- 
datinnen dieses Standes handelte. 

5) Daraufhin ist der Schluss berechtigt, dass auch diese Be- 
stimmung nur für solche gottgeweihten Jungfrauen berechnet war, 
die bereits den heiligen Schleier emptangen hatten, wenn dies auch 
im Texte nicht ausdrücklich bemerkt, sondern nur durch den Aus- 
druck adulterium augedeutet ist. Uebrigens dürfte die Wahl des 
letzteren Wortes als voller Beweis gelten für die Thatsache, dass 
bei dieser Disciplin nur virgines velatae in Betracht kommen können, 
da dasselbe nachweisbar nur gebraucht ist fAr das Vergeben von 
Personen, die entweder die nnptiae bumanae oder apiritoales ?er- 
letzten« 

18, Schlussurtheil über die fragliche GelübdesolemnUät in der 
(Uten cU^endländischen Kirche, 

L Die Frage nach dem Alter der GelObdesolemnitit ist schon 
oft gestellt und verschiedentlich beantwortet worden. Bei dem an- 
geblichen Widersprach der Qaellen glaubten manche, die sich mit 
diesem Gegenstände befassten, nnr so viel bestätigen sn IrOnnen, 
dass die Disciplin in den verschiedenen christlichen Lftndern und zu 
verschiedenen Zeiten nicht einheitlich gehandhabt worden sei*); 
andere gelangten zu dem Resultate, dass die alte Kirche die Solem- 
nität der Gelübde überhaupt nicht gekannt iiabe'). Auf Grund unserer 
eingebenden Untersuchung müssen wir das letztere Ortbeil als falsch, 
das erstere als mangelhaft verwerfen und uns jenen anschliessen, 
welche der Gelübdesolemnität ein sehr hohes Alter beimessen, sie in 
die apostolische Zeit hinaufrücken. Die Schuld an den seh wanken- 
den und falschen Resultaten trägt der Mangel an genügender Unter- 
scheidung der verschiedenen Stande, die in der alten Kirche ein 
Kenschheit^iabde ablegten, sowie die nnberechtigte Uebertragung 
der Disciplm des einen Standes anf einen andern, als ob alle ge- 
lobenden Personen sich durch dieselbe Art von Gelübdon bitten 
nothwendiger W«se verpflichten mOsaen. Um diese Fehler zu ver- 
meiden, haben wir uns inm vornherein daranf beschrankt, die 8o- 
lemnitat eines Gelfibdes bei einem bestimmten Stande zu notersochen 
mit Ausschluss aller anderen gelobenden Personen oder anderen Ge- 



1) Vergl. oben S. 88 ff. — 2j Vergl. Dr. Schönen Art. 4. S. 272. 
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MbdeB derselben Penonen. Aef diflsem Wege gelangtea wir zo der 
Uebenengiing, dass die Frage nach dem Alter der OelflbdeBolemnifcSt 
nicht bloss mit einer gewissen Wahrscheinlichlreit, sondern mit Sicher- 
heit beantwortet werden kann, wenn anch mit Beschrftaknng aaf 
einen bestimmten Kreis ?od Qelflbden. Allein ist für diese die 3o- 
lemoität erwiesen, so ist damit die strittige Frage, ob die alte Kirche 
dieselbe überhaapt gekannt habe, endgiltig gelöst und zugleich durch 
Aufstellung der richtigen Erkenntnissprinzipien der Soleinnität der 
Weg geebnet für die weitere Untersuchung, welche Gelübde ausser 
den hier besprochenen sich desselben Vorzuges zu erfreuen hatten. 

II. Als Schlussurtheil für den ersten Abschnitt können wir nur 
wiederholen, was wir oben proleptisch angeführt: In der gaaxen 
abendländischen Kirche gab es von jeher gottgeweihte Jungfraaen 
mit eigentlich feierlichen Keuschht itsgelüijden. Sie bildeten einen 
besondem, hochangesehenen Stand. Der Eintritt in denselben ge- 
schah durch feierliche Profess. Der Empfang des heiligen Schleiers 
bei diesem Schritte war allgemein Abiich ; ebenso eine kirchliche 
Benediktion oder Konsekration. Nicht geringer mag die Zahl jener 
«weiten Klasse von gottgeweihten Jungfrauen gewesen sein, die 
sich auf diesen Stand Torbereiteten und durch ein einfaches Ge- 
IQbde, die Jungfrftulichkeit zn bewahren and im gesetzlichen Alter 
in den Orden zu treten, sich einstweilen in ihrera Vorhaben be- 
stärkten. Das Nonnenkleid ohne den heiligen Schleier war das 
Unterpfand ihrer Gottgeweihtheit, die nur privaten Cliarakter hatte, 
bis sie durch die kirchliche Konsekration zur öffentlichen , unwider- 
ruflichen erhoben wurde. In dieser Form erhielt sich das Ordens- 
leben der Nonnen in und ausser den KiOstern im Abendlande bis 
etwa um das Jahr 500. 

2. Abschnitt. 

Dos frierUehe KemekheUagdübde der gottgeweUUm Jungffmm im 

dar äUm inrieiUalkehm KMi», 

1. Kapitel. 

EknfÜknmg der Soiemmtäl für das Keuechheiisgelubde der gottge- 

weiMem JungframH. 

19. Die Synode zu Ancyra (im J. 314)*). 

Etwa um dieselbe Zeit, in welcher die Bischöfe der abend- 
UUidischen Kirche sich zu einer Generalsynode nach Arles begeben 

i) Y«igL oben 9. 3, IV. — 2) Hafel« L §. 16. 
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hatten, tagton die BisehOfe des Bf orgenlandeB x« Anejia, der Haupt- 
stadt Qalatiene. Unter den 25 Kanonen, die sie hier aafetellten, be- 
findet sich auch eine Bestimmnng, die unsere Frage berfihrt Sie 
setsten nftmlieh fest ^): ^Owt^ «opdevCov iicaxreXXöfMvot dtdetoSot 

1) Bei dieser Verfügung hatten die Väter Jünglinge und Jong- 
frauen im Auge, die Virgiiiität gelobten und ihr Gelübde dadurch 
brachen, dass siü in den Ehestand traten. Solche macheu sich nach 
Ansicht der Bischöfe einer Quasi-Bigamie schuldig; darum sollen 
sie auch die Strafe der bigami erstehen , nämlich , wie der hl. Ba- 
silius ') des Näheren erklärt, aat ein Jahr (von der Kommanioo) aus- 
geschlossen sein. 

2) Bei dieser Strafbestimmong ist zu beachten, dass um jene 
Zeit die bigamia snccessiva mit einer Kirchenbasse geahndet wurde. 
Das Bheband galt nicht nnr so lange es bestand als trennendes, 
sondern anch nach seiner Lösnag noch als verbietendes Bhehinder- 
ttiss. Die Ehen der Wittwer nnd Wittwen waren demnach oner- 
lanbt, wenn anch dnrchans giltige Verbindungen. 

8) Die Znsammenstellong der Personen, die TIrginität gelobten 
nnd dann heiratheten mit den Wittleuten, die denselben Schritt 
thateu, bringt die Anschauung der Väter deutlich zum Ausdruck, 
was sie von solche Verbindungen hielten. Sie sahen dieses Ge- 
lübde als verbieten les, aber nicht trennendes Ehehinderniss an. 

4) Soweit bat die Auslegung dieses Kanon keine Schwierigkeit. 
Doch lür welchen Kreis von weiblichen Personen — nur diese kom- 
mea tür uns in Betracht — sollte diese Bestimmung gelten? 

a. Dürften wir Uebereinstimmong der orientalischen mit der 
abendländischen Diseiplin voraussetzen , so wäre sofort klar, dass es 
sich nur um virgines nondum ?elatae, Ordenskandidatinnen, handeln 
könne, wie es der Kommentator Balsamen*) ferstanden wissen will, 
dem sich anch Van Bspen anschliesst Denn dass anch im Oriente 
die Jnngfranen erst in einem gewissen Alter oder nach einer ent- 
sprechenden Erprobung Profess gemacht, liegt in der Katar der 
Sache, wenn man es auch ?or den Tagen des hl. Basilins nicht so 
strenge nahm^). 

1) Kanon. 19. 

2) Basii. ad Arapiloch. Epist. 199 (can. Tl.), canon 18. (Migne XXXII. 718). 

5) Van Espen, Coroment. in canones, ad hunc canonem : Interim hic vera 
apparet nota Balsamonis, qaod hic debeamns intolligere TirgiDes non qoae mando 
nmnSÜKfW, et fitem mooMtlcam elegere, sed aHm qnasdam, cam Uieo babita 
ad Dema aooedentM sl firginitatem profitontei. 

4)BmILI.«. 
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Leider liegen bestimmte Nachrichten über diesen Paakt ans den 
enten drei Jahrhanderten nieht ? or. Alleio ans der BrUftmng, welche 
dar hl. Basilius^) Aber aasera Gegoasiaad gibt, kOanea wir acbUeaaen, 
dass die Kireha die GelAbde, darch welche Jeagfiraaea sieh sa 
einem gottgeweihten Leben Terpflichteten, nicht erBt in seiner 
Zeit Öffentlich entgegengenommen. Br gibt nicht an, wie weit 
dieser Braach zarflckreiche, aber er stellt die Profess als etwas 
Hergebrachtes dar, so dass wir bei dem Mangel an entgegen- 
gesetzten Nachrichten sie als mit dem Rath *) des Apostels zu- 
gleich gegebene Sache betrachten können. Freilich ist mit diesem 
Nachweis zur Lösung unserer Frage noch weni<,' gewonnen; denn 
au3 dem Vorhandensein zweier Klassen von gottgeweihteu Jung- 
frauen — virgines professae et nondum professae — folgt noch nicht, 
dass für jede derselben eine eigene Disciplin bestand, wie dies in der 
römischen Kirche der Fall war, und noch wenii^^er, dass die an- 
acheinend äbereinstimroende Disciplin für dieselbe Klasse von Jung- 
franea, wie in jeaer Kirche, berechnet war. Zudem ist der Test 
naseres Kaaon selbst einer Beechrftnlinng auf einen gewissen Kreis 
fon Gelflbden nicht gflnstig, da er aasdracklicb betont, alle soUea 
miter die Bestimmang fallea, die Virginität geloben und ihrem Ver- 
sprechen dnreh Heirath untren werden. Auf Gmnd dieser ganx all- 
gemein gehaltenen Passung mflssten wir anaehipen, dass alle gott- 
geweihten Jungfrauen, ob sie schon Profess gemacht hatten oder 
nicht, wofern nur ihr Gelübde sich öffentlich dokumentirte, falls sie 
heiratheten, der Busse der bigami sich unterziehen mussten. 

b. Mehr Licht als die kargen Textesworte des Kanon verbreitet 
über den in Frage stehenden Sachverhalt der Kommentar zu dem- 
selben aus der Feder des hl. Basilius^). Darnach ist kein Zweifel, 
dass die Väter bei ihrer Bestimmung ausschliesslich an virgines 
professae gedacht haben ; denn er beginnt seine Bemerknngen zu 
diesem Kanon mit den Worten : »Ilepl tcov Ixiceooua&v i:ap&lvo>v xm* 
xadofioXojijoofiivon' tiv Iv otftvÖTi^K ßtov Kupc^ ... Ks sind also 
Ptofessschwestem, eigentliche Qlieder des gottgeweihten Jnngfranen* 
Standes, nicht Kandidatinnen desselben, deren Untreue die Vftter be- 
straft wissen wollen. Bbendasselbe ergibt sich aus seiner ganien 
wetteren BrOrtemng. Die angesetite Basse scheint ihm an milde. 
Br bringt für diese Jungfrauen eine strengere Disciplin in Vorschlag ; 
sie müssen nicht den bigami gleicbgeachtet und bebaudelt werden, 

1) Basil. 1. e. 

2) Cfr. I. Corinth. 7; efr. 8uare9, L c lib. HL cap. III. n. Ii. 
d) ÜMil. 1. c. 
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falls sie heiraiheD, sondern ehebreeheiischen f nnenf d. h. sie mtaen 
anter allen Umst&nden ihre rechtswidrigen Verbindmigen wieder auf- 
geben. Er mahnt auch am Sehlasse geradem, bei der Znlassang 
snr Profess recht Torstehtig za sein. Da der Heilige das alles fon 
denselben Jungfrauen sagt, auf welche er auch die Bestimmung der 
Väter bezieht, so bleibt kein Zweifel mehr bestehen, dass die Synode 
zu Ancyra ihre Vorschrift für eigentliche Nonnen geben wollte, wo- 
bei die Art der Strafbestiramung klar erkennen lässt, dass sie im 
Gelübde dieser Jungfrauen kein trennendes Ehehinderniss erblickten, 
somit dasselbe trotz öftentlicher Profess als einfaches in unserm 
Sinne auffassten. 

5) Da der hl. Basilius jener Zeit, aus welcher unser Kanon 
stammt, so nahe stand, und die darin ausgesprochene Disciplin bis 
in seine Tage in Uebung blieb, so haben wir keinen Qrund, an der 
Bicbtigkeit seiner Auslegung zu zweifeln; wir mfisseo vielmehr an- 
ericennen, dass die morgenländische Kirdie hie in die Tage des ge- 
nannten Eirchenlehrera eine fon der abendlindisehen Praiis ab- 
weichende Disciplin befolgte und das Im Angesichte der Kirche ab- 
gelegte Keoschheitsgeläbde der Nonnen nur als einfaches acceptirte. 

6) Was man an anderweitiger Auslegung unseres Kanon ver» 
sucht hat, um die fragliehe Solemnität auch för die Kirche des 
Orients in die früheste Zeit hinauf rücken zu können, ist gänzlich 
verfehlt. 

a. So wenn Suarez*) folgenden schüchternen Versuch macht: 
Basilius wolle sagen, die Milde der Strafbestimtnung liege in der 
allzu kurzen Busszeit, wobei als Vorbedingung zur Ableistung der 
Busse nichtsdestoweniger in Anbetracht der Ungiltigkeit dieser Ver- 
bindungen absolute Trennung der Quasi- Elhelente vorausgehen müsse, 
so dass der Unterschied dieser Bestimmung und der fast gleich- 
seitigen der Synode zu Elvira nar in der Daner der Bnssseit be- 
stände, was fär unsere Hanptfirage unwesentlich wäre. Basilius habe 
also nicht erst darauf hinwirken wollen, dass solche Ehen in Zu- 
kunft als ungiltige behandelt wflrden, das sei auch vorher schon 
der FVül gewesen; er habe nur der grossen Wichtigkeit der Sache 
wegen auf starke Verschärfung der Strafe gedrungen. Wäre diese 
Deutung richtig, müssten wir selbstverständlich, dem Kirchen- 
vater in der ^Vuslegun^ folgend, annehmen, die Väter hätten die 
Trennung als etwas Bekanntes nicht ausdrücklich angeführt, sondern 
stillschweigend vorausgesetzt, wie dies in manchen spätem Kanonen 



1) Cfr. 1. c. lib. IX. cap. 21. n. 25. 
ArebiT fiir KirelMnreeht. LXXVl. 
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zweifelsohne gesclieben ist. Allein Basilius in dieser Weise omdeuten, 
beisst sein Zeugniss fälschen. Die Aeuderung, die er eingeführt wissen 
will, soll nach seineD eigenen Worten darin bestehen, dass die Ver* 
bindnngen der gottgeweihten Jnngfraaen nicht wie bisher den an- 
erlanbten der bigami, sondern den nngiltigen der Bhebrecherinnen 
gleichgestellt werden, so dass sie snr Busse erst tngelassen werden 
wie letztere, nftmlich nach Anfhebong ihres Verhftltnisses. Deut- 
licher hfttte er den Kern seiner Neaernng, der sich eine Verl&ngerung 
der Bosszeit ?on selbst anscbliessen mnsste, nicht angeben können. 
Damit ist der obige Erklärungsversuch als gescheitert zu betrachten. 

b. Nicht besser steht es mit einer andern Deutung unseres 
Kanon*), wonach die Väter jene Jünglinge, die nach abgelegten! 
Keuschheitsgelübde heirathen, unter die bigami verweisen, um sie 
dadurch als inhabil für die höheren Weihen zu erklären. Darnach 
würden Jungfrauen dabei gar nicht in Frage kommen. Diese Aus- 
legung gründet auf der nicht ganz richtigen lateinischen Debersetz- 
nng: Quotquot virginitatem pollicitam praevaricati sunt, professione 
contempta inter higamos haheantur. Die einfache Verweisung solcher 
Jünglinge nnter die bigami würde diese Deutung rechtfertigen. Allein 
der griechische ürtext steht damit in scharfem Widerspruch. Nach 
ihm sind die drei Fkktoren oder Momente der Bestimmung: o. Bs 
handelt sich um Personen, die Virginitftt gelobt, wobei der Ausdruck 
ffo6i das weibliche Geschlecht mit einschliesst. ß. Wie sind diese 
discipliaarisch zu behandeln, wenn sie ihrem Qelflbde durch Bhe- 
schliessung untreu werden y- »^i^ haben für diesen Fall die Vor- 
schrift der bigiuni zu erfüllen d. h. ein Jahr Busse zu tluin. Eine 
auch nur leise Beziehung zur Irregularität der Bigamie lä^st sich 
da nicht wahrnehmen. Somit ist die obige Beziehunf,' dieses Kanon 
zum Sakrament der Weihe durch den Text selbst widerlegt; noch 
nachdrücklicher durch die Erörterung des hl. Basilius, der die Be- 
stimmung gerade auf die gottgeweihten Jungfrauen bezieht, ihre 
Tragweite nach dieser Seite hin erläutert, jedoch von obiger Aus- 
legung, was die andere Seite betrifft, in keiner Weise redet 

7) So bleibt also das oben*) ausgesprochene Urtheil bestehen« 
Dass in einer so wichtigen Frage der Disciplin zwischen Morgenland 
und Abendland ein Unterschied obwaltete, darf eben so wenig be- 
fremden wie das heute noch nicht minder Terschiedene CGlibatgeseta 
für die hüheren Kleriker der beiden Kirchen. 

1) HellnrwiTK de monachis lib. 2. cap. .H3. in prine. 

2) Cfr. I. TiiHi 5, 12: »r/ou3u xpt{M(| oti Tfjv xpun^v xionv i^l^Ti^oav.« 

3) Vgl. üben S. 337 Nr. 5. 
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8) Mangel an Gründlichkeit der Untersaehung Terrftth es, 
wenn man, aaf diesen Kanon gesifitit, beweisen wiUt dass anch in 
der abendlftndisehen Kirche nni jene Zelt die fragliche Solemnitit 
noch nicht ItOnne bestanden haben, indem man sich bemfiht, die 
frflher besprochenen Zeugnisse in diesem Sinne sn deuten 

9) Um MissTerstftndnisse su verh&ten, sei snm Schlüsse noch» 
mala ausdrücklich betont, dass unsere üntersacbnng sich nur nm die 
gottgeweiiitcii Jungfrauen drehte und deshalb das gewonnene Re- 
sultat nicht auf andere Kreise ausgedehnt werden darf. Dass auch 
die oricutulische Kirche die Solemnität der Keuschheitsgelübde in den 
ersten Jahrhunderten kannte, beweist ihre Disciplin der ungetreuen 
Wittwen oder Diakoniasou. Ihr Qeiübde war ohne Zweifel solenn*). 

§, 20. ThiUiyJicit des hl, Basilius zur EinjUhrung der SoUntnilcU 
für die KeuschJieiisgelübde der Nonnen^), 

I. Um eine richtige Auslegung des eben besprochenen Kanon zu 
gewinnen, mussten wir bereits des hl. Basilins mehr&ch gedenken. 
Seine Bemflbnngen nm die Solemnitftt der Nonnengelflbde sind je- 
doch SU bedeutend, als dsss er nur so nebenbei erwSbnt werden 
dürfte. Br ist der eigentliche Begründer dieser Solemnitftt in der 
morgenlftndischen Kirche. Die bisherige und noch in seinen Tagen 
übliche Praxis, wonach den Nonnen der Eintritt in den Ehestand gar 
so leicht genoacht war, schien ihm ungenügend und unberechtigt; 
ungenügend, weil sie der menschlichen Schwäche und ünbeständig- 
keit sich eher anbequemte als ausreichenden Schutz dagegen bot; un- 
berechtigt, weil nach seiner Ansicht die Natur der Sache und die 
Lehre der heiligen Schrift eine strengere Disciplin erheischte. Es 
unterliege doch keinem Zweifel, so argumentirt er, dass die gottge- 
weihte Wittwenschaft hinter der Jungfräulichkeit zurückstehe, somit 
ein etwaiges Vergehen einer solchen Wittwe geringer taxirt werden 
müsse, als das einer Nonne. Nun aber ergehe nach Ausweis der 
Schrift ein schweres Gericht über die Wittwe, die es wage, ihrem 
Gelübde suwider eine Ehe einsugehen : was müsse dann erst mit den 
Nonnen geschehen, die denselben Schritt ihftten? Diesem Sachver- 
balt entspreche nur eine Disciplin: Die Nonne, die sich verheirathet, 
ist wie eine Ehebrecherin sn behandeln, und ebenso ihr Qnasi*Mann 
muss jenem gleicbgehalten werden, der mit dem Weibe eines anderen 
zusammenlebt ; kann also nicht früher zur Kommunion zugelassen 
werden, bis das sündhafte Verbältniss wieder aufgehoben, gänzlich 

1) VfL Dr. Schönen, Art 4. 8. 961. — 2) Cfir. BmU. L e. cml ü. et 94 
— 3) 1. c 

22* 
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gelöst ist. Natürlich müssten bei dieser verschärften Disciplin auch 
entsprechende neae Hassnahmen getroffen werden, die es der Kirche 
ermöglichteDf nur erprobte Jungfrauen dieeem Stande zuzuführen und 
alle jene von dieser feierlichen Profess ferne zu halten, die nach deo 
bisherigen Brfahrungen nicht die hinlängliche Garantie für ein treuen 
Anehalten in dem einmal erwählten Berufe bdten. 
II. km dem Geengten läset sich entnehmen: 

1) Vor Basilins wnrde gemäss der Beetimmung der Synode zn 
Ancyra die Bheschliessung einer Nonne ale giltige, aher nnerlaubte 
Verfoindnng betrachtet nnd nnr mit einer verhältnissmässig Idehten 
Busse geahndet. 

2) Dieser Heilige bringt eine neue, streni^ere Disciplin in Vor- 
schlag, wonach fortan solche Ehen als durchaus ungiUi^'e ant/esehen 
und bestraft werden sollten. Dass er nicht nur «twa die ünerlaubt- 
heit verschärfen, sondern wirklich Uugiltigkeit dieser Verbindungen 
statüirt wissen wollte, ergibt sich: a. aus dem Vergleich einer hei- 
ratbenden Nonne mit einer permanenten Ehebrecherin ; b. aus der 
verlangten Trennung des Verhältnisses als Vorbedingung für Ab- 
leistung der Busse ; c. aus dem Hinweis auf die Bestrafung der gott- 
geweihten Wittwen, deren Bhen als nngiltige behandelt wurden, 
anter Anwendung der Klimax, dass die Natur der Sache ffir ein 
solches Vergehen der Nonnen eher eine schärfere Disciplin erheische. 
Wir können noch hinzufllgen: d. ans dem Parallelismns mit der Dis- 
ciplin der (heirathenden) Mönche , die sich mflndlich und schrift- 
lich verpflichten mussten, ehelos su bleiben, und die im üeber- 
tretungsfalle als »Bhebrecher« bestraft wurden: Für Nonnen sollte 
sicherlich nichts Milderes statuirt sein. 

3) Dieses ueue Recht soll nur für jene Jun^rfrau gelten, die 
vorschriftsmässig Profess gemacht. Dazu wird erlordert, dass sie 

a. ganz freiwillig sich dem Herrn weihe, 

b. ausdrücklich auf die Ehe Verzicht leiste, 

c. grosse Hochschätzung für den Stand der Vollkommenheit 
seige. Um über diese wichtigen Dinge recht nrtheilen zu können, 
muss sie das gehörige Alter haben, 16 bis 17 Jahre alt sein; dann 
erst noch eine längere Probezeit mitmachen nnd endlich ihren guten 
Willen beharrlich su bleiboD, dadurch an den Tag legen, dass sie in- 
ständig um Aufnahme oder Zulassung zur Profess bittet Eine Jung- 
(irau, die allen diesen Anforderungen genügt, wird in den Ordens- 
stand aufgenommen, indem die Kirche ihr bisheriges privates Oe- 



1) Vgl. den folgenden Kanon doMolben Briefti. 
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läbde nun io feierlicher Profess sanktionirt and in besoaderen Rechts- 
sehnts oimmi, es im eigeatlicheD Sinne solemnizirt. 

4} Dieses Verfkbren mnsste sar Folge haben, dass fortan, wie 
In der abendlftndfsehen Kirche, eine nicht geringe Zahl von gottge- 
weihten Jungfrauen als virgines nondum professae vorhanden waren. 
Allem nach wurde ihr Gelübde als privates vor dem forum des öf- 
fentlichen Kechts völlig ignorirt. Die etwaige Ehe einer solchen zog 
keinerlei Kirchenbusse nach sich — wenigstens wird einer solchen 
nirgends Erwähnung gethan — eine Behandlung, die ganz der Milde 
der orientalischen Praxis auf diesem Qebiete entspricht. 

5) Ob Basilios mit diesem Vorsehlag. bei den übrigen Bisebdfen 
Beifall fand und die Disciplin darnach umgestaltet wnrde, Iftssi sich 
ans seinen Worten nicht entnehmen. Doch sonel beweist seine Dar- 
stellung, dass er gewillt war, damit Emst m machen, nnd dass er 
sie anch seinem Freunde Amphllochns als Korm empfiehlt Viel- 
leicht hatte er anch schon anderweitig in diesem Sinne seinen Ein- 
flass geltend gemacht und ein einheitliches Vorgehen in einem so 
wichtigen Punkte durchgesetzt. Sicher ist, wie sich aus anderen 
Nachrichten ergibt, dass das Keuschheitsgelübde der Nonnen von 
dieser Zeit an auch in der orientalischen Kirche wirklich als feier- 
liches behandelt wurde*), was bei der geschilderten Lage der Dinge 
nur auf den heiligen Kirchenlehrer zurückgeführt werden kann. So 
gebührt dem grossen Reformator des Mönchwesens im Morgenlande 
auch der Rahm, dem Keuschheitsgelübde der gottgeweihten Profees* 
Jnngfranen dorten rar Solemnitftt verhelfen za haben. 

2. Kapital. 

Zeugnisse für die Solemnität der Kenschheitsgelübde der Nonnen aus 

dem 4» Jahrhundert, 

' §, ai* Die Schrift: de vera virginitate^}. 

Bald nach dem Tode des hl. Basllins, noch ?or Ablauf des 
4. Jahrhunderts, schrieb ein unbekannter Verfasser eine ausfflhrliche 
Schrift Ober die Jungfräulichkeit In eingehender Weise wird darin 
die Frage besprochen, was von den Ehen der Nonnen zn halten sei. 
Ganz im Sinne des hl. Kirchenlehrers werden sie als gesetzwidrige, 
absolut ungiltige Verbindungen dargestellt und diese Disciplin als 
zurecht bestehend anerkannt und paränetisch verwertbet. 



1) VgL §. 21. ~ 2) Migne, s. gr. XXX. 669. 
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1) Zunächst warnt der Verfasser ?or allzu vertraulichem Um- 
gänge mit gewissen Freunden, die ihnen leicht Anlass zum Falle 
werden könnten, wie eine nur sn häufige Erfahrung lehre ^). Solche 
nnglftokliche Nonnen seien in recht schlimmer Lage; denn einerseits 
seien es keine Brftnte des Herrn mehr nnd andererseits anch keine 
legitimen Fraoen. Sie bemtthen sieh swar, führt er des Weiteren 
ans, ihre SAnde an bemftnteln, indem sie ihrem Verhftitniss den 
Namen »Ehec beilegen; allein das kann ihnen nichts helfen. So 
sehr sie anch ünkenntniss heucheln, so kann es ihnen doch nicht 
fremd sein, dass jene, die ihrem Gatten die Trene gebrochen, weder 
die Gattin dessen ist, den sie rechtwidrig ?erliess, noch als legitime 
Frau desjenigen befunden werden kann, dem sie in ihrer Leiden- 
schaft sich zugesellte. Jede Verbindung, der nicht das Gesetz bil- 
ligend zur Seite steht, wird als ganz und gar gesetzwidrig verworfen. 
Nun aber lautet ein christliches Gesetz in diesem Stück: »Das Weib 
ist an das Gesetz gebunden, so lange ihr Mann lebt; stirbt er, so 
ist sie frei; sie heirathe, wen sie will; doch im Herrn *).c Da nun 
das einmal ausgemachte Sache ist, so täusche sich keine Jungfrau 
mit der Annahme, man lasse ihr sündhaftes Verbftltniss als Bhe 
gelten. Sie hat ja öffentlich dem unsterblichen Brftntlgam sich ver- 
lobt, den Bund mit ihm geschlossen; sie ist also nicht frei und 
ledig; denn jener ist ja nicht gestorben. Wagt sie es doch, einen 
sterblichen in das Brautgemach einsufllhren, so ist sie eben eine 
Bhebrecherin der schlimmsten Ari Ja ihr Verhalten ist ganz toU- 
kAhn, da sie unter den Augen des unsterblichen Gottes, dem sie 
sich geweiht, dessen Braut sie ist, einer so ruchlosen Treulosigkeit 
sich schuldig macht, in einer so niclitswürdigen Verbindung lebt. 
Darum — so kehrt am Schlüsse die Mahnung wieder — sollen 
sich diese Jungfrauen nicht in gefährliche Freundschaften einlassen 
in der falschen Hoffnung, aus dem Ordensstand in den Ehestand 
treten zu können. Dieser Ausweg bestehe für sie nicht. Lässt sich 
eine Jungfrau dennoch in Lebensgemeinschaft mit einem Manne ein, 
so ist eben ihr Verhältniss keine Ehe, sondern ein durch das ganse 
lieben fortgesetiter mchleeer Bhebruch. 

2) Sodann wendet sich der Verfhsser mit nicht geringerer Klar- 
heit und Schftrfe den Hannspersonen zu, die sich unterstehen, eine 
Nonne zu Terffihren und zur Ehe zu nehmen. Er weiss nicht Aus- 
drücke und Gleichnisse genug zu finden, um die ganze Furchtbarkeit 
eines solchen Frevels darzuthun und wirksam davor abzuschrecken. 



1) Cfr. D. 37-42 col. 746 et ss. — 2) 1. Kor. 7, 89. 
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Ein solches Unterfangen ist ihm ein Oottesraub der entsetzlichsten 
Art. Diese Jungfrauen sind lebendige Weihgeschenke Gottes, leben- 
dige Tempel Gottes ; ihr Leib und ihre Seele sind ihm die beiligsten 
Qottesgaben im Tempel des Herrn. Selbst wenn sie sieh freiwillig 
znr Ehe anbieten, hüte sieh ein jeder vor einem solchen Bnnde ; denn 
sonst trifft ihn das Wort des Herrn: »Besser wäre es ihm, wenn er 
nicht geboren wftre^).« SMne Schuld wird vermehrt dadurch, dass 
er der gefallenen Nonne, indem er sie heirathet, die Dmkehr und 
Bekehrung erschwert. Er handelt nicht anders als ein Mann, der 
eine entlassene oder eine entlaufene Frau zur Ehe nimmt und lebt 
ebenso wie dieser sein ganzes Leben hindurch im Ehebruch. Ferne 
sei also pin solcher Frevel; niemand wage es, eine Jungfrau zu be- ' 
röhren, die das vorzüglichste Weihgeschenk Gottes ist. 

3) Es ist kaum nOthig, da»nf hinsnweisen, dass hier wirklich 
Tor Ehen mit Nonnen oder Professschwestem so eindringlich ge- 
warnt wird. Die ganze Beweisfflhmng beruht auf der Voraussetzung, 
dass die Jungfrauen sich ?ollkommen Gott geschenkt, die mystische 

Ehe mit dem unsterblichen Bräutigam geschlossen, d. b. eben Pro- 
fess gemacht haben ^). Der Versuch der gefallenen, ihr Gelöbniss 
abzuleugnen, beweist nur, dass sie bisher nicht in Klöstern, sondern 
in Privatwohnungen lebten; denn sonst wäre ihre Lüge auch gar zu 
unverschämt gewesen. Auch war ihnen nur bei diesen Wohnungs- 
verhältnissen der gefährliche Umgartg mit Freunden des andern Ge- 
schlechtes möglich, der schon durch das ancyreuiscbe Concil unter- 
sagt worden war. Uebrigens wissen wir aus Basilius, dass er nur 
jene als eigentliche Glieder des gottgeweibien Jnngfrauenstandes be- 
trachtet und eventuell strenge bestraft wissen wollte, welche ihr Ge- 
Ittbde im Angesichte der Kirche abgelegt hatten. Da der Verlhsser 
unserer Schrift sich in allem die Gedanken, Beweisffihrungen und 
Disciplin des heiligen Kirchenlehrers zu eigen gemacht hat, so unter- 
liegt es keinem Zweifel, dass er auch in diesem Punkte nicht Ton 
ihm abweichen will, somit nur Nonnen im Ange hat. 

4) Der grosse Einfluss des hl. Basilius auf die Kirchendisciplin 
seiner Zeit, namentlich auf dem Gebiete des Ordenswesens, lässt an 
sich schon ?ermnthen, dass sein Vorschlag, die Nonneogelübde zu 
solemniziren, Anklang fand nnd in knrzer Zeit Rechtskraft erlangte. 
Die eben besprochenen AusfQhrungen bestätigen diese Annahme. So 
war noch vor Ahlauf des 4. Jahrhunderts die Uehereinstimmung mit 



1) Matth. 26, 24. — 2) Cfr. d. 39. coL 748. 
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der Disciplin des Abendlandes hergestellt, und waren von da an die 
Keuschheitsgelubde der NoDuea in der gauzen Kirche als feierliche 
anerkannt. 

§, »2, Das Zwgmas des M. ^p^B^iamm. 

In den Jahren 374—377 verfasste der hl. Epiphanias, Bischof 
von Konstantia auf der Insel Cypem , eine ausführliche Darstellung 
und Widerlepfung der häretischen Lehrsysteme. Haeresis 61 be- 
kämpft er die Apostoliker und Enkratiten, welche die Ehe verwarfen. 
In Erklärung der Aussprüche der h. Schrift, die auf diesen Gegen- 
stand Bezug haben, kommt er nothwendiger Weise auch auf das vom 
hl. Paulus angerathene eheloso Leben zu sprechen. Offenbar führten 
diese Häretiker genannten Rath des Apostels als Haaptstutze für 
ihren Irrthum an. In klaren, überzeugenden Worten belehrt sie 
EpipbaDius über die Haltlosigkeit ihres Beginoens. Es ist uns von 
den Aposteln überliefert*), so f&hrt er ans, es sei sflndbaft, nach 
Ablegung eines Kenschbeitsgelübdes in belrathen. Wenn nun der 
Apostel Panlns doch schreibt, die Jnngfiran, die beirathe, sfindige 
nicht: wie reimt sich das insammen? Die Lösnng ist einfach. Im 
letzten Falle redet er von solchen Jnngfranen, die kein Eenschheits- 
gelflbde gemacht haben; aneb nicht ans Vorliebe ftlr den ehelosen 
Stand ledig geblieben sind, sondern weil sich ihnen bei dem 
Mangel an christlichen Männern noch keine Gelegenheit geboten 
hat, sich zu verehelichen. Dass er nicht an jene denkt, die Jung- 
fräulichkeit gelobt haben , geht aus seiner strengen Verurtlieilung 
jener Wittwen her?or, die ihrem Qelübde durch Heirath untreu ge- 
worden ^). 

Nun folgt der bekannte Schluss des hl. Basilius: Wenn schon 
die Ehen der gottgeweibten Wittwen als nngiltig verdammt und 
schwer gestraft werden, wie viel mehr sind dann jene der gottge- 
weihten Jungfrauea in ?erwerfenl Die Kirche tritt also einerseits 
den Apostolikern und Enkratiten entgegen, so fthrt er weiter, wdl 
sie irrthflmlich die Ehe als unerlaubt verwerfen, aber andererseits 
missbilligt sie eben so entschieden die Handlungsweise jener, welche 
gottgeweihte Frauen überreden wollen, den Weg der Vollkommen- 
heit zu verlassen, ihr Gelfibde zu brechen und sich zu verheiratben. 
Darnach ist klar : Wer sein Gelübde bricht, bringt das Gericht über 
sich; aber ebenso bringt das Gericht über sich, wer es macht, wie 
die Enkratiten und Apostoliker, und durch Verzicht auf die Ehe 
sich den Schein der Enthaltsamkeit gibt und im Geheimen der 

1) Mignt ZU. — 8) L e. n. VI. coL 1048. — 3) Vgl. 1 TiiiL 5, 11. 
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Fleischeslust fröhiit. Zum Schlüsse kommt der Heilige seiner Ge- 
wohnheit gemäss auf das Heilmittel zu sprechen, das diese H&retiker 
anwenden können nnd sollen, um in die Kirche wieder aufgenommen 
und gerettet zn werden. Im Geheimen sfiodigen and Tor der Cef- 
fentlichkeit ein enthaltsames, mOnehisehes Leben heneheln, kOnne 
ihnen nichts nützen, da sie ja nicht Tor den Menschen, sondern vor 
Oott Rechenschaft absnlegen hätten, der auch das Verborgene kennt 
nnd richtet. Wer von ihnen seine Dnschold verloren, der solle doch 
bedenken, dass es besser sei, eine Sflnde zu haben als noch weitere; 
er soll seinen scheinheiligen Lebenswandel anfgeben , sich offen ein 
Weib nehmen, für seine bisherigen Sünden ernstlich Busse thun und 
auf diesem VVe^e zur Kirchengenieinschaft zurückkehren. 

1) Auf Grund dieser letzteren Mahnung hat man den hl. Epi- 
pbanius als Zeugen datür aufgerufen, dass die Ehe nach ahgelogtera 
Keuschheitsgelnhde zwar verboten , aber doch giltig und unter den 
angegebenen Umständen das geringere Uebel , ein Heilmittel sei ^). 
Diese Auslegang beruht auf der irrigen Annahme, als wolle der 
Heilige den eingangs erwähnten gottgeweihten Jungfrauen rathen, 
was ihnen fromme, falls sie im Oeheimen ein sfindhaftes Leben 
fahrten. Von diesen redet er hier gar nicht mehr. Er hat von 
ihnen nur gesagt, dass sie der apostolischen Ueberliefemng gemftss 
ehelos leben mflssen; dass sie also sflndigen, falls sie heirathen. Im 
Weiteren kommt er anf sie nicht mehr zu sprechen. Der letzte Satz, 
der von ihnen handelt, ist die Rekapitulation : S/ei fisv äiiapxtw xal 
xpTfia 6 ä^sTi^oac Oeoü Tcop&eviav: was noch folgt bis zum 
Schluss ist eine Weisung für die Häretiker, wie sie ihre HQckkehr 
zur Kirche bewerkstelligen könnten. Die Ansicht , als werde hier 
Nonnen der Rath gegeben, unter gewissen Umständen sich zu ver- 
heirathen, ist oftenbar veranlasst durch die falsche lateinische Ueber- 
setzung des an dieser Stelle korrumpirten griechischen Textes, wobei 
das Wort ofioXo^ia') mit sponsio wieder gegeben und mit den zu 
einem Vordersatze gehörenden Ausdrücken fiovoTrjTOc, lifxpatsiac in 
irriger Weise verbunden ist. So gewinnt der folgende Gedanke: 
xpetrcov xoi'vuv l^^^^ diiaptfav (iCav, xai icepioooTipac, den Sinn: 
Die unerlaubte Eheschliessnng sd besser als die im Oeheimen fort- 
gesetzte Unkeoschheit Die richtige Oedanken Verbindung haben wir 
oben angegeben. An der Hand des Urtextes ist es nicht schwer, die 
Uebersetzong zu rekti6ziren und sich zu überzeugen, dass diese Stolle 

1) Cfr. Suarez, 1. c. Üb. IX. cap. IV. n. 5; Bellarmin, de monacbii 
lib. II. cap. XXXIV. 

2) BekenntDiss, Becheoschaft. 
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m\t Unrecht gegen die Solemnität der Nonnengelübde io's Feld ge- 
führt wird. 

Aus (lfm Gesagten geht auch hervor, dass Bellarmin Unrecht 
hat, wenn er meint, der Rath, den Ehestand zu wählen, ergehe au 
jene christlichen Jungtraaen, die, ohne ein Gelübde zu haben, darch 
die Ungunst der Verhältnisse nicht rechtzeitig zum Heirathen kamen 
und im ?orgerückten Alter sich dessen scbAmten. ßr Ifisst dabei den 
Verfasser sein Haaptsiel gans aus den Angen verlieren und vergisst, 
dass er doch snm Schlüsse eilt und noch das Heilmittel fttr die be- 
kämpfte Hftresie nicht genannt hat. Was wflre das Ar eine Ein- 
heit und Logik der Darstellung, wenn er jetst den nebenbei er- 
wfthnten christlichen Jungfrauen einen Rath geben nnd damit schliessen 
würde, anstatt wie die Sache es verlangte, den widerlegten Ketzern 
zu zeigen, wie sie wieder Kinder der Kirche werden könnten! Nein, 
nur den Apostolikern und Enkratiten, welche die Ehe verwarfen, 
geheimes Sündigen aber, wie es scheint, für erlaubt hielten oder 
sich doch nichts daraus machten, will Epiphanius den naturgemiissen 
Rath geben , sie sollen sicli doch , da sie keineswegs ein jungfräu- 
liches Leben führten, lieber oü'en verheirathen als unter der Maske 
der Enthaltsamkeit fort und fort sündigen. Nur diese Auslegung 
entspricht dem Text und dem ganzen Zusammenhang. 

2) Während also von einem Rathe des hl. Epiphanius, gott- 
geweihte Jungfrauen sollten nnter gewissen Umständen in den Ehe- 
stand treten, nur irrthfimlioher Weise die Rede sein kann, ist er 
andererseits vielmehr Gewährsmann dafür, dass zu seiner Zeit die 
Solemnität der Nonnengelfibde in der Kirche des Morgenlandes schon 
eingeführt war. Er bezeichnet es nämlich als sündhaft, Jungfräu* 
lichkeit zu geloben und dann zu heirathen. Daraus lässt sich frei- 
lich noch nicht abnehmen, ob er solche Ehen für unerlaubt oder 
auch für ungiltig ansah; aber die weitere Heweisführung, deren er 
sich bedient, bringt mehr Licht über die Tragweite dieses Ehever- 
botes. Ganz in derselben Weise wie der hl. Basilius stellt er die 
Ehen der gottgeweihten Jungfrauen jenen der Wittwen oder Dia- 
konissen gegenüber und argumentirt: wenn letztere scharf verurtheilt 
und als ungiltig verworfen werden, dann nicht minder die ersteren. 
Damit hat er seine Ansicht klar ausgesprochen. Denn da die Ehen 
der gottgeweihten Wittwen sicher ungiltig waren, kann die Klimas 
nur dann einen Sinn haben, wenn damit gesagt sein soll, dass die 
eventuellen Ehen der gottgeweihten Jungfrauen ebenfalls ungiltig 
nnd noch strafbarer als jene seien, nn Gedanke, der durch den Teit 
aufs Klarste zum Ausdruck gebracht ist. 
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Unentschieden bleibt, ob der Veritoer nnr für das £be?erbet 
Qberhanpt anf die apostolische Ueberlieferang sich beruft oder für 
die ganso hier Yorgeiragene DisctpUn. Mit Rücksicht auf die Synode 
Ton Ancjra und Basilias dürfte letztens sehr nnwahrscheinlich sein. 

3. Kapitel. 

Endgiltige Bestätigung der Solemnität des Keuschheiisgelübdes goU- 
geweihter Jungfrauen durch ein ökumettisches Concil. 

23. Das QmeU von Chaleedon (im Jahre 4&1) >). 

Dem grossen Einflnss des hl. Basilias auf die kirchliche Dts- 

ciplin ist es zuzuschreiben, dass die Soleninitftt der Nonnengelübde 
im Morgenlande ebenso allgemein als schnell zur Aufnahme ge- 
langte. Dadurch war die Uebereinstimrouug mit dem Abendlande in 
dieser Frage faktisch hergestellt, und es fehlte jetzt nur noch an 
einer gesetzlichen Normirung dieses Recht.sstandes für die ganze 
Kirche durch ein allgemeines Concil. Eine solche liegt vor im 
Kanon 16 des 4. ökuraeuischen Concils von Chaleedon vom Jahre 
451. Die dort versammelten Bischöfe verordneten : »ITop&lvov 
lauTTjv äva&8ioav dsoKÖT^ ^s<Pi (ooauTiuc ik xai |iovaCovxa fi^ 
Usivot T^H<? icpooofitXsiv« ei ye eupedeTev tcOto noioumCi lorwoav 
&)(otvioTi)toi . oiptoaiMv d& (x^* a&0tvx(av t^c «utoTc f tXov- 
dpoMccoc t6v xaT& xdicov liceoxoicov.c 

1) Znnftchst sei bemerkt, dass an dem üknmenisohen Charakter 
dieser Bestimmung nicht zu zweifeln ist Wenn Hefele meint : 
»Manche alte Codices enthielten nur die sechs ersten Sitzungen, welche 
den Glaubensakt behandelten und eigentlich allein auf den Cha- 
rakter eines ökumenischen Concils Anspruch haben ; andere Hand- 
schriften fugten noch in einer siebenten Sitzung die Kanonen oder 
Di.s<'iplinurverordnungen unserer Synode hinzu,« so stellt er es 
später*) doch als möglich hin, dass eine Reihe Kanonen, darunter 
auch der unsrige, in Anwesenheit, d. h. eben mit Billigung der 
p&pstlichen Legaten abgefasst worden sei. W&reu übrigens, wie die 
andere Ansicht will, die Disciplinarverfügnngen alle erst in der 
letzten Sitzung, der die päpstlichen Legaten nicht mehr anwohnten, 
schriftlich fixirt worden, so hfttten diese sicherlich nicht bloe gegen 
den 28. und wichtigsten, sondern auch gegen andere CTentuell miss- 
liebige Kanonen sich Yorwahrend ausgesprochen, was nicht geschah: 
Beweis genug, dass sie nichts dagegen einzuwenden hatten. That- 

1) HefeU, II. §. 186-200. — 8) 1. e. §. 200. — 8) 1. e. $. 180. — 
4) L 0. g. 200. 
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sächlich wurde unser Kanon als bindende Norm auch für die abend- 
ländische Kirche betrachtet. Das beweisen die kurz darauf in Gallien 
abgehaltenen Synoden, die denselben einfach reproduziren ^). Wir 
dürfen somifc in der oben angefahrten Verordnung den Ansdmek der 
DiacipHn des Morgen- und de« Abendlandes erblicken. 

2) Unter Berflcksichtignng der bisherigen Entwicklung der Qe- 
Iflbdeeoleiiinit&i ist von vornherein klar, was die Vftter verordnen 
mnssten. Dennoch oder vtelleiebt gerade desswegen ist die Fassung 
unseres Kanon eine so nnglfiekliche, dass sich ans dem Texte allein 
die VVillensnieinung der Bischöfe nichT entnehmen lässt. Es ist 
darum nicht zu verwundern , wenn gerade auf Grund dieser Ver- 
fügung die Giltigkeit der Nonnenehen um jene Zeit behauptet wird*). 
Hätten freilich die Gelehrten , die unser Verbot von der ünerlaubt- 
heit, nicht von der üngiltigkeit der fraglichen Ehen verstehen, die 
ganze Eutwickelung gekannt, die die Disciplin in unserer Sache bis 
dahin genommen, so wäre ihnen eine solche Auslegung des Kanon 
nicht eingefallen. Die Gründe, die sie für ihre Ansiebt vorbringen, 
sind nicht schwer zu entkräften. 

a. Sie stfltsen sich zunächst auf den Ausdruck: Usivau 
Das bedeute, eine solche Ehe sei unerlaubt; ob auch nngilUg, das 
sei damit nicht au^spiochen. Das ist richtig; vorausgesetzt, dass 
damit nicht in Abrede gestellt sein soll, die Phrase könne auch im 
Sinne der Ungiltigkeit verstanden weiden, iii] UsTvot wird ehenso, 
wie non Heere, von den Vätern in dieser doppelten Bedeutung ge- 
braucht Darum lässt sich ans diesem Wortlaut des Verbots weder 
für noch gegen die Giltigkeit der Nonnenehen etwas beweisen. Min- 
destens mit demselben Rechte können wir firj l^sTvat im Sinne der 
Ungiltigkeit verstehen, und wir müssen, gedrängt durch unsere vor- 
ausgegangenen Untersuchungen, an dieser Stelle an der genannten 
Bedeutung und Tragweite dieser Worte festhalten. Denn, wie be- 
reits bemerkt, lag gar kein Grund vor für die Väter, etwas Neues 
zu statuiren; sie wollten einfach den längst in der ganzen Kirche 
herrschenden Beehtsstand anerkennen und die Gelübde der Nonnen 
als trennende Ehehindemisse proklamiren. 

b. Eine bedeutendere Schwierigkeit macht Van Espen, wenn er 
behauptet: Da der Kanon durchaus von der Trennung solcher Ehe- 
leute nichts sagt, sondern sie blos eskommnnizirt, so sei es wahr- 
scheinlich, dass man damals diese Qeltthde nicht unter die trennen- 

1) Vgl. oben 8. 828 u. 329. — 2) Vgl. Hefete, 1. c. §. 200. Von Espen, L c. 
p. 248. — 3) Cfr. Basilun, ppist. 160, ad Diodoram, cap. IV. (Ifigne XXXII. 
628): «ouSi Tji pvaix^ c^^onu lott oJmioi; xou avSpb( owouuiv.'' 
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den BhebindeniisBe gerechnet habe. Gewiss, wenn nicht anderweitig 

gezeigt werden konnte, dass die Terhftngung der Exkommnnikation 

ebensowohl wie Verfügung der Trennung die üngiltigkeit der Ehe 
zur Voraussetzung hat , so könnte man diese Schwierigkeit gelten 
lassen. Wir haben aber oben nachgewiesen, dass es eine ganz ge- 
wöhnliche Form der gänzlichen Verwerfung einer ehelichen Ver- 
bindung war, dieselbe unter Androhung des Kirchenbannes zu ver- 
bieten. Verfügung der Trennung und Verhängung der Exkom- 
munikation ist hier ganz äqui?alent. Jedes für sich ist ein sicherer 
und vollgiltiger Beweis der üngiltigkeit der fraglichen Verbindungen. 
Es war also in nnBerm Falle in keiner Weise erfordert, dass die 
Bischöfe in ihrer Verfügung ausdrAcklich bemerkten, solche Khe- 
lente niüssten Tor ihrer Reeonciliation snr Aafhebnng ihrer Lebens- 
gemeinschaft genöthigt werden. 

c Der Schlnsssatz, dass der Bischof die Vollmacht haben solle, 
milder mit den Fehlenden zu Terfahren, wird ebenfalls zum Beweise 
dafür ins Feld geführt, dass die Väter nicht an üngiltigkeit der Non- 
nenehen dachten. Denn, sagt man, wie wäre nachsichtige Behand- 
lung möglich, wenn absolute üngiltigkeit vorläge? Allein es ist ja 
nicht gesagt, worin die mildere Behandlung bestehen solle. Sicher- 
licii hatten doch nur diejenigen darauf Anspruch, welche ihren Schritt 
bereuten und sich einer entsprechenden Busse unterzogen. In diesem 
Sinne fügt Dionysius Exiguus in seiner lateinischen Uebersetzung 
noch ausdrücklich »confitentibus« hinzu ; nnr gegen diese mag der 
Bischof Milde walten lassen. Es geht darum nicht an, die hier 
concedirte Nachsicht dahin zu deuten, als habe der Bischof es in 
seiner Macht gehabt, die Exkommunikation unter Dmstftnden gar 
nicht eintreten zu lassen; sie war mit der Eingehung der Ehe ipso 
facto incurrirt: lotoioav &Kocy«iTi)to{, maneant ezcommunicati 1 Die 
Vftter haben bei dieser Zusatzbestimmung offenbar die Bflckkshr der 
Renigen und den Modus der Wiederaufnahme im Auge. Da mag der 
Bischof den Verhältnissen Rechnung tragen, bald strenger, bald 
milder verfahren. In der Art der zu leistenden Sühne, in Ausdehn- 
ung oder Abkürzung der Bussfrist war für Strenge und Milde ein 
weites Feld geboten. In vielen Fällen setzten die Kanonen genau 
fest, wie lange die Busszeit zu dauern habe, z. B. Kanon 13 der 
Synode zu Elvira bestimmt für die in Frage stehenden Jungfrauen 
Busse auf Lebenszeit; sie sollen nur noch das Viatikum erhalten. 
Das 1. Coocil von Toledo beschrftakte diese Busse auf 10 Jahre. 

* 1) Vgl. üefele IL §. 900. 
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Unser Kanon Iftsst den Bischof darfiber bestimmen, nti recte in sna 
paraphrasi expressit Josephns Aegyptins, ita hane canonis elaosnlam 
referens: Visum est nobis, ut res ipsomm Episcopo proTinciae eom- 
mittatnr, et ipse roUerieordiam et clementiam iis administret, eo8qit$ 
reeipiai, quemadmodam ipsi Tfsam ftierit^). 

Man beachte wohl, der Kernpunkt der Müde lag in der Wie- 
deranfnahrae der Reuigen. Für gewöhnlich sollen sie ausgeschlossen 
bleiben; docli soll dem Bischof das Kecht zustehen, milder zu ver- 
fahren, und wenn es gut scheint, sie wieder aufzunehnien. Die Väter 
jener Jahrhunderte wissen nicht Worte genug zu finden, um die 
Grösse des Vergehens solcher Jungfrauen darzuthun. Jede Busse 
scheint ihnen ungenügend, einen solchen Frevel zu sfihnen. Wir 
haben gehört, wie s. B. Papst Siricins sich darüber Ternchroen Iftsst; 
»Tantum facinus continua lamentatione deflentes pnrifieatorio poe- 
sint poenitadittis igne decoqnere, nt eis vel ad mortem saltem, soüos 
misericordiae intaitn, per communionis gratiam possit indnlgentia 
8nbTenire.€ Bei allem Ernste ond aller Strenge der Busse mtoen 
diese unglficklichen Personen es noch als Gnade betrachten, wenn sie 
wenigstens das ViatilLum empfangen dflrfen. In diesem Liebte er- 
scheint die Bestimmnng, dem Bischof solle es anheimgegeben sein, 
die Exkommunizirten eventuell wieder aufzunehmen, als Milde. So 
übersetzt aucli die Prisca ganz richtig : »Episcopo autem de huc re 
auctoritatem praebeniu.s, si velit eos reconciliare *).< 

Aus dem Gesagten ergibt sich, was von der Behauptung zu 
halten ist, dass gerade bei diesem Concil eine unverkennbare Tendenz 
zu grösserer Milde gegenüber den früheren Bestimmungen sich gel- 
tend mache'). So viel glauben wir gezeigt zu haben, dass diese 
Klausel ganz gut sieb mit unserer Auslegung verträgt und durchaus 
nicht fdr die Qiltigkeit fraglicher Eiben spricht. Der Aehnliebkeii 
wegen sei zur Brh&rtung unserer Ansicht eine Bestimmnng der 
Synode zu Frianl vom Jahre 791*) angeführt, worin es heisst: Mls 
gottgeweihte Jungfrauen heirathen, mdssen sie Ton ihren vermeint- 
lichen fihemftnnem getrennt werden. Sie mOssen zur Sfthne ihres 
Vergehens alle Tage ihres Lebens Busse thun und werden der Eom- 
mtinion des Leibes und Blutes Christi beraubt, wenn nicht etwa der 
Bischof in Anbetracht ihres Busseifers milder mit ihnen verfahren 
und ihnen die Gnade der Kommunion gewähren will. Diese Synode 
hat es also auch trotz offeokuadiger Uügiltigkoit der Ehe deiu 

1) Gfr. Van E$pen, l. e. ^ 218. 

2) Mi^ne LVI. 544. 8) V^rl. Dr. SehOaen 4. Art S. 968. — 4).Kft> 
' Don 11 (H. IV. 860). 
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Bisehof anheimgegeben, Milde walten zu lasseo and hinzugefügt, 
worin sie hestehen solle. Ob ihr dabei niehl unser Kanon und die 

oben bewiesene richtigOi im Alterthuroe festgehaltene Auslegung vor- 
schwebte? 

Keine dieser Einwendungen, die raan zu Gunsten der Giltig- 
keit der fraglichen Ehen vorgebracht hat, hält bei genauerer Prüfung 
Stand ; 80 bleibt unser ürtheil unangefochten , dass das 4. öku- 
menische Concil zu Chalcedon die infi Morgen- und Abendland 
herrschende Disciplin auch ihrerseits gothiess und bestfttigte, wo* 
nach die Ehen der Nonnen unter allen Umständen ungiltig waren. 
Wir können somit in diesem Kanon den Schlussstein erblicken, mit 
dem der Ansban der fraglichen Solemnitftt in dieser ersten Periode 
Tollendet war. 

Recht auffällig ist der grosse Unterschied zwischen Morgen- 
und Abendland in unserer Frage. Während hier die ältesten Nach- 
richten dieselbe Strenge athmen, wie die späteren Bestini nuui gen, 
lind so die Disciplin ein halbes Jahrtausend nach den gleichen Grund- 
sätzen gehaudhabt wurde, drangen in der orientalischen Kirche die- 
selben Anschauungen erst nach und nach durch , obgleich die Be- 
handlung nngetreoer Diakonissen dort das Gegentheil hätte erwarten 
lassen oder wenigstens zeigt, dass auch im Morgenlande die Solem- 
nität von Anfang an nicht unbekannt war. Doch Iftsst sich, was die 
Jnngfranen betrifft, an der Torgetragenen Entwickelnng ihres Keusch* 
heitsgelübdes vom einfachen zum feierlichen angesichts der klaren 
Erörterungen des hl. Basilius nicht zweifeln. Die Monnengelfibde 
galten bis auf seine Zeit als einfache; er verlialf ihnen znr Solem- 
nitftt. Das Keuschheitsgelübde der in der Welt wie in den Klöstern 
lebenden eigentlichen Ordensjungfrauen war von da an factisch ein 
feierliches im theologischen Sinne des Wortes. Das 4. ökumenische 
Concil von Chalcedon drückte der einheitlichen Gestaltung der 
Disciplin in diesem Stücke das Siegel auf. Die Solemnität war nun 
durch allgemeines Kirchengesetz bestätigt. Eine Abrogation des letz- 
teren hat im Laufe der Zeit nicht stattgefunden; deshalb haben sich 
die Nonnengelübde bis auf den heutigen Tag der Solemnität zu er- 
freuen ^). 

1) Oben 8. 86 za Zeile 2 von anten fehlt Anmerkung 7, die wir ihrer Wich- 
tigkeit wegen hier nachtragen: Sine Aninahme macht nur das vorläufige Or« 
densgelübde der Jesuiten, das zwar ein trennendes Ehehindernis involviert, aber 
weil kein bilateral-ewiges auch kein feierliches Gelübde ist. — Wir ziehen es 
for — der KUrhdt wegen — das wesentUehe Uotencheidiiiigsmerknal in 
obiger positiTer Form aumpreehen und durch dieea BemerlEiuig ziootig «i tteUen. 
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XLIII. 

Zur Dosigiiation der Nachfolger durch die PIpete. 

Von Dr. K. Holder in Freibarg (Schweiz). 

fi8 kann nnr im Interesse der Sache Hegen, wenn in einer 
Controverse Gelehrte Tersehiedener Richtung von Tenchiedenem 
Standpunkte ans an die LOsnng der Frage herantreten^). In der 
bekannten Polemik über die Frage, ob der Papst selbst seinen Nach- 
folger ernennen könne, hat sich an Gunsten der Designation ein 
nener Streiter erhoben ^). Meine Hoffnang , durch den Umfang der 
Abhandlung hervorgerufen, der Verfasser sei in der Lage, neues 
Material beizubringen , wurde gründlich enttäusciit. Beinahe die 
Hälfte der Abhandlung fällt auf eine den Kern dpr Frage nicht 
berührende Würdigung der bisherigen canonistisciien Erörterung. 
Wir anerkennen jedoch gern, dass der erwähnte Abschnitt Zeugniss 
ablegt von der Belesenheit des Verfassers und ist als ziemlich voll- 
ständige Vorgeschichte der Controverse jedenfalls anerkennenswerth. 

Als Resultat dieses Abschnittes, um dies hier gleich zu er- 
wähnen, stellt Hollweck den Satz hin, er habe dadurch das Arga- 
ment des consensus theologorum, welche die negative Ansicht fär 
sich in Anspruch nimmt, definitiv beseitigt. Dazu mnss ich bemer- 
ken, dass ich nie von einem consensus theologorum gesprochen nnd 
nie einen solchen fflr meine Ansicht in Anspruch genommen habe. 
Auf Grund meiner Ansf&hrnngen habe ich behauptet, dass die flber- 
wiegende Meinung der Canonisteo und Theologen f&r die negative 
Ansicht ist. Diese Behauptung wird durch die Zusammenstellung 
Uollweck's nur bestätigt. 

Was Hollweck in »I. Begriff der Designation« sagt, ist nicht 
neu ; die Dreitheilung der Designation hat keinen praktischen Zweck. 
Die Bestimmung der Designation im engsten Sinne, wie sie Holl- 
weck gibt, ist eine CoQStructiou , bei welcher er den Charakter der 

1) Den Aafstellangen Friedberg's gegenüber (Deutsche Zeitschrift für 
Kiichenreeht 1895 S. 178), wdeha er nenerdings in dar vierten Auflage aeinaa 
liehrhoeha, a 151, A 8» wiederholt, haha ich im »Katholik« 1895, IL 8. 885 it. 
Stellnng graommen. 

2) J. Hollweck im Archiv f. kathol. Kirchenraebt 1895, II. S. 829 fL 

3) I. Begriff der DesigiuitioiL IL Die bisherige emoDistiache Br5rtenuig. 
IlL VexBUch einer LOanng. 
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ReebtSTerbindlicbkeit in den Begriff der Designation bineindefinirt; 

dadurch setzt Hollweck voraus, was eben za beweisen ist. Unter 
Deaignation (sensu strictissimo) lässt sich nur die eigenmächtige Be- 
stellung des Nachfolgers, nnit Ausschluss der anderen Factoren, ver- 
stehen. Ob diese Designation begrifflich rechtsverbindlich ist, ist 
eine andere Frage, welche durch Construiren nicht gelöst wird. 

In Betracht konamt hier bloss der letzte Theil der Abhandlung 
Hollweck's (III. Versuch einer Lösung der Frage). Wir konnten uns 
einfach auf unseren Aufsatz im »Katholik« bernfen, welcher Aber 
einen Monat vor der Abhandlung Hollweck's erschienen ist, von dem- 
selben aber nicht mehr berAckstehtigt wurde; Darin habe ich auf 
dogmengeschichtlichem Wege die Designation sensit strictissimo als 
dogmatisch unhaltbar nachgewiesen. Da jedoch Hollweck auf 
einem anderen Wege die Losung der Frage sucht, so lohnt es sich 
schon der Mflhe, demselben nachxugehen und seine Methode und 
seine Ergebnisse naehzuprflfen. 

Das Wesentliche hat schon Granderath*) ; ebenso deckt sich im 
ganzen die Disposition der Beweisführung bei Hollweck mit der 
Granderaths. Wir übergehen die Partien, welche schon wiederholt 
behandelt wurden und in denen Hollweck nichts neues bringt, neh- 
men auch mit den Belehrungen, die H. den Historikern geben zu 
sollen fj^laubt, die Liebenswürdigkeiten, mit denen wir von H. be- 
dacht werden, mit in den Kauf; nur wüsste ich nicht, wodurch sich 
Hollweck berechtigt fühlt, so absprechend über die Historiker zu 
urtheilen. Neu ist in der Arbeit Hollweck*8 das, dass er die LOsung 
der Designationsfrago in iwei Thatsachen sucht, welche bisher gegen 
die Designation ins Feld gef&hrt wurden, nfllmlich in den Designatio- 
neu der P&pste Felix IV. und Bonifas II. Wir schicken einige all* 
gemeine und methodologische Bemerkungen roran. 

Hollweck verwahrt sich gegen meine Behauptung, dass die 
Dogmatiker in der Behandlang der Frage einen anderen Standpunkt 
einnehmen , zugleich bestreitet er die Möglichkeit der Lösung der 
Frage auf historischem Wege. Dies darf nicht Wunder neh- 
men, wenn man wie Hollweck Axiome der Canonisten wie : Papa 
omnia potest u. s. f. zum Ausgangspunkt der Erörterungen nimmt, 
die methodisch gewonnenen Ergebnisse der Geschichte als Austiuss 
dogmatischer und canonistischer Unklarheit hinstellt; ein Mann, 
welcher mit solchen methodologischen Grundsätzen an eine solche 
Frage herantritt, kann dieselbe unmöglich objektiT behandeln. Es 

1) 1895. U. 8. 886-m. 

2) StimiMii wu MmU Laaeh 187i. TII. 

Anhüt Ar Kirobaanabt LXX7L 23 
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ist daher erklftrlicb, wenn H. behauptet, die Frage nach dem Desig- 
nation8r«dl< sei keine historische. Ich meine doch — auch Holl- 
ireek ist dieser Ansicht — die ganie Sache dreht sich nm die 
Frage: Hat der Papst fiadb Amränung CMsU das Designations- 
rechtP oder besser präcisirt: Hat Christas dem Petras und seinen 
Nachfolgern das Kecht ertheilt, ihren Nachfolger zu ernennen? Diese 
Frage, so wie sie jetzt liegt, muss doch auf exegetisch- kritischem 
und historischem Wege beantwortet werden. Die heilige Schrift, 
die Kirchenväter als Träger der Tradition , die Konzilien sind nicht 
bloss Offenbarungsquellen, sondern auch historische Zeugnisse. Wenn 
ich aber durch wissenschaftliche Interpretation der Schrifttexte, ge- 
stützt auf die Erklärung der V&ter und die Aussprüche der Kon- 
zilien, zum Ergebniss komme, dass der Papst im kirchlichen Alter- 
thame nicht das BedU hatte, einen Nachfolger zu ernennen — dies 
wird nicht im geringsten daraus geschlossen, dass der Papst ein 
solches Recht nicht auMU, wie Hollweck meint — so ist das ein 
Resultat, das ich auf exegetisch -historischem Wege erzielt habe. 
Da in unserem speziellen F^ll die Dogmatik uns belehrt, dass der 
Papst ein Recht, welches er nach Christi Anordnung nicht besitzt« 
in der Folgezeit auch nicht erwerben kann, so schliessen die Histo- 
riker optimo jure, dass der Papst seinen Nachfolger nicht eraenaea 
kann. 

Anders dagegen die Dograatiker. Sie gehen von dem Texte 
bei Matthäus XVI, 19, Quodcumque ligaveris etc. aus, interpretiren 
denselben ohne Rücksicht auf die PJrklärung der Väter und andere 
Zeugnisse des christlichen Alterthums in dem Sinne , dass sie darin 
alle Rechte, als zur p&pstlichen Machtfülle gehörend, eingeschlossen 
sein lassen, die nicht ausgeschlossen sind. Andere berufen sich ein- 
fach auf die definlrte Voilgewalt des Papstes and argnmentiren fol- 
genderweise: Atqui wenn der Papst das Designationsrecht nicht 
hat, so kann auch nicht von einer plenitudo potestatis die Rede sein. 
Ergo u. s. w. 

Es kann also nicht bestritten werden, dass Historiker und Dog- 
matiker in dieser Frage ein verschiedenes methodisches Verfahren ein- 
schlagen; man kann also mit vollem Rechte von einem »anderen 

Standpunkte« der Dograatiker sprechen. Man nenne denselben, wie 
man wolle, wissenschaftlich ist er jedenfalls nicht. Die katholischen 
Historiker können ihren methodisch richtigen Standpunkt nur dann 
aufgeben, wenn sie auf den wissenschaftlichen Betrieb ihrer Wissen- 
schaft verzichtt^n wollen. Dies dürfen sie nicht im Interesse ihrer 
Kirche, selbst nicht auf die Gefahr hin, den Vorwurf des Mangels 
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an »Vertrautheit mit dea Prinzipien des canonischea ßecbts und 
der Theologie überhaupt« höreu zu müssen. 

Nach diesen Prolegomena antersachOD wir den LOsongs versuch 
HoUweck's. An die Spitze seiner Aasfühmngen stellt H. den Sats, 
dass die Päpste die DMignation weder als ifewähnliehm Besetznngs- 
modos des heiligen Stahles gesetzlich Torschreihen , noch anch fak- 
tisch ihn als wlehm befolgen können. So weit sind inr einig mit 
Hollweck. Hält jedoch , so fährt H. fort , der Papst in einem spe- 
itellen Fall die Designation nach liage der kirchlichen und politi- 
schen Verhältnisse zum Wohl der Kirche fOr nothwendig oder doch 
für erspriesslicber als die Wahl, so kann er seinen Nachfolger selbst 
bestimmen unter gleichzeitiger Aunullirung des Wahlrechtes der 
Kardinäle für den speziellen Fall. Dies ist im Wesentlichen auch 
die These Granderaths. Wir drücken die Ansiciit H. konkret aus 
und sagen: Christus hat dem Petrus und seinen Nachfolgern nicht 
schlechthin die Vollmacht gegeben, ihren Nachfolger zu ernennen, 
per se gehört also das Designationsrecht nicht anter die von Chri* 
stus dem Papste flbertragene MachtvolUommenheit. Christas bat 
dieses Hecht Petras und seinen Nachfolgern nnr fär gewisse Fälle 
gegeben — und ob diese Torliegen, entscheidet der Papst eigen- 
mächtig — d. b. das Designationsrecht gehört nnr per acddens 
nnter die Machtfalle des Papstes. Diesen Sats hat nnn Hollweck 
an beweisen. 

Wenn H. sich auf den Text bei Matthäus stützt, so hat er 
Unrecht , denn auf Grund dieses Textes und der definierten Vollge- 
walt des Papstes, in sich allein betrachtet, kommt man nothwen- 
digerweise zum Schluss, dass das Designationsrecht per se anter die 
Machtfülle des Papstes gehOrt Der Beweis schiesst über das Ziel 
hinaus, denn diesen Sati Terwirft fioUwecL Der Satz, Christus 
habe den Päpsten das Kecht gegeben, ihren Nachfolger in einseinen 
Fällen sn ernennen, läset sich ans Schrift nnd Thidition nicht er- 
härten. Die Axiome der Canoniaten, wie; Papa omnia potest in 
aediflcationem ecclesiae n. s. w. können den fehlenden Beweis ans 
Schrift nnd Tradition nicht ersetzen, und so hat Hollweck TOn seinem 
Standpnnkt nur die Wahl anzunehmen: das Designationsrecht gehöre 
per se unter die Machtfülle des Papstes oder es gehöre überhaupt 
nicht zo den Rechten des Papstes. 

Hollweck nimmt seine Zuflucht zur G^hichte, um das Deeig- 
nationsrecht der Päpste in AnsnahmeAUen erweisen zn können. Zu- 
erst Tersncht er die kirchliche Qesetzgebang, welche die Designation 
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conseqneut verwirft and die ▲ussprache der Päpete, welche sich 
gegen die Designation erUftrt haben, an eliminiien. 

Dem Widersprach, in welchem die kirchliche Gesetzgebnag znr 
Designation steht, begegoet Hollwede mit dem Satz: Der Papst 
stehe supra jus commune, das Bestehen, die Verhrwtnng nnd Aner- 
kennung der Designationsverbote durch das kirchliche Recht ent- 
scheide nichts hinsichtlich des Primatialsitzes. Diese Annahme H. 
setzt voraus, dass nach dem Willen Christi dem römischen Bischöfe, 
wenigstens in Ausnahmefdllen, das Ernennungsrecht seines Nachfolgers 
im Gegensatz zu den andern Bischöfen vorbehalten wurde. Diese 
Voraussetzung lässt sich, wie wir so eben gesehen, aus Schrift und 
Tradition nicht beweisen ; überdies steht ilir zu unbequem die Stelle 
des Clemens Bomanns im I. Corintherbrief c. 44 entgegen, welche 
diese Annahme positiv ausschliesst*). Und will HoUweck nicht zu» 
geben, dass die Apostel die Wahl »auf indirekte Anregung Christic 
eingefflhrt haben nnd dass man deshalb anf den Charakter der Ver- 
ordnung schliessen könne, so ist doch nicht zn Iftngnen, dass da- 
durch ganz allgemein das Designationsrecht ,fftr alle Bischofsstfihle 
ausgeschlossen ist. Den römischen Bischo&stnhl durch Clemens da- 
von stillschweigend ausgenommen sein lassen, ist doch ein tflchtiges 
Stück Interpretationskunst, zumal wir nicht den geringsten Anhalt 
haben , dass im ersten christlichen Jahrhundert ein Unterschied 
zwischen der römischen und den übrigen Bischofswahlen bestand. 

Dazu kommt, dass die römische Kirche sich nie ein solches 
Recht vindiziit und sich nie ein Papst auf das Recht, seinen Nach- 
folger zu ernennen, berufen hat, da doch mehr wie einmal Gelegen- 
heit dazu war. In Rom selbst berief man sich auf die Konzilien- 
schlfisse von Nicäa und Antiochien , nm die Legitimität der Desig- 
natioa anzufechten. Diese verwarfen die Designation als ungiäiig 
nnd sind ohne Zweifel der Ausdruck der dogmatischen Oeberzeugun- 
gen. Hfttte der Papst jure divino wenigstens in AuBnahmeftUeD 
das Designationsrecht gehabt, so wSre es ihm ein Leichtes gewesen, 
durch den Hinweis auf das ihm von Christus verliehene Becht, die 
Opposition niederzuschlagen; so viel kirchlichen Sinn wird man im 
Anfang des 6. Jahrhunderts doch schon gehabt haben. 

Von solchen Anschauungen der römischen Bischöfe findet sich 
weder im christlichen Alterthume noch später die geringste Spur. 
Im entgegengesotzteti Sinne — man mag den Text des Liber ponti- 
ßcalis drehen wie man will — bat sich Bonifaz IX. erkl&rt und seiae 



1) VgL meine Aufthniigen im KaihoUk im. IL & 887 iL 
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Designation als gegen die CaDonee ventowend, hingesiellti^). Die- 
selben Anaebannngen kommen im Gorpas jaris canonici nnd bei den 
Oloesatoraa dentlicb znm Ansdrnck , z. B. Glossa Beatus ad can. 
Aposi 6 c. 8 qn. 1 : »l^fqNi nnllatenns potest sibi sneeessorem öli- 
gere, ac si eligat, irrita est electio.« Diesen Grundsatz hielten die 
Päpste in der Folgezeit immer fest. Wir begnügen uns mit dem 
Aussprach Clemens VIT. (1523 — 34). Er erklärte auf dem Sterbe- 
bette, er würde testamentarisch seinen Nachfolger bestellen, wenn 
der Pontificat vererbt werden könnte*). Clemens bekennt also, dass 
es ausserhalb seiner Machtsph&re liege, seinen Nachiolger zu er- 
nennen. 

Die bekannte Erklärung Pius IV. (1559— 65) im Konsistorium 
hat den Verfechtern der Designation begreiflicherweise viel Eopfzer- 
brecbens gemacht. Eine sichere Grundlage snr Benrtbtilnng der- 
selben geschaffen an haben, ist das Verdienst Sftgmflllers^ Sftg- 
mfiUer stellt snerst mir nnd Hollweck gegendber fest, dass unter 
Pins swei Konsistorien, im Jabre 1561 nnd 1565, in welcben Ver- 
handlnngen Aber die Designation gepflogen wurden, stattfanden. Im 
Jabre 1561 wurde ein Dekret, welches die Unzulftssigkeit der De- 
signation durch den Papst aussprach, angefertigt, dasselbe aber nicht 
erlassen^). Im zweiten Konsistorium 1565 wurde auf die früheren 
Verhandlungen von 1561 und auf das angefertigte Dekret hingewie- 
sen (declaratum olim a pontifice in consistorio et decreto firmatum, 
welcher Hinweis, wie Sägmüller dargethan , nicht auf Bonifaz II., 
sondern auf Pius IV. geht) und mit Rücksicht darauf beschlossen, 
ein Dekret zu erlassen. Dass dieses Dekret erlassen worde, l&sst 
sich nicht beweisen^). 

Daraus folgt, dass eine offizielle lehramtliche Entscheidung 
Aber die Designation nach aussen hin nicht stattgefiindon bat, we- 
nigstens lässt sieb eine solche .nicht streog beweisen. Tbatsacbe 
aber ist und bleibt, dass ein Papst in swei Consistorien und mit der 
Zustimmung derselben erklflH uod dnrcb ein Dekret au statuiien 
bescbliesst, der Papst habe nicbt das Recht, seinen Nachfolger au 

1) S. nnten S. 301. 

2) Kaynaldi Annales ad a. 1534 No. 1: »Eminebat inter omnes . . . Ale- 
xander Farncsiua . . . adeo at Clemens, quam . . . omnem vitae spemc onstan- 
ter abjecisset, eam sibi successoram testamento scripturum affirmaret, si Pon- 
tificatos haenditateiii psteratsr.« 

8) nn MgebliehM Dekrat Piw IV. aber die DasigoAtioD das Kaehibl- 
geis durdi den Papst (AvbUt f. kath. KlNksnrteht 1808. 8. Haft S. 418 t) 
4) Sägmflller 1. c. 8. 417. 
6) SigmfiUar L e. 8. 417. 
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ernennen. Von bloss präliminärer Erwägung der Frage durch Papst 
und Consistorium ist keiae Rede; die Berathung war abgeschlossen, 
das Dekret ausgefertigt. Für Pius IV. und sein Consistorium stand das 
Resultat fest; ein äusseres Kriterium, nämlich die VeröffeDtlicbaog, 
fehlte, um dem Dekret den Charakter eines offiziellen, bezw. amt- 
lichen Aktes zn geben. Dadurch wird aber der Inhalt als solcher 
nicht berührt; die VerOlfentlichang erhebt das im Dekret eothalteiie 
zu einer die ganze Kirche verbindenden Norm, der Inhalt des De- 
kretes wird nicht erst durch die Veröffentlichung zur Wahrheit (in- 
trinsece), sondern in dem Augenblicke, ala der Papet denselben als 
solche im Consistorium verkflndet. Nach aussen hin kann die Wahr- 
heit selbstverständlich nur durch die VerOffentlichuDg des Dekretes 
erkannt werden. 

Einen besseren Einblick iu die Verhandlungen des Consistoriums 
von 1565 gewähren uns die von Sägmüller aus dem vatikanischen 
Archiv publicierten Consistorialakten so weit dieselben die Designa- 
tion betreffen. Daraus ersehen wir, dass die Untersuchung rait allem 
£ifer geführt wurde*), so dass nach dem Ausspruch des Papstes 
jeder Irrthum ausgeschlossen war^); ein Dekret sollte angefertigt 
werden des Inhaltes, dass der Papst seinen Nachfolger nicht ernen* 
nen kOnne; es sollten daher KardinUe mit der Ausfertigung der 
Bulle beauftragt werden^). Mit welcher Schroffheit in den Yer» 
handlungen die Möglichkeit der Designation von Papst und Kardi- 
nftlen abgewiesen wurde, erhellt aus folgenden Auasprachen <): »Si 
quando tarn perdUae mmtHs pontifez iuToniretur, ut h^pitmodi fa* 
ekm (Designation) aggredi änderet«, sagt Pius IV. im Consistorium. 
lExistimabant (cardinales) quod verisimile non esset Christi vicarium 
iarUum scelus animo concepturum neque aggredi ausurum, nec, si 
quis auderet, populos aut principes electionem hujusmodi passuros, 
quae totam ecclesiam perturbaret.« »Alii cardinales) . . . dubita- 
bant, an satis honorificum esset haue materiam (Designation) agitari, 
cum vel sola suspicio posse quemquam tarn atrox facinus cogitare 
• . • dedectts allatura videatur.« Endlich soll noch hervorgehoben 
werden, dass nach den Gonsistorialakten *emmmm dodonm sm- 



1) AroMf t kalb. EirehflUMlit L €. & 425-S8. 
8) »Patres • . . ««■ molki etMDt, mvltmn oeaModo temporii eooraa» 
pterant« 

3) »Videor, inqnit, errare non posse tanti sonatus consilio fnltns.« 

4) ». . . Declaraturum pontificem non posse öligere sacceuoram • . .ita- 
qne cardinales ad bullam conficiendani deputaturam.« 

ö) Sägmüller, Archiv L c. S. 426. 
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UnHam esse, 000 possa pontifioem sibi eligere sacoenoveiD, id qaod 
peipetao Mclenae wa confirmetar.c 

Man mag die Stelliuig Pias IV. rar Desigoation benriheilen 
wie man will, Jedenfalla ist dieselbe fllr die Lftonng der Frage ron 
grosser Bedeatang. Wir setsen den Fbll, ein Papst bftUe nach ef- 
folgter BerathuDg io eioem Consistorinm anf die Hehnabi der Kar- 
dinäle gestützt, mit diesen Ausdrücken erklärt, die Unfehlbarkeit 
gehöre nicht unter die Priraatialrechte des Papstes, welchen Stand 
hätten wohl die Infallibilisten auf dem vatikanischen Konzil gehabt? 
Die Konsequenzen, welche sich daraus ergeben, sind unabweisbar. 

Die Einwände, welche gegen das DesignationsrecA/ des Papstes 
gemacht werden, zu beseitigen, ist also Hollweck nicht gelungen. Eben- 
so ferfehlt ist die Lösung der Frage, welche H. vorschlägt. Diese 
sieht er in den Designationen Ton Felix IV. nnd Bonifaz IL Holl- 
weck argnmentirt folgendermassen : 

Bs steht historiseh fest, dass zwei Pftpste ihre Naehfolger er- 
nannt haben. 

Atqni der Papst erkennt nnfehlbar, was sn seiner MaehtroU- 
kommenheit gehört; diese in seiner Ifachtfftlle enthaltenen Rechte 
werden aber als rteher bekannt, entweder dadurch, dass der Papst 
dieselbe lehramtlich deklarirt oder dadnreh, dass er sie ansftbi 

Ergo ergibt sich als theologisch sichere Wahrheit, dass die 
Päpste in Ausnahmsfällen den Nachfolger bezeichnen können. 

Damit wäre nach H. der gordische Knoten gelöst. So einfach 
liegt aber die Sache doch nicht. Die Designation des Papstes Felix 
steht fest, ebenso sicher ist die Thatsache, dass nach dem Tode 
des Papstes der römische Klerus beinahe vollzählig in regelmässiger 
Wahl den Dioskur als Nachfolger wählte und sich dadurch durch 
die Desigoation des Papstes Felix als nicht gebunden erklärte. Wie 
kann also H. ans der Ausübung der Designation durch Felix den 
Sohlnss sieben, dass Paprt Felix im Becht war? Bs infisste doch 
snerst bewiessn werden, entweder direkt, dass der Papst berechtigt 
ist, seinen Nachfolger in ernennen oder wenigstens, dass die vom 
römischen Klerus Torgenommene Wahl nngfiltig war. Weder für 
das eine noch für das andere ist der Beweis Ton Hollweck erbracht 
worden und Iftsst sich anch nicht erbringen. Hollweck setst also 
voraos, was zu beweisen ist, und baut darauf seine Schlüsse. 

Ein üinsland, welcher bei der Beurtheilung der Designation 
des Papstes Felix als Rechtsfrage schwer ins Gewicht fällt, ist die 
Opposition des römischen Klerus gegen dieselbe. Diese Schwierig- 
keit wird nicht erledigt dadurch , dass man kurzer Hand aunimmti 



Digitized by 



360 holder. Zur DtHgnatUm der Nachfolger duirck die Päptte, 

die Anhänger des Dioskur seien bona ßde gewesen. Deun diese 
konnten nicht bona fide gewesen sein, als sie sich gegen Bonifaz, 
den von Felix designirten Papst, erhoben, vorausgesetzt, dass nach 
der Aaffassang von Holl weck die Hechtsfrage der Designation durch 
die von Felix vorgenommene Ernennung soüiM Nachfolgen, die sie 
ja kannien, gelöst war. Nach Hollweck war die Frage nach dem 
DesignaiioDarecAl darch die Tolliogene Designation gelöet; es durfte 
also nach dieiem »Borna locata estc der Klenu keine Oppoeition 
machen, man mfisete schon als Aosflncht vorhringen wollen, der 
romische Klems hfttte die (nach Hollweck) in dem Designations- 
akte liegende prindpielle Entscheidong nicht erkannt So unwissend 
in theologischen Fragen halten wir den römischen Klerus des 0. Jahr- 
handerts nicht ; ebenso wie im bekannten Streite über die Ketzertaufe 
die Frage nach Entscheidung des Papstes Stephan als causa finita 
erkannt wurde, so hätte auch der römische Klerus die principielle 
Bedeutung der durch Felix vorgenommenen Designation sicher er- 
kannt, wenn eine solche darin gelegen hätte. 

Es ist klar, dass für den römischen Klerus die Designation des 
Felix keine Lösung der Frage bedeutete. Will man diesen Schlass 
nicht zulassen, so bleibt blos die Annahme übrig, dass der Kleras 
der Kirche Etoms der Nachwelt das traurige Beispiel hinterlässt, 
sich mala fide gegen ein im Primat enthaltenes, vom Papste durch 
Ausflbnng (nach Hollweck) sicher erwiesenes und als solches er> 
kanntes Becht, erhoben zu haben. 

Der Konflikt erhielt durch den Tod des Dioskur eine befrie- 
digende Losung, indem seine Anhänger um des lieben IHeämu wil* 
len Bonifaz als den römischen Bischof anerkannten. Bonifiis wurde 
dadurch rechtmässiger Papst*); seine Erhebung, im Princip illegitim, 
wurde durch die Anerkennung der Wahlberechtigten legitimirt. Und 
diese Anerkennung musste Bonifaz haben ; dies beweist die Form, in 
welcher er dieselbe vom römischen Klerus verlangte. Es wäre ge- 
wiss für Bonifaz bequemer gewesen, die Wahll)erechtigten , wenn 
ihnen dies entgangen sein sollte, zu belehren, er sei durch die aus* 
geübte, also reeküich verbindliche Designation seines Vorgängers, 
rechtmässiger Papst. Doch davon lässt sich keine Spur nachweisen. 
Bonifaz selbst also findet in der Designation seines Vorgängers nicht 
die Losung der Rechtsfrage, welcbe £b»llweck dadurch als gelost hin- 
stellt Wenn Hollweck femer die demflthigende Form, in welcher 

1) Dem Fehlen des Dioskur in den Papstkatalogeu kann keine Bedeu- 
tung beigemessen werdeu, weil Dioskur sclion einige Tage nach der Wahl starb 
oad thata4chUch also Bonifaz auf Felix folgte. 
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die Anerkennung des Papstes Bonitaz durch den römischen Klerus 
geschah, betont, so darf man dabei nicht vergessen, dass der Nach- 
folger Bonifaz' die libelli anaihematis, welche die 60 Priester Roms 
gegen Dioskor imteneiehnen mnssten, öffentlich verbrannte and da^ 
durch wenigatena das som Aoadrack brachte, es sei den Vernrtheilten 
Unrecht geschehen. 

Was die zweite, von Bonifaz aoageAbte, Designation betrifft, so 
kann man nnmOglich daraas den Schlnss stehen, der Papst habe dft> 
durch die Frage des DesignationsrsdUes entschieden, denn die Do- 
signation wurde als rechtswidrig zuröckgenommen. In dieser Zurück- 
nahme der Designation hat raan von jeher eine Verurtheilung der- 
selben gesehen. Selbst das Konsistorium unter Pius IV., welchem 
die Designation des Bonifaz aus dem Liher pontificalis bekannt sein 
musste, sah darin keinen Beweis, dass der Papst seinen Nachfolger 
ernennen kann, denn die Consistorialakten berichten »communem 
doctorum sententiam esse non posse pontificem sibi eligere sacces- 
sorero, id quod perpetuo ecclesiae usu canfirmetur ^).« Hätte in der 
Designation Bonifaz' der Beweis für das Designationsrecht des 
Papstes gelegen, so darf man doch einem Papste und seinen Kar- 
dinälen, womnter sich hervomgende Kanonisten befanden, so yiel 
theologischen Scharfsinn sntranen, dies nach gepflogener Berathung 
heraosznflnden. Wftre also durch einmalige Designation die Frage 
entschieden gewesen, dass das Bmennungsrecht des Nachfolgers unter 
den Bestand der päpstlichen Rechte gehört, so hfttte dies auch von 
Papst Pius erkannt -werden müssen. 

Der Widerruf der Designation durch Bonifaz vor versammelter 
Synode liegt begreiflicher Weise Hollweck sehr im Wege. Dieser 
Schwierigkeit begegnet Hollweck mit der Behauptung, der Papst 
Bonilaz könne so, wie es der Liber pontificalis berichtet, nicht ge- 
sprochen und in dieser Form die Designation nicht zurückgenom- 
men haben. Zu diesem Resultat kommt H. dadurch, dass er den 
Theil des Berichtes, der ihm passt, annimmt und den anderen TheÜ, 
welcher von demselben Verfasser herrührt, als unzaverlftssig ablehnt 
Das geht denn doch nicht an; entweder den Bericht annehmen oder 
ganz verwerfen. Die Designation wurde durch Bonifaz zurfickgenom- 
men in einer Form, welche die Nichtberechtigung zur Uebung der 
Designation klar zum Ausdruck brachte. Neu und jedenfalls originell 
ist, dass man in der formellen Zurficknahmo eines rechtlichen Aktes 
durch denjenigen, welcher ihn gesetzt hat, einen Beweis sieht, dass er 



1) Bei Sigm&ller, Aichiv L «. 8. 426. 
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zur Setzung desselben berechtigt war. Die Illustration mit dem 
Concordat Pius VII., welches zuräckgenommen wurde, beweist nichts, 
da Pius in der Zurücknahme nicht zum Ausdruck brachte, er habe seine 
Befugnisse überschritten. Es billt auch nichts als Gelegenheitsaus- 
rede geltend zu machen, der Papst habe eingesehen, dass die Vor- 
aussetznngen fftr die Uebung der Deeignation sam Wohl der Kirche 
nicht Torlagen. Denn einerseits wftre so beweisen, dass in der Za- 
rQcknahme »höchstens« dies Bingeständniss liegt nnd nicht noch das 
Eingestftndniss der Niehtberechtigung sar Designation, andererseits 
kommt man damit doch nicht an der Klippe vorbei, der Hollweck 
ausweichen will. Ob die Destination durch die Zeitverh&ltnisse ge- 
fordert wird, entscheidet nach Hollweck wieder der Papst. Gibt der 
Papst durch Zurücknahme der Designation also zu, den Nachfolger 
ernannt zu haben, ohne dass das Wohl der Kirche es erforderte, so 
bekennt er selbst, seine Machtvollkommenheit überschritten zu haben, 
da er (nach Hollweck) die Designation nur ausüben kann, wenn zu 
einer solchen die noth wendigen Voraussetzungen gegeben sind. 

Ueberhaupt hat die ganze Beweisführung Hollwecks etwas go- 
knnsteltes. Wir sehen mit dem besten Willen nicht ein, wenn der 
Papst doch einmal das Recht von Christus erhalten haben sollte, sn 
derigniroo, warum er dasselbe nicht in allen FftUen ansflben könnte; 
die Nachtheile, die daraus entstehen können, sind doch nicht die 
nothwendige Conseqnens des Designationsrechtes, sondern nur die sn- 
ftUigen Folgen menschlicher Schwichen, die bei der Designation mit* 
nnterlanfen können. Wollte man von diesem Standpunkte die Bochts 
des Papstes benrtheilen, so rousste man demselben mehr wie ein 
Recht absprechen, weil dasselbe der Gefahr des Missbrauches ausge- 
setzt ist und Nachtheile für die Kirche im Gefolge haben kann. 
Der Grund: die Designation ist in einigen Fällen durch Christus ge- 
wollt, weil dieselbe in Ausnahnisverhältnissen zum Wohl der Kirche 
gereichen kann, ist nicht stichhaltig, weil er jeder positiven Grund- 
lage entbehrt. 

Die Grundlage, auf welcher Hollweck seinen LOsungsversuch 
aufbaut, hat sich also als unzuverlässig erwiesen; die Schlüsse, die 
darauf gebaut worden, mflssen deshalb schon von dieser Smte abge- 
wiesen werden. Bs lassen sich aber noch wichtigere Orttnde, welche 
noch schwerer ins Gewicht fallen und die Haltlosigkeit des HoUweck- 
schen LOsungsversuches noch klarer ins Licht stellen, anffthren. 

Nach der Ansicht von H. wird die Frage um das Designations- 
recht durch die durch F^Hx IV. vollzogene De^ignation gelöst. Nun, 
so fragen wir, wenn ein Papst ein Hecht als in seiner MachtvoUkom- 
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menheit enthalten einmal unfehlbar erkannt hat, wie ist es mOglich, 
dass eine eolcbe Erkenntniss Ar die Kirche und den Träger dieser 
Machtvollkonmenbeit wieder verlorn geht? Die Erkenntniss 
eines im Primat eingeschlossenen Rechtes ist doch ein Fortschritt 
in der dogmeogeschicbtlichen Entwicklung des Primats; ist diese 
Entwicklung wenigstens subjectiv «nes Bfieksehrittes tihigf Haben 
die Pftpste Felix und Bonifaz erkannt , dass im Primat das Desig- 
nationsrecht liegt, wie konnte dann Clemens VII. ein im Primat 
enthaltenes, durch frühere Designation offen erkanntes Recht igno- 
riren und sogar verwerfen? Und Pius IV. gelangte zur Erkenntniss 
dieses vernieintlichen Rechtes nicht einmal nach gepflogener Be- 
rathung, sondern sprach von der Designation als einem »facinus 
perditae mentis.c Ist die Erkenntniss des Inhaltes des Primates 
solchen Schwankungen ausgesetzt? Ich meine doch, wenn einmal 
Tom Papste ein Recht als im Primat enthalten erkannt ist, so 
sollte es, auch durch Nichtausflbung, nicht wieder fftr die Erkennt- 
niss Terloreii gehen, geschweige denn von einem folgendeu Papste 
direkt verworfen werdeu können. Dadurch werden doch die Pipste 
in der Erkenntniss ihrer Primatialrechte m direkten Widerspruch 
zu einander gesetst. Wo bleibt da die Unfehlbarkeit in der Er- 
kenntnis des Inhaltes des Primats? 

Die unabweisbare Consequenz des Lösungsversuches Hollwecks 
ist folgende: Zu den im Primat enthaltenen, von Christus dem 
Papste verliehenen und als solche erkannten Rechten, hat seit dem 
6. Jahrhundert ein Recht gehört, welches die kirchliche Gesetz- 
gebunji, Päpste, Konsistorien und Kanonisten nicht nur nicht erkannt, 
sondern direkt verworfen haben und von Holl weck wieder in die 
Reihe der Primatialrechte eingefügt worden ist. Will man dies 
nicht zugeben, so bleibt blos die Annahme übrig, die Päpste Felix 
und Bonifaz haben die Frage des Designationsrecfates nicht im 
affirmativem Sinne entschieden — damit fällt auch die Hypothese 
Hollwecks. 

Als Resultat unserer Arbeit stellen wir folgende zwei 
8&tze auf: 

1) Der LOsungsversuob Hollwecks hat sich historisch und dog- 
matisch als unhaltbar erwiesen. 

2) Wissenschaftlich haltbar ist nur diejenige Ansicht, welche 
ein Designationsrecht des Papstes verwirft. 

Mit diesen Ausführungen soll für uns, sofern nicht neues 
Material beigebracht oder neue Gesichtspunkte geltend gemacht 
werden, die Frage erledigt sein. 
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xuv. 

Synodus Dioecesana Pistoriensis et Pratensis ab illustr. et 
reverendis. D. D. Mareello Maoentio epiacopo Piatorieiisium et 
Pratensium habKa a. 1892 diabus 11, ia, 14. Octobria'). 

(Cfr. Archiv LXXL 289 iqq., LXXV. 828 tqq^ 480 tqq^ LXXVI 65 iqq.). 

Pars qaart«: De rebus. 

Inter ea qnae generali nomine res appellantur, sunt qaaedam 
aaerie asibae divinoqne cnltni, alia aleodis elerieit pauperibiuqae 
destinata. De ntrisqne eonstitotiones condere oportet, per qnas ef- 

ficiatur ut leges ab Ecclesia de iisdem latae religiöse observentur. 

Ck^, L De eaieHU earumqite u^apMeeHUbus, 

1. Etsi Deus coelos terraraque maiestate gloriae suae irapleat, 
io ecclesiis tarnen singulari inhabitat ratioue, ibique singulariter vult 
coli atque in eos qui ibidem ipsum precibus rite prosequuntur, niul- 
titudinem miserationum suarum osteodere. Itaque de qualibet ec- 
clesia iure ac merito dici poteat: >Qaam ierribilis est locus istel 
non est hic aliud nisi domus Dei et porta coeli ').c »In ea omnis 
qui petit, aecipit; et qai quaerit, inrenit; et pulsanti aperietar*).c 
Mimm igitnr non est, nibil magis in popnlos iram Dei concitare et 
inflammare, qnam Tiolationem domna suae. 

2. Itaqne parocbi, aacri eoncionatorea et confeaaarii pro aoo 
quisqoe mnnere fidelea fireqnenter moneant nt ad eccleaiam accedant 
aninio meditantea ae aalam diWnas ae tremendae maieatatia corda et 
renea aeratantis esse iugressuros. 

3. Kcclesiarurn autem rectores aeJituique curent ue quid venale 
in earum atrio et porticu exponatur, utque nemo audeat cum cani- 
bus aut volucribus aut cum armis (quae tarnen niilitibus gestare licet) 
aut cum sarcinia aut pullis illas ingredi aliaque eiusdem generis in 
eas invehere, per quae sacrarum fuuctiooum reverentia minuatur 
aliorumque fideliam perturbetur devotio. 



1) Wir bringen im f(>li,NMi<len den einmal begonnenen Abdruck der Sta- 
tuten vorstehender Diöcesansynodc mit Uebcrgohiing dos III. Theiles, der von 
geriogor Bedeutung fTir deutsche Verhältnisse ist, zum AbschloM. Die ßed, 

2J Gen. XKVllI, 17. — 3) In Mima Dedicat eccles. 
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4. Careni etiam at malieiefl qnae ecclesiam ingrediontiir, chri- 
atianatD modestiam ore, inceeso, habitti prae se feiaoi 8i qua ?ero 
inverecnnde oraata ad Saerameota aocedere praesampserit, repellatnr. 

5. Carent insnper ne qais io ecclesia, praesertim dam Hisaa 
?el alia divina celebrantnr offieia , deambatet, vagetar, com aliqao 
serat colloquia , tumultus excitet , aut alia qaaecumque agat quae 
domum Dei dedeceant. 

6. Landabilis mos veterura pietate inductus ut in ecclesia viri 
a foeminis seiuncti maneant, ubi ?iget, omnioo servetoTi et ubi ob- 
solevit, prudeoter instandum est ut revocetur. 

7. Cayeant ii ad quos spectat ecclesias custodire, ne loois ho- 
nori Dei dicatis abotanturf ibi supellectiles domesttcas sive proprias 
sive alienas, itemqae frumenta, legaroina, ligaa aut qnae aant geoeris 
eioadem retineudo. 

8. Mandamas aaiein rectoribus et aeditais ne sinant paaperes 
in ecclestis stipem qnaeritare, praeeertiin divinoram offtdorain alia- 
rnrnque sacrarnm fanctionam tempore, sed omnino carent nt in veati" 
boli« earamdem ecelesiaram coneistant >). 

9. Nallt in BcclesHs habeaotor conventns qui stricte religioei 
non sint, sine nostra licentia. 

10. Ecclesianim ianuae occasu solis claudantur, nec mane ante 
auroram pateant. Noctii vero nou reserentur, nisi noete Nativitatis 
Domini nostri lesu Christi, aut cum necessitas postulabit ut aliquod 
Sacramentum administretiir. 

11. Absiut ab ecclesiis profani concentus et musica theatralis, 
quae tautum abest ab eo ut audientium aniroos ad pietatem atqae 
ad reram coeleetiam desiderium excitet, ut maximopere Terendnm ait 
ne illoa a Deo avertat. Contraqae colatar foveaturque cantus gre- 
gorianas, qui eoram oorda ad coelestia regna se eztolienda adiavat 
plurimam. Gantns vero rannci qai in ecclesia permittnntar, sint 
graves, pietatem ezeitantes, iotelligibiles, cam eisqae organam, ei 
fieri possit, sodetar, theatralia tarnen nnmqnam repetene. Sed ne 
in re tanti momenti peecetnr, prae ocolis liabeantar praecepta sacrae 
Bitoam Congregationis hnc spectantia, quae adamusaim servanda sunt, 
qnaeqne in appendice bnias Synodi allata reperientar n. XIII. 

12. Nemo vero prope ecclesias audeat choreas duccre, profanis 
verbis obstrepere, ludere, tumultus excitare, aut artes t'ragorosas 
ezercere. 

13. Nullum aedificium ecclesiis, praeter aedes canonicales, in- 



1) Sjaodi et loc. cit. 
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cambat; nuUus e laicorum domibus in eas pateat aditas vel eoD- 
speetos sine Apostolicae Sedis indalto^); nullum sit saper eammdem 
• laemiaribas vel foroicibus cubiculam profanis nsibas aangnatiiiD. 

14. ficclesias, altaria nemo exaedificare aadeat sine nostra 
licentia seripto impetrata, et nisi a nobis typns adprobains fiierit; 
alioqnin non benedioentnr ecdesiae mnltoqne minus oonsecrabnntnr. 
Qnae licentia pariter neeessaria est nt quispiam ecelesias ant capelh» 
ant altaria, Iteet sint patronatns laici, demoliatnr, ant qaidqnam 
aliud gravis ponderis in illia innoret. 

15. Quaelibet ecclesia in Omnibus suis partibus, parietibus, 
tecto et paviraento sit tirmiter aedilicata; si qua autera indigeat 
reparatione, reparetur. Quod onus primo imponatur parocho, qui 
illud suae paroeciae sustinere debet reditibus, deductis quae sunt ad 
suara vitam necessaria. Opem autem ferant praediti beneficiis qui 
forte ea in eadem ecclesia possideant. Quod si horum omnium desint 
reditus, aaxilio veniant patroni, si adsint, qni tenentar aut templam 
instaurare et reficere, aut patronatnm abdieare. Fostremo, si omnla 
desint, veniat populas, qui cogendus est per taxationet^ proportione 
serfata, imponendas saper bonis qnae intra paroeciae fines poasideat 
Reparationes rero ordinariae absqae mora fiant, ne in postemm 
magno dispendio eas fleri necesse sit. Sin antem ecclesia labatnr, et tanta 
laboret paupertate nt nnlla norae exaedificationis spes affnlgeat^ 
illico eam efersam profanare eiasqne mdera, ligna omamentaqae 
in alios convertere usus, ant asportare, Nobis non annuentibus, 
audeat nemo; alioquin damnum quod illatum fuerit, resarcire debet. 

16. Templi fores nunquara sine velario pateant; ita ut per 
viam transeuntes tabernaculum in quo SS. Sacrameutum asservatur, 
videre nequeant. Si aiiquoties renovandus sit aer , terapli aditus 
amplo occludatar velo, vel ab altari maximo in aliud fiacharistia 
transferatar. 

17. PMpe ecclesiaram iannas, et quidero in parte interiore, 
sit vas marmorenm vel lapidenro pro aqua lostrali, qnod ab aeditnis 
saepins mondetnr, et nnmqnam huinsmodi careat aqna, nt iam wh 
nnimns parte II, caplte X, De SaeranmiaUbtts, 

18. Paroclii ceteriqne ad qnos spectat, procnrent ne sacra 
aedificia «x madore aliqnid detrimenti captant; idcirco fenestrae, si 
opus fnerit, reserentnr nt per aeris cnrsnm parietes, si hnmidi slnt, 
desiceentnr. Fenestrae antem sint vitris instrnctae; qaao vero non 

1) Ex plarib. decis. S. C. Ep. et Reg. 

2) CoQc. Trid. •Ms. XXI, cap. 7, et Bened. XIV., Inst eccles. ac S. C. C. 
0. lal. 1870. 
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distant a panmeDto saltem tribns metris, forreis clatbris alüsqae 
repagolis ita sink iiwinictae ut omn« aditas ftiribas interclndantar. 

19. In qnalibet ecclesia paroehiali extet pulpitom, cuiiis lateri 
dextero infixa sit Cradfixi Image. Si ecclesia sit tantam benedicta, 
extet in ea saltem unum altare fixom, qaod poteet esse ex lateribus 
confectniD ; reliqna vero altaria, rnaiimo non ezcinso, possunt quidem 
esse ex ligno cum ara portatili. Sin autem nuUum altare ex niuro 
confectum extet, convenit ut noum saltem buc extruatar materia, et 
sit altare principale 

20. Si tota altaris mensa non sit consecrata, extet saltem 
ara lapidea sacrata, quae vocatur altare portatile, cerata tela unde- 
qoaque operta et sat ampla ut bostia et calix cum Sacra pixide in 
ea collocari possint. Operculum sepnlcri reliquiarum omnino inte- 
grum Sit; ab ora aatem anteriori mensae altare portatile band valde 
distet« aiqne extra mensae snperficiem taatillam promineat nt faci- 
Hus ipeins locos a celebrante tentari possit, ad cavendnm ne bostia 
et calix extra ipsnm altare collocentor. 

21. Snbmoto lapide qai aepnlcrum reliqularom in altari tarn 
fixe, quam portatili tegit, altare no?a indiget consecratione, quamvis 
tactae non fuerint reliquiae 

22. Quodlibet altare decenter ornatum sit; iconem habeat, 
quae vel raysterium referat vel Sanctuin cui dicatura est; candelabra 
quoque habeat, inter quae superemineat crux quae imaginem Christi 
affixam deferat quaeque sit sat ampla ut a populo conspici possit: 
quae crux miuime requiritur, si in maxima tabula picta vel sculpta 
sit magna Christi crucifixi imago. Tribus mappis, vulgo iovaglie, 
albis ex Uno aut cannabe coufecti^<, quarum superior aliis oblongior 
Sit, altaris mensa cooperiatur. Sacris autem peractis, tribus prae- 
dictia mappis alia diversi coloris snperimpooatar , qna ita conte- 
gantnr nt sordibns non inqninentnr. 

23. Praeterea qnodllbet altare babeatscabellum, TnlgOjpredSeUo, 
Tel lignenm vel Ugneis tabalis opertnm, satqne firmum et planum. 
Eidemque altari, nisi ecolesiae fornice protegatur, superemineat um- 
bella, vulgo baldae^ino, 

24. Altare autem in quo asservatur SS. Eucharistiae Sacra- 
raentum, splemlidius quam alia eiornetur, eaque omnia quae spectant 
ad eiusdem SS. Sacraraenti asservationera et expositionem , quaeque 
parte II, capite IV, De sanciissimo Eucharistiae sacramento^ statuta 
sunt, S6r?entur. 



1) S. R. C. 31. Aug. 1807. — 2} Ead. a 14. Mart. 1861, et 31. Ang. 1867. 



Digilized by Google 



^fnodM PUtorien9t$ ei Praientit a, 1992. 

25. Locns in qao extat aliare maximum, qniqaa presbyteriom 
appellatnr, eo qaod preabyteroniin Aiiietionibiis dertinatos ait, si 
fieri possit, cancellis marmorets aot ferreis ant U^neis a cetero 
ecclesiae corpore diTisas sit, aditasqne in lllom non sit focile aper, 
tns laicts, praesertim vero foeminis, maxime sacramm fünctionam 
tempore. 

26. Ecclesia tota semper nitida decoraque sit; propterea sal- 
tem semel in hebdoma<la totiim everratur pavimentura, et undique, 
praesertim ex omnibiis scamnis, altaribus sedibusqae tribanaliam 
poeoitentiae pulvis excutiatur. 

27. Quaelibet ecclesia sacrarium, vulgo sagrestia, adnexam 
babeat; in eoqne lavacrom inarmoreum vel lapidearo sit vel saltem 
malluvium cum linteo moudo, nt ministri maniia lavent aoteqoam 
aggredianinr ad res sacraa faciendas. Sint inanper acabella , valgo 
genufiesgorUt eom precum tabellis ante et post Hissae celebrationem 
a aaeerdoiibua dicendaram. Neqae deeit Gracifixi imago, coram 
qua ante et poet Miasam eeterasqae sacras fanctionea sacerdotes ae 
inclinent cum e aacrario egrediantar et in illnd redeunt. ttemqne 
sint parva sitnla pra aqua benedieta nna enm proprio aspergillo, 
cmi cum hasta pro processionibus, tburibulum et navicula pro thuris 
incensionibus ceteraque omnia quae ad diviiias res rite perageudas ue- 
cessaria sunt. 

28. In qnalibet ecclesia extet quoque parvula cisterna (sacra- 
rium et ipsa appellata), in quam effundatur aqua qua lavantur puri- 
ficatoria, corporalia, pallae et manus quae SS. Sacrameutum yel 
Sacra olea tetigeraot. Quae quidem cisternula ita eztracta esse 
debet ut recepta aqua in ipaa depereat, ei qnidem intra mnroroni 
ecclesiae ambitum. 

29. In omnibns ecclesiia paramenta omninm eolomm a mbrica 
praeecripta non desint. Paramenta ooloris flayi adbiberi non poesnnt 
pro qnoenmqne colore^), neqae pro aibo tantnm, quamvis serica sint*). 
Ast, si anio maxima saltem ex parte contexta sint, pro quocnrnqne 
eolore, exceptis violaeeo et nigro, tolerari possnnt, nbi adsit con- 
snetado *). 

30. Cum äiitem consuetudo rubricis contraria invaluerit in sacris 
paramentis telam sericara vel aliam materiam flavi coloris pro quo- 
cumque colore adhibendi, sacra Visitatio ad huiiismodi abusum ra- 
dicitus evellendum, declaravit decrevitque nullatenus in posterum 
sacras vestes conüci posse ex tela serica aal ex alia materia flavi 

1) 8. B. C. 25. Sept 1888. — 2) Bad. C. In Feralti», 88. Hart 1869. 
— 8) End. C. 28. ApriL 1868. 
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eobris, earamqae mm permiütta in ecdesiis Tetuii; aliqna tarnen 
indnigentia perrolsit, it eae qoae eniant in panperibos ecelesÜB, tan- 
tnm adhibeantnr qnoad oonsnmpiae rint^). 

81. Planetae, atolae^ manipuM, bnrsae, rela aliaqae panmenta 
mnt omnino serica, minimeqne lanea. Albae antem, amiotos, cor- 
poralia, purifieatorla et manntergia ex lino Tel eannabe eint, nnl- 
latenus ex gossypio'). Sed amictus, albae, mappalae, si qaae ex 
gossypio habeantur, adhiberi possunt donec consumptae sint 

82. Galices babeant saltem cuppam argenteam, et quidem intos 
anratam. Quapropter calices quorum coppae, etsi inauratae, ex 
orichalco, ottone, vel cupro, rame, sint confectae, adhiberi non pos- 
sunt. Itaque mandaraus, ut ecciesiae quae huiusmodi calices babeant, 
intra annum ab huius nostrae Syaodi promulgatione alioa decentes 
eibi coraparent*). 

33. Planetae, tnnicellae, dalmatieae, stolae, roanipnli, albae, 
cingnli, amietos, mappae altarinm, corporalia et pallae non adbi- 
beantnr anteqnam a Nobis ?el a eaoerdote a Nobie delegato bene^ 
dictae fnerint, nt etatoimna parte II, capite Z, De SacnmmkUiihue. 

84. Corporalia, pallae, pnrificatoria , cnm opna eet, ablaantnr. 
Horum omninm antem prima loUo, anteqnam lixirio tradantnr, a 
saeerdote vei a clerioo in eaerie conetitnto fieri deliet, nnmqnam vero 
a laico mnltoqne minus a mulieribus, quamquam monialibns, et vi- 
tam communem sub regula degentibos, ut iam diximus parte III, 
capite IX, De monialibus. 

35. In Omnibus ecclesiis extent miasalia cum approbatione Or- 
dinarit impressa novarunaque missarunn appendicibus aucta. Quoniam 
antem in nonnullis ecclesiis antiqua nüssalia habentur, meminisse 
iavat ea vetita esse quae prodierunt Yeoetiis apud lundas^ Sessas, 
Missirinumt praecipne ad signum Sirenae ä Europae ab anno 1596. 

36. Quae ex saeerdotalibos indnmentia attrita sunt, refici non 
possint, eomburantur eornmqne cinerea in eaerario ponantnr. Saocti 
Officii antem Congregatio Tetnit ne unqnam in bebraeornm manne 
per?eniant veetee, imagines, libri aliaqne sacra nani eeclesiae desti- 
nata, qnamTia eonsnmpta eint ac detrita. 

Cap. II. De oratoriis. 
1. Quae superiore capite de ecclesiaruna aedificatione , repara- 
tione, decore, munditie deque reverentia illis debita statnimue, eadem 
et de oratoriis publicis statuta omnino oensenda ennt. 

1) Foniiei, Imt Utnrg. par. I, De medL Hin. eap. 14. 

2) Eftd. C. 10. Jan. 1852. — 8) ftid. C. 28. M aU 1855. — 4) Bid. a 
20. Mart. 1875. — 5) Die 17. NoT. 1814. 
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2. In priiuis oratoria publica esse putantur, si comperiatar ea 
»altem benedicta diviaoqae cnitui destioata faiase. Si autem iostrn- 
mentam desit ad eommdem pubUcitatem argaendam, ba«c ex con- 
ieetaria probari poteet; qnamm qnidein piaedpaa Mt, si ipsa ostiain 
speetans pablicnm locam omnibasqae pateas habeant atqae adnexam 
etiain tivrim campananiin. Absonnm tarnen dod est, nt pablica 
censeantnr oratoria in atriis palationim extantia, quando id certa 
ostendant signa, praesertim st in illis aliqnod ecclesiasticnm bene- 
ficiuin institutura sit. Inter quae sigua est campana cum campanili, 
quae publicis oratoriis tantum permittitur; item altare fiium, Missae 
celebratio in festo Titularis diebnsque solemnioribas , eorumdemque 
oratoriorum visitatio ab Episcopis babita. 

3« Qai babent ins patronatoa ia publica oratoria, non possant 
ea alienare nee illomm proprio marte immntare statos^). 

4. In bisce autem oratoriis Ueet Sacram faoere quotidiei, 
postremis tribns diebns maioris Hebdomadae tantum exceptis; ali- 
quando vero id non solum licet, sed etiam decet. Itaqne in festo 
Titularis unam saltem Missam celebrari praecipimus. Verum in 
ipsis, exceptis illis qaae uti paroeciarum auxiliaria habentur, iisque 
quae ab earum ecclesiis longe distant (vide partera III, capnl V^) 
Dorainicis et diebus festis nemo audeat Sacrum facere antequain 
Missa parochialis celebrata sit, nm accesserit liceutia Qostra vei pa* 
rocborum, iusta de causa tautum daoda>). 

5. Iq iisdem ?ero oratoriis ministrari potest Bncbaristia inter 
Missamm eelebrationero , non tarnen die Pascbatis neque pro Com* 
munione paschali. Ex liceutia autem nostra vel nostri Vicarii gene- 
ralis in illis etiam poenitentiae tribunalia ad confessiones exdpiendas 
extare possuut Atque licet capellano capsnlas parietibns affixas 
tenere ad eleemosynas recipiendas, quae erogandae sunt in eorumdeai 
oratoriornm necessitates ; earnm vero administratio ad ipsum capel- 
lauum spectat, qui rationum Ordinario leddere debet'). 

6. In oratoriis de quibus loquiniur, potest quidem a parocho 
vetari, ne ea fiant, quae in iurium proprio parochialium numero ha- 
bentur; sed in iisdem, ne aanuente quidem parocho, iura ipsa pa- 
rocbialia exerceri non possunt« invitis patronis aut aliis quibunlibet 
quorum regimini seu administrationi, tutelae curaeque eadem ora- 
toria coacredita sunt Itemque parochus vetare nequit ne sacerdotes 
illa regentes in ipsis functiones peragant quae neu sint stricte pa^ 

i) S. Ep. et Reg. 1. UaUldTi. - 8) 8.aC. 15. Febr. 1879. — 8) JSadL 
C. & Haii 1746, et 28. Inn. 1774. 
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rocbiileB , niai id sibi oompetot ex aliqno privilegio Tel pacto iu in- 
atitotione etatoto^. 

7. Exoptamos aniem, vi etiam id tisdem oiaioriis erigaatiir sta- 
ttones Via« Grade, ex ooBeeneu tarnen Ordinarii tfc parochi, eerra- 

tisque sammorum Pontificnm praescriptionibus. 

8. Praecipimus vero, ut etiam diebus quibus in his oratoriis 
Missa non celebratur, altare sacra imagine, cruce, duobua candelabria 
et Candida mappula lintea iugiter sit exomatum, atque feuestrae ita 
siut repagulis instructae ut eadem oraioria a caeli iotemperie auima- 
liamque iniuriis defendantur. 

9. Praeter oratoria publica, sunt et alia qaae utpote intra pa- 
rietes privatae domiis extantia, privata appellantur. Huiusmodi ora- 
toria a solo Bomano Pootifice, et qaidem spectabilibos tantam per- 
80018 coneedantar. Qaamqaam haec oratoria non sint perpetuo saera, 
cam arbttrio domini possint in alinm con?erti nsnm, tarnen donee 
nti talia extant, velnti loca religioea divinoqne caltai deatinata ha- 
benda sunt; idciroo nalli domestloo nsoi inserfire debent 

10. Cetemm qni homm oratoriornm priTilegium obtinaemnt, 
eaveant ne olauenlas concesrioois praetergrediantnr; ita ntvel Missa 
celebretnr sine praesentia eorum qui adesse debent, aut quispiam 
praecepto Missam diebus festis audiendi ibi satislacere sibi putet 
concessura , cui reapso concessum non sit. Nullus autem sacerdos 
sine nostra peculiari licentia hisce in oratoriis Eucharistiae sacra- 
mentum ministret neque sacramentales confessiones excipiat. 

Cap. III. De sacm Reliquiis. 

1. Saacti qui cum Cbristo regnant, Dei filii, et ooetri amiei 
et interceseores sunt. Non solum autem illos, sed etiam eornm ossa 
et cinerea atqoe cetera qnae ad illos spectamot, bonore et reverentia 
proseqni debemns; siqnidem corpora eorumdem Saactomm »?i?a 
membra fneront Christi et templnm Spiritns sancti, ab ipso ad 
aeternam vitam suscitanda et glorifteanda *). »Sed qoaatopere gra- 
tos acceptusque Deo sit bninsmodi cnltas ?el ex hoc intelligitur, 
qaod per easdem reliquiaa mnlta, nt inquit CondUom Tridentinum *), 
hominibus praestat beneficia. Quod iam expresserut sanctus loannes 
Damascenus scribens *) : tChristus Dominus Sauctorum reliquias, velut 
salutiferos fontes praebuit ei quibus plurima nobis beneficia manant, 
suavissimumque aoguentum proüuit.c 

1) Bs doda. etiud. CL S6. Aog. 1877. 

2) Conc Trid. sess. XXV. Deeret. de iuvocut. venerftt. et nUqoüt. Sanetor. 
8) Loc eit. — 4) De fide orkhod. lib. IV, e»p. 6. 
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2. Itaque rationes buius cultus maiimasque utilitates quae ex 
ipso proficiscantur animarum coratores tidelibus exponant, osten- 
dantque eain non esse absolutum, sed relattvam tantam. Haereti- 
conim usQper calamnias qni cultam saoranmi reliqaiaram nti saper* 
stitiosnm et idololatricmn adoriaatar, pro tempore et pro re oon- 
feilere stodeant 

8. Anthenticae reliqaiae maniaa enstodlantar diligentia , et 
qaidem in theds aureis vel argenteis aat es alia materia argentata 
vel inannita affatre eonstraotis ; singalae aotem siat suis distiactae 
nominibns, sigillo obsignaiaA mundoqne erystallo contectae at fideri 
possint: ipsao vero thecae collocentur in ecclesia vel saltem in eins 
sacrario, et quidera in decenti arraariolo, cui sciibatur titulus: Ke- 
liquiae Sanctoram. 

4. Quoniara autem reliquiis sanctae Crucis Domini nostri lesu 
Cbristi et aliis quae ad eiusdem passionera spectant, cultus latriae, 
reliquiis vero Sanctorum duliae debetur, iUae et istae neu possaat 
in iisdem capsis vel tbecis collocari ^). 

5. Reliqaiaram diplomata accurate serTentur in arcbivio paro- 
chiali eommqae index ab eoclesiae rectore conficiatar, in pastorali 
risitatioQO Bpiscopo eshibendas. Cooficiator qaoqae index singn- 
laram reliqaiaram, qoi ia patenti sacrarii loco expositos habeatar. 

6. Nemioi vero liceat pabUcae exponere venerationi reliqaias 
qoae a Nobis ?el a deoeesoribas nostris reeognitae et approbatae 
non faerint*). Beliqaiae aatem diplomate et sigillo carentes seor* 
snm et in decenti loco assenrentor. Sed ob nnicnro legalis authen- 
ticitatis defectum non est perturbanda longaeva fidelium veneratio 
erga reliquias quas sine dubitatioue coluerunt coluntque uti reliquias 
alicuius Sancti; neque quidquam innovandum est in reliquiis in 
eadem capsa ab iramemorabili veneratis, quamvis nonnullae repe- 
riantur quae ad eumdem Sanctuni cuius reliquiarium nomen gerit, 
pertinere non videantur^). Quod si alicuius reliquiae frangatur 
sigillum, ad Noe cum testimonio de illius identitate deferenda erit, 
ut Uli novam imponaroas. 

7. Licet pabliee et abiqae yenerari reliqaias Sanctoram qai 
canonizati sant; ast reliquiae Beatorum eo tantam in looo eoqoe 
eolto qaem sommas Pontifex coneesserit, venerandae sant; nonqnam 
vero possnnt in prooessionibns cinsamferri, oisi ex pecaliari indalto 
Apostolico*). 

1) S. R. C. 6. Mail 1826, et S. I. C. 22. Febr. 1847. 

2) Clem. Xlll., Coiist. Inier multiplices, et S. I. C. 2. Sept. löÖO. 

3) Ead. C. 29. Febr. im. - 4) Eftd. C. 27. Sept 1659. 
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8. Beliqaiae aotem eoram qai • ?ita eewemnt daintaxat eam 

sanctitatis fama, paplicae venerationi non posaunt ezponi ; licet tarnen 

fidelibus eas privatim prudenterque venerari 

9. Cum fidelium venerationi reliquiae exponuntur, eas ad altare 
in quo exponendae sunt, deferat sacerdos superpelliceo ac stola con- 
grui Colons indutos, eamqoe praecedant qui faces seu candelas manu 
geatent; qnamdin autem nporitio perdaraFerit, doo saltem Inmüia 
eirea eas ardeant*). Ipsae Tero numquam ezpooantar neqae ante 
ostiolam tabernacaU io qno angoBtiesimam Sacramentom asserratar, 
neqne saper ipenm tabernaealnm 

10. Onm SS. Saeramenhiin ezpenendnm erit, saerae reliqnfae 

amoveatttur ; perroittitur tarnen, quinimo maxime decet easdem super 
altare expositas permanere dum Missa celebratur. 

11. Non licet Sanctorum reliquias ob quamcumque causam vel 
oonsnetudiuem proceasionaliter aub umbeila, ?algo baldacckimt cir- 
cnmferre 

12« Qnoniam autem leliqniis sanotae Croels aliisque qnae 
Christam Dominiim tetigenut, cnltns latriae relatiTos debetor, per- 
mittitnr at eae snb nmbella deferantnr, seorsum tarnen et disinnctioi 
a Sanetomm reliquüs ^). 

13. Sanctorum corpora e suo loco haudquaquam removeri pos- 
aunt absque Episcopi licentia, ne servatis quidem intactisque sigil- 
lis^). Alias pariter sacras reliquias vel earum partem vetamus 
quemquam sine praedicta liceatia e thccis in qoibus indosae simti 
educere, aibique addicere, aot aliis tradere. 

14. Ad aolerendam aatem abosnni quo nonnnlli homines chri- 
stiaai nomlnis hostes et tnrpis locri enpidi sacras vellqaias exqnlsitas 
arreptasqae et antbentieitate praeditas , praesertim Bomae, rendere 
non embeseebant, ad easque, qaoad fteri potest« reeaperandas, saera 
Bitanm Oongregatio distriete vetoit^ ne ehristtfid^es sab qaolibel 
praeteztnm, etiam redimendi, reliquias et exuvias Sanctorum, licet in 
capsa reconditas, sigilloque obsignatas, tarn iu Urbe, quam extra, 
emere aut vendere audeant. Praeterea mandavit ut quicuraquo 
sacras reliquias venditioni expositas invenerit, locorum Ordioarios de 
boc moueat, qaorum intererit opportuue providere. 



1) Bened. XIV., De serv. Dei beat. Hb. I, cap. 7. — 2) S. R. C. 12. Aug. 
1855. — 3) Ead. C. 31. Mart. 1821, et 12. Mart. 183G. — 4) Ead. C. 27. Maii 
1826. — 5) Ead. C. In decis. cit. — 6) Bened. XIV.. De cauon. Sauet, lib. IV, 
pur. II, cap. 22.-7) Decret. diei 21. Peo. 1878. 



Digitized by Google 



374 8gnodu§ PMoHenrit et Pratetuti a. 1892. 

Gbp. IV» De saeris imagmlms. 

1. Qnoniain saeris imaginibns religiosas euliiis tribnendos est, 

parochi et praecones verbi Dei populam commoneaot nt caveat a 
fabulis haereticorum qui hunc, noQ secus ac cultum reliquiarum, 
vituperare non erubescunt, euradem idololatriae labis incusantes. 
Itemque demoustrent sacras imagines honorari et coli „uon quod 
credatur inesse aliqua in iis divinitas vel virtus, propter quam sint 
colendae; vel quod ab eis sit aliquid petendum; vel quod fiducia ia 
imagiaibas ait figenda, veluti olim fiebat a Geotibos, qnae in idolia 
spem aoam collocabant: sed qaoniam honor qui eis exhibetur, refer* 
tar ad prototypa qnae iUae repraesentaot; ita at per imagines qoas 
oacalamur et coram qaibos capnt aperimna et proeombimoa, Christam 
adoremiui; et Sanctoa, quorom illae mmilitodinem geraat« Tene- 
remnr 

2. Stndeant inmiper eomdem populam ita ad imagines Sanc- 

torum colendas adducere ut ipse ad eorum exempla vitam moresque 
componat, exciteturquo ad adorandum ac diligendum Deum, ad pieta- 
temque colendam ^). 

3. Nulla autera nova imago in ecclesiis nostrarura Dioecesiura, 
etiam exemptis, veneranda coUocetur, nisi prius Nos dederimus licen- 
tiam atque a Nobis vel a sacerdote facultatem babeute iuxta ritom 
eeclesiasticnm benedicta liierit. 

4. In sacris vero imaginibus nihil indeconim appareat, nihil 
inhoneatam*); imo in eis elaceat religiosa sanetaqne maiestas; ita 
nt per eas fideliam pietaa exeitetnr. Si quae igitar in eccledts 
eiistant procaeem yenaatatem aut lasciviam prae ae farentes, eas 
interdicimns, at interdicimas etiam eas qaae ob defonnitatem risam 
exdtent et eontemptom. 

5. Sacras imagines sordidis io locis irreverentiaeque obnoxiis 
effingi et collocari ouiuino vetamus; si autera in Ulis iam exstent, 
quampriraura eas deleri aut reraoveri iuberaus. Easdeaique imagines 
in pavimentis, in tumulis aliisque locis qui transeuntiura pedibus 
terantur, scülpi aut pingi minime permittimus; nimis eoiro dedecet 
pedibus calcaodam praebere quod venera ri debemus. 

6. Imagines servorum Dei qai ab Apostolica Sede non sint 
canonizati vel beatificati, pingi non possant cam radiis et splendori- 
bas, nec aliad qaod ealtam indicet aat repraesentet, iUis tribai 
potest^). 

1) Conc. Trid. sess. XXV, De invocat. venerat. et reliquiis Sanctor. et 
sacris imagin. — 2) Id. Conc. loc. cit. — 3) Id. Conc. ioc. cit. — 4) Urban. Vlil., 
Const. Sancliäaiinuö. 
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7. lastoram homioom imagines, si ad ecelesias defmntar, in 
loca seereto 8er?eiiiiir donec ab Apostoliea Sede de ittis aliquid 8ta> 
tatam faerit^). 

8. Nova miracula ad imagiues sacras patrata eyalgare, prae* 
dicare atque typis raandare audeat nemo, nisi prius a Nobis cogaita 
fuerint ac probata, ne fidei hostibus occasio contemneDdae religionis 
praebeatur, falsa aut dubia miracula obtrudendo. 

9. Imagines devotae sine Apostolicae Sedis licentia non possunt 
ex una io aliam ecclesiam traosferri; proinde si huiosiDodi translatio 
sine eadem licentia facta sit, nee approbaada est ncque toleraada*). 

10. Administratio oblationnm qoae colligontur in honorem aa* 
erae imaginia existentia in aliqna paroecia, etiam regalariom, ad Or- 
diiuuriiini apeetat, qni eaa in ecclesiam inibi aedificandam alioeqne 
pios nsQs erogabtt*). 

11. Farochi aaepe fldelea hortentar nt a domibns obscoenaa 
amo?eant imagiues eosqne doeeant qnantae sit nlilitatis sacras 
imagines in illis, imo in quolibet earum cubiculo asservare, quam 
earura aspectu mens et cor ad res aetemas extcllantar atque ad 
christianae pietatU actus excitentur. , 

Cap, V. De processionibtts. 

1. Processiones , quae ex autiquissimo sanctorum Patrum in- 
stitato proficiscuntnr , vel ad excitaadam fideliam pietatem , vel ad 
commemoranda Dei benefida eiqae gratias agendas, vel ad divinum 
auxilinm impbrandnm staintae sunt. Ex quo inteUigitur eaa omni 
bnmilitate, ie?erentia atqne devotione peragendas ease^X 

2. Omnea decenti babitn indati, ea modeetia ae re?erentia qnae 
piis et religiosis hninsmodi actionibas maxime debetur, bini ano loco 
procedentes, sacris precibus ita sint intenti ut, remoto risn mntnoqne 
colloquio et vago ocnlorum adspectu, populum etiam ad pie devoteque 
precandum invitent. 

3. Laici aatem a clericis, foeminae a viris separatae, orantes 
prosequantur 

4. Omnes vero incedant sub Capituli Cathedralis cruce, si illud 
iaierveniat ; sin minns, aub crace ecdesiae in qna fit processio, quam 
sequi debent omnes qai snnt e dero saeculari Eademqne criix 
nsitate inter daoa aeoljthoe cum candelabria et cadelis accensis de- 
ferenda est. Cmdfixi imago terga obvertat celebranti, qnasi Christas 

1) Id. Pont. Const. cit. - 2) S. C. C. In Nullius Ferentilli, 31. lul, 1706. 
— 8) 8. C. Ep. et Reg. 20. Sept 1605. — 4) Rit. rom. De processionibas. — 
5) Rit. rom. ibid. - 6} S. R. C. In Abellinen. 28. April. 1866. 
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omnibos praeire videatur. Praeferatur eiiam« abi sii oouiaetadoi 
feiillani aacris imaginibus insignitum ^). 

Reguläres incedant poet coDfraternitates, et posi eoe digoieri 
loco clenis saeenlarb, cni aemper im est praecedeadi veipdares, qua- 
libet in eontrarinm indaeia oonsaetadine soblata*). 

6. Qttoad praeeedeatiam vero eonfraternitatnm, io primia re- 
spicienda est dignitas : ita ut Semper praecedere debeant qaae sunt 
aliis digniores. Quapropter confraternitas Cathedralis alias prueccdit. 
Inter pares autem praecedentia , iuxta regulam, >qui prior est in 
tempore, potior est in iure,« ad illana spectat quae iam in quasi pos- 
sessione est atque iure praecedendi. Si autem teoiporis primatus de- 
monstrari noD possit, tunc praecedit sodalitium quod prius insigoi- 
btts, quae italioe cagpe vocantar, usum fuerit. Veram sodalitas SS. 
Sacrameati in processionibus io quibas defertnr ipsom Saeramentnia, 
Semper praeoedentiae booore poUtur*). 

7. Tertiarlis francisealibns ooetom eoostltaeotlbiis, neape pio- 
prio babitn ac siib crnoe iaoedeDtibns, ios est praeoedeodi qaaseamqne 
laicaa sodalitates 

8. Qnod attlnet ad fo^mioas soeietati FOimwn Mariae ad- 
scriptae, nihil obstat qacminus ipsae simal proeedant ante rel post 
laicas confraternitates 

9. Concentus musicus, vulgo Ja banda, dum sacris processioni- 
bus interveait, ante utrumque clerom regulärem et saecalarem pro- 
cedat ^). 

10. Controversias omnes de praecedentia quae oriaatur iuter 
ecclesiasticos viroe tarn saecularea« quam reguläres, cum in proees- 
sionibiis publicis , tum in eis quae fiunt in elFerendis delaactornm 
oorporibas et ia defereoda ambella« alüique id geaas« aostram erit, 
amota omai appeUatloao et aoa obataatibas qaibaseamqaei ooai^ 
poaere*). 

11. Ia processioaibas ia qaibas defertar SS. Saerameatam Tel 
Bgaam saaetae Graeis, tarn ecelesiastici, quam saecalares deteeto 

capite incedere debent. In aliis vero processionibus in quibus defe- 
runtur reliquiae vel statuae Sanctorum, qui eaa deferunt, capite 
deteeto, alii vero clerici possunt incedere tecto capite cum bireto 
Episcopus tantum, dum sacras reliquias processionaliter defert, 

1) Rit. rom. ibid. — 2) S. R. C. 7. Aug. 1621, et 28. Sept. 1658. — 
8) Greg. XIII., Const Exjioscit. 25. lal. l&8d, et S. C. C. 27. lal. 1867. — 
4) 8. S. a S8. Uatt 1880. — 5) Bid. €. 8. IiL 1885. -^C^ULCJm Bnm- 
doiiot, 28. Seilt. 1887. — 7) Oone. Trid. aen. XXT. De ngnlar. et moniaL 
oap. 18. — 8) S. B. C. 1. Deo. 1687. et 25. Sept. 1688. 
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^iamn agator de sinoUe Gnieis reliqnia, capnl mitra oooperire 
potast*); at ipsi qaoqoe vetatur, ratenta mitra vel pileolo, eam 
saeris reliquiis popalo benedioere *). 

12. ProeoBsloiies «xtraordinariae fieri neqnennt afoe nostra vel 

nostri Vicarii generalis licentia. Sin autem processiones vel ordi- 
nariae vel extraordinariae rite iiidictae üeri non possint, fiant intra 
ecclesiam, et qui adesse teaentur, propriis iosignibus ioduti incedaut 
elata voce rite precantes. 

13. Meminerint reguläres sibi vetitum esse processionaliter per 
ecelesias monialium traosire et absque licentia Episcopi egredi ex 
propriis claastris atqae ex ambitu snaram eoeleeiamm ^), servaio 
tarnen dominieaDis pecaliari priviiegio qnoad procesnoaee Corporia 
Domini et aanetiaeimi EUiearii >). 

14. NoD lleet paroohii, eUtta emee, solemnee peragere proeea- 
sionea in alienia paioedis; tano enim enm aint extra annm terri- 
toriam, nnllam inibi eiereere qaennt iarisdietionem. Neqne eeele- 
aiae qoam vocant matriceni, ins est ingrediendi cnm elata cruce 
prognatas ecelesias ; cum id a canonica iurisprudeotia rainime notetur 
inter honoris sigua eidem ecclesiae reservat!; praecipue si agatur de 

• regttlarium ecclesiis, quae eieraptae sunt ^). 

15. Qui processiones habituri sunt, vel earura directioni prae- 
sant, cnrent ne nocturoo fiant tempore, et ut saltem occasu solis 
absolvantar, ne forte Nobis praebeatur occasio deoegandi facultatem 
iUaram habeodarom. 

16. In proceBsionibos qnibneeomqne fieri ^eetacola profana 
et qnaavis alUia repraeeentationes, licet aaeras, potina rianm, quam 
defotlonem, qoae piia hiace religioaiaqne ftmetionibna maxime debe- 
tnr, excitantea, penitua Fotamoa. A saera antem Bttnnm Congre- 
gatione vetitnm est paeroa et pnellas symbola felSanetornm figuraa 
in processionibus deferre. 

17. »Edendi ac bibcndi abusum secumque exculenta et pocü- 
lenta deferendi in sacris processionibus, agrisque lustraudis et subur- 
banis ecclesiis visitandis, tollere parochi stndeant ^), 

(Jap, VI. De Fmierilme sepuUuris ae coemelenis. 

1. Animae corporis vinculis solutae, quae non omnia debita 
erga diviaam iustitiam peccatis contracta eisolverunt, quamqoam in 

1) Ead. C. 88. Un. 1689. - 8) Ekd. C. 88. 8«pt. 1887. — 3) 8. C. C. 

27. ^fart. 1062, et 14. Nov. 1617. — 4) S. R. C. 26. Febr. 1628. - 5) Ex decis. 
S. C. Ep. et Reg. 14. Mart. 1879. ^ 6) Ex decis, S. C. C. 13. Maii 1876. — 

7) In noa Urbis 5. Mart. 1667, et Uk mut MediolaoeD. 5. Not. diud. an. — 

8) Bit. loffl. loc. cit. 
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statu g^tiae ex hac vita migraYcdot, in loco expiatiODia, qni, at 
omnes nornot, Pargatorium appellator, detioantiir donec poenis qai- 
bog afficiantur, Tel anperstitam auffragiis divinae iiistitiae omniiio 
aatiafactam ftierit. Eoram aatem corporibns, atpote Deo per Sacra« 
menta et Sacramentalia eoDsoeratis, et qnandoqne reaarrectione donan* 
dia, debitoB honor praestandus est. Hinc Ecclesia catholica, quae 
filios suos etiam post obitum raaterno prosequitur amore, vel ab 
Apostolorum aevo consuevit christianorura animaa precibus, potissi- 
mum acceptabili altaris Sacriftcio, adiuvare atque eorum caLliiverihus 
sepeliendis loca paravit sachs ritibus sanctificata, quae coemeteria 
86U dormitoria (ad resarrectioois fidem significaadam) appeiiata 
faere. 

2. Parochorura erit haec de Purgatorii existentia deque suffra- 
giomni atilitate dogmata fidelea diligenter dooere atqoe obiecUo- 
nea qnae contra ea ab haereticia proferantar^ acearate refatare. 
Praeterea iidem paroch! cnreiit nt aoffragia, 3f iaaae acUicet, oratioiiea« 
eleemcaynac aliaqae pietatis opera, qnibns a fideUbna ammae defano- 
tomm aolent expiari, secondiiiD Eecleaiae inatitiita pie dcToteqiie 
peragantor, et qaae pro tllia ex testatorum voluntate aliave de canaa 
persolvi debent, a sacerdotibus aliisque qui haec praestare tenentur, • 
uoü perfuDctorie, sed diligenter persolvantur 

3. Statim ac aliquis adultus in coramunione Ecclesiae efflaverit 
animam, lugubri campanarum aigno, non tarnen noctu , fideles de 
eins morte adraoneantur, ut prece3 pro eo effundant Quod quidem 
aignaro dari potest iuxta uoiaacoiasque loci consuetudinem. Interiiii 
cadaver in decenti loco et qua par est reverentia componatur, atqae 
apod ipsom anam aaltem laceecat lameD, taaqaaRi fidei aimbolaon 
qaam defanotua dam viTebat, profltebatar. Si vero defanctua par- 
Tiiliia Sit, campanamm sonns non ait Ingnbria, sed featifua, qala 
innocentiae baptismalia atola ornatna, illico ad caeleatia transit 
regna. 

4. Cnrent parocbi ne cadaver aeptiltnrae mandetar nisi post 

viginti quatuor ab obitu hora.s, si mors naturali ex morbo aut senecta 
secuta fuerit; si autem repentina fuerit vel violenta, nisi post tri- 
ginta sex horarum spatium, excepto, quod mediei existiinaverint 
praediclum tempus protrahendum esse, aut contrabendum. Cadavera 
autem quacumqae diei hora eft'erri possant ad ecciesiam, nociu vero 
noonisi ex Ordinarii iicentia ^). 

5) Sx lege qoae iosait cadavera aepelienda ease in publicia 

1) Cone. Trid. sess. XXV, Decret. de Purgatorio. — 2) Rit. rom. In ex* 
pIrat - 8) 8. a a 15. Hart 1704. 
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coemeteriis, nihil derogatnm Aüt inri quo eeelesiae potinntar tarn 
emolamoiitonim percipieDdoram. Qaocirea ez coemeterioram insti- 

tutione locus sepulturae tantum materialiter mutatus (uit, iara vero 
omnia sarta tectaque permanserunt 

6. Quaravis pro varia Ecclesiae aetate variisque consuetuflini- 
bus varia fuerint loca fidelium corporibus sepeliendis destiiiata, fir- 
mum tarnen mansit fidelium ins aibi constituendi sacrum sepulturae 
locuro. lus vero sepeliendi sive ad parochum si?e ad alios spectet, 
81 accidat ut cum praedicto iure sepulturam sibi constitaeQdi pagoet, 
penitas allere debet* las tanien coroitandi defuncti corpns ad con- 
atiiatam sepaltoram regalariter ad proprimn parochiun apeetat*). 
Parooho enim ins est adsiatendi ümeribna deoedentiam iatra aiiae 
paroeciae finea ratione spiritnalia officii ab eo ülia praeatiti dam 
Tiyebant*). Qaoniam aatem offieinm parochiale proprie loqaendo 
baad fidetar affixam loeo, sed Yertitor in paroehfanoniin personia 
ita ut quocumque sese conferant, ias parochorura super eisdem in- 
tegrum maneat; idcirco qui rure agit, seu ruralia exercet ibique 
moritur, haud rure sepeliendus, sed ad paroeciam urbis efferendus 
est, ad cuius parochum funeris ius spectat*). Quod idem dicendum 
est de parocbianis qui alio se couferant rusticandi aut officii, studii 
militiaeque causa absque animo ibi aianeudi domiciiiamque coilo- 
candi. Attamen longa aliter res aese habet quando parochiaoas 
daplez habet domiciliam, nempe rare et in arbe, ita ut per aeqnale 
tempos, modo in ano, modo in altero vitam degat; tanc enim aepe- 
liendaa eat in paroeda in qaa mortnna est Qoo in caan parochianna 
iate aeqaatar ei qui in dnobna locia aeque principaliter habet domi- 
ciliam; ita nt ntriusque paroeciae nt parochianna et eepeliri debeat 
in illa in qna moritur, qaae tone habetar nti vera illius paroecia^). 

7. Lex autem excipit ne locum sepulturae sibi eligant, prae- 
ditos beneficio residentiali eoque perpetuo, si t-atnen extet etiam se- 
pultara clericis et presbyteris destinata 

8. Advenae et peregrini, cessante sepulturae clectione, iure cora- 
mani sepeliri debent in paroecia intra cuius fines mortui sunt^). 

9. Parochaa in caius paroecia regularis fortuito moriatur, non 
potest sibi fanernm inra vindicare, etsi ei iofirmo eztrema admini* 
atraverit Sacramenta; neqae illi ins est cadaver in ana ecclesia ae- 
peliendi, qaando illad commode tranaferri posait ad aliqoam anorum 

1) Ead. C. plaries, et praesertim die 16. Febr. 1869. — 2) Ex decis. S. 
C. C. 22. Dec. 1866. — 3) Cap. h qui, De sepnlt. — 4) S. C. C. die 14. Dec. 
1872. - 5) Ex flocis. S. C. C. 12. Wart. 1&91. - 6} Ex decis. eiasd. C. 27. Aug. 
1864. — 7) Kx dc'Ciä. eiusd. C. 24. Mari. 1888. 
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fratrum eeetoBiam. Bef^ilirw enim qni non ftierant per Tim disperai, 
a paroehiali larisdietione exempti aont propriamque habent sepalerani» 
qnod defiiare neqaeantO- Beligiosi aatem dispeni, qaoad fonera, 
non Seena ac eeteri parochtanl, parocbo loei sabeeee debent>). 

10. Qnoniam qni cnram antmarain monlalinm gerit, baberi de- 
bet tamquam proprius earum parochus, ad illom, niiniroeque ad 
parochum in cuius paroecia situra est monasterium, spectat celebratio 
funeris defunctae monialis funebrisque translatio cadaveris ad sepnl- 
turam. Quare si haec a monasterio distet, non potent a parocho 
impediri praedicta translatio, nisi ille de laeso iure conqueri possit. 
Laesatn aatem ins parocbiale non ceneetor, ai cadaver monialis de- 
ftmctae ad sepnltnram sea ad commune coemeterium a proprio e»- 
pellano absqne solemni pompa, com siola tarnen et crnce transfera- 
tnr^. Ceteram debet paroobna ad fonoa voeari, aemta in atando 
et sedendo antiqna oonsnetndine; ai aatem atolam deferat, eciat se 
nnllam ibi habere inrisdletionem^). 

11. In dncendo ftinere saoerdotea et clerici snperpelKeeiim 
gerant atque clerieale biretam. Reguläres vero, si adsint, propriom 
induant habitum, et sodales sodalitii insignia. Parochus insuper io- 
duat stolam nigram et, si ei videbitur, etiara pluviale eiusdem Co- 
lons. Nive autem vel pluvia ingruente, permittiraus ut loco bireti 
petasus in funeribus ducendiä deferatur, utque bjemali tempore sa- 
perpelliceo pallium superimponi possit. 

12. Hera a parocho pro foaere dncendo statuta omnes qui illnd 
sunt comitatari, ab eoelesia in quam oouYeniant, ad dehincti domum 
vel ad aliam loenm constitatam ae conferant ; indeqne a parocho 
rel saeerdote ab ipeo ddegato omnibus persolntis qnae a Ritnali 
mano atataontnr, allato e domo eadarere et fonebri eomitain dispo- 
Site, pealmi aliaeqne sacrae pieces ab eodem Ritnali statnta in- 
choentor, atqne ad vitandam vanam ftineris ostentationem, recta ria, 
si fieri possit, ad ecclesiam sub una dumtaxat cruce, et qoidem 
illius ecclesiae ad quam cadaver defertur, procedatur^). Sin autem 
adsit Capitulum Cathedralis, crux istius elevetur, sub qua omnes in- 
cedere debent^). lus tarnen consuetudine ita teraperari potest, ut 
Card. De Luca ad rem dixerit: »Uegala est ut omaes sab unica 



1) S. C. Ep. et Reg. 2. lun. 1620, et 8. C. C. 21. Ang. 1869. - 2) 8. C. 
Ep. et Reg. 25. Febr. 1864, et 18. Mart. 1887. — 3) Ex dccis. S. C. C. 24. Febr. 
1872. — 4) Synod. Pistoricn. Francisci Kinuccinii, tit. XIV. — .5) S. R. C. 
8. Febr. 1631. — 6) Ead. C. In MelphiUoa, 12. lal. 1623. iu Luceo. 15. Maü 
1004, et in Aktrina & Mkii 1826. — 7) Std. & la AlMlUiim. 8. Xut 1815, 
et B. a a 28. April. 1888. 
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cnice iucecUuit, nui oonsueiudo aliter stataat').« Obi ankem comi- 
tatus ad ecclesiam perveneriti^omoes per ordinem cadaver dreum- 
gistant, iostitata c^brantes offteia, ac oiat poetqaam ea absolata 
foerint, discedant, sab poena restitotionis aeeeptae eleeiDOSjaae, quam 
ecelesiae obi corpas sepelitur, adiodicamos 

18. Parochus efficiat nt roulieres qaae coroitandis adultorum 
cadaveribus intersunt, feretrum sequantur, et in ecclesia a sacerdoti- 
bus reliquisque omulbus eadem cadavera comitantibus omuiuo se- 
iunctae consistant. 

14. Praeterea oiiines hortetur ut moestam prae se feraiit pie- 
tatem, eo etiam ut fidelibus adstautibus exemplo siat eosque ad pio9 
auffiragii affectus pro defancti anima excitent. 

15. Parocho qaidem ins est totum ritaale officiam fauebre fa- 
ciendi aUimamqae locuin (qui dignior est) prozime ante feretram 
usqiie ad ecclesiam tenendi, dammodo Capitalam noa iatemtiiat; 
hoc enim in casn Uli in incessn per vias princeps locns debetnr*). 

16. üt auiem funera ab ficclesiae oMnte non recedaot, pa- 
rochi ceteriqne viri ecclesiastici omnino curare debeat nt, sicnti in 
.quovis inunere ecclesiastico fungendo, ita in funeribus faciendia om- 
nem suspicionem turpis lucri contentiouesque eiusdem lucri causa 
vitent, atque orania cum cliaritate faciant. Parochi vero nuUatenus 
occasione fuderum taxationem maiorem ea quam Nos coostituimus, 
exigant. 

17. Quod autem ad illam attioet, ut omnis amoveatur con- 
tentionis atque scandali occasio, haec statnirous: pro defunctis 
familiamm nobilinm, diritnm et etiam aliarnm cninscumque conditio- 
nie qnae illamm mores tenentes, splendidum ezignnt fnnns, pro 
qnarta fnneraria debeantnr parocho libellae qninqne et figinti; 
2fi pro classibus ordinariis libelUe septem; pro defnnctis impnbe- 
ribns tazatio imminnenda erit dimidio pro nnaquaque eammdero 
dassinm. Qnoad taxationem vero pro defancti eomitatn, pro Missae 
eleemosyna, pro aupellectilis laceratione, pro cera, pro diacono, sub- 
diacono, cantoribus, clericis, aedituis campaoasque pulsantibus, 
uuiuäcuiusque ecelesiae servetur consuetudo. 

18. In exigenda autera praedicta taxatione parochi non sint 
districti aat plus aequo soUiciti ; ob illius dilatara solutionem neraini 
denegeat aut differant sepulturam« statoqae tempore, servatis tameu 
Sttis inribns, fanos faciant Pauperibas Tero gratis snam exhibeant 

1) S. E. C. In Salmoncn. 15. Mart. 1881. — 2) Syuod. PiitorieD. Fria» 
daoi Bioaecitiü, tit. 14. — 8} & B. & 1&. 6«pt. 1685. 
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officium, debiÜB adhibitis lamiaiboB; idqae vdi proprüs vel piarum 
societatam impensu ^). • 

19. Feretnun, eiim in eo oorpos reconditnr, et tamnliu, ab- 
seilte corpore, panno nigro cooperiri debent, etiamei agatar de fanere 
pro pnella innuptaf in quo nti non licet panno albi coloris ad eins 

virginitatem significandam 

20. Cam officium et Missa praecipuam funeris partem ooasti* 
tnant, in die depositionis defuncti dici debet saltem nnnm noctnr« 
nnm cam tribas lectiooibus et laudibus *), quae ex antiqoa consue- 
tadioe in nostris Dioecesibos fere ubique omittnntur; deinceps cele- 
bretur Missa solemnis. Qnae permittitnr diebns festis et doplicibos 
secnndae classis cnm absolotione et precibus qnae in die obitns reci- 
tari solent, etsi cada?er ob cifiles praescriptiones non sit praesens 
in ecciesia, sed adhuc inhomatam, qna decet religiooe, servetar in 
loco decenti; apposito tamen in ecclesia nigri panni signo diverso 
ab eo quod in anniversario udhibetur, nt fideles intelligant bisce 
diebus Missam applicari pro illius defuncti anima cuius corpus uori- 
dum terrae datum fuit, et ad Koclesiae preces etiam suas adiungant*). 
Si autem cadaver terrae iam datum fuerit, celebrari poterit una 
Missa solemnis at in die obitus, dummodo non sit festum duplex 
primae vel secundae cla^^sis aut de praecepto^). Per diem obitns 
rero ?el depositionis intelligitor totnm teinporis spatiam a mortis rao- 
mento nsqne ad sepnitararo, licet plnres intercedant dies Si anni- 
Tersaria diebns ex testatorom voinntate assignatis fieri neqneaut, 
snbseqnentibns vel antecedentibns etiam in duplici maiori peragi 
possnnt^. Anniversaria vero cum Missa de Bequiem vetantnr in 
duplicibus primae et secundae classis, in vigilia Nativitatis Domini 
et infra octavain eiusdeni feüti , in vigilia Epipbatiiae et iufra eins 
octavani, in feria IV Cinerum, in maiori Hebdoiuada, infra octavuni 
Pascbatis, in vigilia Pentecostes et infra octavam Corporis Christi 
atque in oinnibus festis de praecepto^). 

21. Parocbus inquirat au inscriptiones quae cum funera solem* 
niter finnt, ad ianuaro et ad tnmnlam affigi solent, aliqnid contra 
fidem ant mores antEcclesiae diseiplinam contineani Nemini antem 
sine nostra ant nostri Vicarii generalis licentia liceat landationem 



1) Bit. rom. Do exseqnUf. — 2) 8. B. C. 21. lal. 1855. — 8) Bit rom. 
Do «ueqaiis. - 4) 8. B. a 28. Htri 1862. — 5) Bad. 0. h Tndoi. 7. Sept 
1816. - 6) Ead. C. 28. Aug. 1706. — 7) B»d. C. 4. Mi« 1686. — 8) Bi 
plorib. deciB. einid. C. 
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fnnebrem in ecclesia aui in coemeterio dicere; quae licentin perraro 
difficillimeqne dabitor laicia viris. 

22. Coemeteria caibolicomm, nt omnes noriini, looa saera 

sunt; idcirco parochi prae ocalis habere debeot quid in Ulis ser- 
vaüdura sit^ quid impediendum. In primisque nnumquodque coeme- 
terium undique muro convenientis altitudinis septum sit, ostium 
seramque habeat ne animalia aut mali lioniines illud ingredi possint. 
In medio autem eius, ad loci sanctitatem significandara , ferrea aut 
lapidea aut saltem liguea emineat crux aliaque super ostium con- 
siituatur. Si vero difficile sit iu eo aedificare sacellura in quo Missae 
pro defoncUs celebrari possint, caret parocbns ut in parte qnae est 
eontra iannam, saltem aedienla cnm sacra icone eztniatnr, in qna 
deponi possint cadavera anteqnam terrae dentnr. Nihil antem in 
coemeterio esse ant fieri potest qnod quoqnomodo loci ßanetitatem 
dedeceat; Ideiroo neqae vites neqne arbores frngiferae in eo seran- 
tur ; qaae si sna sponte enascantnr, non secns ac vepres et ?irgolta, 
eradicentur, herbae identidem secentur ibique comburantur. Ossa 
vevo quae huc illuc fortasse disiecta reperiantiir, recondantur in 
füveaui. Nullum autera coemeteriuni dilatetur neque radicitus repa- 
retur sine Episcopi licentia. Si vetus coemeterium, novo exstructo, 
derelinquatur, non convertatur in profanes usus, nisi postquam elapsi 
sint decem auni atque ossa in ipso eitaniia iu novum translata 
fueriat. Nullnm denique monnmcntuni nuUaque funebris inscriptio 
in coemeteriis ponatar absqne Episcopi vel eins Vicarii generalis 
approbatione. 

28. Nova coemeteria, anteqnam in illis cadaTora sepeliantnr, 
a Nobis vel a sa«erdote cni facnltatem delegaverimns, benedicenda 
sunt. Qnomm aliqua pars eztrema, qnae mnro ant saltem scpe 
seperata sit, sine benedictione relinqnenda est ; quam in alias dnas 

partes dividi oportet, unam pro infantibus non baptizatis, alterara 
pro acatholicis illisque quibus ecclesiastica sepultura denegata fuerit. 
Pro clericorum et monialium sepnltura maxime convenit, duramodo 
tieri possit, separatum assignare locura *)• 

24. Cum sepnltura ecclesiastica soli fideles donentur qui in 
Ecclesiae commuuione mortui sunt'), ea deueganda est iudaeis, 
tnrcts, paganis omnibusque iofidelibus; coemeterium autem in quo 
bornm cadarera hnmata sint, poUuitnr nec reoonciliari potest, nisi 
ea inde extrabantnr; nec ibi corpora fidelinm hnmari possnnt ante- 
qnam rite reconcilietnr. Si qnando igitnr in aacro coemeterio recon- 

1) Bit lom. De «zseqnlis. — 3} Otpi XJI, De sepaltmii. 
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diu fuerint infideliuro Corpora, parochus apud Manicipiaai instei 
nt ea alibi transferaatur, vel «altem in einsdem eoemeterii noon» 
dantur loco qai moro vel sepe sit divisns ; ioierim per sacardotem 
benedieantnr nngalae fossae In qnibiu fidelium eorpora hamantar, 
ncnt praeacribit Kitnale romaniiiii eam septdemm non est bena- 
dictnin. 

25. Item ecclesiastica sepnitara deneganda est apostatis, hae- 
retfcis, schismaticis eorumque fautoribua»): at eomm humatione, nisi 
fuerint norainatira denuatiuti, coeraeterium non polluitur; curandurn 
tarnen est instanter ut in loco per murum vel per sepeni diviso 
acatholicorum cadavera humentur, uti pauIo ante dictum est. Pres- 
bjfteri autem aliique clerici omnino vetantur eorum funus sub quoTis 
praetextn comitari; oec permitteadam est ot ea occasione campanae 
paleentar '}* 

20. Eeclenastiea sepnitara deaeganda est etiam pablicis ez- 
eommnaicatis atqae manifestis pablieisqne peccatoribas qai aine 
poenitentiae signis mortai soni Faroehi Tero neque precibas neque 
minis ileetantar animo nt sire per se sive per alios sacerdotes illoram 

exsequias honestent. Quod si e Tita cesserint qain fuerint com Se- 
clesia reconciliati , aliquod tarnen poenitentiae Signum dederint vel 
imaginem sanctissirai Crucifixi osculando vel aliis pietatis actibus, 
vel sacerdotis operam postulando, bis evulgatis poenitentiae signis, 
poterunt a paroclio ecclesiastica sepultura doiiari , vitata tarnen 
laneris solemni pompa. Quibus in casibus, si quid eztraordinarii 
aecidat, paroehns Nos ant nostram Vicarioin geoeralem eonsnlat*). 

27. Item ecclesiastica sepoltara prirandi sant qni sectae Mas» 
sonnin aliisqae sodetatibas ab Eicclesia damnatis adscripti sunt: qnae 
sepoltara illls, etiamsi Saeramenta receperint, denegari debet, si pa- 
stulaverint nt cnro seetae signis hamentor, et postea non significa> 

verint se ab hoc consilio recessisse. Quod si perversa alioruiu opera 
contra defuncti votura sectae signa feretro affixa fuerint, omoiuo 
amoveantur, et quidem antequam societur cadaver^). 

28. Item ecclesiastica sepultura privandi sunt qui iraeondia vel 
desperatione rapti, mortem sibi consciTerant, nisi anteqaam animam 
efflaverint, peenitentiae dederint Signa . Sin antem certo constet eos 
amentes fnisse, nihilqne aliad obstet, sepaltnra detar cnm ezeqniBrnai 
solemnitatibns. Si vero dnbitetar an qnis finem vitae sibi posaerit 



1) Xirtin. T., Gonik Inter nwlHpWsei, t Hart. 1418. — S) & O. 
98. Aug. 1885. — 8) S. Poenlt. resp. ad dob. 16-17, die 80. Matt. 1885. — 
4) Ead. Poenit ibid. id dab. 18. 
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ob desperatiODem aoi imaniam, eccleriasttea ei deiar aepultara, sed 
pompae solemaftaiesqoe exseqaiaram Titentor^). 

29. Non licet autem nomen dare societatibas qaibns inducere 
usura comburendi hominum cadavera propositum est; si vero agatur 
de societatibus ad massonicam sectam a^'gregatis, poenae in hanc 
statutae incurruntur. Itemque uod licet maudare ut sua aliorarove 
cadavera comburantur *). 

30. Si acciderit ut Fisci ofüciales cadavera inspicere velint, 
priasquam haiasmodi inspectio fiat, parochi protestationem emlttere 
debent iaxta capat Frodatis dt hwmeiäio in qnottes ventam 
daado posaint Tiden in poenam langoinia operam eonferre. 

Cog^, VII, De admimäratiaM banonm Eedenasliearum. 

1. Nalla societas sine bonis enatere polest, cmn neeeasario 
malta facienda sint impendia at roinistri alantor, nt agantor con- 

ventus utque eadem societas sibi reliqua paret necessaria. Itaque 
cum Ecclesia a Christo inslituta societas sit perfecta, profecto iure 
pollet acquirendi et possidendi bona , ne temporalibus destituatur 
auxiliis quae ad divini cultus dignitatem procurandara, ad aletiJos 
ministros sublevandosque pauperes necessaria sunt: quod quidem cum 
Ohrtati exemplo*) et Apoatolorum et priatinae Eccleaiae consen- 
taneum est Quare aamini Pontifioee pro re nata hoe ins vindicaa- 
dum ac tuendam cnraTere. 

2. Qaoniam antem eam proprietatia iure ias adminiatrationia 
neceasario conianetnm est, Bodesia pleoam habet poteatatem omnia 
aoa bona tarn immobilia, tom mobilui admiiiiatraDdi. Cam ?eio haee 
bona, atpote Deo dicata, aaora aint, qoicomqB« ea contra Eceleaiae 
▼olnntatem nsnrpat, non sotom rem Ät letbalis peccati contra reli- 
gionem atque iustitiam , sed etiam in excommunicationem summo 
Poutifici reservatam ipso facto incuriit*). 

3. Omnes vero qui ecclesiarum pioruraque locorum curam ad- 
ministrationemque suscipiunt, tamquam eorumdem tutores, debent 
iurare sese ßdeliter administraturos ac bonorum locorum ipsorum in- 
yentaria conficere et Ordinariis sea aliis quibus huiusmodi loca aab- 
jicinntor, fei delegandis ab eis qnotannis adminiatrationia rationem 
reddeief), niai forte aliter in eomm institutione expresse eaatum 
fnerit, utt diotam est parte III, capite XIII. Praeterea omni ope 

1) S. 0. 1(5. Mai 18G6. — 2) S. 0. 19. Maii 1886. — 3) Marc. VI, 37, 
Lac. IX, 13, et loan. IV, 34. — 4) Act. II, 4t, IV. 24. V, 1. — 5) Conc. Trid. 
sess. XXII, cap. 11, De ref. — 6) Id. Conc. sess, XXII, cap. 9, De ref. ac 
plaries S. C. C. praesertim in Faventiu. I^. Sept. 1772. 
AiMt lar KiMtoBr««lit. lUTl. 25 
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curare debent at beaeficU et loca quaeeumque eocleBiastioa oulUm 
patiantnr iactorain, sed sarta tecta aerveotnrf eommqae conditio« 
qaantom fieri potest, melier fiat. Qoapropter iUerona maniu est 
stadere at aedificia, si reparatione indigeant, opportane zeparentor, 
praedia Toro, si incalta faerint, colaotor, alienatä Tindicentur , poa- 
sesea, quoad faodttas fort, aageantur, periealo obnoxia defendaotar, 
deperdita recuperentur, debitores deuique ad exsolvendum a^stringantar. 
Si antem ipsorum culpa aliquid Ecclesiae deperiisse coraperiatur, aut 
in peius mutatura esse, uti si in fundis vites aut aliquod aliud siniile 
frugiferum praecidatur aut evellatur, darana quaeeumque proprio 
beneficiati vel adrainistratoris aere sarcienda sunt. Ecclesiarum deni- 
que seu locoram piorum pecunia redilusqae omnes ab administrato- 
ribus ßdeliter in eos impendi debent usus qnibus ex pia inatitatioDe 
Tel faodatoraiii Toluotate destiaati saat. ficelesiastici vero, bene- 
fictomm quiboa praediti sant, fructoa sno honeato deoeotiqae Tictoi 
raperflaos in panperes aliasqne piaa canaas, Qt diximoa de parochis, 
parte III, capite IV, erogare debent. Et qnoniam hiace tempeatati- 
bna nonniai poat mnUnm temporia ecclesiaa ?acante8 de novia reeto- 
ribns proTidere possamas, et oeconomis qnibns ipsae eeeleeiae con- 
credontur, ea desunt quae ad sna alimenta et ad divinum cultum 
necessaria sunt, parochos vehementer liortamur ut praecipuam ac 
magis necessariam supellectilera quam sibi compararunt, per te^ta- 
mentum in parocbiale beneficium transferant, aut saltem statuaut ut 
illa iidera oeconomi, durante vacatione, uti possint. 

4. Maxime autem ecclesiae intereat perpetoo suis necesaitatibos 
(qaas paiiUo ante innaimna) prospteere. Quare Yetus est legala, 
ficdesiae res alienari non posae; quam regnlam et sacri canones 
et antiqaitoa civilea legea*) ratam firmam haben volaerant Lex 
vero quae vetat Eecleaiae bona alienari, reapicit etiam monaateria, 
hoapitalia ceteraque loca pia et religioaa qnomm etiam bona eccle- 
aiastica dicnntar. Nomen antem alienationia hio oomprehendit non 
dominH aolam tranalationem venditione, donatione alio?e titnlo fae- 
tam, sed perrautationem etiam, emphyteusim, locationem, conduc- 
tionem ultra triennium, pignoris constitutionem , hypothecas, novi 
oneris irapositionem, Servitutes, censns; oranem denique conditionem 
per quam res Ecclesiae deteriores fiunt. At non solnm vetitum est 
alienari res immobiles Ecclesiae, uti praedia rnsiica et urbana, sed 
etiam res mobiles pretioaas qoae aervari poaaunt'). Immobiiiboa 

1) 8* Leo M. epiit. ad aniyen. Epigc. per Sicil. constii — S) L. 14 et 
17, cod. De neroe. Eededis, NoTell. 7, oap. 1. — S) Paalas IL, Extiavag. Am* 
Itiiloiae, De rebus EocleeiM aUeaandii rd Don* 



uiyiu^-Cü Ly Google 



Pars quarta: De rebus. 



d87 



?ero aequiparantur iura incorporalia, decinae, loco montiaro, censas 
annui, noraina debitorum, actiones aliaque eiusdem generis ei quibus 
annui fructus capiuntur Itemque in iramobilium numero hahen- 
dae sunt res solo cohaerentes, uti arbores praedio utiles , quae non 
sunt corpus a fundo seiunctum Excipiuntur tarnen hac in causa 
8il?ae caeduaei nemora, arjiadineta aliaeque arbores quarum fructus 
fere totus in earam recisione consiatit, quae succisae regarmioant et 
quarntn recisione fondas in peius non motator. Isiamm enim ar- 
bonim recisio praedioram fructibos annnmmtar qaibua uti licet. 

5. Res Eoclesiae immobiles vel mobiles pretiosae valorem 
Bcotatoram 25 anreoram de Camera, nt dicont, (qoae sunt oirca 
libellae 225 italicae) exeedentes, quae serYari possant, sine oonsensn 
Sedis Äpostolieae aüenari non possunt ; proinde sl derii talis eonsen- 
sus, huiusmodi alienatio non solunn illicita est, sed etiam invalida, 
et contrahentes incidunt in excommunicationem, neraini tarnen reser- 
vatain ^). Res vero non pretiosae, nisi sint fructus fundi, absque 
nostra liceutia neque vendi neque permutari possunt; propterea sine 
eadem licentia neque arbores recidi poteruot, illis exceptis qaae sunt 
e Silva caedua. 

6. NuUus vero clericus audeat calicem Tel patenam Tel inda« 
mentnm sacerdotale Tel alia ad eccksiam spectantia pro pignore 
tradere , nisi neoessitate eogatar, nee sine nostra licentia; si qnis 
autem sno creditori rem ecclesiae obligaTerit, eins baeres illam redi- 
mere et ecclesiae restitnere cogatar. Atqne meminerit ad ecclesiae 
res praescribendas, praeter bonam fidem iostaroque tünlom, quadra- 
ginta annos reqniri. 

7. Cum autem experientia doceat ecclesias et loca pia inter- 
dum aliquorum bonorum possessionem amisisse, vel quia documenta 
huiusmodi bona spectantia deperdita sunt, vel quia penes eos quo- 
rum non interest, retinentur; idcirco omnibus et singulis qui vel 
retinent penes se scripturas, vel notitias earum habent quae magnani 
cuipiara ecclesiae, oratorio, monasterio aut loco pio utilitatem afferre 
poBsint, et praesertim uberiorem spem eadem bona recnperandi, 
praecipimas nt Nobis vel parti laesae intrs daos menses a promnl- 
gatione hnins Synodi eiasmodi scriptnras tradant, vel notitias pate- 
fteiant, et qnldem snb poenis ad arbitrinm nostmm oonstituendis. 

8. Ut antem piae institntiones , ynlgo fonäoHom, exsecntioni 
mandentur, praecipimns omnibns et singnlis benefidornm rectoribns 



1) Ibid. 2) L. 41 ff. de act empiL — 3) Pias IX. , Const. Apostol. 
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ot infra sex menses a die pronDOlgationis haiiis Synodi enumenuidos, 
inventariam omnium et singaloram bonornm, iurium atqne sopel- 
lectilis ad eadero benefioia speetantiom eonficiant, huiasqae iaventarii 
exerophur oosiro eaocellario tradant, qai illod leget et recognoseei 
an rite coDfectnm sit Volamos losaper nt ille hainsmodi iDTentana 
in nonm Tolnmen, et qaidem cam indice» ordinate redigat^). 

9. Doeamenta qoibns eccleeiae iura probantnr, inaiinia ser- 
ventar diligentia, tempestiveque renovcntur ac nullae oiDittantnr 
cautiones quae a legibus civilibus requiruntur ut eadom iura sarta 
tecta permaaeant. Hypothecae, praesertiin statuto tempore, ao- 
cipiantur et renoventur. Meminerint autem beneficio praediti sese 
damnis sarciendis aere proprio obnoiios esse, si ipsorum iocuria ec- 
clesia aliquid detrimenti patiatar. 

10. Arroaria in quibns sacra supellex reconditur, siDt affabre 
ooDstmota atqae a madore cnstodiantar. Vehementer aatem optamas 
nt snpellex anrea, argentea, ? el alio titnlo pretiosa asserretar, ei fieri 
postlt» in loco qui ianaa ferrea vel saltem ferro mnnita sit instmetas, 
ne ea a faribne aarripiator. 

Cap. VIII, De eedeans H benefieiis vaeanUbus. 

1. Nostrum munus est omni studio curare ut stricte serventur 
qnae Ecclesia statuit de beneticiorum coUatione tum ut caveatur ne 
in ea dolo, fraudi, pecuniae, honorisque cupiditati aliisque vitiis 
generis eiusdem satistiat, tum ut eadeoi beneficia dignis iantum, 
imo dignioribus conferaotur. 

2. Et primam qni beneficium nondam vacans petierit, sciat ee 
ad illud obtinendani perpetao iobabilem fieri Qai ?ero in posses- 
aionem beneficii ?aeatnri se raitti satageret, a eatholica oommnnione 
peltendoB esset*). 

3. Ut antem simoniae labes a benefieiornm eolktione et adep- 
tione arceatar, Ecclesia ezoommnnicatione latae sententiae Romano 
Pontifici reserrata plectit reos simoniae realis in beneficüs qaibas* 
curoque eorumque complices, et etiam reos simoniae confidentiaiis*), 
Omnes igitur quibus ius est praesentandi, nominandi, eligendi ad 
quodcuraque beneficiom, caveant omni ope ne quid agant per quod 
in praedictara incidant excommunicationeni. Atque ut, quod ad Noa 
spectat, impediamus quominus quispiam simoniae labe inquinetur, 
districte praecipimos nt non modo praesentantes, nominanteSt eli- 

1) Synodi PUtorien. et Pnlea. Colambini Bassii, par. II, tit 8. 

2) Bi ng. XXI et XXX. — ^ DeerataL Oreg. IX., De eaneeti. prueb. 
tit VUI. cip. 2 et 7. — 4) Pius IX., Cooft Apoetoi, Sedie, 
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gentes, Yeram etiam praesentftii, nomioati, electi, in pablicis ooU 
lationis aetis iarelnrando affirmeiit nihil einsdem oollationis causa 
datnm, fketanif petitam, promisaam, acceptam aat admissam fniase 
quod sacris eanonibns et ÄportoliciB oonatitntionibi» qaoTla modo 
advovaetor. Ätqtio hoe idem praestetnr In benefieiorom reri^atio- 
nibus, permutationibus, in constituendis pensionibas atque in bene- 
ficioram adeptione per liberain coUationem. 

4. Praeterea qui vi patronatus ius habent praesentandi ad bene- 
ficium studeant Ecclesiae obsecundare menti, quae est ut digni, imo 
digniores eligantur, praesertim si beoefiicium auimaram caram ad- 
nexam habeat 

5. Si qiiia vero a patrono laioo praesentetar ad benefieium pa- 
rocbiale, non requiritar examen per concarsorn, sed aatia est nt 
praesentatns ab examiDatoribns in Synodo delegatis idonens roperia- 
to Itemqae examen per concnrsam neeessariam non est ad col- 
lationem ecclesiae iarispatronatns mixH, hoe est, ex parte ecdesia- 
stici et ex parte laicalts ; idque ne iura laiei oh consortiam caro ec- 
clesiastico nllo modo laodantnr*). Potest »nibilominns eveoire, in- 
quit Benedictus XIV. ut coucursus institui debeat etiam ad ec- 
clesias parochiales iurispatronatas laicorum ; nam si ab uno aut 
plaribus patronis laicis aequali iure gaudentibus, plures ad vacaatem 
ecciesiam sint nominati et Episcopo praesentati^ neque ullus ex prae- 
sentatis retulerit a patronis plures voces quam ceteri, tenetur £piäco- 
pos indicere concursum inter eosdem praesentatos, atque illam eligere 
quem ex approbatis ab examinatoribus iudicaverit magis idoneam.c 

6. Quod attinet ad parochiales ecclesias qaae nisi per oon- 
enrsam obtineri possant, mandatis Ecclesiae inhaerentes, haee ser- 
▼anda statolmns: 

a) Eralgetar notitia concarsos edicto a eancellario nostro exa- 
rato nostroqne sigillo instnieto, in Coria episcopali et Ecclesiae ca- 
thedralis atqne ecclesiae vacantis yalyis affigendo, eodemqne edicto 
omnes clare aperteque moneantur ut intra statutum tempus predicto 
eancellario exhibeant suarura qualitatuni, meritorum et raunerura 
probationes, attestationes tarn iudiciales, quam extraiudiciales aliaque 
docuuieuta eiusdem generis, quae fraude careant; elapso autem tem- 
pore praefinito, huiusmodi documenta, quaecumque et qualiacuraque 
ea siot, nallateaus excipientur. Omnia ?ero haec docamenta cancel- 
larius scripto snmmatim rediget , et cum dies concnrsna adrenerit, 
Nobis vel nostro Vicario generali nostras vices in concursn obennti 

1) Cone. Trid. mm. XXIV, c»p. 18. De lot — 9) 8. a C 5, Febr. 1088. 
— 8) De Sjrnod. dioMM. Ub. IT, cap. a 
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atqae examinatoribuä tradet, ut de singulorum concurreutium meritis 
iadicium aequum ferre possiot. 

b) Assignentur oranibus concarrentibus iidera casus idemque 
teztus Evangelii pro conciuncula. Casas autem resoWendi omnibus 
«mul dicteotar atqne omnibus simul textos Evangelii tradatar. Ad 
quoB resolvendos casus et condanciilam componendaiD certum idemque 
temporia spatiam omniboa conatitoatar. Omiies Tero oo&carreDtea in 
eonclavi elandantor, ex quo nemo eonim egredi neque alias qqisplam 
iUttd ingredi potent, nisi postqaam qaisqae responsionea lingaa la- 
tina, Tolgari autem eoneionotdam saa mann seripserit atqne anb* 
scripserit 

c) Haec autem scripta, singillatim clausa et sigillo nostro in- 
structa, cancellarius exarainatoribus synodalibus corara Nobis vel 
Vicario nostro generali congregatis tradet. Qui ad faciendam certam 
coniecturam de scientia, diligenter librabunt iu quolibet Scripte so- 
lutiones quaestionum propositarum ; comperieut insuper qua quisque 
polleat gravitate sententiarum et elegantia sermonis in conciuncula. 
Parem vero, ni forte maiorem solertiam examinatores adbibeant io 
perpendendis altis qnalitatibQS regimini animaram consentaneis; mo- 
mm honestatem ponderent, gravitatem, pradentiam, obseqnia Be- 
clesiae tribnta, laadem quam in aliis perfbngendis moneribos pro- 
meriti soot, aliaqae speetabilinm ?irtatam ornamenta com doctoioa 
arcto foedero aocianda« Hisqne aatem omnibas conimietim rite ex* 
pensis, per sna snffragia idoneos Nobis rennntient. 

d) Demum unnmquodque responsum et unaquaeque conciuncula 
etiam a uostro cancellario, ab examinatoribus et a Nobis vel a nostro 
Yicario generali subsrcibantur. 

e) Absolute concursu, a Nobis vel a nostro Vicario generali 
uua cum exarainatoribus synodalibus saltem tribus, iiota compendiaria 
requisitoram ante distribata cancellario tradatur, qui illam comburat, 
vel penes acta secreta costodiat, et nemini osfcendat, nisi ex maodato 
nostro vel nostri Vicarii generalis. Sabinde ex approbatis enm eU- 
gemns qm Nobis magis idonevs, omnibns perpensis, videbitnr; nee 
Uli possessio nllo appellationis vel inbibitionis obtenta retardetnr. 
Verom enimvero, si parochialis ecclesia sit ecelesiastici patronatus, 
tone ad Nos non spectat eligere digniorem, sed patronns quem 
digniorem inter probatos ab examinatoribos indieabit, Nobis pro iii- 
stitutione praeseutare debebit^). 

1) Conc Trid. sess. XXIV, cap. 18, De ref. et s. Pius V., Const. In con- 
ferendis, an. 1597, Decret. Glem. XL, 10. Ud. 1721, ac Benad. XIY., Bulla 
Cum Ulud, 14. Dm. 1742. 
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7. Examinatores qr&odales antem fideliter quo se obstrioxerant, 
semnt ioBiurandain, quaestiooes qnae ab ipsis in examine propo- 
Dendae annt^ a ooncarrentibiia praesentari noUimode siaant, examints 
acta ingi praetereant dlentio, »eaveantqae ne qQtdqaam pronns oc- 
casione hnliu exaroioiB, nec ante nec post aficipiant: alioqnin aimoniae 
▼itinm tarn ipsi, quam atii dantes inenrrant ; a qua absoiri neqneant, 
nisi dimissis beneficiis qoae quomodocamque etiam antea obtinebant; 
et ad alia in posterum inhabiles reddantur *).€ 

8. Quando autem vaeabit beneficium , de hac vacatione pa- 
rochus certiores Nos faciat, et quidera abiecta omni cunctatione. 

9. Oeconoraus ecclesiae vacanti delegatus (hic usque ad finem 
capitis, quibnsdam adhibitis mutationibus, ea sancimus quae in Sy« 
nodia pistoriensi et pratensi Colombini Bassii statuta sunt, quam- 
qnam in praesentiarum non amnia ob temponim acerbitatem ad 
effectnm addnei possint)^ statim ac ad eam acoesaerit , cnret nt tibi 
ab haeredibas deftincti parocbi tradantnr libri parocbialea, iuYen- 
tarirnn bonormn eedesiae ana cum suppeUeetUi domns eanonicalia 
sacrarii in eodem inrntario descripta atqne omnia alia docnmenta 
qua« in arebiyio parocbiali continentnr, quaeque ab eo diligenter 
custodlri debent, et postea successori in beueficio tradi. 

10. Vetamus autem ne haeredes parochorura defunctorura ali- 
quid ex supellectili in aedibus canonicalibus existente amoveant ante- 
quam cancellarius noster vel alius a Nobis delegatus iliara descrip- 
serit. Si vero defunctus parochus supellectilem aut immobilia bona 
ecclesiae, et praeseiüm domo« sua negligentia in peius mutari per- 
miserit, haeredes quamprimam damna sarcire cogantnr, nisi idoneam 
dederint cantionem. 

11. Vetamus iosuper ne fnturi haeredes parocbi seu benefidatl 
sub quoTis praeteiiu, tempore quo rector ecclesiae fei beneficü in 
mortis periculo sit constitntus, praecidant aut praeddere faciant ar- 
bores frugifens etiam caeduas in fondis eiusdem ecclesiae ?el 
beneflcit existentes, etiamsi tempus praecisionis advenerit, sine ex« 
pressa licentia a Nobis vel a nostro Vicario generali scripto obtenta, 
sub poena amissionis arborum exsectarura ac trium libellarum pro 
cuiusvis earum recisione. Recidentes vero Silvas caeduas ante tem- 
pus solitae recisionis, in multam cadant pro qualibet vice libellarum 
quadraginta; recidentes autem stipulas, vulgo siipa a scopäi^ vel 
pereipientes fructus aut segetes immaturas, in multam incurrant 
decem libellarum, eorumdemque fiructuum aut segetnm sive arbns- 
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torum aut stipularutn restitutioui atque omuibuä damDU sarcieodis 
siot obnoiii. 

12. Haeredes vero parochi qui, iuxta inferius dicenda, omnes 
eeclesiae fructus perceperint, teaeaniar omoia subire impendia atqae 
ooera ipsias ecclesiae et suppeditare oeeODomo vei parocho successori 
alimenta nsqae ad faiuram roesMia, nempe per totam meoMm luoiam ; 
n autem solom perceperint eoram partem, pro perceptomm fimetanm 
portione. 

18. Haeredm aatem aUomm beneficio praeditomm, ai fractiu 
perceperint, teneantur tantnin ferre omoia onora ipsiua benefldi oo* 

que ad novam messen), nempe per totam mensem lanium; si vero 
illorum partem tatitura perceperint, proportione fractuum perceptorum 
ouera ferre teneantiir. 

14. Quoniam vero aliquando contingit ut, cum vacant ecclesiae 
aliaque beneficia, de eorum Iructuum divisione quaestiones habeantur, 
ad eas arcendas statoimus ut, e vita cedente rectore paroeciae, sive 
beneficiato ante priroam lalii diem, fractus omnes consistentes in 
qoalibet eegete, etiamsi proveniant a canonibus, aife coodactis fun- 
dis, Tolgo a^^, lioet a solo siot dUiuncti, ad soocessorem ^eotoot; 
emigrante vero e vita poet praedictam diem , iidem rractos/ lioet 
nondnm collecti vel exacti foerint, ad baeredes pertioeant Geteroe 
aatem fimetae natoralea sive indnstrialeB a solo separatoe tempore 
mortis beneficiati (dommodo in fraudem eacooMoris immatnre per 
futaros eiusdem heneßciati haeredes a solo separat! non fuerint), ad 
eosdem haeredes; pendentes vero vel iramature a solo separates ad 
snccessorera in beneficio spectare decernimus. 

15. Fructus qui ex re naturaliter non frugifera percipiuntur, 
veluti pensiones domorum, fructus debiti publici, censuura aliorura- 
que eiusdem generis, venerit nec ne solutionis dies, pro temporia 
rata inter baeredes defoncti et successorem in beneßcio dividaotur, 
hoc tarnen statuto, qnod anni initium Semper compatetar a die prima 
lalii, et finis nltima dies meosis lonü babeatar. 

16. Semina oaiascumqae generis, abi iaxta regionam morem 
dominus dimidiam partem oonferre tenetur, pro ecelesiae praedüs 
debita qaantitate et qaalitate Semper relipqaenda et conservanda 
esse statoimos; ideoqne licet defonetns benefieiatns ex datis semini- 
bus nequeat, quia morte praeventus, fructus percipere, illius tarnen 
haeredem eorum gratia nihil a successore repetere posse decernimus, 
sicut decernimus eum repetere non posse impendia quae in fimum 
contulit, licet aere proprio facta. 

17. Paleas quascumque, abi ex consuetudine pcaediorum asoi 
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inserviant, relioqui folumos successori, qnamvis decessor eas a solo 
separaverit , atqne ex illis segeies collegerit et iaxta ea qnae iam 
stataimus, suas foeerit: eontra vero fiet, ai ioxta loci morem veti- 
dantor et fructibus aunmneraotar; qola tone inxta eoromdeni froc- 
toam natoram moderaada enint quae ad eoadem spectant Yolomiis 
tarnen at paleae, si extent tempore mortis benefieiati, boios haeres 
eas vendere successori teneatur, qni illas praetio a dnobus peritis 
stataendo emere voluerit. 

18. Si aatem durante anno quo per antecessorem facta fuerit 
fructuura omnium vel partis eorura collectio, ecclesia parochialis de 
novo rectore provideatur, haeredes teneantur, pro rata teraporis quod 
deeurret a possessionis die ad totum sequentem mensem lunium, 
persolvere eidem novo rectori coogruani fructuum qaantitatem , re- 
specta habito ad omnea fructns per totum annam receptos tarn a 
decestore, qaam forsan a sacoessore, ita ut bic pro qaolibet meDse 
ratam fmetnom oailibet mensi respondeotem eonaeqoatnr. Admini- 
strator generalis Tero curare debet, et qnidem per fmotonm pigno- 
ris eapionem, Tolgo sejNM^, aliommqne bonomm deceseoris, Tel alio 
modo» nt secora reddatnr non solnm satisfactio oneram ecdeeiae, 
sed etiam eongma pro oeconomo in spiritualiboB et pro noTi rectoris 
emolumento. 

De eaiheäraHeo sdlvendo, 

Omnes et singulae ecclesiae saeculares clericiqiie beneficio 
praediti quoque saeculares Nobis solvere deberent catbedraticum seu 
synodaticum; idque obseqaü et honoris Cathedrae episcopalis causa. 
At Nos perpendentes bisce temporibus reditns earumdem ecclesiamm 
eorumdemque benefidomm valde imminutos esse, boc onere omnea 
soMmus, eo tamen pacto ut aliquam in patrii seminarii utilitatem 
erogent stipem, quin tamen inde inribus nostris et noatrorum suc- 
cessornm ullum afferatur damnum. 

De caiuiUitiumibM synodalKus. 

1. Quae, Deo opitulante, ad maiorera eius gloriam, cleri dis- 
ciplinam et animarum aeternara salutem promovendara, in bac Synodo 
statuiinus, ab omnibus ad quos spectant, post duos menses ex quo 
fuerint typis in lucem edita« adamussim servari iubemus, perinde ac 
si nnicnique denuotiata fuissent. Diiimns ab omnibus, ad quoa 
spectant; ideoqne a viris non solura ecclesiasticis, sed a ceteris etiam 
nostramm Dioecesium fidelibus, cuiuscumque sint status et oonditio- 
nis, servanda sunt. Etenim ipsi quoque, quod ad res divinas et 
saeras attinet, episcopali nostrae potesüti snbiieinntnr. Imo vel ipsi 
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r^lares iisdem constitutionibus deTinciantar in pluribus, nt dixi- 
mus parte III, capite VIII. 

2. Quotquot vero in partem sollicitudinis nostrae vocati sunt 
ac vocabuntur, parochi videlicet , vicarii foranei , et qui collegiis 
caDonicorum praesunt, sedulo curent at eaedem constitutiones obser- 
▼entur; eos autem qui ipsas perfringant, commoaeant; ai qaoa vero 
iDTenerint pertinaces, Nobis denantient. 

3. QaoQiam ?ero non solam aacerdotes omnes, sed etiam ele- 
riei qnl io aindia theologiae incnmbniit , hanc Synodmii pervolTere 
et tneditari debent, qaisqae eoram carabit, et quidem quam eitint 
postquam typia edita faerit, eiasdem exeroplar aibi comparare. 

4. Praeeipimna autem nt qai aaeras diaciptinaa tradont» baaoe 
oonatitationes pro opportnnitate explanent, In eisqne pericnlom fiieiant 
qui ad Ordines sacros promoveri, vel excipieodaram confessioaum 
facaltatem assequi Optant. 

5. Synodales autem constitutiones decessorura nostrorum in 
iis servari iubemus in quibus expresse per has nostras constitutiones 
imrautatae non fuerint; contraque omnes reservationes poenasque 
omoea ab ilUs latas tarn ia Synodis, quam extra Sy nodos omnioo 
abrogamus, niai hisee novis decretia expresse fuerint eonfirmatae. 

6. Qaamqnam vero in hae ezanmda Sjnodo magnam adhibne- 
rimos diligentiam, et ipaa non aolnm ab ntroqne Oapitnlo, at saeri 
canones atataont, sed etiam a qaibasdam parocbia lecta et iee<^ite 
ftaerit, tarnen ea, quam sanctae Apeatolicae Sedi omninm Eeeleeia- 
rnm matri ae magistrae debemna et profitemnr, obedientia ac re?«- 
rentia, ipsius auctoritati et indicio eamdera Synodnm hamillime 
subiicimus. 
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XLV. 

Hat die Bestimmung der ehurpfälzisclien Religionsdeelaration 
vom 2L November 1705 Dlier das sogen. „Hilfsgeiaute^ ein 
Recht hierauf statuirt und gilt sie heute noch in Bayern? 

Bejahend entschieden durch Urteile des K. Landgerichts Ziceihrückm 
vom 2. November 1695 und des K. Oberlandesgeriehis daselbet vom 

J»0. Mai 1896. 

Mitgeteili Ton A, Behhartt k. Adfowten and Baebtnofralt in ZweibrUeken. 

In der bayerischen Bhdnp&lz Ue^ dis Dorf Spesbach, dessen 
Be?ölkening eonfessionell gemischt ist, und das eino Kirche besitzt, 
welche dermalen anbestritten Etgentnm der Protestanten ist Die 
Katholiken gehören aar Pfarrei Mflhibach. 

Die historischen Qoellen über diese Kirche sind sehr dfirftig; 
nach einem Teile fiel sie bei der gelegentlich der churpfälzischcn 
Declaration von 1705 vorgenommenen Kircheuteilung den Katholiken 
ira Jahre 1706 oder 17o7 zu, welche sie im Jalire 1718 gegen die 
bei der erwähnten Teilung den Heformirteo zugefallene Kirche in 
ßamstein vertaascht haben sollen. 

(cf. Widder^ Versuch einer vollständigen geographisch-historischen 
Beschreibang der chur fürstlichen Pfalz am Rheine Bd. IV. pag. 274), 
Bei den Acten des P£arramts Spesbach findet sich eine Gopie einer 
Eingabe von Unterthanen der Gerichte Ramstein and Steinwenden 
mit der Bitte an den CharfArsten, er mOge mit Bficksicht darauf, 
dass die Teilung yon 1707, wobei den Katholiken die Spesbacher 
and den Protestanten die Ranisteiaer Kirche zugetheilt wnrde, beiden 
Teilen nnbeqnem sei, insbesondere weil in Spesbach beinahe Alles 
protestantisch und umgekehrt in Kamstein katholisch sei, einen 
Wechsel gestatten, so dass den Katholiken die Kamsteiner, den Ke- 
formirten die Spesbacher Kirche gegeben werde. 

Die Teilmgstabelle selbst führt dagegen Spesbach als protestan- 
tische, Ramstein als katholische Kirche auf. 

Thatsächlich hatten die Katholiken seit 1720 nie gottesdienst- 
licbe Functionen in der Spesbacher Kirche aosgeäbt. 

Nor hatten sie bei Beerdignngen das Oelftate der Kirche be- 
ansprucht und auch bis sum Jahre 1888 anstandslos erhalten. 
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Erst am 9. Mai und 7. Jani 1888 yerweigerte das protesi. 
Pfarramt Spesbach bei Todesf&lleD yon Katholiken das Sterbagelftiite, 
nachdem es vorher schon dem Eath. Pßirramt Mflhihach mitgeteilt 
hatte, dass solches kfinftig nur widermfsweise und anf schriftUehes 
Ersuchen werde gestattet werden, wogegen die Katholiken protestirteii. 

Nachdem im Verwaltungswege provisorisch angeordnet worden 
war, dass den Katholiken, wie bisher, das Geläute bei Beerdigung-en 
durch die Protestanten zu gewähren sei, erhob die protestantische 
Kirchengemeinde Spesbach gegen die katholische Bewohnerschaft 
daselbst am 17. Juni 1892 eine Negatorienklage mit dem Antrage: 
»zu erkennen, dass den Katholiken in Spesbach ein Recht nicht 
»zustehe, bei den Beerdigungen ihrer Religicnsverwandtea das 
»Geläute der protestantischen Kirche in Anspruch in neboieii.« 
Die Beklagte wendete gegen die Klage ein.* 
Sie gebe zu, dass die qu. Kirche, also auch die Glocken der- 
selben Eigentum der protest. Gemeinde Spesbach sden ; allein sie habe 
ein wohlerworbenes Recht auf das Geläute bei Beerdigungen. 

Durch ein Edict Tom 19. October 1698 habe Ghorflirst Johana 
Wilhelm ein allgemeines Simultaneum in den Kirchen der drei 
Christi. Confessionen eingeführt. Nachdem dieses zu endlosen Strei- 
tigkeiten geführt und die Einmischung des Königs von Preussen im 
Gefolge gehabt habe, sei am 21. November 1705 ein Vergleich 
zwischen deu beiden Potentaten zu Stande gekommen, die soc^. Reli- 
gionsdeclaration, welche — unter Aufhebung des allgemeinen Simal- 
taneums — eine neue Ordnung der EircheneigentumsverhftltDisee 
eingeführt und bestimmt habe: 

»Wir wollen auch gnädigst, dass die Glocken und Kirchhi^fis 
»an denen Sirehen dependiren, jedoch dass ein Teil dem andern 
»nmb die Gebtthr bej denen Begrftbnissen, Hodueiten and 
»dergl. Iftaten dürfen.c 

Durch diese Bestimmung sei jeder Confession, welche an einem 
Orte keine eigene Kirche hat, ein selbständiges Recht auf das sog. 
Hilfsgeläute an der Kirche der anderen Confession eingeräumt worden. 

Desshalb besprächen die Katholiken von Spesbach mit Fug das- 
selbe von der dortigen prot. Kirche. 

Dies gebe deutlich aus der lieligionsdeclaration vom 9. Mai 1799 
hervor, wonach bestimmt sei, dass die Katholiken dieses Gel&ute 
nur da nicht mehr von den Beformirten begehren ktanten, wo sie 
eine eigene Kirche hftttoi. n 

Dieses Recht stelle sich als ein sog. ShmiUcm-Beeki im tech- 
nischen Sinne dar, d. h. als ein vom Willen der Gegenpartei an* 
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abhängiges Mitgebranehsrecht ao den Eircbenglocken in dem durch 
die Declaration festgesetsten Umfange. 

Daes nicht etwa nnr eine Vergünstigung mit der angezogenen 

Bestimmung der Religionsdeelaration habe gewährt werden wollen, 
erhelle notwendig aus dem Zwecke derselben , die Religionsverhält- 
nisse endgiltig zu ordnen; hierzu sei der Churfürst vermöge seines 
ius reformandi berechtigt gewesen; übrigens sei die Declaration ein 
mit Preussen abgeschlosseaer Staatsvertrag, der auch vom Kaiser ge- 
nehmigt sei. 

Dem gegenüber stellte die protest. K irchon gemeinde auf: 

Die Bestimmung über das sog. üilisgeläute in der Declaration 
▼on 1705 habe nicht die Schaffang eines Rechtes, sondern nnr die 
Anffordernng snr Uebung der Tolerant, höchstens aber die eines pre- 
kären, vom Willen des Landesherren abhängigen Rechtes statniren 
wollen; denn nachdem in der Declaration das allgemeine ezereitiam 
simnltanenm aufgehoben worden sei, wäre nicht ansnnehroen, dass 
der Churfürst ein neues, allgemeines, wenn aucli nur auf die Glocken 
beschränktes simultaneum habe schaffen wollen. 

Ein liechi könne nicht abgeleitet werden schon desslialb, weil 
das Hilfsgelänte ja wegfalle, wenn die betr. Conlession eine eigene 
Kirche erwerbe. 

Uebrigens sei die Declaration von 1705 durch die franz. Gesetz- 
gebung der Revolutionszeit als aufgehoben zu erachten, da namentlich 
durch das organische Gesetz über die Kulte von 1803 die gemein- 
schaftliche Benfltznng etMer Kirche dnrch verschiedene Gonfessionen 
ausgeschlossen worden sei. 

Jedenfalls sei sie durch die Bestimmungen der II. Beilage der 
bayr. Verfassnngsiirkiinde ausser Wirksamkeit gesetzt und zwar 
nach § 82 : 

»Keine Kirchengenossenschaft kann verbindlich gemacht werden, 
»an dem äussern Gottesdienste des andern Teil zu iielmion,« 
da die Beerdigung zu den gottos<lienstlicheu Handlungen der 
Katholiken gehöre, und daher das Begehren , dass die Protestanten 
in Spesbach zu den Beerdigungen der Katholiken läuten müssten, 
einen Zwang derselben zur Teilnahme am katholischen Gottesdienste 
enthalte. 

Dessgleichen nach g 103: 

»Der Glocken auf den KirMäfen kann jede Öffentlich anfge- 
»nommeneKtrchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichketten gegen 
»Bezahlung der Gebfihr sich bedienen.c 
meidurch hübe die Staatsgewalt aasdrttcklich und für alle 
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Fälle die Benützuag der Kirchenglocken einer fremden Confessioa 
bei Beerdigangen nur auf die auf Kirchhöfen befindlichen Glocken 
bMchränken nnd etwa weiter geheode fiechte aufheben wollen« 
Die Spesbacher Katholiken eotgegneten hierauf noch: 
Von einer Anfhebang der Beetimmnngen der Beligionsdeclara- 
tion von 1705 dnrch die franz. QeseUgebnog kann keine Rede sein; 
eine solche sei explicite in keinem Qesetie enthalten; auch sei sie 
nicht impUcite im organischen Gesetse fon 1808 enthalten, irelches 
in Art. 48 nur für die Zukunft die Scbaffang eines Simultaneom 
verboten habe. 

Die bayerische Gesetzt^ebiing habe ausdrücklich in § 90 der 
11. Verfassungs- Bei läge anerkannt, dass die Rechte verschiedener Re- 
ligionsteile an den Kirchen nach den vorhandenen besonderen Ge- 
setzen und Verträgen zu beurteilen seien; als eiu solch besonderes 
Gesetz sei aber gerade die Declaration von 1705 zu erachtem 

Der angezogene § 82 sei unbehel flieh, weil durch Abgabe des 
UilfBgelftutes keine persönliche Verpflichtung der Protsstantsn sor 
Teilnahme am ämmen Gottesdienst gegeben sei; das Gelftiite sei 
keine ^gotktäimsÜMke Eandltmg^t sondern bexweeke nnr einesoldte 
anmtgeigen. § 103 endlich regele nur das Gelänte mit den aal 
einem Kirchhofe bedndlicben Glocken und lasse alle ireiter gehenden 
Rechte auf Glocken unberührt. 

Das K. Landgericht Zweibrücken wies mit Urteil vom 2. No- 
vember 1895 die Klage als unbej,'rüudet kostenfällig ab. 

Die Gründe besagen im Wesentlichen : 

Der Annahme, dass mit der hier fraglichen Verfugung der 
Ueligionsdeclaration von 1705 nicht die Schaffung eines Hechtes der 
betr. Confessionen, sondern' nur eine Aufforderung zur Uebung der 
Toleranz beabsichtigt gewesen sei, steht vor Allem der Zweck der 
BedaraiUm entgegen, den äusseren Verhältnissen der ?erscbiedenen 
Religionsparteien rar Hintanhaltnng weiterer Streitigkeiten nnd Be- 
schwerden fflr die Zukunft eine feste Gestattung m geben; dies konnte 
nur dnrch Anfirtellung ersrwingfforer Vorschriften erreicht werden. 

Dass eine solche untergebens vorliegt, erhellt ans dem Wort> 
laute: »Wir wollen, dass ein Teil dem andern läute.c 

Dieses Recht bildet aber ein sog. Simultanrecht, wenn es auch 
einen sehr beschränkten Character hat und ist vom Willen der an- 
dern lieligionsparteieu unabhängig. Dass namentlich auch Glocken 
als Bestandteile der Kirchen den Gegenstand eines Simultanrechtes 
bilden könnten, ist nicht zu bestreiten. 

Oer Ghurfurst war zweifellos zur Schaffung eines derartigen 



Digitized by G009I 



^ttüfigeläute' in Bayern* 



899 



SimalUnrechtes befugt angesichts der Machtbefagnisse, welche zn 
der firaglicben Zeit als Inhalt der sonrerftnen Gewalt ^aes Landes- 
herren gelten and angesichts des damals allgemein anerkannten Terri- 
torialsystems. 

Dieses Simultao-Becht besteht aber heate noch und ist uie 
anfgeboben worden. 

Nachdem durch den Luoeviller Frieden am 9. Februar 1801 
das linke Uheinufer — also auch Spesbach — an Frankreich ab- 
getreten wurde, haben selbstverständlich die in dieser Zeit erlassenen 
französischen Gesetze Anwendung zu finden; wenn nun durch das 
arrete der Consuln vom 20. Prairial X (9. Juni 1802) auch in den 
vier neuen linksrheinischen Departements der kircbUche Besitz sikn- 
larisirt worden ist, so wurde hierdurch nicht die BenüUmg der 
Kirchen in der hergebrachten Weise alterirt. 

Nachdem Art 40 des organischen Gesteses von 1803 (18. Ger- 
minal X) nnr di$ Ei$rfUhrung des Simnltanenm anssehloss, wurden 
implicite die bestehenden nicht aufgehoben. 

Diese Bestimmungen können aber auf protestantische Kirchen 
gar keine Anwendung finden, da diese und deren Besitz vor der 
Säcularisation schon durch das Decret vom 1. Dezember 1790 ge- 
schützt und dies ausdrüclclicb im Gesetze vom 18. germ. X aner- 
Icannt wurde. 

(Siehe hierüber Urteil des K. Appellhofes in Zweibrücken vom 
20. März 1871.) 

Auch durch die bayerische Gesetzgebung ist die Bestimmung 
über das Hilfsgelftute gemftss der Declaration von 1705 nicht alterirt. 

Gerade durch den % 90 der IT. Verf.-Beilage ist nicht nur der 
Fortbestand der vorhandenen Simultanrechte, sondern auch ihr Con- 
stitutiv-Titet anerkannt. 

Die Bezugnahme auf § 82 erweist sieh als völlig unbehelflich, 
da dieser nur die Ausschliessung des Zwanges zu einer persönlichen 
Teilnahme an den gottesdienstliclien Handlungen im engern Sinnef 
d. h. den die eigentliche Glaubensbeteiligung involvierenden Hand- 
lungen bezweckt, das Geliiute aber nur als Mittel zum Anzeigen der 
Vornahme einer gottesdienstlicbeu Handlang, nicht als Bestandteil 
einer solchen zu erachten ist. 

Der Heranziebnng des § 103 liegt eine irrtümliche Aufi'assung 
seines Inhaltes und seiner Bedeutung bei; deim dieser regelt nicht 
die ganze in der Beligionsdectaration normirte Materie, sondern trifit 
nur Bestimmungen Aber das QtUM% mU den auf BegriMsepUltMen 
befindlidien CHodm. 
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Da sonach das toq den Katholiken Spesbachs beanspruchte 
Becbt aaf Grand seines nrsprünglichen Constitatir-Titels noch in 
Kraft besieht, war die Klage abniweisen. 

Gegen dieses Urteil legte die protest. Kirchengemeiude Be- 
rufung zum Oberlandesgerichte Z\voibrücken ein, welche durch Urteil 
vom 20. Mai 189G uls unbegründet abgewiesen wurde. 

Die Motive dieses Urteils besagen Folgendes: 

Nachdem die Katholiken zageben, dass die Kirche in Spesbach 
Eigentam der Protestanten sei» und nur ein Becht aaf das kirchliche 
Geläate bei Beerdigungen ihrer Confessionsverwandten begehren, liegt 
Oberhaupt kein SimultansktU im Sinne des § 93 der U. bayer. 
Verf.- Heilage vor. 

Denn das Siniultaneum im eigentlichen Sinne setzt begrifflich 
die Burechtigung zweier Confessioneu auf den Gebrauch eines und 
desselben kirchlichen Gebäudes voraus. 

{Uinschiusy System des kath. Kirchenrechtes Bd. iV^ S. 362* 
Kraia^ kirchliche Simnltanverh&ltnisse 8. 7.) 

Allerdings kann das Simaltaneam sich auch aaf die Mitbe- 
nfitaung sonstigen kirchlichen Gutes neben dem Mitgebrauche der 
Kirche erstrecken (SroM a. a. 0. S. 81 u. 32 Nnm. 27.); dagegen 
sind keine Simultanea solche Qemeinschafts?erhft1toisse in Bezug auf 
kirchliches Gut, welche nicht neben dem Mitgebrauche der Kirche 
bestehen, sondern, losgelöst von einem solchen, eine selbständige Exi- 
stenz haben; diese lallen in das Gebiet des b ärger lidien licchies, 

{Seydd, bayer. Staatsrecht, Bd. IV. Abs. 1. S. 190.) 

Ein solches Gemeinschaftsverhältoiss liegt untergebens vor, und 
sind zu seiner Entscheidung die Gerichte snst&ndig. 

Die Berufungsklftgerin bestritt nun in dieser Instanz den etvil- 
reehüuikm Charaeter der Bestimmungen der Dedaration von 1705 
über das Hilftgelftnte und stellte auf, dass sie nur PcHUfetvorsekriften 
seien, die kein erzwingbares Becht hfttten geben kennen. 

Allein mit Unrecht. 

Durch das Bdict des Churfürsten Johann Wilhelm vom 
26. October 1698 wurde resolvirt: 

»sftmmtlichen denen Dreyen im heiligen BAmiscben Reiche toleri- 
»renden Religionen zugewandten, insoweit der Rjstwik'sche 
»Friedens*Tractat hierin nicht im Wege steht, den geroeinsamen 
»Gebranch in dem Gottesdienst sftmtlich, in ihren churpfUlzischen 
»Landen befindlichen Pfarr- und andern Archen, auch Fried- 
»höfe, dermahlen in Gnaden zu gestatten.c 
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{Struwen, AaafOhrUclier Bericht der pfiUsMchen Kircben- 
hisiorie, 8. 812.) 

Von dieeem Zeitpunkte an hatten also alle drei Oonfeeaionen 
MüeigeiUitmareeht an den Kirchen, also auch an den Pertinenzien, 
namentlich den Qlocken. Dieses Becht dauerte fort, bis es in wirk- 
samer Weise beseitigt wnrde. 

Wean nun auch die Religionsdeclaratlon von 1705 das allge- 
meine SimiiUaneum aufhob, so geht aus der Fassung der über das 
Hilfsgeläute sprechenden Bestimmungen hervor, dass damit nicht 
etwa polizeiliche Vorschriften gegeben, sondern dass das Hilfsgeläute 
der liest des bis dahin bestandenen Miteigentumsrechtes sein sollte. 

Dies erhellt namentlich auch aus der Autwort des Ghorfarsten 
?om 20./30. Juli 1699 auf die Deductionen der brandenburgtschen 
nnd schwedischen Gesandten, in welcher er gerade mit Besng auf 
die Oemeinschaftsrechte an Kirchhofen nnd Glocken sagt: 

»So würde denn ohne dem auch wider alle Billigkeit anlauSen, 
»und konnte nichts als schftdliche Verbitterang zwischen aller- 
»seits Religions- Verwandten , Unterthanen erwecken, da der- 
»gleicben rerum nniyersitatis usos denenjenigen , welche mit 
Universitate seytid^ nicht verstattet, sondern geweigert 
»werden sollte. c 

Wenn aber Gründe der Billigkeit und die Rücksicht auf den 
confessionellen Frieden für das Mitgebrauchsrecht an den Glocken 
sprechen, solange nicht die einzelnen Confessionen eigene Glocken haben, 
und nachdem ein juridisches Hinderniss nicht besteht, die Anteile 
der verschiedenen Confessionen als Miteigentümer verschieden festzu- 
stellen, so ist nicht abzusehen, warum man die Beseitigung des be- 
standenen Bechtszustandes bezüglich dieser Kirchenpertinenzien auch 
da gewollt haben sollte, wo die Verhältnisse fttr dessen SchaiTnng 
noch fortbestanden. 

Vielleicht lassen sich die Bestimmungen der Religionsdedara- 
tion von 1705 ungezwungen dahin auslegen, dass an allen Orten, 
wo die einzelnon Confessionen eigene Kirchhöfe und Glocken hatten, 
diese als Pei tinenzien der Kirchen der zur Kirche berechtigten Con- 
fession künftig ausschliesslich gehören sollten, dass aber an jenen 
Orten, an denen diese Voraussetzung nicht zuträfe, das bisherige 
Rechtsverhältniss rnit den in der Doclaration bezeichneten Modali- 
täten solange fortbestehen solle, bis die andern Confessionen eigene 
Kirchhöfe und Glocken erwerben wurden, und erst mit dem Eintritte 
dieses Zeitpunktes sein finde erreichen sollte. 

Mttss hienach das von den Katholiken Spesbachs in Anspruch 

ArehlT Ar Klrebeiirteht. LXXVI. 26 
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genommene Recht auf das Qelftate bei Begräbnissen als ein ihnen 
bei der Eirchenteilung gelassenes Recht des ihnen bis dahin als 
Miteigentümern der Kirche and deren Pertinensieii znsiehenden mn- 
fu80iiden Mitgebnnehsrechta dieser PerÜneosieii erachtet werdeo, so 
maes anch desBeo Fortbestand heote noch anerfamut werden. 

Das Gericht ffihrt nnn in Uebereinstimmnng mit dem Brst- 
richter ans, dass weder die franz. noch die bayerische Gesetsgebnog 
hierin Aendeningeu getroffen haben, und fögt bei, dass auch nicht, 
wie in der Berufungsinstanz neu behauptet wird, ans den Art. 619 und 
625 Code civil eine Erlöschung des in Frage stehenden Rechtes abge- 
leitet werden kOnne, da diese sich nur mit usus fructus und nsos 
befassen, diese Recbtsinstitute hier aber nicht in Frage st&nden. 
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XLVI. 

Prindpielh Entscheidungen des bayer. VerwaltungsgericMs- 

hofes in Religions- und Kirchensaclien 0. 

Von Dr. Karl August Geiger, 

Die mitgeteilten Rechtsgrunüsätze des obersten bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes behandelo Dachfolgend bezeichnete Gegen- 
stände : 

1) Baupflicht Nr. 1 und 24. 

2) Beamten-Qualität der Pfarrer und Pfarrcooperatoren 3, 4. 

3) Blitzableiter auf Kirchen und Kirchtürmen 34. 

4) Chonregentensteile, deren Besetsnng 21. 

5) Erziehangsreligion der Kinder 9, 18, 23. 

6) Filiale, deren Verhftltnis nur Mntterkircbe 7. 

7) HausMidacht 80. 

8) Kirebenkonknrrenz-Beitrag 27. 

9) Kirchendienst niederer, dessen Besetzung und Verpflichtungen 

14, 20, 21, 29. 
10) Kirchenfabrikrathwahlen in der Pfalz 5. 
11} Kirchengemeinde- Vertretung 33. 

1) Fortittiuig 4er hn Aithire fftr kath. Kirohenrecbt im Jahre 1898 
mifgetflilteii Entscheidangen B. 99, 8. III, a 70, S. IflS, 2lfk V«rgl. B. 71 
(1894) 8. 869—898. Unter BoUgiona- and Kirefa«iiaa«ben lind jene Beohtarer^ 
bittiiine sa fertfeehea, 'welebe aieh dam caaoniaeheD Beehte inr geistUdben 

Jarisdiction gehSrea, aber in Baycm gleichzeitig durch staatUfihe Qeaetze — 
Verfassangsbestimmiingen, einfache Gesetie oder Verordnungen — geregelt sind. 
Die öffeutlich-rechtlichen Zuständigkeiten der staatlichen Verwaltnngsgcrichts- 
barkeit sind durch Gesetz vom 8. August 1878 Ober die Errichtung eines Vcr- 
waltungsgerichtshofcs und das Verfahren in Verwaltungsrechtasachen nälier be- 
Btimmt: Artikel 8, Ziffern 4, 10, 11, 35 und 37; ferner Art. 10, Ziffern 3. 11, 
12, 18, 14, 15. 16, 19, 23. Gesetz- ond Verordnungsblatt 1878, Nr. 38, S. 369 sq. 
— Die offidelle Sammlung toh Entoebaidangen dee bayeriieben Verwaltangt* 
geriebtobofM enthllt aar lolcbe Entseheidangen, »wdebe, sei «e In Besag anf 
die Aotlegnag and Aoweadaag des materiellen Becbie, oder in Ansehang der 
Zuständigkeit und des Verfahrens Ton priadpieller Bedeutang sind.« Amtsblatt 
des Kgl. Staatsministeriums des Innern 1885, S. 104. — Ueber die Wahr- 
nehmung der oberhirtlichen Interessen und Rechte in Verwaltungs-Rechtsstrei- 
tigkeiten vergl. einen oberhirtlichen Erlass des Erzbischöflichen Ordinariats 
MOnchen-Freising vom 28. Juni 1880. Generalien-Sammlang der Erzdiöcese 
München-Freising B. 4, S. 109—115. 

26* 
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12) Kirchengemeiade- Umlagen 33. 

13) Kirchhof U. 

14) Kirehtrachten, rückstftDdige 35. 

15) Leisinngen auf Grand des Eirehenverbandee 2, 22, 35. 

16) SinraltanTerbftltnieee 8, 19. 

17) Sienerfreibelt der milden Stiftungen 28, teilweise Stenerfrei- 

beit der Pfarrer 15, 82. 

18) Stolgebähren, rückständige 35. 

19) Uneheliche Kinder, Legitimation derselben 31. 

20) Verehelichung, staatsgesetzliche Voraussetzungen derselben 10, 

12, 16, 17, 18, 25, 26. 

21) Verlöbnis kein civilrechtlich aufschiebendes Ehehindernis 17. 

22) Zuständigkeit zur AuÜage von Kirchengenieindeurolagen 33, 

zur Besetzung von Chorregonten und Messnerstellen 14, 
21, 29, zur Entscheidung von Streitigkeiten über rück* 
st&ndige Kircbtracbten nnd Stolgebühren 35. 

1. Entteheidunff vm »9. Juli 189:9, B, 14, 8, 14^»>. 

In Streitigkeiten über die Haftung kirchlicher Pfründebesitzer 
aas der baulichen Unterbaltaog der Pfründegebände sind die ?on 
dem mit Tod abgegangenen Pfründebesitzer letstwillig ernannten 
Testamentsvollstrecker, sofera nicht der Wortlaut des Testamentes 
eine einschränkende Bestimmung erseben lässt, als Betbeiligte an 
erachten und demgemäss berechtigt, die Beiziehung su den sur 
Feststellung der Haftmbindlichkeit vorzunebmenden Verbandlungen 
(Baufallschätzungeii) zu verlangen. 

Enlsehdämg wm 1. December 1892, B. 14, S. 109—114. 

Der Entstehungsgmnd einer Leistung entscheidet regelmässig 
auch über deren Natur und Wesen. Deshalb besteht auch bei Na- 
tnraldiensten , welche sieb aus dem Pfarr- oder Scbulverbande der 
Pflichtigen entwickelt haben, eine Vermutbung für deren öffentlich* 
rechtlichen Charakter. Solche Dienste sind, insofern sie nur dem 
Einzelnen als Mitglied einer Kirchengemeinde oder eines Schnl- 
sprengels obliofjen, durch Art. 2 des Gesetzes vom 4. Juni 1848, 
die Aufhebung der standos- und gutsherrliclicn Gerichtsbarkeit, dann 
die Aufhebung, Fixierung uud Ablösung der Qrundlasten betrefiend ^), 
nicht auigehoben worden. 



1) Oeaetzblatt 1848, S. 118. 
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3. EiUsdmdmg vom IL Janmr 1893, B. 14, 8. 133^136. 

Pfarrer, welche als Vorstände der Kirchenverwaltungen wirth- 
schaftliche Angelegenheiten der Kirchenstiftungen besorgen, sind 
nicht Beamte im Sinne des Art. 7, Abs. 2 des Gesetzes v. 8. August 
1878 Aber den Yerwaltungsgehclitshoi ^). 

4. Entscheidung vom 11. Januar 1893, B. 14, S. 135—137. 

Pfarrcooperatoren (anderwärts auch Kaplftne geoannt) sind keine 
Beamte im Sinne dee Art. 7^ Abs. 2 des Qeeetses vom 8. Angost 
1878 fiberden Veriraltiingsgeriehtshof *). 

1) AU Beamter im Sione der obenerwähnten feMteUehen Besttmroang 
kann nnr eine solche Perton erachtet werden, welche im gegebenen Falle zar Ans- 
Übung staatlicher Hoheitarechte bt^rufen nnd mit obrigkeitlicher Zwangsgewalt 
ansfjestattet ist. Die blosse Verwaltung öffentlichen Vermögens, die Besorgung 
rein wirthschaftlicher Angelegenheiten des Staates, einer Genieimle oder einer 
Stiftung bildet nicht die Ausübung eines Amtes im Sinne jeuer Gesetzesbe- 
ttinraag. Da nm Plkrrer K. ali Vonluid dar Unli0D?erwaltung ohne 
▼otlieiigin BaMhlus seiner EiidieBTemaHong aad obne voigängige Molnng 
knntfllamtKehcr Genehmigmig dam Ardiitektee L. den Aufing sw Bestan- 
rienug d«r Kiieha and Anfsrtignng dar beillglichen Plane und KaaianToian* 
schlage gab, so sind die Voraussetzungen zu einer Vorentscheidung gemäss 
Art. 7, Abs. 2 des Gesetzes yom 8., VIII, 1878 nicht gegeben und steht daher 
sofortige Betretung des Civilrechtswfges gegen Pfarrer M. dem Architekten L., 
wenn er sich durch das Verfahren des Pfarrers för benachteiligt hält, ohne die 
beantragte Vorentscheidung offen. So entschied auch der oberste Gerichtshot 
in einem ähnlichen Fall 3. Juni 1871. Begierungs-Blatt 1871, S. 1081-1100, 
dnsi eine dtnrtiga Kbgebegr&ndung eine rein dTilraehtUeha saL 

S) Pfiureoopeiatoran liad Tom Bitdiofa obna Mitwirkoag dar stutUeliaQ 
OawalC baatalifca HUftgcIstlieha, waleha den Pfkrrem lar Vataratatsnng in dar 
BrfUlnng ihrer geistlichen Amtsobliegenheiten zugewiesen ond denselben unter- 
geben sind: sie Oben ihr geistliches Amt nnr jora delegato aus und bekleiden 
also kein selbständiges Kirchenarat — Permatifder, Kirchenrecht 4 Aufl., 
8. 380. — In ihrer Eigen.schaft als blosse Hilfsgeistliche sind die Cooperatoren 
zur Ausübung staatlicher Hoheitsrechte nicht berufen und demnach auch nicht 
mit obrigkeitlichen Zwangsbefugnissen ausgestattet. Wie die Sache liegt, 
konnte Cooperator W. bezüglich der ihm zur Ijast gelegten Handlangen — er 
hntta •ebolpflichtigan Kindani den Baineh von Sahaaatallangan «ihrand ainas 
Jahnnaiktai antar Androhang tob Stiafaa Tarbotan» ainsalna Tom TorBtallanga- 
plntsa waggewieaan — hBahitani dann ab antar dia BaaÜoiiBaBg das Art 7, 
Abs. 2 fallend erachtet werden, wann damselbaa sar krltisehaa Zeit die Funktion 
eines staatlichen Sehalanfsiebtsaigpai tbertragen gewesen wäre. Denn es ist 
grundsätzlich nicht ausgeschlofsen , dass der geistliche Inhaber eines solchen 
Amtes unter Umständen der Kategorie der Beamten im Sinne jener Gesetzes- 
bestimmung beizuzählen ist. Im gegebenen Falle ist aber unwidersprochen 
festgestellt, dass Cooperator W. zur fraglichen Zeit das Amt eines Localschul- 
inapeetors in M. nicht bekleidete, dass vielmehr der Stadtpfarrrikar G. diese 
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5. J3ni9€heidutig vorn M. Ftbruar 1893, B, 8. 183^19L 

Auf die EirchenfabrikrathswableD in der Pfals findet Art. 8, 
Ziffer 37 dee Gesettes fiber den VerwaltaDgsgerichtehof keine An- 
weaduDg. 

€. EntadiMung vom Z6. April 1898, B. 14, 8. 819^824. 

Die Eonfession, in welcher eine Person während ihrer Minder- 
jährigkeit TOn den Erziehungsberechtigten nnbeanstandet erzogen 
wnrde, in welcher sie daher beim Eintritte in das Voiyfthrig- 
keitflftlter thataftcblich sich befhnden bat und nachher kraft ihres 
Selbstbestinmiungsrecbtes Tcrblieben ist, mnss auch rechtlich als 
ihre Konfession angesehen werden, ohne daas nachträglich die toI* 
lendete religiöse Eraebung anf ihre Gesetzmässigkeit geprüft m 
werden braucht. 

7. EfUaeheidung vom 18, Mai 1893, B, 14, 8. 878-890. 

In der Pfals steht einer l[atholiscben Filiale, welche nisprfing^ 
lieh selbst eine Pfarrei war, in der Folge aber dnreh eine Ver- 
einigung mit einer andern lediglich die frtthere pfhrrliche Selbst- 
ständigkeit verloren bat, das Becht anf einen eigenen ständigen 
Gottesdienst an. Als ständig Ist dieser Gottesdienst in erachten, 
auch wenn er nicht nnnnterbrochen an jedem Sonn- nnd Feiertage, 
sondern nach der bestehenden Goitesdienstordnung nur abwechselnd 
mit der Pfarrkirche, also an Jedem zweiten Sonn- und Feiertage, 
stattgefunden hat. 

8, JEnischädung vom 17. Mai 1893, B. 14, S. 891—899. 

Bestrittene Bechtsansprflcbe anf den Genuss oder MItgennss 
^ eines simultanen StiftnngsvermOgens oder in Betreff der Verwaltung 
solchen Vermögens fallen , soweit sie dberhanpt dem Gebiete des 

öffentlichen Rechtes angehören, unter Art. 10, Ziffer U des Ge- 
setzes vom 8. August 1878. Die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden ist ausgeschlossen, wenn die Verwaltuug eines kirchlichen 
Vermögens von der einen der beiden zu einer Kirche berechtigten 
Heligionsgemeinden mit der Behauptung beansprucht wird, dass 
dasselbe überhaupt nicht Gegenstand des Simultanenms, sondern ihr 
ansscbliessliches Eigentum ist. 



Fanktion inne hatte. Daher warde der Klager lar nnmittelhareii Betratang 
dei Ci? Ur«ehtiwflfei g^ea d«ii BaUag ten Gooperator W. ?erwiMe&. 
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9. EnlaMdimg vom 3L Mai 1893, B. 14, 8. 306^311. 
Verträge fiber religiöse Kinderersiebnng waren im Qeltangs- 

bereiebe eowehl des fHbikiscben Landrecbtes, wie in Jenem des 

Scbweinfarter Stadtrecbtes ?or dem Inslebentreten des Gesetzes 

vom 5. Mai 1890, die Formen einiger Rechtsgeschäfte betr. ^), au 
eiue besondere Form nicht gebanden. 

10. mUsehMung v<m 10. Mii 1893, B. 14, 8. 337'-339. 

Zur Begründung eines Einspruchsrechts nach Art. 36, Abs. 1, 
Ziffer 3 des revidierten Gesetzes über Heimat, Verehelichung und 
Aafenibalt vom 16. April 1868 >) und 21. April 1884 genügt es 
keineswegs, wenn die Summe der Einzelslrafen, welcbe der Mann 
oder die Brant infolge mebrfacber, seitlich gesonderter Verurteilnn- 
gen wegen Diebstahls, üntersoblagnng. Betrug n. s. w. innerhalb der 
lotsten drei Jahre eriitten hat, wenigstens 4 Wochen beträgt, viel- 
mehr mnss nach dieser GeeetzesbestimmDng in einem einseinen Falle 
eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 4 Wochen 
erfolgt sein. 

11. EntsMimg wm 6. Mi 1893, B. 14, 8. 346—352. 

So lange in einem Streite, in welchem Bestandtheile einer 
Kirchengemeinde beteiligt sind, eine Kollision der Interessen einzel- 
ner Gruppen der Kirchenmitglieder nicht hervortritt, ist ihre Ver- 
tretung durch die Kirchenverwaltung nicht zu beanstanden. 

Ein Kirchhof, welcher als eine gemeinsame, sämmtlichen Pfarr- 
angehörigen zur Benutzung stehende kirchliche Binricbtnng ange- 
legt worden ist, behält diesen Charakter anch dann, wenn eine der 
zum Pfarrsprengel gehörigen Gemeinden allein die Grabgebfihren 
ffir die Benfltznng des Kirchhofes vereinnahmt nnd diesen erweitert 
oder andere Aufwendungen ffir denselben gemacht hat , es mfisste 
denn die förmliche üebemahme eines solchen Kirchhofes als gemeind- 
liche Anstalt nachgewiesen werden kennen. 

üeber die Erhöhung der Begräbnisgebühren für die Benützung 
eines Friedhofes der erwähnten Art kann auch in dem Falle, dass 
eiue Gemeinde des Pfarrsprengels allein diese vereinnahmt nur die 
Kircbenverwaltung, bezw. Kirchengemeinde beschliessen. 



1) Gesetz- and Verordnungsblatt, 1890, S. 227, 228, aach bei Albtri 
Vierliiuh Die fragmentarischen cirilrMhÜiohen Gesetze des Königreichs Bajem. 
3. Aufl. München 1894 S. 224 sq. 

2) Gesetzblatt 1868, S. 382. 

3) Gesetz- und Verordnangsblatt 1884, S. 123. 
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Bäckersatz dor Aafweadangen der Qemeiode, bezw. Viodi« 
eation des Bigentoois an den zar firweiterang des Kirehbofes Ter- 
wendeteii Grondstficken eignen sich lor Anstragong anf dem Wege 
des CiYÜprooesses. 

X9. Entscheidung vom 16. October 1893, B, 14, S. 376^S79. 

Bescblflsse in Verehelichnngssachen sind der — leitlicli aller- 
dings beschrankten Reehtskraft insoweit ffthig, alsTermOge derselben 
über einen gemeindlichen Einsprnchsgrand im Sinne des Art. 36, 

Ziffer 5 des Gesetzes vom 16. April 1868 über Heimat, Verehe- 
lichung, Aafentbalt entschieden wurde. 

13. Entscheidung vom 6. Deeember 1898^ S. 15, 8. 37-^. 

Im Geltangsbereiche des bayerischea Landrechtes steht der 
überlebenden Mutter auch ia Gemeinschaft mit dem Vormunde nicht 
die Berechtigung zu, über die confessionelle Erziehung der aus ihrer 
confessionell uugeroiscbteu Ehe hcrrorgegangendn Kinder Bestimmung 
sn treffen. 

U. Entscheidung vom 20. Decetnber 1893, B. 15, S. 49—50. 

Das Besetzangsrecbt auf die Stellen des niederen katholischen 
Kirohendienstes steht, soweit es nicht den Magistraten m dem 
1. October 1807 überiassen war, den Kreisregierangen nach vor- 
gangiger gntachtlicber Vernehmnng der administrativen ünterbe" 
bOrde^ des Ortspfarrers und des Distrietscbalinspectors so, wfth- 
rend der Ereisregieruug da, wo ein Prasentationsrecht der Ge- 
meinde etc. besteht, das Bestätigungsrecht zakommt >). 

15. Entseheidmig vom Deeember 1893, B. 15, 8. 51^53 

in der Sache, Beiziehung des Pfarrpfründenverraögens und des jewei- 
ligen Pfarrers zu Ulfenheim zu den Gemeinde- und Distriktsumlagen 
daselbst. 

Bezüglich geschuldeter Distriktsumlagen kann nur die gesetz- 
liche Vertretung der Distriktsgemeinde, nicht aber jene der betreffen- 
den politischen Gemeinde Nachläse gewahren. 

Nachlasse an Gemeindenmlagen können nur ans solchen erheb« 
liehen Qrflndeo, welche die indiuduelle Leistnngsfftbigkeit des Um- 
lagepflichtigen betreffen, nnd immer nnr von Fall sn Fall gewahrt 
werden. 



1) YfligL Terordnimg vom 80. Deeenbar 1810, R^giennigtbUiti 181 U 

S. 17-84. 
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16. EniuMäimg vom 8. Januar 1894, B. 15, 8. 55 «. 56. 

Die Distriktsverwaltun<,'sbehörde ist zwar, ohne duss es eines 
förmlichen Verfahrens wegen Wiedereinsetzuns,' in den vorigen Stand 
bedürfte, nicht behindert, einen gemeindlichen Einspruch gegen 
Ausstellung des Verehelichungszeugnisses auch nach Ablauf der 
Einspracbstrist des Art. 37, Abs. 1 des Gesetzes über Heimat, Yer- 
eheüchmig nnd Aufenthalt vom 16. April 18(i8>) eutgegenzaneh- 
meo, weoD die Gemeiode aar glaubhaft darzuthun vermag, dass ihr 
die Tbatsachen, anf welche der Einsprach gestfitzt wird, erst inner- 
halb 14 Tagen Tor dessen Brhebang bekannt geworden sind. 

17. EnUehmdung vom 15. Jamuar 1884, B. 15, S. 56 u. 57. 

Massgebend für die Frage, ob die Einspruchsfrist des Art. 37, 
Abs. l des Gesetzes über Heimat, Verehelichung und Aufenthalt 
eingehalten sei, ist nicht der Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Gemeindeverwaltung, sondern der Tag, an welchem deren Einspruch 
bei der Distriktsverwaltungsbebörde eingelaufen ist. 

' 18. JBiOseheiämig vom 22. Jamtar 1894, B. 15, 8. 60—63. 

Die Distriktsverwaltungsbehörde hat sich der Ausstellung des 
Verebelichungszeognisses nicht schon unter allen Umständen dann 
zn eothaiten, wenn nur überhaupt ein Einspruch auf Grund des 
Art. 35, Abs. 5 des Gesetzes Aber Heimat, Verehelichung nnd 
Aufenthalt erhoben nnd nachweislich bei Gericht geltend gemacht 
worden ist; sie kann denselben vielmehr unberücksichtigt lassen, 
wenn der bezttglichen Thatsache ?om Geeetze eine das Recht der 
Eheschliessnng beschränkende Wirkung offensichtlich nicht beige- 
messen wird. Dies ist gemäss § 39 des Reichsgesetzes vom 6. 
Februar 1876 über die lieurkundung des Personenstandes und die 
bürgerliche Eheschliessung bei einem Einspruch auf Grund eines Ver- 
löbnisses der Fall. ~ (Durch § 39 des Heichsgesetzes vom 
6./1I, 1875 werden alle Vorschriften, welche das liecht zur Ehe- 
schliessung, weiter beschränken, als es durch dieses Gesetz geschieht, 
aufgehoben, und in den Motiven des Reichsgesetzes ist ausdrücklich 
hervorgehoben, dass infolge jener Bestimmung die in den einzelnen 
Teilen des Bundesgebietes iiestehcnden fibehindernisse , namentlich 
des VerKibnisses und des Einspruchsrechts anf Grund eines Verlöb« 
nisses in Wegfall kommen. Es besteht daher nicht der mindeste 
Zweifel, dass dem Eheversprechen nach dem geltenden Rechte nicht 



1) GMettbhtt 1868, 8. 883. 
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die Wirkung eines aussch liessenden, oder aafschiebenden Ehehinder- 
nisses zukommt. — Vrgl. hiezu ein sachlich hiemitsasaromenhängen- 
des Urteil des obersten Landesgerichts Mänchen vom 10. April 1894, 
B. 15, S. 129—182; der Rflcktritt ?on einem Verlöbnis kann dne 
Entschädigungspflicbt begrOnden , wenn die Brant mit Rficksiebt aof 
das gegebene Ebeversprecken dem Bräutigam den geschleehtUchea 
Umgang gestattet nnd infolge hie?on ein Kind geboren hat In 
dieser Richtung steht Artikel 340 des Code Civile — La recherche de 
la paternit^ est iuterdite — der Untersuchung der Vaterschaft nicht 
entgegen ^). 

18. JBntBckeidmig vom IS. Mär» 1894, B. lö, 8. 105^107. 

Bin Einspruchsgrand gemäss Art 86, Abs. 1, Ziffer 6 des 
Gesetses vom 16. April 1868 nnd 21. April 1884 Aber Heimat, 

Verehelichung und Aufenthalt ist auch dann gegeben, wenn die 
Braut sich mit den der Gemeindekasse oder Armenkasse ihrer 
Heimatgemeinde gegenüber obliegenden Leistungen im Rückstände 
befindet. 

19. JEntsdteidmig vom 13, 1894, B. lö, £L 145—148. 

Dnrch Art 21 der Instraetion Tom 25. Angost 1869^, die 
Yomahroe der KirehenTerwaltnngswahlen betr., ist den Distrikts* 
waltungsbehörden hinsichtlich der Kirchenverwaltnngswahlen in Land- 
gemeinden eine den Bestimmungen in Art. 196, Abs. S und 4 der 

diessrheinischen Gemeindeordnunj? analoge Officialthätigkeit einge- 
räumt, ohne dass sie jedoch hiebei an bestimmte Nichtigkeitsgründe 
gebunden wären. 

Nach den für die Wahl der Simultankirchenverwaltungen mass- 
gebenden Bestimmungen müssen die Mitglieder der Simultankirchen- 
verwaltungen und die Ersatzmänner derselben so gewählt werden, 
dass jeder Confession die Hälfte oder bei bestehenden Ansnahmsrer^ 
hftltnissen der betreffende Anteil derselben angehört 

20. Entscheidung vom 8. April 1894, B, 15, S. 158—162. 

Der Lehrer, mit dessen Schulstelle der niedere Kirchendienst 
?erbunden ist, ist verpflichtet innerhalb des ihm zugewiesenen Wir- 
knngskreises hei den von der kirchlichen Oberbehörde rite angeord- 
neten ansserordentlicben Andachten Assistens zn leisten und an sich 
berechtigt, hiefflr eine Gebfihr sn beansprachen. Ob und inwieweit 
die Yergfltnng bereits in den fessionsmftssigen Bezügen inbegriffen 

1) Diese ciTilrechtlichen Entschädigangsanipr&che begrilndeu keine ge> 
setslich« Einsprnehtberaehtigang. Entteheidong Tom 18. Juli 1896. 
^ Ki^mtsbUU (Dir OborUjwo 1860, 8. 1863. 
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oder beBondera za gewähren ist, bemisst sieb im einzelDen Falle nach 
der Zweckbestimmiing und Hobe dieser Beiflge und nach den je- 
weils bestehenden besondem Bechtsyerhftltnissen. 

EnUeheidmg vom 23. Mai 1894, B. 15, 8. 186—190. 

Das einem Magistrate nnd einem Pfarramte kamnlati? zu- 
stehende Prtsentationsrecht anf eine vereinigte Schal- and Ghor- 
regentenstelle bleibt, wenn nicht besondere Umstände forliegen, aach 

nach Lostrennung des Chorregentendienstes von der Schulstelle in 
seiner kumulativen Eigenschaft aufrecht. 

«9^. EfMiMmg vom 6. JuU 1894, B. 15, 8. MSO-^^B. 

Ein Kirchenverband im Sinne des Art. 10 Ziffer 13 des Ge- 
setzes vom 8. August 1878 ist nur dann gegeben, wenn die nach- 
barliche Vereinigung von Konfessionsgenossen durch Verföf^ung der 
zuständigen Behörden der betreffenden Kirche zum Zwecl^e der 
kirchenrechtlich gebotenen Kuliusubung zugewiesen ist. Ob der be- 
haaptete Kirchenverband zu Becht besteht, eTentuell, ob diejenigen 
Personen, welche za Leistangmi (L&atgarben) aas demselben in An- 
sprach genommen werden, rechtlieh diesem Verbände angeboren, ist 
im Streitfalle Gegenstand der roateriell-rechUichen Sachwdrdigiing 
and hat deshalb bei der Bemessung der Terwaltangsbeherdlichen Za- 
stAndigheit zar Sachentscheidang als massgebend gar nicht in Be- 
tracht zn kommen. 

23. Entscheidung vom 14. November 1894, B. 16, 8. 77-^82. 

Die Obenrormandschaftsbeherde ist in Streitigkeiten wegen re- 
ligiöser Kindererziehang nicht beschwerdeberechtigt. 

§. 21 der IL Verfassnngsbeilage sehliesst ein Bestimmangs- 
recht der ansserehelichen Mutter nicht aus. Sie kann daher über die 

religiöse Erziehung eines Kiurles Bestimmung treffen, wenn ihr nach 
dem einschlägigen Civilrechte das freie Erziehungsrecht eingeräumt ist. 

Nach den Bestimmungen des Bamberger Landrechtes ist die 
aussereheliche Mutter nicht berechtigt, ohne Zustimmung der Vor- 
mundschaft über die religiöse Erziehung ihres uuebelichen Kindes 
eine von der Regel des g. 21 der IL Verfassungsbeihige abweichende 
Bestimmong za treffen. 

24. EtUscheidun(f vom 10, DecetnUr ls9i, B. IG, S. 58—61. 

Im Geltungsbereiche der fArstbischOflich Würzbnrg'scben Ver- 
ordnang Tom 11. April 1687, das Banwesen der Kireh(»n-nnd Pfarr- 
bftuser aach AbhOrnng der Gotteshaus- und milden Stiflongen betr., 
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hat für die quantitative FestateUaag der irarialtachen Zebotbaapfliebt 
gemftss Art 4 nnd 6 des Oeeetiea Tom 28. Hai 1852, die Sicherung, 
Fixierung und Ablöaung der auf dem Zehntrechte hMtendea kirth- 
liehen Banpflicht betr. ^), das die Cultnsbanpflicht der Desimatoreu 
regelnde churfürstlich bayerische Qeneralmandat vom 4. Oetober 
1770 Mass zu geben. 

35. Eniwheidung vom 4. MärM 1895, B. 16, 8. 191^-194. 

In dem Verfahren wegen nachträglicher Ausstellung des Ver- 
ehelichungszeugnisses kann ein gemeindlicher Einspruch nur auf 
solche Thatsacheo gegründet werden, welche in der Gegenwart ge- 
geben sind nnd haben hiebei die Verhältnisse, die zur Zeit der Ehe- 
schliessung obgewaltet haben, ausser Betracht zu bleiben. 

Entscheidung vom 4. Märe 1896, B. 16, S. 194—197, 

Im Geltungsbereiche des Wflrzbnrger Rechtes ist die Aus- 
stellung des Verehelichungszeugnisses so lange zu verweigern, bis 
nicht der in Art 85, Abs. 6 des Gfesetses Aber Heimat, Verehe- 

lichnng etc. geforderte Nachweis erbracht ist, dass der zar weiteren 

Ehe schreitende Ehegatte im Falle Vorhandenseins von Kindern aus 
früherer Ehe vor der Wiederverehelichung entweder die Grundab- 
theilung wirklich vollzogen oder eine Einkindschaftung vorgenommen 
oder ein der kaiserlichen Landgenchtsorduug von 1618 entsprechen- 
des Inventar aufgenommen bat. 

27. EtUscheidung vom 29. Märe 1895, B. 16, S. 217—221. 

Entschliessnngen der Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
mit welchen Leistungen auf Qrund der S§* 48 und 49 der IL Ver- 
fassangsbeilage auferlegt werden, sind Verfügungen in Qegenstftnden 
der Staatsaufbicht fiber die Verwaltung des KirchenvermOgens und 
der Kirchenstiflnngen im Sinne des Art 10 Ziffer 8 des Gesetzes 
vom 8. August 1878 Aber die Errichtung eines Verwaltungsgericbts- 
hofes etc. 

Der Verwaltiingsgerichtshof ist daher mit der aus Art. 13 
Abs. 1 Ziffer 3 des angeführten Gesetzes sich erj^^.'beiiden Be- 
schränkung zuständig, wenn derselbe von einer Kirchenverwaltuug 
im Beschwerdeweg mit der Behauptung angerufen wird , dass dem 
Kirchenvermdgen eine rechtlich nicht begrflndete Leistung auferlegt 
worden sei. 



1) OeMttbUtt, 18&9, 8. 704, 705. 



Digilized by Google 



geridU$hofe$ in Retigimu^ und Kirehemaehm, 413 



Ji8. Eni9(iheiäimg vm 21. Odober 1896, B. 17^ 8. 48-^2. 

Eiue Stiftung hat nur dann Anspruch auf Befreiung von der 
Erbschaftssteuer gemäss Art. 3 Abs. 1 Ziffer 3 des Erbschaftssteuer- 
gesetzes vom 18. August 1879 ^), wenn dieselbe in allen ihren stil- 
tungsmässigen Bestimmungen den Charakter einer milden Stiftung an 
sicii trägt. Hiebei sind bei einer testamentarischen Bestimmung 
nicht die gebrauchten Worte, sondern der Inhalt der Bestimmung 
und die Absicht des Testators massgebend. Von der Erbschaftssteuer 
sind daher nicht befreit Pamiiienstiftungen , bei denen stiftungsge- 
mftss die Verteilung der Benten oder Stipendien in erster Linie nach 
dem Grade der Verwandtschaft an erfolgen hat und zwar anch dann 
nicht, wenn sie nach den Eventoalbestimmangen als milde Stiftungen 
zu erachten wftren. 

29, Enüeheidmg vom 17, JuU 1895, B. 17, 8. 57—62. 

Der Besitzer der Oehände eines auf den Schnl- und Ifessner- 

dienst präsentationsberechtigten Schlossgutes, dessen übriger Bestand 
zertrümmert wurde, ist nach canonischeni Rechte nicht präsenta- 
tiousberechtigt. 

30. EnUdkHdimg wm 16. Oetober 1895, B. 17, 8. 72—75. 

Keligiöse Versammlungen (Uibelstunden) , welche, ohne die 
staatliche Genehmigung erhalten zu haben , die Grenzen der ein- 
fachen Hausandacht überschreiten, sind als verbotene Zusammen- 
künfte im Sinne des %. 4 der II. Verfassangsbeilage za betrachten. 

31. Entscheidung vom 8. November 1895, B. 17, S. 129—133. 

Die Legitimation durch nachgefolgte Ehe der Eltern konnte 
anch unter der Herrschaft des Ediktes über das Indigenat Tom 
26. Mai 1818 sowohl den Brwerb, als den Verlust der bayerischen 
Staatsangehörigkeit bewirken. Nach den Bestimmungen des allge- 
meinen bflrgerlichen Gesetzbuches ffir das Kaisertum Oesterreich ist 
zur Legitimation unehelicher Kinder der Beweis nothwendig, dass 
sie YOTn Ehegatten der Mutter erzengt sind und ist dieser Beweis 
— ausser dem Falle eines auf die Vaterschaft erfolgten richterlichen 
Ausspruches — nur dann als hergestellt anzusehen, wenn der un- 
eheliche Vater des Kindes sich als solcher bei der Taufe oder später 
in das Tauf- oder Qeburtsbacb bat einti-ageu lassen 

1) Gesetz- und Verordnangsblatt 1879» S. 885. 

2) Oesterreiehiaehes R«eht gilt bis 1. 1» 1900 hi einigen Gebietsteilen 
Oberbtyenw ond der Oberpfnls. 
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SZ. EiMhMmg wm 15. Nwember 1895, B. 17, 8. m-Ul. 

Bei der Feststellung des reinen Ertrages der Pfarreien gemäss 
Zitfer 2 bezw. 1 der Allerhöchsten Verordnung vom 19. Juni 1810, 
die Besteuerung der Geistlichkeit betr. , haben die den Geistlichen 
dermalen aus staatlichen Mitteln gewährten BÜDkommeosaafbesaer- 
ungeu ausser Betracht zu bleiben. 

Zn Eommanalaiiflageii im Sinne der ZiflTer 2 der erwähnten 
Verordnung zählen auch die Distriktramlagen 



1) In d«n Kammer? erhandlimgtn ftbef AofbeMonuig des pfkirliehen Bin* 
kommei» in dm Jahna 1866 nad M/M, Mnrie ia dea einaehligigea YoUsogt- 
vmidaangen wardo ansdrOcklich bemerkt, et haadle sieb bei diesen Auf« 
besaernngen nicht nm eine Veränderang der Kougraa, soudern lediglich am eine 

Erhöhung der Bezüge der Pfarrer, ohne dass dadurch die Befltimmangen über 
die Kongraa sowie alle Folgen hieraus irgendwie berührt würden, dass in den 
Aufbesserungen lediglich eine facultative Personalzulag^e zur Ermöglichung einer 
standesgeraässen Lebensstellung für den Pfarrklcrus zu erblicken sei Da nan 
das faasionim&asige Reineinkominen der in Frage stehenden Pfhnei Spielberg 
Oha« dia EiakomnieBaaiifbenening nor 911 tiK 15 » 581 Galdea 80 Kicaaer 
betrigt, aomit aater der Koagraa von 600 Chüdaa bleibt, so haben dia PCur* 
geneiade-lfltgli^er ?oa Spielbeig dem Pfbrier dortadbet die Toa ihm sa be- 
zahlenden, auf die Pfarr-Bealitftten treffenden Kommnnalaoflagen zn enetsea. 
Zu diesen Kommanalauflagen sind auch die Distriktsumlagcn zu zahlen. Indem 
es nämlich zur Zeit der Erlassung der Verordnung vom Jahre 1810 gesetzlich 
organisirte Distriktsverbände ebensowenig, wie Distriktsumlagen gab und Aus- 
gaben für gemeinsame, im Interesse mclirerer Gemeinden gelegene Einrichtungen 
durch Gemeindeamlagen gedeckt werden massten, nmfasste damals der Begriff 
»Kommnoalaaflagen« aieht aar die eigentUehea Gemeiademnlagen. sondern aoeh 
die Dietriktaamlagea im heotigen Siaae. Weiter fiadet die Oleiehiteliaag der 
Diatriktaamlagea ia FiUen mUegeader Art aaeh ia der Erwigang ihraBeeht- 
fertigong. dan die Distrikte nach dea Bettimmnngen des GeaetMe Aber die 
Distriktsrithe Tom 28. Mai 1852 in der That als »weitere K!ommnnalTerbSnde,€ 
Distriktsgemeinden sich darstellen. S. 13^, 139 a. a. 0. Vergl. auch Archiv für 
kath. Kirchenrecht, B. 72 (1894) S. 464-480. — Die Kongraa war durch Aller- 
höchste Verordnung vom 19. Juni 1810, Kcg.-Dlatt 1810, S. 585 - 588, lür 
Pfarreien auf 600, fOr Beneflcien auf 400 Gulden festgesetzt und wurde bereits 
damals bestimmt, dass die Kongrua den PfrQndenbesitzern unverkürzt bleiben 
mttaae aad dia dea Kongraa-Bezog schmilemdea Staataaaflagen aas dem K5nig- 
liehea Aarar dareh die Beatamtekaaaea Yorgeachoiaen «erdea eoUeoi die Eom- 
maaalaaflagea, welefae anf derlei Pbrreiea and Beneliciea fhUea, aolltea aaf 
die ttbrigen Oeroeindeglieder repartiert werden. Vergl. anch Reg.-Blatt 1811» 
S. 66—70; KnltusministerialUatt 1872, 8. 408, wonach mit Bfteksicht auf die 
den Pfarrern gewährte Einkommenaaufbesserung bis zum Betrage von 900 Goideu 
die bisherigen Steuervorschüsse für unzureichend dotirte katholische Pfarreien 
(nicht anch für solche Beneticien) vom 1. Januar 1892 an in Wegfall kommen; 
Finanzministerialblatt 1872, S. 92; 1892, S. 204. 
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33. EitMieUbmg vom JST. Deeember 1895, B, 17, 8. 141^145. 

Ein Kirchengemeindebeschluss über Erhebung von Kirchenge- 
meindeurolagei) ohne vorausgegangenen Beschluss der Kirchenver- 
waltung ist rechtsungiltig. 

Die Frage, ob eine YoUstreckbarkeits-Erklärung des Ausstands- 
verzeichnisses der Umlagen unter Beachtung der hierüber bestehen- 
den formellen Vorschriften ergangen ist, ÄUt in den Bereich der 
gerichtlichen Zostftndigkeit 

Wenn mch ans Anläse der ZwangsTollstreckong ein Streit fiher 
die Verpflichtung zur Entrichtung von Kirchengemeindeamlagen er» 
gibt, so bat der Ausspruch hierüber im Entscbeidongssatse su er- 
folgen. 

34. Entscheidung vom 17. Jamar 1896, B. 17, 8. 148^16J^. 

Nach der Allerhöchsten Verordnung vom 20. November 1815, 
die Vermehrung der Blitzableiter betr., sind die Kosten für die 
Blitzableiter auf den Kirchen aus Mitteln der Kirchenstiftungen 
jener Kirchen, welche mit Blitzableitern zu versehen sind, für die 
Blitzableiter auf den Kirchthürmen dagegen zur Hälfte aus Mitteln 
eben dieser Kirchenstiftungen, zur andern Hälfte aber aus den 
Mitteln derjenigen politischen Gemeinden, in welchen die Kirchen 
sieb befinden, zu bestreiten. 

35. Erkenntnis des Gerichtshofes für Kompetemconflicie vom 
28, März 1896, häreffend rückständige Shlgebühren und Kirch" 
tmehtreidinisse, Beilage I mm Gesetz- und VerordnmgshUM des 
KSnigreieha Bayern vom Jahre 1896, 8. 1^. 

Der Messner Joseph Heilinger von Niederding erhob gegen 
Johann Huber als Besitzer des Heilmaieranwesens in Niederding 
und gegen Johann Osteimeier als Besitzer des Obemeuineieran- 
wesens in Niederding beim kg). Amtsgerichte Erding Klage wegen 
rückständiger Naturalleistungen im Geldanschlage von zusammen 
jahrlich 5 M. 19 Pf., welche er als Messoer der Kirche von Nieder- 
ding von den Besitzern der genannten Anwesen zu beanspruchen 
habe; femer reichte J. Heilinger bei dem gleichen Amtsgerichte eine 
Klage gegen J. Ostermeier wegen rflckständiger BeerdigungsgebAhren 
im Betrage tou 49 M. 20 Pf. ein. Auf Anzeige des Bedrluamts 
Erding, welches die Zulftssigkeit des Rechtsweges fAr iweifelhaft er- 
achtete, erhob die kgl. Kreisregtemng von Oberbayern, Kammer des 
Innern, den Kompetenzkonflikt, da sie In diesen beiden Sachen den 
Civilrecbtsweg für unzulässig erachte. Diese Erklärung wurde im 
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Weaeotlichen damit begrfindet^ dass der Kl&ger fieilioger in beiden 
Fällen die eingeltlagten Leistungen in seiner Eigenschaft aU Hessner 
der Kirche Ntederding beanspruche. Dadurch werde der Anspruch 
als im Kirchenverbande wurzelnd hingestellt und aus einem Öffent- 
lichen Dien8t?erh&ltnisse abgeleitet. Hit den erhobenen Klagen 
werde die Leistung rücksUndiger Kirchtrachtreichnisse für den Hess- 
ner in NiederdiiiL,^ beanspnuht. Solche Kirchtrachton seien regel- 
mässig aus dem Kirchenverbuiide herrührende Leistungen zur Er- 
gänzung des Einkommens von niederen Kirchenbediensteten, welche 
zwar ursprünglich aus religiösen Beweggründen freiwillig erfüllt 
worden sein mögen, die aber im Laufe der Zeit zu gewohnheits- 
rechtlichen Pflichtleistungen geworden seien. Dieses innerhalb des 
Kirchenverbandes allmählich entstandene Gewohnheitsrecht müsse 
im Binselnen als öffentlich-rechtlicher. Titel betrachtet werden. 
Dnrch den, lediglieh die Sicherstellang bezweclLenden Eintrag der 
streitgegenständigen Reichnisse im Hypothekenbuche werde an der 
öffentlich-rechtlichen Natnr derselben nichts geändert. Ans den 
angefahrten Orfinden werde Entscheidung des Korapetenxkonflikts 
dahin beantragt, dass in den Streitsachen Heilinger gegen Haber, 
hezw. Ostermeier die Verwaltungsbeliörden zuständig seien. 

Nach Instruktion des angeregten Kompetenzkonfliktes wurde 
von dem Gerichtshofe für Kompetenzkonflikte in der öffentlichen 
Sitzung vom 28. März 1896 vom Staatsanwälte beantragt: 

1) dass in der Sache gegen J. Huber und ,1. Ostermeier, so- 
weit es sich um Kirchtrachtreichnisse handelt, die Gerichte anstän- 
dig seien, 

2) dass im Oebrigen, nämlich soweit es sich um die obigen 
Beerdigungskosten handelt, die Verwaltungsbehörden zuständig seien. 

Der Gerichtshof schloss sich diesem Antrage an und entschied, 
dass bezüglich der räckständigen Kirchtrachtreichnisse die Zustän- 
digkeit der Gerichte begröndet erscheine. Denn — so heisst ee 
in der Begründung — die ?on dem Heilinger als Messner der Kirche 
Nieberding gegen J. Huber als Besitzer des Heilmaieranwesens und 
J. Ostermeier als Besitzer des Oliorneumcierauwesens erhobenen 
Klagen sind offenbar in dem Sinne zu verstehen, dass die jeweiligen 
Besitzer dieser beiden Anwesen verpflichtet seien, die in den Klagen 
aufgeführten jährlichen iieichnisse an den jeweiligen Messner der 
Kirche Niederding zu entrichten. Nach dieser Begründung der bei- 
den Klagen erscheinen die mit denselben beanspruchten Leistongtn 
als auf den beiden Anwesen ruhende Reallasten Die mit 

1) EbeDso ein ErkenniniM det KompetentkoDtliktscDateB vom 1. Augas 
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deo beiden Klagen geltend gemacbteo Ansprüche beruhen mithin 
aaf einem dinglichen Beehte, welcbee noAbbftngig isi ?on dem per- 



1870, lUg.-Blitt B, leSS— ie68: Im forliegenden Falle IiaImb die KUgeriiuien, 
PIknr- nnd Maiaierpfirftiide HolieDberelia, behupCet, dan die YerUadllfllikeit 
IV EotrielittBff von Kirohoatncliteii auf den Holl^ate Nr. 14 in HoheDbeteha 
gtbaftet habe; sie st&tzen lomit Ihrm Anaprach auf ein dingliches Recht, wel- 
ches nnabhängig ist von dem pcnenlioben Verhältnisse, in welchem die Be- 
klagten als Mitglieder der Pfarrgemeinde za dem Pfarrer und Messner von 
Hohenbercha «tehen. Die Beklagten werden als Besitzer der von ihnen käuf- 
lich erworhenen Gutsparzollen und nicht aU Parochiancn von Ilohenbercha auf 
Verabreichung der Kirchentrachten belangt. Wenn der Titel, auf welchen uich 
der Klageausprach stützt, in Wahrheit gegründet ist, so müssen die Beklagten, 
aaeh wean de eioer andern Confeesion , einem andern Pfarr- und Kirobenver- 
bande angehören wftrden, die Kliehentraehtan an die PfirftndeD sa Hohenbereba 
▼erabreichen nnd mar in Kraft dfflrechtUeher Teibiadlichkeit, nnd die politi- 
schen nnd administrativen Behörden hätten gar keine Veranhisang , die ihrem 
Schutze anvertrauten Pfründen im Bezug jener Beichnisse zu schützen. Vergl. 
Reg.-Blatt 1805, S. 455, 1825, S. 1082. Ebenso ein Urteil des obersten Bayeri- 
schen Landesgerichts. Sammlung von Entscheidungen in Gegenständen des Ci- 
vilrechtes etc., B. 10, S. 1653. Vergl. andrerseits Erkenntnisse des obersten Ge- 
richtshofee in Kompetenzkouflikts-Sachen vum 25. Juli 1854, Beg.-Bl. S. 660* 
?om 19. Jmii 1855, Beg.-Bl. S. 828—886 nnd 886—847; ?om 29. December 
1866, Beg.-61. 1857» 8. 70-82} ?om 7. Jnni 1867, Beg..BL 8. 776-785; vom 
11. NoTember 1861 , Beg.-BL 8. 016—921; toa 14. September 1868, Beg.-BL 
1868, S. 2109—2119; vom 2. December 1830, Ges.- und Verordn.-BI. 1880, Bei- 
lage 5, S. 25—29. Diese Erkenntnisse der Kompetenzkonflikte-Senate stehen 
mit obigem nicht in Widerspruch. In die.^en Erkenntnissen wurde allerdings 
die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden zur Entscheidung von Streitigkeiten 
Über Kirchtrachtreichnissc für begründet erklärt, und zwar gleichviel, »ob die 
betreifenden Keichnisse als persönliche oder von Häusern und Gütern herge- 
bracht sindc (1880, S. 29; 1857, S. 784 a. a. 0.). Allein die Kompetenz der 
Clvilgeriehte konnte ans dem Grande niebt f&r gegeben enMfaitot «aidea, weil 
tbatiiebUebe AnfrteUnngen and Kaebweienngen fllr den priTatreehtUeben ChM 
laktor der eingeklagten Abgaben naeh deren Entetebnng nicht dargetban wer^ 
den konnten, rielmehr die von den Beteiligten vorgebrachten Thatamstande da- 
für sprachen, dass die fraglichen Reichnisse aus Rücksichten auf das öflfentliche 
Interesse eingeführt wurden. Der Titel der Verjährung dieser Reichnisse, oder 
der Umstand der Leistung seit unvordenklicher Zeit bietet ebenfalls für sich 
keinen rechtlichen Grand, die Competenz der Civilgerichte für begründet zu 
erachten. Denn, wenn der Gegenstand an sich administrativer Natur ist, fällt 
auch die rechtliche Würdigung der angeblich in Mitte liegenden Verjährung 
oder den Herkommene in daa Gebiet der admintstratiToa Erwägaugen nnd in 
der Verordnnag fom 17. Deeember 1826 iat die Enteeheidnng Aber derlei Yer> 
ordnnngemleeige oder nach hergebraebte Beicbniese nnd Leietnngen den ad- 
ministrativen Behörden zugewieeen (Beg.-Bl. 1825. 8. 10S3, 1855, S. 845, 846), 
Die Berufung anf ein Herkommen kann daher an der adminittratiTen Bigea* 
Schaft einer Sache keine Aenderong erwirken, weil das Herkommen nnr eine 
Archiv mr Kirchennohfe. LZXVL 27 
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sönlicben Verhältnisse der Beklagten als Angehöriger eines gewissen 
Pfarr- oder Kirchenverbandos. Die Klagen richten sich gegen die 
Besitzer der Anwesen als solche, und diese sind, das Bestehen dar 
Reallast Toransgesetzt, nach dem bägerlichen Bechte aal Grund ihm 
Besitzes zar Leistung yerpflichtet. 

Danit, dass J. Heilinger als Messner der Kirche Niederdiog 
(fie eingeklagten Beichnisse beanspnieht, wird zwar die Saehlegiti- 
mation des Klägers begründet; für die Passivlegitimation abor 
und insbesondere f&r den rechtlichen Charakter der Verbindlich- 
keit der Beklagten ist der Umstand entscheidend, dass die Be- 
klagten lediglich als Besitzer je eines gewissen Anwesens in An- 
spruch genommen werden. Verhält sich die Klagebegründung in 
Richtigkeit, so müssen die Beklagten die geforderten Reichnisse auch 
dann entrichten, wenn sie einem andern Glaubensbekenntnisse, oder 
einem andern Kirchenverbande angehören, während dieselben an- 
deieiseits, mögen sie dem betreffenden Kirchenverbande angehören 
oder nicht, durch das Aufgeben des Besitzes der belasteten Reali- 
täten von ihrer Verbindlichkeit befreit werden. Wenn aber die 
.klagegegenst&ndigen Reichnisse nieht anf dem Kirchenverbande be- 
nihen, so entfällt anch der Qnind, ans welchem von der kgl. Re- 
gierung die öffentlich-rechtliche Natur derselben abgeleitet wird. 

Wenn auch die rechtliche Natnr der hier in Bede stehendea 

Bacbtnorm ist, worant sich niemals schon unbedingt ein privatrechtlicher Reehlt- 
titel iblaltM lässt (Reg.-Bl. 1857, S. 79). So warde entiehieden in der Sache die 
CoDcnrrenz za den Reparaturen der Kirche in Muningen, wobei sich das behauptete 
Herkommen als ein solches darstellte, »welches auf priratrechtliche Zustande 
dnrchaus keinen Bezug hat und lediglich Verhaltnisse des öffentlichen Recht^^a 
betrifft.! Weun wir sämmtliche citierte Erkenntnisse vergleichen, so gewinnen 
wir das Ergebnis: Die BcchtsTermathung spricht regelmässig dafür, dasa die 
Kirehtrachten auf dem pfarrliehen Yerhaiid«, also einem YerbUtnina Am Mwt- 
lichen Rechtes bemhen. Die auf einem priTatrechtUchen Titel g. B. auf dm 
Beiitse eines Anwesens oder OnmdsMeka nihende Ldttongspflieht mnn daher 
batondeia nachgewiesen werden. Nur bei letzteren Streitigkeiten sind die OfTÜ* 
gcrichte tastandig, da hier die fraglichen Reichnisse ganz unabhängig von dem 
Bestehen kirchlicher Beziehungen ausschliesslich von den Besitzern bestimmter 
Realitäten in Anspruch genommen werden. Sobald aber die Ortseinwohner als 
Parochianen zu Verbindlichkeiten, Umlagen, Leistungen und Vergütungen auf 
Grund des Pfarrverbandes in Anspruch genommen werden , ist eine öffentlich* 
rechtliche Angelegenheit mit letztinstansieller Zaständigkeit des Verwaltuag»- 
geriehtihofes gegebm: Art 10 ZUL 18 dtt Qeietiet vom S. Aogntt 1878 aber 
den Verwaltangsgeriebtihof. Dto VerpfliehtiiDg mr Bntriehtang dmartiger 
Leistungen setit aber anseer dem Besitie eines mit GrondstOeken Terbandenen 
Anwesens anch den penOnlichen Wohnstts im Territoiialboiifce der Pfkrrg*» 
meiade nabediagt Tocant. So bertiffliiit eiae KntNlieidiwg vom 8L Jn& IML 
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Reichnisse dareh deren Btntrag im Hypothekenbacb keine Aendernng 
erleiden konnte, so ist doch immerhin die Thatsaehe, dass dieselben 
als anf speciellero Bechtstitel bemhende Reallasten beim Hypo- 
thekenamte angemeldet worden sind, insofern von Belang, als diese 

Anmeldung darauf hinweist, dass die klagegegenständigen Leistungen 
Seitens der Bctheiligten nicht als aui dem Kircheuverbande beruhend 
angesehen worden sind. 

Dagegen hat der KIagean<;pruc]i hinsichtlich der rückständigen 
Beerdigun^sßfebühren »die Entrichtung von Gebühren zum Gegen- 
stande, welche der Beklagte J. Ostermeier als Angehöriger der 
Kirche Niederding dem Kläger als Messner von Niederding ffir 
TOB demselben vorgenommene kirchliche Verrichtangen schuldig ge* 
worden sein soll. Die Fordemng gründet sich mithin anf den 
Kirchen« nnd Pfarnrerbwidt and es wird die Verbindlichkeit aar 
Zahlang der betreifenden Gebflhren daran« abgeleitet, dass Beklagter 
diesem Verbände angehört Die hier besprochenen Leistungen be- 
mhen daher nicht anf einem Privatrecbtstitel, eondem anf einem 
Verhältnisse des ötTentlicheo Rechts, indem der Kirchen- und Pfarr- 
yerband und folgeweise auch die aus demselben entspringende Ver- 
pflichtung, für kirchliche Verrichtungen eine Gebühr zu bezahlen 
öflfentlich-rechtlicher Natur ist. üeber derartige Leistungen aYer 
haben, wenn hinsichtlich der Verpflichtung zu ihrer Entrichtung sich 
Anstände ergeben, die Verwaltaogsbebördeo zu entscheiden ^).« 

1) Ebenso das Erkenntnis des Gerichtshofes für Kornpctenikonflikto vom 
30. XI, 1882 (QflMtl- ood Verordnungsblatt 1888, Beilage 3, S. S6): Die For- 
derung des Messners Wagner hat die Entrichtung von Gebühren znm Gegen- 
stände, welche der Beklagte als Anffeböriger dar Pfarrei Walterskirchen an den 
Kläger ab den Hettner von Waltertkireheo fBr Ton Lotiterain Torgenonmene 
kircnendienstliche Verrichtungen schuldig geworden aein soll. Die Forderung 
gründet sich somit auf den pfarrlichen Verband und die Verbindlichkeit zur 
Zahlang der fraglichen Gebühren wird nur daraus abgeleitet, dass der Beklagte 
der Pfarrei Walterskirchen angehört. Die Leistungen, nm welche es sich han- 
delt, beruhen daher nicht auf einem Privatrechtstitel, sondern auf einem Ver- 
hältnisse des öfionilichen Kechtes, indem der PCarrverband and demgemass 
nneh die ans demselben entspringende Terpffiehtang, ftr kireliliehe YMtieht- 
nn^en eine Gebühr xu bezahlen, öffentlich-rechtlicher Natur ist. Dass über der- 
artige Leistungen, im Falle hinsichtlich der Verpflichtung za ihrer Entrichtung 
sich Anstände ergeben, die Verwaltungsbehörden zu entscheiden haben, hat der 
früher beim KOnlgl. obersten Oeriehtshofe bestandene KompetenzkonflUct-Senat 
wiederholt ausgesprochen, znletzt am 5. XI, 1872 (Reg.-Blatt S. 2534 -2538) 
nnd sich dafür anf §. 20 der Formationsverordnnng vom 27. Marz 1817 and 
§. fiO der FormationsTerordnung Tom 17. December 1825 (Beg.-Blatt S. 1082) 
berufen nnd hieran ronss umsomehr festgehalten werden, nb durch Art. 10 
ZiE 13 des Gesetzes vom 8. August 1878, die Errichtung eines Verwaltungg- 

ferichtshofes etc. betr., der Gerichtshof zur letztinstanzieUen Bescheidung von 
iesch werden über Ansprüche nnd VerbindUehkdteB va dem Pbrirerbnoae ete* 
aosdrOeklkh als nst&ndig eiltUrt woiden ist 



27* 



420 



XLVII. 

Taxenordnung der kirchlichen VerwaltungsbahBrden. 

Unterra 10. Juni dieses Jahres hat die Congregation des Concils 
zu liora ein vom Papste bestätigtes Dekret erlassen, dessen Inhalt 
folgender ist; Um eine einheitliche Taxenordnung in den verschie- 
denen Administrativsachen herbeizufuhren, insbesondere die Erhebung 
von zn hohen Gebähren zu verhindern, hatte schon Papet Inoooenz XL 
ein diesbezügliches Gesetz (lex Innocentiana genannt) erlaam. Da 
indess das Gesetz in italienischer Sprache abgefasst war, so hielt 
die allgemeiDere Ansicht daflir, dass es nar für Italien and die in- 
liegenden Inseln Gesetieekraft besitse, wfthrend es fttr die übrigen 
[Ander nnr höchstens als Wegweiser bei Begelang ihres Tazenwesens 
gelten könne. So erreichte die lei Innocentiana, welche eine ein- 
heitliche allgemeine Norm fKr das Taxenwesen bilden sollte, ihren 
Zweck nicht. Ausserdem sind drei Jahrhunderte seit Erlass des ge- 
nannten Gesetzes verflossen, während welcher der Werth dos Geldes 
selbst in Italien sich geändert. Desshalb war es allgemeiner Wunsch, 
besonders der italienischen Bischöfe, Klarheit in dieser Materie zu 
erhalten durch eine den Zeitverhältnissen angepasste Verbesserung 
der lex Innocentiaoa. Um diesem zu entsprechen, forderte die Con- 
gregation des Concils zunächst Gutachten von den Erzbischöfen Ita- 
liens and anderer Lftnder in dieser Angelegenheit, and Leo XIIL 
setste eine eigene Gommission behafii PrOfiing der Sache ein. Nach- 
dem nnn letitere in Tsischiedenen Sitiangen Berathnngen gepflogen, 
legte sie das Resultat derselben in Form von dabia der Congregation 
rar Entscheidang vor and swar: 

1. Ob und welche Taxe vernünftiger und gerechter Weise auf- 
erlegt werden kOuue in Angelegenlieiten der Sakramente, speziell 
der Ehe, wie auch in Benefizialsachen. Die Congregation bejahte 
diesen Punkt; jedoch solle bezüglich jener Akte, welche direkt die 
Verwaltung der Sakramente betreffen , die kirchliche Bestimrouag 
(c. 42. X. V. 3.), wonach die Sakramente umsonst zu rerwaltea 
seien, unter Wahrung frommer Gewohnheiten beobachtet werden. 
Hinsichtlich der übrigen Akte, welche nicht anmittelbar die Spen» 
dang der Sakramente als solche berflhren, wie t, B. Dispensen ?om 
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Anfgabot bei der fihe, Brlrabnias znr Brtheiioiig 4er Tftiife im Pri- 
Tsibanse imd ftbnliehe, sei feetfobalteB: 

a) man eolle sieb an die lOblieben QewobnheiteD unter Berfick- 

eichtigung der MUoben, leittieben nad pendnliebeo Terhili- 

nisse halten; 

b) wirkliche Amen müssen ganz frei bleiben von Taxen; 

c) die Taxen sollen nicht so hoch sein, dass die Gläubigen dadurch 

Yon der Benutzung der Sakramente abgehalten werden ; 

d) speziell bezüglich der Ehe dürfen keine Taxen auferlegt werden, 

falls Qefahr des Verharrens im Conkubinat vorhanden ist; 

e) endlich sollen die Taxen in Beneficialeacben nicht im Missverhftlt- 

nise steben inr Hohe des Einkommens ans dem betreffenden 
Benefieinm. 

2. Das iweite dnbinm lautete: ob eine aBff e m eme Regel Ar 
eine TSxenordnung soll erlassen werden, die Einielanfrtellang fftr die 
Diözesen jedocb den Ordinarien sn fiberlassen; oder ob die Saebe 

zu regeln sei gemeinschaftlich auf Provinzialconcilien, womOglieb fOr 
die Provinzen bezw., wo solche nicht stattfinden, auf Bischofskonfe- 
renzen unter nachträglicher Bestätigung der Congregation des Concils. 
Die Antwort auf den ersten Theil war eine verneinende, die auf den 
zweiten eine bejahende. Darnach ist es dem einzelnen Bischöfe nicht 
allein anheimgegeben, eine Taxenordnung für seine Diözese zu erlassen. 

3. Das dritte dubium fragt: ob and welche andere Vorkeh- 
rungen bezüglich dieser Sache noch ausserdem zu treffen seien. Die 
Congregation antwortete mit ja, und zwar solle eine Taxenordnung 
oder ein Tarif nnter Zngrdndelegnng obiger Regeln von den Bischöfen 
anfgestellt nnd dieser mOglicbst bald der Congregation des Condli 
bebnfi Genebmigung vorgelegt werden. Die Approbation wflrde in- 
dess nnr probeweise für die enropäiscben Diöaesen anf 5, fttr die 
aosserenropftiscben auf 10 Jahre gegeben werden. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung vorstehender Bestimmungen 
soll der Wortlaut des Dekretes selbst im folgenden mitgetheilt werden: 

DECRBTÜM S. C. CONCIUI 

Quoad taxas fori ecclesiasHci in rebus tum contenHasis. 

üt norma haberetur nniformis in exactionibus pro variis actibus 
jurisdictionis ecclesiasticae non contentiosae, ac immodicarum taxarum 
onus, pluriumque controversianun oocasio tolleretur, Innocentius 
PP. XI legem tulit, qnae, Innocentiana volgo appellata, biynsmodi 
exactionum rationem apte moderabatnr. 

Sed oom haec lex italico idiomate esset exarata, et idoireo oom- 
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mmiiori Doctornm senteotia eam nonnisi Italiae et adiacentinm in- 
salarnm dioecMes proprio affloere traderetiir, oeteris auteln oongra- 
eotem dnmtaxat ageadi i^lam praebere; hand UDiveraim Tidobatiir 
cooaaltmn inoommodis, quibns amoTendiB lex iOa prodierat. 

Praeterea post tria ferme saeeala a legis promalgatione, pe- 
cuniae ▼alore et aestimatiooe mutatis, et in no?U diversisqae ad« 
janctis societate versante, plena Innoceniiana legis observantia in 
ipsis Italiae dioecesibus difficilis evasit, et quandoque etiam incon- 
grua: unde Ordinarii majori in dies numero postulare coeperunt, 
nt novae peculiaresque exactiones ab lanoceotiana diversae, proba- 
reatar aut tolerareDtor, 

Hi8 matore perpensis, et per offleium S. G. Concilii Archiepis- 
copis nedom Italiae sed et aliarum regionom de eententia rogatia, 
SSmus D. N. Leo PP. XIII partiealarem Cominissionem penes S. 
Concilii GoDgregati<mem constitnit, eiqne in mandatie dedit» nt de 
bac re cognoseeret snamqne sententiam emitterot. 

lamvero in conventibus semel atque iterum ab ea habitis, tria 
quae sequuntur dubia, quibus universa quaestio compreheadi visa est, 
ad ezameD revocata sunt, niniiruro: 

»L^ An et quae tazae imponi possint jazta pradentiae et jus- 
»titiae regulas in materia sacramentali, ac speciatim in matrimo- 
»niali, itemque in materia beneficiaria. 

>II.^ An generalibne qnibnsdam editis normis, specifica prae- 
»finitio taiaram in singnlis dtoeceeibosOrdinariommarbitHo sitrelin- 

»quenda; an potias praescribendum, ut hac de re agatur in synodis 
»provincialibus, et quateniis synodi haberi nequeant, in conventibus 
»Episcoporura in singulis proviuciis, et in Italia in singulis regioni- 
>bus, ad hunc effectura peculiariter habendis, sab lege nempe ut 
»uniformis taxa in singulis provinciis seu regionibus quoad fieri pos- 
>8it slataator, Sacrae Concilii Congregationi pro approbatione en- 
»biicienda. 

»IIL* Anetqnaenamaliaeprovieionesbacderesintadhibendae.« 

Qnibns Emi Patres praevio Conenltomm voto respondendam 
censnemnt: 

»Ad I." Affirmative, ita tarnen nt quoad actus qui directe 
>respiciunt sacramentorura administrationem servetur dispositio cap. 
*4J2. Beeret. De simonia, scilicet ut libere conferantur ecclesiastica 
»sacramenta et piae consuetudines observentur. 

»Quod vero ad reliqnoe acta«, qui directe non respiciunt ad- 
»miniatraüonem saeramentomm, nti eont dispeneatio a dennneiationi- 
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»bin matrimonü, venia oonferendi baptisma ia priTatis doimbiiSi 
»et cetera hi^nnnodi, 

semndas Uuidabiles oonsoetadines, et lationem pradenter 
»habendam locoram, temporam ae peraooaram : 

»2* Tere pauperee efimendo« a qaibafris expensis: 

taxas non adeo graves esse debere, nt arceant fideles a 
»receptione sacramentoram : 

>4<^qaoad raatriraonium in specie, remittendas ipsas taxas esse in 
»casibas in quibus adsit periculum, ne lideles in concubinatum proruant. 

>5* tandem quoad beneßcia ecclesiastica, taxas esse non debere 
»proportionaliter iuadaequatas reditibus beneficiorum. 

»Ad II.*" Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. 

»Ad III.*" Affirmative t et taxaram descriptionem Ben notalam 
»modo et normis snperius expoeitie Goafectam, quamprimam traosmit- 
»tendam ad S. Condlii GoDgregationem pro approbatione; qnae tan- 
»tnm eoneedenda erit ad instar experimenti« pro dioeoesibna Eoropae 
»ad quinqaeaniam, pro reliqais vero ad deeeoniam.« 

Facta exinde de bis omaibiis relatione SSmo Domino Noetro 
per infrascriptnm 8. C. Condlii Praefectnm, Sanctitas Saa dignata 
est resolotionem Em. Patruro plene approbare et confirmaro: simnl- 
que mandavit ut ab omnibus ad quos spectat sedulo atque integre 
8er?etur, contrariis quibuscumque niinime obstantibus. 

Datom Bomae ex aedibos S. C. Goncilü die 10 Janii 1896. 

Ii. t S. A. Oard. Di Pidro S. G. OondHi Praef. 

J^emcmimii» Arehiep. Nananienos Pro-Seoret. 
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XLVM. 

Absolirtio complicis. 

Als eines der schwersten Verbrechen des Geistlichen wird von 
der Kirche die absolutio complicis geahndet. Unter anderen Strafen 
zieht sie ihm die eo ipeo eintretende exeommnnicatio zu, die dem 
Papste specialissimo modo reservirt ist Die Ansicht der Kano- 
nisten ging nnn bisher vielfach dahin, dass diese CSensnr lom com- 
plex confessarins nicht inknrrirt werde, wenn die andere persona com- 
plex ihm das betr. Verbrechen nicht beichte, ganz gleich, ob letxtere 
anf Veranlassung des Confessarins oder ohne eine solche das peccatnm 
complicitatis nicht erwfthne. Dnrch ein Dekret der Pönitentiarie 
Tom 19. Februar 1896 ist jedoch entschieden worden , dass dies 
Schweigen des Pönitenten den Confessurius cotnplex nicht vor der 
Censur schütze, im Falle letzterer direkt oder indirekt die betr. Per- 
son zum Schweifen verleitet hat. Schweigt jedoch der Pönitent aus 
sich, so tritt die Censur nicht ein, auch selbst dann nicht, wenn 
der Confessarius wüsste, dass jener bei einem anderen noch nicht 
gebeichtet habe, und somit das betr. Verbrechen anch noch nicht 
im Busssakramente nachgelassen sei. Direkt aber verfahrt der 
Gonfessaritts eine Person znm Schweigen, wenn er dieselbe geradezu 
Teianlasst, sie möge ?on der Sflnde in der Beichte schweigen ; indi- 
rekt dadurch, dass er bei ihr den Irrtum erweckt, das peccatam com- 
plicitatis sei gar keine Sfinde oder wenigstens keine schwere, so dass 
sie mtae gebeichtet werden. 

Kmme. Domine I 

Jam qnaeeitum fnit a S. Poenitentiaria »An incurrat censnras, 
in absolventes coroplicem in peccato tnrpi latas, qui complicem qni- 
dem absolvat, sed complicem, qui complicitatis peccatnm in con- 
fessione non declaravit.c Et S. Poenitentiaria die 16. Maji 1877 
respondeudum censuit: »Privationem jurisdictionis absolvendi compli- 
cem in peccato turpi et adnexara excominunicationeni, quatenus con- 
fessarius illum absolverit, esse in ordine ad ipsum peccatum tarpe, 
in quo idem confessarius complez iuit.« 

Hanc vero responsionem quidam ita interpretantur, ut excom- 
municatio in absol?entes complicem lata fere Semper eludi possit 
Siquidem ad hoc sufficeret^ poenitentem complicem a confiassario 
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praemoneri de peccato hujasmodi non declaraodo. Sic enim, jaxta 
eofldem, abaolTens complicem semper immanis a ceasara evaderet. 

Ad praeeaTendo« in re tanti momenti abnaas, postalans duaa 
seqnentes quaeationea Saerae Poenitentiariae proponit: 

I. An elftegiat oensnraa, in abwlTentes complicem in re tnrpi 
lataa, confessarins, qoi complicem, aed de peccato complidtatia in 
confessione tacentem, abeolfit; quamvia certna rat, complicem non 
adiisse alinm aaeerdotera, nee ideo fnisse absolutam a peccato com- 
plicitatis? Ratio dubitandi videtur esse, quia in tali casu, quamvis 
peccatura complicitatis non subjiciatur clavibus a poenitente, confes- 
sarius tarnen non polest absolvere complicem ab aliis peccatis, quin, 
eo ipso, indirecte saltem, eura absolvat a peccato complicitatis, quod 
acit non adhoc fuisse clavibas rite subjectum, neque ideo remissum. 

IL An incurrat censuras in absolventes complicem in peccato 
turpi latas, confessarius, qni, ad vitandas praefataa censaras, induxit 
directe vel indirecte poenitentem complicem ad non declarandum 
peccatnm tnrpe, cnm ipso eommieaum, et deinde complicem absolvit, 
aed peccatnm compHcitatia non declarantem ? 

Ratio dnbitandi est, qaia nemini frans ana patrocinari debet; 
insuperqae si, talia agendo, confessarins censnras praecareret, iam 
probibitio absoWendi complicem, sub poena excommaoicationis, illn« 
aoria plerumque videretur. 

Directe autem confessarius inducit poenitentem, quando positive 
et explicite eum praemonet de tacendo peccato complicitatis, quia v. 
g. illud iam novit et declaratio illius esset iuutilis. Indirecte vero 
inducit, quando confessarius suadere conatur poenitentem, sive quod 
actio tarpia cum ipso commissa non est peccatum, sive saltem non 
tam grave, nt de ipso inquietari debeat; unde poenitens concladit 
ipsi licere non dedarare tale peccatnm, et ab eo declarando ie?era 
abstinei 

Sacra Poenitentiariä, matnre consideratis expoaitis, et appro- 
baute SSmo Dmno Noetro Leone PF. XIII, declarat: «commnnica- 
tionem reaenratam in Bnlla »Sacramentnm poenitentiae« non einigere 
confessarios absolventes vel flngentes absolvere enm complicem , qni 

peccatum quidem Loraplicitatis, a quo nondum est absolutus, non 
confitetur, sed ideo ita se gerit, quia ad id confesHarius poeniteutem 
induxit, sive directe sive indirecte. 

Datum Koma.e in Sacra Poenitentiaria die 19. Februarii 1896. 

R. Card. Monaco F. M. 
Ä, Can. MarUni S. P. Secretarius. 
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XLIX. 

Bne Kirclie wird durch Entfernung des Bewurfes der Inneren 

Wände nicht exekriert 

Wir haben mit Absicht diese Aufschrift gewählt, um den we- 
sentlichen Punkt nachstehenden Dekrets der Ritenkongregation her- 
vorzuheben. In demselben wird nämlich mit der bisher herrschen- 
den Lehre der Kanonisten aufgeräumt, wonach eine Kirche die Kon- 
sekration verliert (Execratio), wenn der Verputz oder Anwurf von den 
innerea Wänden oder der Mauer entweder gänzlich oder zum grösseren 
Tbeil auf einmal gelöst wird, sei es durch Abkratzen, durch Brand 
oder aonrt in irgend einer Weise. (VgL z. B. Phillips , Lehrb. des 
Kirebenfecbts §. 227, IV; Hhudmi, K.-B. IV. 381; LehmkM. 
TheoL monl. n, n. 221 etc.). Man nahm eben an, dass die Eon» 
selnation an der Oberflache der inneren Wände hafte. »Die Kon- 
sekration der Kirehenc, so schreibt JSrmnocXd (Kirchenlexikon, 2. Anfi. 
IV. 640 V. »Entweihungc) »haftet nach allgemeiner Lehre an den 
Kircheumauern, oder specieller an dem innern, vom Bischöfe ge- 
salbten Verputze. Derselben wird ferner, ähnlich wie der Taufe, durch 
welche der Mensch zum Tempel Gottes geweiht wird, ein unaus- 
löschlicher Charakter zugeschrieben (c. 3. D. 68). So lange daher 
der innere Verputz einer konsekrierten Kirche im Wesentlichen un- 
verletzt bleibt, dauert ihr Weihecharakter fort, und die Konsekration 
kann nicht erneuert werden. Sinziger Grund der Exeloration ist da- 
her die gftniliche oder Torwiegende ZerstOmng des innem Verpateea 
der Kirehenwftnde. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob dieta 
dnrch Zufall, dnrch Gewaltthat oder mit Antoritit des Bischoft er- 
folgt ist.€ Das hier von den Kanonisten vertieteiie Frincip wird nvn von 
der Kongregation der Riten verworfen ond der Orondsatz aufgestellt; 
»Bcclesia consecrata remanet, quamvis in ejus parietibus opus tectorium 
Sit reiiovatum.« Hiernach haftet also die Konsekration am Gebäude 
als solchem oder dem Mauerwerk. Im üebrigen bestehen schon aus 
früherer Zeit zwei Entscheidungen derselben Kongregation, worin 
dieser Grundsatz ausgesprochen wird. So vom 5. Mai 1882. {Gar- 
deüini n. 5840). Es wurde nämlich folgende Anfrage gesteUt: In 
ecclesia civitatis Fiuminensis in Dioecesi Senien. et Modrussen, in- 
staarationis maionsqne gratia decoris, nova incmstatio interna ex 
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materia marmorea aaperindacta est, atque ia eam fioem, permifcteate 
Ordioario, prior inenistatio, volgo inUmaeo^ in qna depictoe erant 
cruoes et signa conaearatioiiis, per tetnm intemmn eoclesiae apatinm 
decDssa fiiit aimiil cum cmdbi», et qaidem Sd iodmal non eaccea- 
«▼e, qua sie artifidbos oecessariani Tienm est. In reliqno Yero per 
totam eeelenam 8i?e intra aive extra lühil est nratatnm, aignanter 
altare maias et omnia alia oonseerata altaria maneeniQt illaesa. 
Neqae darante instaaratione qaidquid aliud accidit, quo ecclesia cen- 
seri posset profanata seu violata. Hinc sacram ipsarn Congregationera 
supplex rogavit pro resolutione iusequentis dubii : Au in casu , qui 
supra expositus est, ecclesia suam consecrationem amiserit, indigeatque 
Dova coDsecratioDe ? Et sacra eadem Congregatio, ad relatioDem in- 
frascripti Secretarii, audita seotentia alterios ex apostolicarom caere- 
moniamm magistris sie dedarandam censnit: Negative ad primam 
partem ; ad aecandam provisam in primo ; et itemm depingantor Tel 
apponantor emeea in parietibna in teatinHminm peraetie consecra- 
tionia. Atqne ita declaravit ac reacripdt Die »reite ganz allge- 
meine Anfrage ging rem Biaebof Ton Trient ans: An post deer. in 
nna Senien. die 5. Mali 1882, eededae oonseoratae , e qaarum pa- 
rietibna crnsta, ?algo intonaeo^ majori ex parte disjecta fuit, tan- 
quam execratae habendae siut, ideoqoe nova indigeant consecratione? 
Sacra vero eadem Congregatio, ad relationem infrascripti Secretarii, 
exposito voto a coraraissione liturgica, re perpensa, ita proposito dubio 
reacribendum censuit, videlicet: Negative ad utramque partem. Atque 
ita rescripsit die 26. Junii 1894.C (Acta S. Sed. XXVIl. 439). Diese 
Anschauung findet onnmebr im folgenden Dekret, das vom Papste 
gntgdieiasen wurde, neue Bestätigung. Zu bemerken ist in demselben, 
daaa incmatatio oder intonaco in der Antwort wiedergegeben ist mit 
opna tectorinm, also mit Decke oder Bewurf. Da aach die snb I 
und in gestellten Anfragen besw. Antworten ?on Interesse sind, ao 
lassen wir daa ganie Dekret seinem Wortlaute nach folgen: 

Decräum. Dubia quoad Ecclesiae consecrationem. 

Inatantibus nonnullis Rmia Episcopis pro resolutione anthentica 
aliquomm dubiomm, consecrationem Eededae respicientinm, Sacra 
Bitttum Congregatio, snffragia nnins et alterina tnm ei Apostolica^ 
mm Gaeremoniarnm Magistris, tnm ex Sacrae ipdns Congregationia 
Consnitoribus, neenon cl. cninsdam professoris in Iure Canonieo, ez- 
quigiyit et typis edenda eurarit. Hiuc Emus et Bihus Dominns Gar- 
dinalis Francisens Se^a in Ordinariis Sacrorum Rituum Congrega- 
tionis Comitiis, subsignata die ad Vaticanum babitis, eadem dubia 
discutieuda ita proposuit, nimirum: 
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I. Aq Ecclesia, in cuius coosecratione omissa fuit consecratio 
AlUris, habenda sit valide consecrata? 

II. Ütrum Eceksia, e euitis parietUm twl paHm^ vd imtegn 
dinieiiur simid .inerustoH^^f mdgo kämiaoo, t4 rmüvdmr^ wmtcraia 
maneai, ffd execrataf 

III. An Altore, sive fixam stve portatile, enormiter fractan, 
sed firmiter eoementatmn, ant ex plaribiu lapidibns efformatam, Tap 
lide ae Keite consecrari possit? 

Et Sacra eadem Congregatio, omnibna mataro ezamine per- 
peosis, propositis dubiis, respondendum censoit: 

Ad I. Affirmative, nempe valide; sed non licite, nisi habeatur 
Apostolica dispensatio, quamvis aliqua, vel omnia Altaria iam con- 
secrata reperiantur; ideoque servandus omniiio est ordo Ritaam Pon- 
tificalis Homani, ut iutegritas consecrationis perficiatur. 

Ad II. Ecdeaa eonseerata remamif qwmwia m eius parietäfm 
opus iectorium sit reiumatum, 

▲d ni. NegaiWe; scUieet non poteat Altare, de qae fit mentio» 
falide ac lidte oonseerarL Die 19. Mail 1896. 

Faeta poetraodiim de hia Sanetieeimo Domino nostro Leoni 
Papae XIIL per infraseriptiim Gardioalem Sacrae Ritoam Congre- 
gationi Praefeetnm relatione, Sanetitas Soa sententiaai Sacrae eins- 
dem Congregationis ratam babuit et confirmavit, die 18. laoü, eodem 
anno. 

a Card. Ahisi-MaseUa, S. R. C. Praefeetns. 

L. t S. Miäsius Tripel, S. R. C. Secretarius. 



429 



L 

Regeln für Bittgesuche an die Ritencongregation behufs Ein- 
fOhrung neuer Offiden und Messen von Heiligen. 

Nachstehendes Dekret der Ritencongregation wird den geist- 
lichen Behörden höchst willkommen sein, da es znm ersten Mal die 
Regeln , snsammenstellt, welche bei einem Bittgesuche nm die Er- 
lanbniss snr Anfnahme eines Heiligenfestes in das DiOxesanpropriam 
sn beachten sind. Es möge dasselbe deshalb hier seinen Abdruck 
finden. 

Normae ab hac Sacrorum Rituum Congregatume nova Sanämm 
Offieia Missaaque^ admotis precilms^ impärandi. 

1. Eshibitae nobis petitiones Sanctos BeatosYo tantomroodo 
spectare debent in romano Mar^rrologio conscriptos, ant pablico 
cnltn a S. Sede, sIto decreto, sire confirraato iamdin frnentes. At 

vero Semper spedali proprii Episcopr commendatione opus est, qui 
etiam, si eiquiratur, sui Capituli cathedralis consensum allegabit. 

2. Ad ceteros sanctos Beatosve quod attinet, etsi longo iara 
tempore, publico fuerint cultu honorati, cnm Otficio et Missa propria, 
necesse est, ut iuita communes regnlas, eorura cultus ab Ecclesia 
comprobatus et confirmatns sit, antequam Officiam ipsam ac Aüssa 
permittatur. 

3. Postnlationes ad obtinenda Offieia Missasqne proprias pro 
no?is eornm 8anctoram Beatomm festis, qni alift prorsns ratione 
publice iam fuerint cultu donati, raro admodum eicipientur. Sem- 
per autem eae rationibus oronino spsdalibos ae solidis, gravissimft- 
que commendatione, et, si id materia ipsa exposcat, historicis docu- 
mentis apprime validis folciantnr oportet. 

4. Ex Kalendariis perpetuis, cuinsque Dioeceseos propriis, quae 
huic Congregationi sacris Kitibns tuendis praepositae approbanda 
exhibentur, ii sive Sancti, sive Beati expiuigendi sunt, quibus con- 
ditiones, in § 1 recensitae, desunt: novaque item festa in g 3 iu- 
dicata ; quum de his singillatim ac serio agendum sit. 

5. Qaaelibet novi Officii ac Missae postulatio Curationi Litur- 
giae prins examinanda subiicietnr; dein summä diligentiä in con- 
vento, cui Brnos Cardinalis Praefectus praesidet, discutienda. — 
Cuius discnssionis exitns si postulanti fa?erit| postulatio «xhibita, 
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UHR com allegatis, et necessariis declarationibus saper peracto exa- 
mioe, et ineoper cum Bmi PromotoriB Fidei adnotatioDibae, typis 
mandabltiir, — Doeamentoram foseiealns ita eompantQS, ab uno e 
Caidinalibiis Belatoribns, aacrae Gongregationi in ordinario Gon- 
Teatn exbibebitar. 

6. Si S. Congre^atio petitioni favens annuat, illius sententia 
SSiho Patri confirmanda subiicietur: ac tantummodo post Pontificiara 
confirmationem Ofßcii et Missae Schema « quod exhibitum fuerat 
cooperante Hymnographo S. Congregationis, curä Card. Pooeatis, et 
Rmi Promotoria Fidei, recoguoacetar et approbabitur. 

7. Extensio Officü et Miaaae, alicni pecoliari Ecdealae vel 
Dioeceai jam conoesaae, ad aliaa Dioeceaea Eccleeiaave, apecialibua 
ratioDiboa inniti debet Eae vero a deleciia per Noa viria aacraa 
Litargiae eipertis, et a Oongressa anpradicto, aicat primitivae poatii- 

lationes, expendentur ; et, si id ille necessariutn eiistiniabit, in pleno 

S. Conpfregationis conventu proponeutur, antequam Pontifici compro- 
baudae exhibeantur; quae quidem approbatio Semper necessaria est, 
nisi forte priniitiva concessio singidis petentibus facta fuerit. 

8. Immutationes vel additienes, qoaa in Officiis vel Missts iam 
conceaaia fieri eootigerit, eaedem ezamini ac discossioni aicot exten- 
aionea, de qaiboa in § praecedente aermo eat, aabücientur. 

SSmna Demini» Noater Leo Papa XIII. in andientia die XIIL 

lulii MDCCCXCVI infrascripto Card. Praefecto Sacrae Ritnam Con- 
gregationis facta, quam hasce siipra expositas normas sedulo perle- 
gisset, easdem singulas approbare dignatus est, atque earum obser- 
vantiam quam accuratissimam praecipere. 
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LI. 

Indliltum pro Episcopo quoad celebrationeni imiiis Missao 

privatae de Requie in suo oratorio quavis hebdomada. 

Der hl. Vater bat der Riteoeongregatioii die Fakultät Terliehen, 
deo einielnen Bisebofen und anderen Prfllaten, die bei ibr dämm 

nachsuchen, das Indult zu gewähren, in ihrer Hanskapelle eine missa 

privata de Requie allwöchentlich auch an jenen Tagen zu celebrieren, 
an welchen dies sonst nach deu Rubriken verboten wäre. Die der 
genannten Congregation ertheilte Vollmacht lautet; 

Sanctiasimns Dominus Noster Leo Papa XIII. ad levameo ani- 
marnra qnae in Pnrgatorio detinentnr, Sacrae Ritnnni (üongregationi 
facnltatem indalgere dignatne est, qna singnlis petentibiu S. B. ß. 
Gardinalibos, Bpiaeopis, aliieqne Praelatis, qnlbns Oratorii privati priyi- 
leginm de iure cempetit, permitti poesit in eodem oratorio nniea Mtesa 
privata de Requie, defiinctis applicanda, infra Hebdomadam dieboe non 
impeditie a Festo ritus duplicis, qaod inre tranelationie pollet, a 
Dominicis aliisque Pestis de praecepto servandis, necnon a Vigiliis, 
Feriis Octavisque privilegiatis ; et servatis Rubricis. Coatrariis non 
obstaatibus quibuscumque. Die 8. Juni 1896. 
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LH. 

AusfUhningsbestiimmiiigen des Dekrets Ober das Sammalii 
von Almosen durch Ordensfrauen betr. 

Es ist bereits S. ;L05 ff. das Dekret der 8. C. Epp. et Beg. 
fom 27. M&rz dieses Jahres sar Behandlang und zom Abdrack ge- 
kommen. Zn diesem Dekrete hat mm der Bisehef von Trier unterm 
15. ÄQgost im »Kirchl. Anzeiger für die Diözese Trier« (Nr. 13. 
Jahrg. 40) Ausführungsbestimmungen, welche diisselbe erläutero und 
ergänzen, erlassen. Dipselben lauten: 

1. Sämintliche weibliche Oidensgenossenschaften mit einfachen 
Gelübden, die in der Diözese eine Niederlassung haben und in regd-- 
massig wiederkehrenden Fristen (wöchentlich, monatlich, vierteljähr- 
lich, jährlich), sei es auf Grund ihrer Satzungen, sei es in Folge des 
bisherigen Brauches, durch Schwestern Sammlungen behufs Uoter- 
stfitzung ihrer Anstalten ?orxanehmen pflegen, wollen Innerhalb eioes 
Monats durch ihren Kommissar oder ihre Ordensoberen unter An- 
gabe des Bezirkes, innerhalb dessen die Sammlungen reranstnliet 
werden, Unsere Bestätigung zur fernem Abhaltung solcher Samm« 
Inngen einholen. 

2. Soll nur zeitweilig eine Sammlung veranstaltet werden, so 
ist unter Anführung des Grundes, weshalb diese vorgenommen werden 
soll, Unsere Genehmigung einzuholen und der Uezirk anzugeben, auf 
den sich die Sammlung zu erstrecken hat. 

3. Sammlungen in ganjs beschränktem Kreise, die sich nur auf 
einige wenige wohithätige Familien erstrecken, bedürfen Unserer be- 
sondern Genehmigung nicht; sie sind der Klugheit und Umsicht der 
klosterlichen Oberen anheimgaben. 

4. Zu Sammlungen in einer fremden DiOzese ist ausser der 
Erlaubniss des betreffenden DiOzesanbischofs Torher unter Angabe 
der Orflnde und der näheren Umstände Unsere Genehmigung ein- 
zuholen. 

5. Handelt es sich um die staatlich zu genehmigende Vor- 
nahme einer Hauskollekte, so ist Unsere Genehmigung vor Ein- 
reichung des entspreciienden Antrages an die betreffende staatliche 
Behörde erforderlich. 

6. Bei den regelmässig wiederkehrenden, namentlich wöchentlichen 
oder monatlichen Sammlungen am Orte der Niederlassung selbst so- 



Sammeln von Almoien dtireh Ordetufirauen» 488 



wie in desMii oftcbster ümgebang kann eine soyerlAaaige Schwester 
▼erwandt werden. Ist aber ein üebemacbten nOthig, so sind der 
Regel nach zwei Schwestern za verwenden. Wenn dieselben am 

Orte des Sammeins sich behufs Vertheilung der zu besuchenden Fa- 
milien von einander trennen sollten , so werden dieselben möglichst 
für eine andere passende Be^fleitung sorgen und jedenfalls des Abends 
zeitig wieder zusammentreffen und geraeinsam übernachten. Bei 
den nur zeitweilig stattfindenden Sammlungen ist darauf zu achten, 
dass nicht blos auswärts, sondern auch am Orte der Niederlassang 
selbst stets zwei Schwestern verwendet werden, die ancbanswftrts sich 
nicht von einander trennen sollen. 

7. Das Dekret der bl. Kongregation besieht sich anf die 
Schwestern, die religiösen Instituten angehören, wo nnr einfaehe öe- 
Ifibde abgelegt werden, und die sich sngleich mit Ansflbang von Wer- 
ken der christlieheii Barmherzigkeit beschftftigeB. Jedoch wollen 
anch die Vorstände anderer FraaenklOster, die Unserer Jarisdiktion 
unterstehen und in der einen oder andern Weise eine Samnilang von 
A-lmosen glauben veranstalten zu sollen , vorher unter Angabe der 
näheren ümstilnde Unsere schriftliche Genehmigung und Empfehlung 
einholen. Eine solche ist nicht nöthig für Klöster mit feierlichen 
Gelübden, die kraft ihrer Regel von Almosen leben. Diese dürfen 
auch ferner in der bisherigen Weise am Orte selbst und auswärts in 
der Diözese Almosen sammeln lassen; jedoch werden Wir ihnen eine 
schriftliche Empfehlung aasstellen, damit die Sammlerionen gegen 
etwaige Unzntrftglichkeiten gescbütit seien. Letztere werden im 
Uebrigen die Bestimmangen beobachten, die in dem Dekret der bl. 
Kongregation nnter Nr. VIII und in diesem ünserm Erlasse unter 
Nr. 6 getroffen sind. 

8. Auswärtige Ordensfrauen, anch solche, welche die staatliche 
Erlaabniss zu einer allgemeinen Hauskollekte erlangt haben , dürfen 
in der Diözese nicht eher Sammlungen vornehmen , bis sie Unsere 
schriftliche Erlaubniss empfangen haben. Sie haben vor Beginn der 
Sammlung an dem Orte, wo dieselbe vorgenommen werden soll, diese 
Erlaubniss dem Pfarrer oder seinem Stellvertreter vorzuzeigen. Letz- 
teres gilt auch der Regel nach von den Almosen sammelnden 
Schwestern, welche einer in der Diözese bestehenden Elostergemeinde 
angehören. Jedoch wird bei den regelmässig wiederkehrenden, nament- 
lich den wöchentlichen and monatlichen Sammlangen davon Abstand 
genommen werden kOnnen. 

9. Auch die Unserer Jarisdiktion anterstehenden Ordensbrüder 
dürfen in Zakunft in der DiOzese nnr mit Unserer schriftlich sa 
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ertheileaden firUabniss, wien es regelmtaig wiederkehrende, eeien ! 
es seitweiUge SammliingeQ ?eiiii8UlteD. Dieselbe ErUmbnis ist Ar 
sImmUiche nicht sar Diösese gehörenden mftnnlichen geistlichen 
Qenossenschaften ndthig, die in der DiOiese in der ang^benen 
Weise Almosen zn sammeln beabsichtigen. Die Herren Pfarrer 
wollen gegebenen Falls auf diese Bestimmungen aufmerksam machen 
und die Gläubigen mahnen, dass sie nur von Uns autorisirten Samm- 
lern Almosen spenden. I 

10. Die staatlichen Vorschriften betreff« des Kol lektireiis werden 
selbstverständlich durch diese Bestimmungen nicht berührt. I 

11. Wir beauftragen die Herren Pfarrer, fiber die Beobachtang 
des Dekretes der hl. Kongregation sowie dieser Bestimmungen za 
wachen und über etwa eingetretene Missbräuche an Uqs zu berichten. ' 
Zugleich aber bitteo und ermahnen Wir dieselben, dass sie den ' 
Ordenslenten, die um der Liebe Christi willen Almoeen sammelD, 
zumal unseren frommen Ordensfranen , die in der DiOsese eo viel 
Gntes wirken, nicht mit Hisstrauen und Engherzigkeit, sondern mit I 
Liebe und Vertrauen entgegenkommen und ihre Anliegen nach 
Möglichkeit unterstätzen und fördern. ' 

12. Damit den Vorschriften der hl. Kongregation entsprochen ' 
werde, übermitteln Wir sämmtlichen Uns unterstehenden Klöstern 
von Ordensfrauen mit einfachen Gelübden ein Exemplar der üeber- 
setzung des Dekretes der hl. Kongregation zugleich mit unseren 
Bestimmungen, und verordnen, dass innerhalb eines Monats das De* 
kret zugleich mit den genannten Bestimmungen vor versammelter 
Ordensgemeinde laut vorgelesen werde. Mit Rücksicht auf Nr. 9 
dieser Bestimmungen verordnen wir dasselbe Mr die Unserer Jurisdiktion 
unterstehenden Ordeushrflder, denen gleichfalls ein Bzemplar des 
Dekretes und Unserer Bestimmungen zugestellt wird« Letsterea ge- 
schiebt auch fflr die im Dekrete der hl. Kongregation nicht inbe- 
griffenen Frauenklöster der DiOzese behufs Eenntnissnahme und Be- 
obachtung, soweit sie davon betroffen werden. I 

Trier, den 16. August 1896. 

t M. Felix, Bischof von Trier. 
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Uli. 

Matrikenextrakte über Matrikenfällo imgar. Staatsbürger. 

Verordnung der Ministerien des Innern und für KuUus und 
Unterrickt vom 6. August 1896^ betreffend den Austausch von 
MairihmmMitgen gwisehen de» im J^etcftml^ vertreieHeH Kämg- 
reichen und Ländern der ungarischen Krone — mU Ausruüme 
von Kroaten und Slavonien — andererseits» 

(Wiener Diözesanblatt Nr. 16^ 1896.) 

Behnfe Darchfftbrang des iwiaeben den betheUigten beiderwi- 
tigen Minnterien Tereinbartoi regelmtaigeii Aostaiisebes tod Matri- 
keoaiuxflgeii, betreffend die in den im Beiebmtbe Tertretenen KOnig- 
reicben und Lftndern, beziebongswelee in den Lftndero der ungari- 
eeben Krone — mit Ausnahme von Kroatien und Slavonien 
vorkommenden Geburten, Trauungen und Todesfälle ungarischer, be- 
ziehungsweise österreichischer Staatsbürger wird verordnet, wie folgt: 

§. 1. Die mit der MatrikenfQhrung betrauten Orgaue werden 
angewiesen, in vierteljährigen Zeitabschnitten und zwar: in der 
ersten Hälfte der Monate Jänner, April, Juli und Oktober, hinsicht- 
lich der in dem abgelaufeneu Quartale vorgekommenen Geburten, 
Trauungen und Todesfälle nngariacber, in Ungarn (einschliesslich 
der Stadt und des Beiirkes von Finme) die Gemeindezuständigkeit 
besitzender Staatebdrger foraehriftemtaige, mU der üniersehrift und 
dem Jmtssiegd des MatrikenfOhrers veraehene Matrikenanasflge im 
Wege der poliUsehen Behörde erster Instanjs an die politischen 
LandesbehOrdeo einsnsenden. 

Anf Geburten, Trauungen nnd SterbeflUe ungariseher, in 
Kroatien oder Slavonien die Gemeindeznständigkeit besitzender Staats- 
bürger findet die gegenwärtige Verordnung keine Anwendung. 

§. 2. Die Matrikenauszüge sind in jener Sprache auszufertigen, 
in welcher die Matriken gefülnt werden; eine Beglaabigung der 
Unterschrift des Matrikenführers hat nicht zu erfolgen. 

§. 3. Die Matrikenauszüge haben alle wesentlichen Daten der 
Matriken genau zu enthalten ; ausserdem ist, insoweit die Matriken- 
föbrer auf Grund der Angaben der Parteien oder der vorgelegten 
Docnmente diesen Umstand in firfahrnng bringen kennen , in den 
Matrikenanssfigen anmerknngsweise ansageben , in welcher nngari- 
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sehen Gemeinde der ungarische Staatsbürger die Gemeindezuständig- 
keit besitzt. * Diese letztere Bestimmimg hat jedoch nur hinsichtlich 
jener MatrikenaossOge Qeltang, bei welchen es sich am Matriken- 
eintragUDgen handelt, welche nach dem Beginne der Wirksamkeit 
dieser Yerordnang vorgenommen wnrden. 

§. 4. Bezüglich derEheschliessungen, hei welchen beide Theile 
ungarische Staatsbürger sind, bat die Ausfertigung und Einsendung 
der Matrilcenauszüge in duplo zu erfolgen. 

§. 5. Die erste im Monate Oktober 1896 erfolgende Vorlage 
der im Sinne dieser Verordnung seitens der Matrikenführer auszu- 
fertigenden und einzusendenden Matrikenauszüge hat nicht nur die 
in dem eben abgelanfenen Quartale, sondern auch die vorher in der 
Zeit vom 1. Oktober 1895 bis Ende Juni 1896 vorgekommenen 
Gebarten, Trannngen nnd Todesfiklle ungarischer StaatsbOrger za 
umfassen. 

§. 6. Die von den mit der Matrikenffthrung betrauten Organen 
einlangenden Matrikenauszfige sind von den politischen Landesbehör- 
den tu sammeln und im Laufe der sweiten Hftlfte der im §. l be- 
nannten Monate an das k. k. Ministeriam des Innern vorzulegen . 

§. 7. Wegen Ausfertigung der Matrikenauszüge, hinsichtlich 
der im Gebiete der Länder der ungarischen Krone — mit Ausuahme 
von Kroatien und Slavonien — vorkommenden Geburten, Trauungen 
und Todesfälle österreichischer Staatbürger hat das königlich-un- 
garische Ministerium des Innern mit der Verordnung vom 30. März 
1896, Z. 26740, die erforderliche Weisung erlassen, und werden die 
bezfiglichen Ausfertigungen seitens des genannten königlich-unga- 
rischen Ministeriums — nnd zwar gleichfalls vierteljAhrig — an das 
k. k. Ministerium des Innern geleitet werden. 

§. 8. Durch die Ausfertigung, beziehungsweise Bntgegennahme 
der in Bede stehenden Matrikenauszfige kann weder der Bntschei- 
dung Aber die Staatsbflrgerschaft und Zuständigkeit, noch Aber jene 
Fragen vorgegriffen werden, welche in Bezug auf die iSilUgkeit einer 
Ehe sich ergeben können. 

§. 9. Diese Verordnung tritt am 1. September 1896 in 
Wirksamkeit. 
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LIV. 

UntonUHaing der Armenpflege seHens der Ptarrimter. 

(Wi«nar DiSitambUtt Nr. 16. 1896.) 

Wir lassen nachstehende Verordnung hier zum Abdruck ge- 
langen, da der Itihalt derselben nicht bloss für die ihn berührenden 
Kreise Bedeutung hat, sondern auch für alle, welche das Armen- 
wesen angeht, von Interesse sein dürfte. Er zeigt, dass ohne Mit- 
wirkung der Pfarrämter eine geordnete Armen- und Waisenpflege 
niolii ermöglicht werden kann, wie denn aoch ?on dieser Ueber- 
wmgang der firlaas des Preuss. Ministerioms vom 8. Nov. 1895 
(Arcbi?, Bd. 70, 8. 188 ff.) beittglieh der BetheUigQng der Pfurr- 
gelsUiehen an den Waisenrftthen nnsgegiiigen. Die betr. Terord- 
nnng des niederOsfcerreichischen LandesansschoBseei wie ^ das Wiener 
Kircbenblatt pnblidrt, lautet: 

Der hochlObliche niederösterreichische Landesausschnss bat am 
25. April 1896, Z. 12136, nachstehendes Schreiben an alle Bezirks- 
armeuräthe und k. k. Bezirksgerichte des Landes gerichtet : 

»Das k. k. österreichische Oberlandesgerichts-Präsidium Wien 
hat mit dem Erlasse vom 6. März 1895, Z. 2221, auf die Noth- 
wendigkeit und Zweckmässigkeit eines innigeren Contaktes zwischen 
den Gerichten — als Pflegschaftsbebörden einerseits — und den 
Landesarmenbehörden andererseits hingewiesen nnd den unterstehen« 
den Oericbten mebrere soicber Berflbrangspnnkte nir eingebenden 
Beaebtnng em]ifoblen. 

Die seit dem Beginne der Wirksamlceit des Annengeseties 
(Gesetz vom 18. Olrtober 1898, L.-0.«B1. Nr. 68) gewonnenen Br- 
fiibrnngen baben geseigt, dass einielne LAeken besteben, welcbe sieb 
dnrcb ein Ineinandergreifen der staatlicben nnd autonomen Behör* 
den ausfüllen liessen und zu deren Beseitigung insbesondere die Mit- 
wirkung der Bezirksarmenräthe nothwendig erscheint. 

Dieselben sollen in Nachstehendem erörtert werden. 

1. Wenn auch den k. k. Gerichten durch die seitens der Ge- 
meindevorstände correkt aufgenommenen Todfallsaufnahmen , sowie 
durch die den Tantbächern entnommenen Monats- und beziehungs* 
weise Quartalsausweise der Pfarrämter über die Geburten unehelicher 
Kinder nabexn die meisten Fftlle der Neubestellungen und Wieder- 
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best^llungeo yon Vormündern zur Kenntniss gelangen, so erscheint 
doch für eine ganze Reihe sehr wichtiger Fälle, in welchen mit einer 
Vormundschaftsbestellung vorzngehea ist und aus welcher sich dann 
eine pflegschaftsbehOrdliche Geetion sn entwickeln hat, das Ein- 
greifen der Gerichte lomeist nar einem glücklichen Zafhlle preis- 
gegeben. 

Solche Fftlle sind: Der Tod des bisher bestellten Vomrandes 
oder Knrators armer Pflegebefohlener, die Bestellung ?on Vormfln- 
dem ffir arme Minderjährige desshalb, >reil der Vater den Ge- 
brauch des Verstandes verloren hat, weil er wegen eines Ver- 
gehens auf längere Zeit als ein Jahr Gefängniss verurtheilt worden 
ist, weil er unbefugt ausgewandert ist , weil er länger als ein Jahr 
abwesend ist, weil er die väterliche Gewalt misshraucht oder die 
Erziehung und Verpflegung seiner Kinder gändich vernachlässigt, 
die Bestellung von Vormündern in Kollisionsf&llen zwischen Rechten 
der Eltern einerseits und der Kinder andererseits, oder der Vormün- 
der einerseits und ihrer Mündel andererseits, oder der Pflegebe- 
fohlenen vntereinander, endlieh die Fftlle der Wiederverehelichnttg 
?on MAttem, welche zn Vormflnderinnen ihrer Kinder bestellt wor- 
den sind. 

Diese Nie wiren besonders sn berficksichtigen ond den k. k. 
Bezirksgerichten snr Anseige sn bringen. 

2. Es gibt aber auch Fälle, in welchen die officielle Geburts- 
anzeige zu spät kommt oder nicht genügt. 

Ersteres trifft dann zu, wenn der Kindesvater in einer An- 
wandlung von Gewissenlosigkeit sich durch die Flucht, Entänsserung 
seines Vermögens, — von welchem ein beliebter Fall die Gross- 
jfthrigkeits- Erklärung und Behebung des Papillarvermögens bildet 
— etc. den ?ermCgensrechtlichen Nachtheilen seiner Handlung zu 
entziehen sacht, letzteres dann, wenn der geschlechtliche Verkehr 
und seine Folgen dorch eine strafbare Handlung z. B. die nicht sel- 
tene Verfilhmng und Entehmng unter der nicht erfllllten Zusage der 
Ehe veranlasst wurden. 

In beiden Fällen kann nur ein rasches Einschreiten des Ge- 
richtes Aussicht auf Erfolg haben. 

Indem die Bezirksarmenräthe ihre Aufmerksamkeit solchen 
Fällen zuwenden und durch ihre Organe als Armenpfleger und 
Armenräthe deren sofortige Anzeige veranlassen, verthoidigen sie 
ihre Interessen am intensivsten, verhindern, dass dergleichen schlechte 
Beispiele Nachahmung finden, dass der Kreis der Kindesmätter Per- 
sonen einschliesst, die kaum selbst der elterlichen Fdrsorge entwachs 
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sen sind und entlasten biedorch indirekt das Armenbudget am aus- 
giebigsten. 

3. Ist nnn anlässlich einer Geburtsanzeige ein Vormund be« 
stellt, 80 ist damit allerdings der erste Schritt tflr eioe TOrmond* 
sehaftsbehördliche Aktion getban. 

Allein es ist dies auch der wichtigste Sehritt nnd dessen Ge* 
lingen hftngt von der Qnalit&t des bestellten Vormundes ab. 

Während bei Bestellung Yon Vormflndem Aber eheliehe Kinder 
eme Garantie in dieser Richtung darin gelegen ist, dass die Vor- 
münder entweder testamentarisch ernannt oder kraft der nahen Ver- 
wandtschaft zur Vormundschaft gesetzlich berufene Personen sind, 
fehlt eine solche in den Fällen der sogenannten gerichtlichen Vor- 
mundschaft und tritt als Surrogat an deren Stelle die Gewissenhaftig- 
keit und Geschicklichkeit, mit welcher die vorschlagsberecbtigten 
Organe bei der Präsentation von Vormündern vorgehen. 

Trotzdem es an diesen beiden Eigenschaften bisher nicht man* 
gelte nnd trotz der nicht sn unterschätzenden Opferwilligkeit der 
BevOlkenmg in dieser Bicbtnng, waren die Fälle nicht selten, dass 
dergleichen Yorgeschlagene Vormfinder ihr Amt nnr unter der Be^ 
dingung antreten wollten: »dass sie keine Gänge nnd Scherereien 
hätten«; oder dass dieselben darauf hinwiesen, dass ihre Zeit nnd 
ihr Verdienst kaum zur Erhaltung ihrer eigenen Familie auslangen. 

Die Ursache dieser Erscheinung lag unter anderem auch darin, 
dass die präsentirenden Organe mangels bürgerlicher Verwaa Itcn auf 
die geistliche Verwandtschaft griffen und Tauf- oder Firmpathen als 
Vormünder vorschlugen, ein Vorgang, der gewiss nur zu billigen ist, 
wenn der vorgeschlagene Tauf- oder Firmpatbe des armen Pupillen 
nicht selbst so arm ist, dass ihm die mit dem Amte eines Vormun- 
des forbnndenen Opfer, insbesondere an Zeit, gar sn beschwerlich 
fallen. 

Def Schwerpunkt ist jedoch darin sn suchen, dass den ge* 
nannten Organen die Kenntoiss der besonderen Verhältnisse jenes 
Pupillen, ffir welchen sie einen Vormund Tonuschlagen hatten, fehlte. 

Kruft des Individnalisirungsprincipes, auf welchem das nieder« 
Österreichische Armengesetz aufgebaut ist, besitzen dagegen die 
Landesarmenorgane diese mangelnde Kenntniss in hohem Grade, 
weshalb auch die von denselben designirten Vormfinder die Ver- 
muthung der Tat^lichkeit in hohem Grade für sich haben. 

Soll daher ein armer Pupille nicht nur einen »auf dem Papier 
betiudlichen« Vormund haben, so erscheint die Mitwirkung der Be- 
sirksarmenrätbe bei der Vormnndschaftsbestellung nothwendig. 
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Was die Form dieser Mitwirkung anbelangt, so dürfte es sieb 
am besten empfehlen, dass der löbliche Bezirksarmenrath aus seiner 
Mitte ein Waisencomitö wählt, welches an der Hand der ?on den 
Armenpflegern eingeholten Informationen in der Lage ist, dem Ge- 
richte taugliche Vormünder vorzuschlagen und denselhen alle in 
Pflegscbaftssachen uöthigen Auskünfte, insbesonders auch über die 
Vermögensverhältnisse alimentationspflichtiger Eindesväter zu geben 
aod sich diesbezüglich mit dem dortigen k. k. Besirksgerichte ist 
Eid? ernehmen setit. 

4. Ans dem Vorhergesagten wird der löbliche BeiirksaniMii» 
rath entnehmen, dass das Ideal eines Vormundes f&r einen aim» 
Pupillen die Eschte desselben mit möglichster Energie wahrnehmen 
ranss nnd m diesem Bebnfe keine Opfer an Zeit nnd Mflhe sparen 
darf; durchdrungen von der Idee, dass er biedurch nicht nur die 
Lage seines Mündels bessert, sondern auch zugleich den Bezirks- 
aruienfond entlastet. 

Dergleichen ideale Vormünder Hessen sich nur dann erreichen, 
wenn immer Persönlichkeiten als Vormünder bestellt werden könnten, 
welche an dem Gleichgewichte des Armenbudgets ein aktuelles In- 
teresse haben, also z. B. Arroenräthe oder Armenpfleger. 

Ob nnd inwieweit dies thunlicb und mit deren anderweitigen 
ans der Armenpflege fliessenden Obliegenheiten einerseits nnd deren 
Bernfspflichten andererseits Terelnbarllch Ist, mnss seihst? erstftndlleh 
der fidlweisen Benrtheilnng der Besirksarmenrftthe flberlassen bleiben. 

Dass dies in manchen FftUen jedoch nicht möglich sein wirdy 
ist selbstrerständlieh nnd desshalb wird die ünterstfltsnng der Ge- 
richte durch die Bezirksarmenrätbe noch in folgender Richtung 
nothwendig. 

Eine jede aussereheliche Geburt ist ein Verstoss gegen die ge- 
sellschaftliche Ordnung und rächt sich wie jeder Fehler und zwar in 
doppelter Richtung durch seine traurigen moralischen Konsequenzen 
und wirthscbaftlichen Nachtheile. Gerade die letztere Richtung kehrt 
sich aber mit besonderer Schärfe gegen die Armenbehörden, weil der 
Bezirksarmenfond es ist, auf den dieser Schaden subsidiftr über- 
wftlzt wird. 

Unter diesen ümstftnden ist es gewiss gerechtfertigt, wenn din 
ArmenhehOrden den ausserehelichen Geburten von der möglichst 
pessimistischen Seite begegnen und in jeder derfelben einen prt^ 
sumtiren Angriff auf den Armenfond erblickeo. 

Ist dies aber der Fall, dann ist es Pflicht der Armen behörden, 
alles vorzukehren, um diesen Angriff zu vereiteln, also die Offensive 
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za ergreifen ond mit Hilfe des Gerichtes jene Personen zur Er- 
üäUiiDg ihrer Pfliehtoo sn zwiogen, welchen uftch dem Qeeeiie eine 
solche Verpfllehiangf in erster Lide ohliegt. 

Als eine der wirksamsten Massre^eln in dieser Richtong wird 

es sich empfehleu, gleich nach der Geburt, wenigstens eines armen 
Pupillen, die Erwerbs- und Vermög^ensverhältnisae des Kindesvaters, 
die unterstützungspflichtigen Anverwandten, das Begründetsein der 
Aussichten auf eine ehelidie Verbindung der ausserehelichen Eltern etc., 
darch die Armenpfleger erheben zu lassen and hievon dem Gerichte 
Mittbeilung zu machen. 

Hierin liegt keineswegs eine Ueberwftlznng der Pflichten der 
Gerichte anf die Bezirksarmenrftthe, sondern nnr eine Repressalie 
gegen die znr Täuschung des Gerichtes bestimmten, irrigen Informa- 
tionen seitens der Kindeseltem nnd des Vormundes. 

Es hat nämlich die Erfahrung gelehrt, dass die Kindesmutter, 
wenigstens im ersten Jahre nach der Geburt des Kindes ein agres- 
sives Vorgehen gegen den Kindesvater vermieden wissen wollen. 
Von 100 Kindesm&ttern, welche behufs Vormundschaftshestellung 
vor Gericht erscheinen, werden zu mindest 90 auf die Frage des 
Richters, ob der Kiude8?ater seinen Vaterpflichten nachkomme, ant- 
worten: »wir heiratben ohnehin bald«, nnd werden sieh eine mehr- 
monatliche Frist snm Ausweise über die Legitimation ihres Kindes 
erbitten. Der Vormund, den sich die Kindesmntter in der Regel 
mitbringt, der daher ihr willfähriges Werkzeug ist, ist glficklich, 
mit 80 geringen Scherereien darausgekommen zu sein, hat keine Ver- 
anlassung mehr, Fürsorge für sein Mündel zu entwickeln, als die 
eigene Mutter für ihr Kind und bestätigt diese Angaben oder lässt 
sie zumindest unwidersprochen. 

So wimmelt es denn in den gerichtlichen Pflegschaftsakten von 
solchen Frist Vormerkungen , welche binnen Jahr und Tag in nahezu 
ebensofiele T&uscbungen sich verwandeln. 

Wenn es dem Gerichte auch in manchen Fällen gelingt, den 
Schleier zu Iflften und selbst gegen dm WiUen der KindemuUer 
die Pater nitätssache zu ordnen , so wird doch obige Erscheinung die 
Regel bilden, denn sie beruht einerseits auf dem natürlichen Scham- 
gefühle der Kindesmutter, womit sie dem Gerichte und dem Vor- 
munde, der jedoch in der Regel ein naher Verwandter oder Pathe 
ist, gegenüber die Schande über ihren Fehltritt durch die angeblich 
bevorstehende Verehelichung zu bemänteln sucht, andererseits auf 
der Erwartung, durch ein solches fintgegenkommen den Kindesvater 
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bei gutBr Laune zu erhalten und denselben vielleicht doch fftr eine 
eheliche Verbindung geneigter zu stimmen. 

Oerade dieses Intervall zieht die schädlichsten Folgen nach sich. 

Abgesehen davon, dass dasselbe oft dazu benätzt wird« am Ver- 
mOgens-Transaktionen vonanehmen, die ihre Spitze gegen das Kind 
kehren, oder um in einen anderen Bezirk sn übersiedeln, verstreicht 
die Zeit, innerhalb welcher die Aufnahme des l^lpilleB in den Ver* 
band der niederOsterreiehischen Landes-Findelanstalt bewirkt nnd hie* 
dnrcli dessen Zukunft wenigstens bis snm sechsten Lebensjahre sicher- 
gestellt werden kann, fVachtlos und wird den aosserebelieben Kindes* 
eitern Gelegenheit geboten, ihre Beziehungen, an deren friedlichem 
Fortbestehen jetzt beide Theile sehr stark interessirt sind, fortzu- 
setzen, welche in der Regel auch nicht ohne Folgeu zu bleiben pflegen. 

Ist dann zu dem einen Unglücke noch ein zweites hinzugekom- 
men, dann klärt sich die Situation , die ursprünglich gar nicht in- 
tendirte Heirath zerrinnt, die Aussichten der Kindesmutter auf eine 
dauernde Versorgung sind geringere geworden, der ortsübliche Ver- 
dienst ihrer Arbeit reicht nicht mehr aas znr Erhaltung dieser bei- 
den Kinder, die Alimentationsbeitrlge des Kindesvaters (kUen schmftler 
ans, weil sie sich auf zwei Kinder vertbeilen, von der Alimentations- 
Abfindungssurome fliesst dn grosser Tbeil in den Sack der Kindes- 
mntter als Ersatz fttr die bisher aufgewendeten Alimente, die Kindes* 
mutter trachtet nacli besserem Verdienste, zieht in die Stadt nnd 
äberl&sst ihre Kinder mehr oder minder dem Bezirksarmenrathe. 

Dieser üebelstand wird so lange bestehen, als das Gericht nicht 
gleich nach der Geburtsanzeige über die Verhältnisse der Kindes- 
eltern ehrlich informirt wird. 

Diese ehrliche Information kann dasselbe nur von einer Be- 
hörde erlangen, die das gleiche Interesse, nämlich die bestmöglichste 
Versorgung des armen Pupillen durch seinen Erzeuger verfolgt, und 
deshalb ist diesem Punkte ganz besonders die Aufmerksamkeit der 
Bezirksarmenrftthe zu widmen. 

5. Ist nun das Qericbt Aber die im Funkte 4 erwftbnteo Ver- 
hftltnisse informirt, dann wird es auch in der Lage sein, bei Ali- 
mentations-Vergleiohen und in Alimentations-Prosessen die Höhe der 
zu leistenden Alimente den Verhältnissen entsprechend zu bemessen 
und hiedurch eine Entlastung des Armenfondes zu bewirken. 

Eine gleiche Entlastung kann sich aber auch bei ehelichen 
armen Pupillen ergeben, wenn die nach dem Gesetze unterstützungs- 
pflichtigen Anverwandten ausgeforscht und dem Gerichte bekannt ge- 
geben werden. 



Digitized by Google 



Armenpflege im OeeterreidL 



443 



Bei diesem Aolisse sei noch hingewiesen auf die Wichtigkeit 
d«r LegitimaÜoii ausBerehelicher Kinder darch die nachgefolgte Bhe, 
well diesellmi ent hiednreh einen Verwandtenkreie erhalten, welcher 
im Falle der Verarmong aar Untentfitznng herangeaogen werden kann. 

Hieven wird der löbliche Beiirkaarmenralh mit dem Auftrage 
in Kenntnies geaetat, sich bei Vorkommen des einen oder des an- 
deren der geschilderten Fftlle mit dem dortigen k. k. Bezirksge- 
richte in das Einvernehmen zu setzen und insbesouders über den 
unter Punkt 3 geroachten Vorschlag auf Einsetzung eines Waisen- 
comit^'s zu berathen und zu bescbliesseQ and den diesbezüglicbeD 
Beschluss anber roitzutheilen.c 

Die wohlebrwürdigen Pfarrämter werden hievon mit dem £r- 
sneben in Kenntniss gesetzt, den Bezirksarmenräthen die Geburt 
eines unehelichen Kindes anzuzeigen, damit die ArroenbehOrden in 
die Lage kommen, sofort die Bestellnng solcher Vormflnder zu ver- 
anlassen, von welchen anch die nothwendige Einflossnahme auf die 
religio nnd sittliche Bniehang mit Sicherheit za erwarten steht 
Im Interesse der Kirche nnd des Staates ist die grOsste Unterstflta- 
nng der ArmenbehOrde seitens des wohlehrwflrdigen Seelsorgekleros 
wfiQschenswerth nnd nothwendig. 
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LV. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung in Bezug auf ihre 
juristische Natur im öffentlichen Rechte. 

Yoii Lindamth Sckmeddtng, 

Um das VermögeD von kirchlichen und cbaritativen Anstalten 
ond Vereinen ohne Corporationsrecbte seinem Zwecke danernd sa 
erhalten, wird in neoester Zeit gern die durch das Reichsgesetz 
vom 20. Aprfl 1892 gebotene Form der Gesellechaft mit beeebrftiik- 
ter Häftling gewftblt; n. £. mit vollem Rechte; denn diese Form 
gewftbrt einerseits so viel Freiheit in der Bewegung and Entteltong 
der Oesellscbaft nnd ist andererseits bei der Gründung an so ge> 
ringe Voraussetzungen gekuüpfb, dass z. Z. bei dem in Deutsch* 
land geltenden Rechte schwerlich ein Weg gefunden werden kann, 
welcher leichter zu dem gesteckten Ziele der Vermögenssicherung 
hinführt *). Dazu kommt, dass die Gesellschaft m. b. H. in privat- 
rechtlicher Beziehung eine völlig selbständige Stellung einnimmt. 
Nach §. 13 des vorgedachten Gesetzes hat nämlich die Gesellschaft 
»als solche selbständig ihre Rechte und Pflichten; sie kann Eigen- 
tbum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben« vor 
Qericht klagen und verklagt werden. Für die Verbindlichkeiten mit 
der Gesellschaft haftet den Gl&nbigern derselben nur das Gesell« 
schaftsTermOgen.« 

Bfag auch der Gesetzgeber sich enthalten haben, der Gesell- 
schaft m. b. H. ansdracklich die Eigenschaft einer jnristischen Per- 
son beizulegen, so ist dieselbe doch darch die angeführte Bestim- 
mung in den Stand gesetzt, in allen privatreddliclien Angelegen- 
heiten wie eine juristische Person aufzutreten. 

Zweifelhaft bleiht hierbei aber, ob die Gesellschaft m. b. H. 
auch in öffentlich rechtlicher Hinsicht die Befugnisse einer juris- 
tischen Person in Anspruch nehmen kann, was in Bezug auf Aus- 
übung des öffentlichen Wahlrechts, der Steuerpflicht u. dgl. nicht 
ohne praktische Bedeutung sein möchte. Diese Frage ist in Bezug 
auf das Wahlrecht nach der preussischen Stftdteordnung neuerdings 
von dem IL Senat des Oberverwaltnngsgerichts in einem Drtheil 

1) Vergl. die iXIwre BegrQndong hierra und di« Fomnilan Ar eine 6e* 
■ellwbaft hl H«ft 6 and 7 . . . der Zeitidirift »ChaiitMc 1896. 
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?om 27. Jani d. J. verneint worden. Ausschlaggebend für diese 
Entscheidung war nicht der Umstand , dass diese Gesellschaften 
Staatseinkommensteuer nicht zahlen, un<l dass die Realsteuern als 
Staatssteuern nicht mehr entrichtet, sondern nur noch veranlasst wer- 
den, sondern vielmehr die Erwägung, dass Gedellschafteu als juris- 
tische Peisoncn im Sinne des § 8 der Städteordnung nicht angesehen 
werden können. In dieser Hinsicht führt das Urtbeil aus, dass die 
moderne Rechtsentwickelung eine Anzahl geaellechaftlicher nnd ge« 
nossenechaftlicher Organintionen geeehaffea habe, denen in gewissem 
Maasse die Rechtspersönlichkeit beigelegt sei , ohne dass sie darum 
den juristischen Personen im eigentlichen Sinne beiges&hlt werden 
können. Daraus, dass in den Gerueindesleuergesetzen als steuer- 
pflichtig neben den juristischen Personen auch Aktiengesellschaften 
u. s. w. aufgeführt werden, ergebe sich schon . dass man diese zu 
den juristischen Personen nicht habe rechnen wollen, weil sonst die 
besondere Nennung derselben überllüssii^ gewesen wäre. Unter den 
dort aufgeführten Personenvereinigungen befänden sich anch die 
Bergwerächaften des ftlteren Bech^ besdglieh deren es gar keinem 
Zweifel nnterliegen könne, dass sie zu den juristischen Personen 
nicht gehören. In dem Kommunalabgabengesefg vom 14. Juli 1893 
sei die GeseUschafl m. b. Tl. nicM als steuerpflichtig bezeichnet, 
wohl aber deren einzelne Gesellschafter von ihr>»m Einkommen aus 
der Gesellschaft, was offenbar nicht niöglicli gewesen wäre, wenn 
man die Gesellschaft als eine juristische Person angesehen hätte. 
Was aber in steuerrechtlicher Beziehung gelte, müsse auch für die 
Theilnahme am Gemeindewahlrecht um so mehr gelten, als das 
Wahlrecht im engsten Zusammenhange mit der Gemeindestenerpflieht 
stehe. — Wenn gleichwohl in frftheren Rntscbeidnngen (vgl B. XVII, 
S. 94) den Aktiengesellschaften beim Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 8 das Gemeindewahlrecht xugesprochen sei, so beruhe das 
auf einem besonderen Grunde, der auf die Gesellschalten m. b. H. 
nicht zutrt^Te. Bfi Erlass der Städteordnung besassen die sämmt- 
lichen preussischen Aktiengesellschaften auf Grund der §§ 1 und 8 
des Gesetzes vom 9. Nov. 184'^ die Eigenschaft juristischer Per- 
sonen; darum sei unzweifelliaft beabsichtigt gewesen, auch ihnen 
durch § 8 der Städteordnung das Gemeinde Wahlrecht beizulegen. 
Dabei mfisse es anch verbleiben, nachdem durch die spätere OoMts- 
gehung eine Veränderung in der Rechtsstellung der Aktiengesell- 
schaften herbeigeführt worden sei. Vgl Deutsche Gemeinde-Zeitung 
1896, S. 213. 

Dieser Dednetion wird man die Anerkennung schwerlich ver- 
sagen können. Eine consequente Schlussfolgerung wird daher zuge* 
stehen müssen, dass die Gesellschaft m. b. H. im öffentlichen 
Rechte überall nicki als juristische Person angesehen und behandelt 
werden darf. 
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LVI. 

Anträge auf kirchliche Genehmigung von SHftiingen h Preueeen. 

(Paatoralblatt des Biathama MQnster, Nr. 2, des 84. Jahrganges.) 

Durch die Constitation des Papstes Urban VIII. »Cum saepe< 
vom Jahre 1625 und die Constitution des Papstes Innocenz XII. 
»Nuper a congregationec vom Jahre 1C97 ist es jedem Priester 
strenge untersagt, onera perpetua Missarum ohne vorherige Prüfung 
und GenehraiguDg des betreffenden Bischofs anzunehmen. Wer der- 
artige Stiftungen auctoritate propria annimmt, hat dem Stifter gegen- 
flber fiär die follstftndige BrfttUung der von Letaterem verlangten 
Dienste an haften ond maehi sieh fftr jeden ans seiner Verfahmngs- 
weise entstehenden Nachtheil verantwortlich. 

Daher verordnet das bischöfliche General-Ticariat von Münder 
am 25. Juni 1864: »Wir sehen nns veranlasst, darauf anfmerksam 
zn machen, dass Stiftungen von hl. Messen und zu anderen kirch- 
lichen Zwecken, wenn dazu nicht in jedem einzelnen Falle die Ge- 
nehmigung des Ordinariats eingeholt ist, keine rechtliche Gültigiveit 
haben, und dass somit die Vertreter und Inhaber von Kirchen- und 
Beneficiallonds verpflichtet sind, Anträge zu derartigen Stiftungen 
vor deren Acceptation zur Prüfung und eventuellen Genehmigung 
nus vorzulegen. In Fällen, wo letzteres bisher vers&amt wurde, ist 
solches ehestens nachzuholen. c 

Der Antrag auf Genehmigung einer Stiftung von Messen, An- 
dachten, Armenspenden oder su anderen kirchlichoi Zwecken darf 
aber erat dann gestellt werden, nachdem das Stiftungskapital dem 
betreffenden Geistlichen thatsftehlich eingehändigt worden tet Denn 
die Absicht, eine Stiftung su machen, kann nicht genehmigt werden, 
sondern nur die Annahme des bereits übergebenen Kapitals ; auch 
ist nicht selten der Fall eingetreten, dass eine beabsichtigte Stiftung, 
für welche die Genehmigung nachgesucht war, später wegen Nicht- 
einzahlung des F^undationskapitals gar nicht zu Stande gekommen 
ist. Wird dann später nach dem Tode des Geistlichen, der die Ge- 
nehmigung beantragt hat, das nicht gezahlte Stiftungskapital im 
Integritäts- Nachweise des betreffenden Beneficiums irrthümlicher- 
weise in Zuwachs gestellt, so muss sich noth wendig ein Deficit im 
Fonds herausstellen, welches erst durch den Nachweis der nicht er- 
folgten Einsahlung des Stiftungskapitals aufgekUrt und beseitigt wird. 
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Für die Form der Anträge auf Genehmigung von Stiftungen 
bestehen in verschiedenen Diöcesea verschiedene Vorschriften. Für 
den Delegatorbesirk des Breüauer Bisthams schreibt z. B. die Ge- 
schftfts-Anweisang Tom 8. September 1889 Artikel 44 ?or: 

»Ueber jede Stiftung ist eine besondere Stiftangsarknnde Tom 
Stifter selbst, eventaell vom Pfarrer, zu entwerfen, in welcher der 
Betrag des Stiftnngskapitals nnd einerseits die Bestimmung ftber die 
Verwendnog der Erträge desselben , andererseits aber anch die den 
Entipföngern dafür obliegenden Verpflichtungen deutlich anzugeben 
sind. Diesen Entwurf hat der Kirclienvorstand dem Fürstbischöf- 
lichen Delegaten in Berlin zur Prüfung einzureichen, ihn nach Vor- 
nahme der etwa iiöthig befundenen Abänderungen dreimal auszu- 
fertigen und diese drei Ausfertigungen nebst dem Entwurf zur ober- 
hirtlichen Bestätigung einzusenden. Von den bestätigten Stiftungs* 
Urkunden beh&lt der Fürstbischöfliche Delegat in Berlin ein fixemplar, 
das zweite wird dem Beiirksdfchanten zu den Dekanatsakten nnd das 
dritte dem KireheuTorstande zur Aufbewahrung im Kircbenarchiv 
sugestellt.€ 

Wir werden im Nachfolgenden haupts&chlich die DiOcese Ifwfi* 
sisr ins Auge fassen. Wird eine Stiftung bei der Pfarrkirche ge- 
macht, so hat der Kirchen vorstand die Genehmigung zu beantragen. 

Wird dagegen die Stiftun«^ bei einer geistlichen Stelle mit eigener 
Vermögensverwaltung (Pastorat, Vicarie, Kaplanei-Beneficium) ge- 
macht, so kann der Antrag auf Geiiehniii,'ung unter stillschweigen- 
der Zustimmung des Kirchenvorstandes von dem betrefl*endcn Stellen- 
Inhaber bezw. Verwalter gestellt werden. Es muss aber die Stelle 
genau bezeichnet werden, bei wMter die Stiftung gemacht wird. Es 
entspricht der im WestflUiscben Theile des Bisthums Münster all- 
gemein geltenden Obsenranz, dass diejenigen Messstiftungs* Legate, 
welche einfach auf die Pforrkirche als solche lauten, mit dem be- 
zfiglichen Pastoratsfonds Yorbunden werden. 

Der Antrag auf Genehmigung ist binnen Monatsfrist nach Em- 
pfang des Kapitals, in duplo einzureichen; ein Bxemplar wird beim 
General- Vicariat zn dem Akten-Volnmen der betreffenden Stelle re- 
gistrirt, das andere dagegen mit dem Genehmigungs- Vermerk ver- 
sehen an den Antragsteller zur Aufbewahrung im Archive des Bene- 
ficiuras zunickgesandt. Im Lagerbuche ist demnächst sowohl das 
Stiftungskapital in dem angehängten Integritäts-Nachweise in Zu- 
wachs zu stellen, als auch die Stiftung selbst in der dritten Ab- 
theilung »Stiftungen« einzutragen unter vollständiger Ausfüllung der 
Kubriken: Name nnd Wohnort des Stifters, Stiftungs- Kapital, wo 
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nnd WIDO dasselbe belegt sei, Zahl der Sangmesseo, Zahl der Lese- 
messen, Gebühren (bei Sangroessen) für Holfsgeistliche , Kirche, 
Kttoter, Kantor, Organist nnd Kaikant, Intention nnd Tag der Meeae, 
Datum der kirchlichen Genehmigung. 

Der Mtnimalsatic aar Stiftung einer Lesemeese betrftgt seit dem 
1. Mai 1887 fttnfundsiebng Ifark. Diese Tm gilt auch als Norm 
lur Berechnnng der Anzahl der zu stiftenden Leseroeesen, wenn z. B. 
in einem Testamente ein Kapital zu einer Stiftung legirt ist, ohne 
dass die genaue Zahl der zu stiftenden Lesemessen angegeben ist. 
Eine Publication von gestifteten Leseniessen wird nicht genehmigt. 

Handelt es sich um die Stiftung einer Sangraesse, eines Leviten- 
Amtes, einer Andacht, eines Jahrgebetes etc., so muss ein so grosses 
FundatioDskapital gefordert werden, dass die jährlichen Zinsen bei 
. Zogrundelegong eines Zinsfusses von drei Prozent mindestens die 
Summe der durch die Diöcesan- Behörde festgesetzten oder noch 
höheren ortaOblichen Gtohühren-Taxe ausmachen. FAr die DiOoeee 
MiMer hat das Qeneral-Vicariat unter dem 18. April 1860(Vergl. 
Kirchliches Amtsblatt Nr. 5 vom 20. April 1866) eine noch heute 
zu Recht hestehende Gebflhren-Taxe fUr zu stiftende Dienste festge» 
setzt mit dem Bemerken, dass, wo bereits eine höhere Qebfthren-Taxe 
rechtlich besteht, diese onberfihrt bleiben mnss. Jedem Antrage auf 
Genehmigung der Stiftung einer Sangmesse, eines feierlichen Hoch- 
amtes cum ministris sacris oder einer Andacht muss die entsprechemle 
Gebühren-Taxe beigefügt werden. Soll z. B. eine einfache Sangmease 
gestiftet werden, so könnte folgende Gebühren-Taxe gelten; 

1. an den Vicar und Kaplau tür Chorpräsenz 



k 75 Pfg. in Summa 1,50 Mk. 

2. an den Köster für Altardienst und Qesang . . 0,75 t 

8. an den Kfister fAr Lftuten 0,50 » 

• 4. an den Organisten 0,75 » 

5. an drei Kantores ä 50 Pfg. in Summa . . • 1«50 » 

6. an den Ealkanten . • 0,20 * 

7. an die Kirche 0,50 > 



Summa 5,7ü^Ik. 

Der Rest der Zinsen (3,30 Mk.) fallt dem Pfarrer für die Cele- 
bration und die Verwaltung zu. 

Da also 9 Mark zu vertheilen sind, so ist ein Stittungskapital 
von mindestens 300 Mark einzufordern. Bringt das Kapital bei 
einem höheren Zinsfusse als S^fo mehr Zinsen als 9 Mark ein, so 
fällt selbstredend der Ueberscbuss dem Pfarrer su, hei dessen Pastorat 
die Stiftung gemacht ist. 
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Der Antrag auf Oenebmignng einer Stiftung mnes aleo Folgen- 
des enthalten.: 

1. Namen nnd Wohnort des Stifters, 

2. genaue Angabe des Zweckes der Stiftung der Leeemesse, 
Sangmesse, des Lefiten-Anites, der Andacht, Annenstiftangete»,Zahl, 
Intention nnd Tag der zn stiftenden Hesse, 

3. die Stelle, bei welcher die Stiftung gemacht wird, 

4. die Höhe des Stiftungskapitals, wo und wann dasselbe be- 
legt ist. Ist das Kapital vorläufig bei einer öffentlichen, staatlich 
genehmigten Sparkasse — nicht »Darlehenskasse«, bei welcher kirch- 
liche Fondsgelder nicht zu belegen sind, — belegt worden, so wird 
zugleich der Nachweis der Belegung durch Angabe des Namens der 
Sparkasse, der Nummer des Quittnngsbncbes nnd des Datums der 
Belegung geffüirt, 

5. Die Oebfthren-Taze fftr Sangmessen, feierliche Hochämter cum 
mioistris sacris nnd Andachten. 

Ist die Stiftung nicht rafindlich, sondern schriftlich gemacht, 
etwa durch testamentarische Verfügung, so legt man das betreifonde 
Schriftstück oder den passas concernens desselben in beglaubigter 
Abschrift bei. In Preussen bedürfen Schenkungen und letztwillige 
Zuwendungen au Corporationen und andere juristische Personen zu 
ihrer Gültigkeit ihrem vollen Betrage nach der Genehmigung des 
Königs, wenn ihr Werth die Summe yon dreitausend Mark uber- 
steigt (Gesetz vom 23. Februar 1870.) Die Königliche Genehmigung 
ist vom Kirchenvorstaade beim Königl. Hegierungspräsidium zu be- 
antragen. Vorsteber von inländischen Corporationen und anderen 
juristischen Personen, welche für dieselben Schenkungen oder letzt- 
willige Zuwendungen in £mpfang nehmen, ohne die daftUr erforder- 
liche Genehmigung innerhalb ?ier Wochen nachsusuchen, unterliegen 
nach dem genannten Qesetze »einer (Geldstrafe bis zu 900 Mark, im 
ünvermOgensfalle entsprechender GeAngnissstrafcc Die Eirchenror- 
stftnde mtaen nach diesen gesetzliehen Bestimmungen sieh richten 
und, sobald eine Schenkung oder letztwilHge Zuwendung über 
3000 Mark ihnen angemeldet wird , die Königliche Genehmigung 
zur Annahme derselben beantragen, nachdem zuvor ein Annahme- 
beschluss gefasst, und für denselben die bischöfliche Genehmigaug 
eingeholt worden ist % 

1) Anmerk. der Red. des Arch. : Die Schenkung eines Grundstücke im 
W«rthd von fther 8000 Uäxk bidaif aieht d«r Goiehmigang dM Königs, wwb 
das Gnuditttek mit dntr lo hohen Hypothekaoiehald bekstek iit, dm naoh 
Abing dieier Tom Wwihbetng« lotetenr «atar 8000 Mark Uiibt, Tidnehr 
AmUt ftr KirdMmbl. LXITL 29 
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450 Anträge auf kirchl, Genehmigung von Stiftungen in Preuteen, 

Die landesherrliche Genelimigung verzögert sich oft ein Jahr 
nnd noch länger, weil nach einem allerhöchsten Erlass vom 1. Fe- 
>»ruar 1834 in jedem vorkommenden Falle zuvor erörtert werden soll: 
1. ob uicbt das Vermögen des betreffenden kirchlichen Instituts 
durch die Zuwendung zum Nachtheil des öffentlichen Verkehrs im 
Allgemeinen übermässig vermehrt werde, 2. ob nicht die betreffende 
Anstalt Hittel anhftafe, welche deren durch ihre Bestimmang be- 
grenztes Bedflrfniss übersohrelten, 3. ob keine gemeinsehidUcbe An- 
ordnung «n die Zuwendung geknfipft sei, 4. ob dabd keine Ver- 
letsung einer Pflicht gegen hülftbedftrftige Angehörige, oder 5. eine 
üeberredung zur Erftnkung der Bechte dritter Personen stattfinde. 



reicht die Genehmigang der bezüglichen Beschlüsse des KirchenTorstandes und 
der OeneiiideTertretiing dnrdi deo Ktaiglkhea Bcgienuigt-PriiidmteD stm 
▼00 GroodstScken dnreb die EifcbengeiiMiode oadi §.'S0 des Geeeties 
Tom 90. Jon! 1875 in VeiUiidiiiig mit Artikel Mr. 8 der AUerhSehiten Terotd* 
niing Tom 30. Januar 1893 aas. (Beschlass des Landgerichts zn Elberfeld vom 
21. Marz 1895. — Zeitwbrift des Bhoinpr. Amtiricbtor-Vereiii. IS. Jabrgaog, 
Nr. 4» S. liO). 
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LVil. 

Freigabe eines verpfändeten Grundparzells oder Gebäudes. 

(EbradaaelbBt) 

Ist auf ein Besitzthum ein Canon d. h. eine bestimmte, jähr- 
lich zu leistende Abgabe in Geld oder Naturalien , oder ein Dar- 
lehen hypothekarisch eingetragen, so ist damit das- ganze Besitz- 
thum in seinen einzelnen Theilen verpfändet. Wird nun von einem 
verhafteten Grundstück, etwa bei einem Verkaufe oder Austausche, 
ein Trennstäck abgezweigt, so gehen die Lasten des Haoptstäckes 
aaf dasselbe sar Mitverbaftung über, oder die Berechtigten IcOnnen 
das Trennstack ans der MitTorhaftang entlassen. 

Zn letsterem Acte, für welchen rflckstchtlich des kirchlichen 
Vermögens nur der Eirchenvorstand compefeent ist, hat dieser sorg- 
Altig zu prüfen, ob das Hauptgrnndstfick noch die ▼orschriftsmissige 
Sicherheit für den Canon oder das Hypotheken -Kapital bietet, und 
eventuell die Entlassung des nach Flur, Nummer und Grosse genau 
zu bezeichnenden Trennstückes zu beschliessen. Die beschlossene Frei- 
gebungs-Bewilligung bedarf nach §. 19 des Gesetzes vom 20. Juni 
1875 in Preussen der Unterschrift des Vorsitzenden und noch zweier 
Mitglieder des Kirchenvorstandes, sowie der Beidrückung des Amts- 
siegels. Die nrknndliche Binexnations-Bewilligaog konnte folgende 
Form haben: 

Anf dem Eolonate N. der Banerschaft N. der Gemeinde N. 
ist im Qrnndbnche der Gemeinde N. Band . • . Blatt • . in der 
dritten Abtbeilnng Folgendes eingetragen: 

1, An Canones: Für die katholische Kirche zn N. (bezw. 
Ffarrstelle, Vicarie, Kfisterstelle). . . . 

2. An Kapital; Pfir die katholische Kirche zu N. (Pfarr- 
stelle etc.) aus der Schuld- und Hypothekenurkundo vom . . . 
(Datum) . . Mark zu , . . Prozent verzinslich. 

Laut gerichtlicher Verhandlunf^ von .... (Datum) hat der 
jetzige Besitzer des verpfändeten Grundstücks von demselben die 
Parzelle Flur . . . Nummer . . . von . . • Grösse an den N. N. 
verkauft. Wir entlassen diese Parzelle aus dem Pfandverbande be- 
zfiglich des vorbezeicbneten Canons (bezw. Kapitals) und willigen 
in deren nnbedingte Abschreibung ?om Hauptgrondstflck. 

(Ort, Datum, Siegel und drei Unterschriften.) 

29» 

Digitized by Google 



452 Freigabe «Ine« verpfändeten OrtmäparweiU oder Oebäudee, 

Die bischöfliebe Behörde, deren Genehmigung einzuholen ist, 
setzt unier diese FVeigehungs- Urkunde ihre Qenehmigiing. Aaf Qrand 
dieser Urkunde wird dann die Freigebung vom Qerichte sowohl im 
Omndbacbe als auch eveDtaell anf dem Hypothekenbriefe fermerkt. 
Eioer notariellen Beglanbigung bedarf diese ürirnnde nicht. 

Zwar bestimmt die 0nindbnch*Ordaoag yom 5. Mai 1872 in 

§. 83: »Schriftliche, zu einer Eintragung oder Löschung erforder- 
liche Anträge und Urkunden müssen gerichtlich oder notariell auf- 
genommen oder beirlaubigt sein. Jedoch bedürfen schriftliche An- 
trüge, welchen die beglaubigten Urkunden beiliegen, in denen die 
Betheiligten die beantragte Eintragung oder Löschung schon be- 
willigt haben, keiner besonderen Beglaubigung. Der Aufnahme eines 
besonderen Protokolls über die Beglaubigungen und der Zusiehung 
fon Zeugen bedarf es nickte 

§• 35. besagt indess: »Urknnden und Antrftge öffenUkker Be^ 
Hörden bedfirfen, wenn sie ordnnngsmässig unterschriebeu und nnter- 

siegelt sind, keiner Beglaubi^ningc Der Kirchenvorstand gilt aber 

als öffetüliche Behörde im Sinne des §. 35 der Grundbuch-Ordnung, 
wie aus folgendem Erlass des Justizministers Iriedberg d. d. Berlin, 
den 21. März 1882 hervorgeht: 

»Im Laufe der letzten Jahre ist wiederholt die Frage zur Er- 
örterung gelangt, ob die Gemeindekirchenrfttbe und die Kirchen- 
Torstftnde (Qesets vom 25. Mai 1874 und Tom 20. Juni 1875) als 
öffentliche Behörden im Sinn der die Befogntss snr Wiederinkurs- 
setsung Ton Papieren anf Inhaber betreffenden gesetslichen Vor- 
schriften und des §. 35 der Grundbuch-Ordnung ansnsehen seien. 
Die gleiche Frage bat hinsichtlich der Verwaltung der städtischen 
Sparkassen und der Kreissparkassen schon früher zu Meinungsver- 
schiedenheiten Anlass gegeben. 

Bei den über den Ge^renstand in neuerer Zeit zwischen dem 
Justizminister und den übrigen betheiligten Herren Ressortministern 
sowie, in Betreff der Befugniss der Gemeindekirchenräthe und der 
Kirchenvorst&nde zur Wiederinknrssetzung, mit der Hauptverwaltung 
der Staatsschulden stattgefnndenen Verhandlungen ist eine allsei- 
tige UebereinsUmmung dahin festgestellt, dass die Frage sowohl für 
die Qemeindekirchenrftthe und die KirchenTorstände wie auch, sofern 
nicht besondere Bestimmungen des Statuts der Kasse in dem ein- 
zelnen Fäll eine andere Auffassung begründen, für die städtischen 
Sparkassen zu bejahen sei. 

Die Justizbehörden werden hiervon in Kenntniss gesetzte 
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Freigabe einee verftfändeten €hrundparaeU$ oder Oebäude§. ^63 

Darnach bedürieo die von deo Kirchenvorstäaden ia der Form 
des §. 19 des Geseties vom 20. Juni 1875 ordnongsrnftflsig ansge- 
8tellteo FreigebongCK» oder LOschangsbewilligangen and sonstige 
Antrftge anf Eintragangen fflr das Grnndbueh nieht einer gericht- 
lichen oder notariellen Beglanhignng. Durch eine in dieser Form 
ansgestellte Urkunde des Kirehenvorstandes wird die ordunngs* 
mftssige Fassung des Beschlusses Dritten gegenüher festgestellt. 
Die kirchliche wie die staatliche AufttchtsbehOrde gehören indess 
nicht za diesen Dritten und können zum Nachweise der ordnungs- 
mässigen Beschlussfassung verlangen, dass der EircbenTorstand einen 
Auszug aus dem Protokollbuche einreiche. 

In den landrecbtlichen Gebieten ist noch § 116 Th. I. Tit. 13 
des Allgemeinen Land-Rechtes zu beachten: »Wenn Sachen oder 
Gelder durch einen Bevollmächtigten bei Gerichten erhoben werden 
sollen, so ist dasn eine genMiehe Vollmacht nothwendig.c Nach 
dem Gesetse rom 11. Juli 1845 §. 2b genfigt jedoch eine nokuridU 
Vollmacht. 
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LVIII. 

Uschungsfiliige Quittiiiig. 

^ (Ebendaselbst). 

In die erste Hauptspalte der zweiten Abthetlnng des Gmod- 

bucbblattes werden dauernde Lasten und wiederkehrende Geld- und 
Naturalleistungen, welche auf eiuem privatrechtlichen Titel beruhen, 
in die erste Hauptspalte der dritten Abtheilung dagegen die Hypo- 
theken und Grundschulden eingetragen . Ist nun die dingliche 
Abgabe an kirchliche Institute durch Vermittelung der zuständigen 
Aaseiaandersetzungsbehörden (Qeneral-Coinmissionen bezw. des von 
diesen committirten Special- Commissars) abgelöst oder das kirch- 
liche Hypotheken- Kapital zur&ckgezahlt, so wird auf den Antrag 
des im Gmndbach eingetragenen Eigentbümers des Gmndstflcks, 
wenn derselbe die Löschnngsbewllligang des eingetragenen Berech- 
tigten oder dessen Bechtsnachfolgers forlegt, die Löschung der Ein- 
tragungen in der sweiten Abthetlnng des Grnndbneliblattes bewirkt. 

Die löschnngsfthige Quittung bezflglich der eingetragenen 
Reallasten können wir hier fibergehen, weil die General-Comniission 
die Ablöse-Recesse von den Kirchen vorständen und den bischöflichen 
Behörden genehmigen lässt und das Weitere veranlasst. 

Ist dagegen ein Hypotheken-Kapital an den Kirchenvorstand 
znrQkgezahlt, so hat dieser entweder auf dera Hypothekenbriefe 
oder in separate unter Beobachtung des §.19 des Gesetzes vonn 20. 
Juni 1875 (Unterschrift des Vorsitzenden und noch zweier Mitglie- 
der des Kirchenvorstandes, sowie Beidrückung des Amtssiegels) eine 
Ktocbungsf&hige Quittung dem bisherigen Schuldner auszustellen. 
Diese Quittung kann etwa so lauten : 

»Das im Grundbuchs von N. Band . . . Blatt ... in Ab- 
theilong 3 Nr. . . . aus der Schuldurkunde von . . . und dem Hypo- 
thekenbriefe vom ... Ar die hiesige katholische Pfarrkirche (Pfarr- 
stelle, Vicarie, Küsterstelle etc.) eingetragene Kapital von . . . . 
(buchstäblich) Mark hat der jetzige Besitzer des verpfändeten Grund- 
stückes N. zu N, zu unsern Händen zurückgezahlt. Wir bescheini- 
gen den Empfang des Kapitals nebst Schlusszinsen und bewilligen 
die Löschung dieser Post im Grundbuche.« 

Diese Quittung ist demnächst der bischöflichen Behörde zur 
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GeoehmigaBg einsureiehea. Das abgelegte Kapital wird, wenn eich 
nicht sogleich eine Gelegenheit znr hypothekarischen Belegnng 
bietet, einstweilen bei einer Öffentlichen Sparkasse belegt nnd swar, 
wenn es ein Cnmnlatifkapital war, an welchem mehrere juristische 
Personen s. B. die Pfkrrkirche, Pastorat, Ylcarie, etc. betheiligt 
waren, in getreootea Qaittangsbflchem ffir die Betheiligten. 



LIX. 
Mlsoelleiu 

Dauer de» dm Amdorm %n den venehiedenm Lämtem genoiäwten 

(Nteh »Droit d'Aotenr«.) 

In dieser Beziehung können die einseloen Länder folgender- 
massen gruppirt werden: 

I. Ewige Daner: 

Guatemala und Venezuela, Mexiko (ausgenommen das aus- 
schliessliche AulTührangsrecbt, das bis 30 Jahre nach dem Tode des 
Autors dauert). 

II. Lebenslängliche Daner nnd eine bestimmte Aniahl Jahn nach 

dem Tode des Autors: 

5 Jahre poat mortem : Chile (ausnahmsweise auch 10 Jahre 
kraf^ einer speciellen Entscheidung der Regierung). 

10 Jahre post mortem: Brasilien (wenn der Autor £rben hinter* 
lässt); Rumänien. 

20 Jahre post mortem: Haiti (für die Kinder; 10 Jahre ffir 
die anderen Erben; lebenslänglich für die Witwe); Peru. 

80 Jahre post mortem; Deutschland, Oesterreich, Dftnemark, 
Luxemburg, die Schweia. 

50 Jahre post mortem: Belgien, Boliria, Ecuador, Pinnland, 
Frankreich, Ungarn, Monaco. 

80 Jahre post mortem : Columbia, Spanien. 

III. Fristen, von der Veröffentlichung an gerechnet: 

15 Jahre: Griechenland. 
20 , Hawsü. 
40 , Tfirkei. 
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Mitcellen. 



50 Jahre: Niederlande, Südafrikanische Eepublik vom Datum 
des üinteriegungszeugnisses an. 

IV. Verschiedene Systeme. 

Vereinigte Staaten: 28 Jahre von der SiDtragung ins Register 
an, mit Berechtigung zu erneater Eintragung und dadurch bewirkter 
Yerlftngening auf 14 Jahre sn Qnnsten des Antore oder seiner Rrben* 

GroBsbritannien: 7 Jahre poet mortem, mit einem Minimnm 
von 42 Jahren fKr Copyright nnd plajright Ton dem ersten Br> 
scheinen des literarischen Werltes mi; 14 Jahre ron der eisten Ana- 
stellung oder VerOffeatlichnng der Bildhanerwerke an; femer, wenn 
der Autor noch lebt nnd sich seines Rechtes nicht begeben hat, noch 
eine zweite Frist von 14 Jahren. Für die Werke der Malerei, des 
Zeichnens und der Photographie: 7 Jahre post mortem; für Gra- 
Tureo 28 Jahre nach dem ersten Erscheinen. 

Japan : 5 Jahre post mortem, bei einem Minimum von 35 Jahren 
von dem Monat der Eintragung an , wenn die Zahl der Jahre zwi* 
sehen diesem Monate und dem dos Todes des Antors, nm fi&nf rer- 
mehrt, nicht die Zahl 35 erreicht. 

Italien: Lebenslftnglieh mit liinimnm von 40 Jahren; wfthrend 
eines sweiten Zeitranmes von 40 Jahren fiUlt das Recht der Verviel- 
iUtigung der Oeffentlichkeit anheim, aber Jeder Nachdmcker hat den 
Beohtsnachfolgern des Urhebeis 5 Procent des Ladenpreises in be- 
zahlen. (C.-Bl. f&r den kath. Klerus Oesterreichs Nr. 18, XV). 
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LX. 

Literatur. 

i. Die Eeligionsfreiheit tmd die Massnahmen der Kantone und 
des Bundes (jemästi Art. 50 Abs. 2 der schweizerischen Bundes^ 
Verfassung. Von Dr. David Sfreiff. Zürich 1895. 8^. 90 8. 

Die Broschüre behandelt die Stellung der schweizerischen Bun- 
desregierung und der einzelnen Kantone zur Religion überhaupt und 
zu den yercbiedeuen in der Schweiz bestehenden Religionsgesell- 
sehaften, wie sie durch die (kaltarkftmpferische) Verfassungsrevision 
fom Jabre 1874 geacbaffen wurde, üm die Tendenz des Schrift- 
ebm knn so berühren, so ist Verfasser foll von Vorurteilen und 
Uebelwollen besonders gegen die kntboliscbe Kirebe, im Vergleich 
IQ welcher selbst die Heilsarmee, der er nicht weniger als 6 Seiten 
widmet, sieh grosserer Vorliebe sa erfreuen hat Verfasser ist voll 
eioferstanden mit allen Gewaltakten der Bnnde oder der Kantone 
gegen die katholische Kirche , und wo einmal eine Massregel seine 
Billigung nicht ganz findet, ist es blos deshalb, weil er sie in dem 
Buchstaben des Gesetzes nicht für begründet hält. Präzision und 
üebersichtlichkeit der Darstellung lassen manches zu wünschen übrig. 
Indes bietet der Inhalt des Interessanten, wenn auch nicht des Er- 
freulichen genug. 

Die Glaubens- und GewisaensfreiheU äussert sich nach Verf. 
(8. 8) namentlich darin, »dass niemand gezwungen werden darf, an 
einer religiösen Gemeinschaft, an einer religiösen Handlung oder an 
einem religiösen Unterricht Mümekmen, oder an den Zwecken einer 
Religionsgenossensohaft in irgend einer Weise bnmuimtem ... Die 
wichtigste Folgerung ist aber die, dass niemand w^gen Glanbens- 
ansicbten mit Strafen Irgend welcher Art belegt werden darf (S. 9) 
. . . Alle Memunffgäusserungen durch Wort, Schrift oder Druck, so- 
weit sie nur die Mitteilung, Befürwortung oder Kritik von Glaubeus- 
ansichten bezwecken, sind daher erlaubt und dürfeu in keiner Weise 
weder behindert noch bestraft werden (S. 10).« 

Der Staat kann keiner Religionsgenossenschaft irgendwelche 
Bevorzugung (z. B. Autonomie, Befreiung der Kleriker Tom Milit&r« 
dienst) zugestehen (S. 12). 

Die religiösen Feiertage der einzelnen Religionsgenossenschafken 
haben keinen Anspruch auf staatlichen Schnts; im Gegenteil kOnnen 
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ihre Mitglieder an diesen Tagen zur Arbeit angehalten werden (S. 14). 
Der Staat kann nur die freie Ausübung des GoUesdiet^stes scbätzdo 
(S. 13). 

Zar Eidesleistung kann der Staat zwingen, »sobald sie jeder 
religiösen Form entkleidet (!) istc (S. 14). 

Die hier baaptaftehlich in Betracbt kommenden gesetslieheQ 
Beetimmnngen sind die beiden eisten Abslftie des §. 50 der Bandes» 
Terfusong: 

f. 50. 1. Absati: »Die fräe Ausübung gottesüenMtker Bimdr 
Jwngm ist imerhaSb der Sehranken der SitUichkeU mnä der jtfM» 

liehen Ordnwig gewährleistet* (S. 16). 

2. Absatz: *Den Kantonen sowie dem Bunde bleibt vorhe^ 
halfeti, Bur Handhabung der Ordnung und des öffentlichen Friedens 
unter den Angehörigen der verschiedenen ReUgionsgcnossenschaflen 
sowie gegen Eingriffe kirchlicher Behörden in die Rechte der Bür- 
ger und des Staates die geeigneten Massnahtne» mu treffen* (S. 29). 

Ob diese Massnahmen präventiver oder repressieer Art sind« 
ist gleicbgiltig (S. 33). 

Der Bnnd soll nnr snbsidiftr einsehreiten, wenn die Kantone 
nüM fähig oder nieht gemOt (1) sind, das Nötige Tomikehren, oder 
wenn endlich es geboten erscheint, dass gleichmtaige Hassnahmen 
fSr das gan§e Bundesgebiet erlassen werden (S. 37). (Also falls ein 
Kanton z. B. die Katholiken irgendwie begfinstigt, kann immer der 
Bund dagegen einschreiten ; mit anderen Worten : wenn er nieht 
kulturkämpferisch genug vorgeht, kann der Bund nachhelfen). 

§. 51. der Bundesverfassung: »Der Orden der Jesuiten und die 
ihm affdiirtcn (!) Gesellschaften dürfen in keinem Teile der Schweiz 
Aufnahme finden .... Dieses Verbot kann durch Bundesbeschluss 
auch auf andere geistliche Orden ausgedehnt werden , deren Wirk- 
samkeit staatsgefftbrlich ist oder den Frieden der Konfessionen stOrtc 
(a 41). 

§. 52. »Die Errichtang neuer und die WMerhersMmg auf* 
gehobener Kloster oder religiöser Orden ist nnsnlissig« (S. 41). 

§. 50. Absati 4: »Die Errichtung von Bistflmern auf schweileri- 
schem Gebiete unterliegt der Qenehroignng des Bnndesc (S. 42). 

Der Papst als Oberhaupt der katholischen Kirche hat so wenig 
Anspruch auf die Stellung eines völkerrechtlichen Subjektes als z. B. 
der General der Heilsarmee (S. 44). 

Weiterhin fuhrt Verf. einige die Religion betreffende Gesetze 
einzelner Kantone auf. So verbietet ein bemisches Gesetz ausserhalb 
der Kurchenf Beth&user etc. alle Fresessionen und sonstige kirch' 
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ZtcAe Ceremonien (ausgenommen Militär^ottesdieost, Leichenbegäng- 
nisse); ähnlich ein Genfer Gesetz (S. 51). Das bernische Gesetz ver- 
bietet die BejßeUunff (öffentlicher Leichenzuge durch Geistliche im 
JnUsamai und imter Aueflbang kircMicher Ceremonien (S. 68) ; das 
(Genfer sogar das IVagen jeder kirehlkhen oder OrdmMmdmg auf 
offener ätrasse (S. 68). 

Basd-Sladt scbloes alle Orden in der Schule ans; GUltub 
Bchloss von allen geistlichen nnd weltlichen Beamtnngen jene aus, 
welche ihre Ersiehung bei den Jesuiten erhalten hatten (1848), 
ebenso Aargau 1845. Thurgau entzog 1874 den Universitätsstudieren- 
den an notorischen Jesuitenanstalten die Stipendien aus seinem Sti- 
pendienfonds (! ! !) (S. 65). 

In 10 Seiten behandelt Verf. »den Rechtsschutz gegen Be- 
leidigung des Glaubens wegen. c Es sind da wirklich haarsträubende 
Beschimpfungen der katholischen Kirche anfgefdhrt, so dass die 
Kantonsgerichte aar Verurteilung schritten ; aber der Bund als 
»Wächter der Oewissensfreiheitc hob diese Urteile immer wieder auf. 

Gegen ^BreedyßeimaAerti* besteht in QraMiiiidUn das Ge- 
sets, dass niemand vor vollendetem 20. (I) Jahre ohne Binwilligung 
der Eltern bezw. Vormttnder sn *einer andern Religion übertreten 
dftrfe (S. 79). 

Auf Beschwerde eines jüdischen Soldaten ordnete das Militär- 
departenient 1894 an, die Feldpredigten seien so einzurichten, dass 
sie von den Angehörigen aller Confessionen angehört werden könnten, 
da die Soldaten ohne Unterschied der Confession dazu kommandiert 
würden (S. 84) (nach der N. Züricher Zeitung). 

Wir sehen in dieser traurigen Gesetzgebung die freimaureri- 
schen Prindpien £s8t gans nnd ?oll verwirklicht. 

Breech, 

2. Die puvamimk der dmdeeke» NäHon gegen den rSmiachen 
Hof, Ein BeUrag aur VargesMckte der BrformaOcn van 
BrmoOdfhardt. Breslau 1895. KoOnerld» 8. 8\ ».Auflage. 
Der Verfasser behandelt die ?on Deutschland ans in officieller 
Weise gegen Rom erhobenen Beschwerden in drei Abschnitten: 1. 
Vom Abschluss des Wiener Concordats bis zum Tode Pius II. 
(1448 — 14(34); 2. vom Tode Pius II. bis zum ersten Auftreten 
Luthers; 3. vom ersten Auttretcn Lutliers bis zum Wormser Reichs- 
tag 1521. Daran schliessen sicli drei Excurse, deren erster, 
»das Fundament der ganzen Arbeit,« eine Synopsis bietet zwischen dem 
Wieoer Concordat, den Beschlässen des Constanzer Concils, soweit 
sie in dem Concordat von 1418 enthalten sind, nnd den Baseler 
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Decreten in der sogen, pragmatischen Sanction Älbrecbt's II. vom 
Jahre 1439. Ira zweiten Excurs sucht der Verfasser zu beweisen, 
dass Luther mit seiner Broschüre »An den christlichen Adel deut- 
scher Nattonc in kirchenpolitischer Hinsicht nicht weiter ging, 
als die »zum Teil gut katholischen gfeistlichen nod weltlichen 
Stftnde.t Der dritte giebt einen Oeberblick Aber das VerhUtoiss der 
NArnberger Artikel sa den in Worms verfassten. In swei Anhängen 
wird die Instrnetion an die Ton der Matnier Kirehenprovins an den 
Papst abgeordnete Gesandtschaft und die Supplication der 1458 in 
Frankfurt Tersammelten Ffirsten an den Papst über die gravamina 
der deutschen Nation abgedruckt. 

Der Verfasser steht auf protestantischem Standpunkt, und da- 
raus erklären sich manche schiefe Ansichten der Schrift. Schon die 
Einleitung beweist, dass er mit den GrundbegriflfeD der katholischea 
Lehre wenig vertraut ist. Er trennt das »religiöse Moment< vom 
»kirchlichen,! ja lässt beide sogar in Widerstreit miteinander treten. 
Dabei verseht er unter religiösem Moment das Dogma, die causas 
fideif und nnter kirchlichem die Disciplio, die causae reformationia. 
»Die yersammelten V&ter des Concils (von Gonstans) sachten mit 
kfihner Hand die Answfichse des ftosssren kiichlicheii Lebens ansm- 
roden, sie griifen» von reformatorischem Bifer beseelt, Fnndamental- 
institntionen der kirchlichen Vorwaltnng an — aber Ens ? erbiannten 
sie.« Denkt sich der Verfasser vielleieht die GoneilsvAtef mit 
Schürgabeln und Feuerbr&nden um Husens Scheiterhaufen gestellt? 
Das Concil füllte bloss die Sentenz, dass Hus sich der Häresie 
schuldig gemacht habe; alles weitere war Sache des brachium sae- 
culare. Doch was nutzen alle Belehrungen und Widerlegungen bei 
jenen, welche nun einmal uroUen, dass die KWckß Hus verbrannt 
haben soll! 

Ueber den Begriff Ablass ist der Verfasser sich erst recht 
nicht klar; ihm scheint das eben so ein gewisses Etwas, von dem 
man sich beim Ablassprediger je nach Vermögen mehr oder weniger 
kaufen konnte. Was aber der Ablass nach katholischer Lehre ist 
und von jeher war, weiss er nicht. »Der Papst sandte Nicolaus 
von Cusa nach Dentschland, um dort den Jnbil&nmsablaas gegen 
den halben Preis zu verkanfenc (S. 3). Nicolaus von Ousa, der von 
den reichen ihm angebotenen Qeschenken nichts annahm als einige 
Lebensmittel, der das Verbot verkündigte, dass für Erteilung der 
Absolution Geld gespendet werde, unter Strafe der Nichtigkeit der- 
selben, er soll einen derartigen Schacher getrieben haben? S. 19: 
Der neu ausgeschriebene päpstliche Ablass und »das rücksichtslose 
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Eintreiben deaselbenc ; S. 2t : Indolgenien, die dareh die Uebergriffe 
des fttr Frankreiob bestimmten Legiten nun aoch widerrechtlich in 
Dentschland »gesammelte werden, wodurch das Land Yerarme; 
S. 118; Jndttlgenien werden »auferlegte; S. 107: »Dispensation« 

Ton Todsünden für Geld — und fthnliehe Ausdrüeke best&tigen un- 
ser obiges Urteil. Wenn man von einem Gegenstande soviel zu * 
sprechen hat wie in der vorliegenden Schrift von Ablass, so ist es 
doch die erste Pflicht eines Schriftstellers, dass er sich über das 
Wesen und den Begriff desselben Klarheit verschafft, selbst auf die 
Gefahr bin, dass er — einmal einen katboiiächen Katechismus zur 
Hand nehmen rooss. 

Die gegen den römischen Stuhl erhobenen gravamina ninamt 
der Yerfssser meist ohne weiteres als begrfindet an; eine tiefer- 
gehende Untersuchung findet nicht statt; das ffir die katholische 
Kirche Gfinstige wird nicht erwfthnt Die Ansicht des Verfassers 
Aber den Wert der Constanzer und Baseler Conoilsbeschlfisse ist 
unrichtig. Bemerkenswert ist das Orteil des Verihssers über Lothers 
Schrift »kn den christlichen Adel deutscher Nation« in dem Satze 
(S. 132): Die Geschichte kennt wohl wenige Pamphlele, die eine 
solche Wirkung ausübten. — In dieser Behandlung bieten die gra- 
vamina ein sehr einseitiges Bild. Die Arbeit ist aber von Wert, 
auch für die Geschichte des Kirchenrechts , als fleissige Zusammen- 
stellung der deutschen Beschwerden gegen Uom von 1448—1521. 

Moll. 

3, Das Ehehinderniss der höheren Weihen nach östet' 
reichischem Recht. Zugleich Abwehr gegen FranM BrenUmo, 
Von Braf. Dr. B^ag KrasncpcHskL 93. 8. Main» 189$. 
Veri. tm F. Kmhheim. JRr. 1^0 Mk, 
Zum Ventäudniss Torstehender Schrift mögen einige Bemer- 
kungen ?orau8geschickt werden» Der bekannte Philosoph Brentano 
war, nachdem er als Priester ?on der katholischen Kirche abgefallen, 
im Jahre 1874 an die philosophische Fakultät der Universität Wien 
berufen worden. Im Jahre 1879 wollte er sich mit einer Jüdin 
verheirathen. Dies konnte er als Priester nicht nach den österreichi- 
schen Gesetzen. Er legte desshalb seine Professur nieder, trat aus 
dem österreichischen Staatsverbandc aus und zog nach Sachsen, um 
sich dort behufs Verehelichung das sächsische Staatsbürgerrecbt zu 
erwerben. Nachdem er seinen Zweck erreicht and sich civiliter mit 
der Jddin hatte trauen lassen, kehrte er nach Wien surfick und habi- 
litierte sich daselbst an der üniTcrsit&t als Privatdozent. Brentano 
waren, wie er behauptet, bei seiner abermaligen Niederlassung an 
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der Universität Wien Versprechungen betreffend die baldige Wieder- 
verleihung der Professur gemacht worden. Indess er blieb Privat- 
dozent. Als ihm bei der Wiederbesetzung der philosophischeu Pro- 
fessar ein »Schülerc vorgesogeD wurde, legte er aeio Dozente&tam 
nieder nnd verOffeniUchte zugleich eine BroaehOre: »Bleine leisten 
* Wfinscbe fElr Oesterreichc Stottgart 1895. Cotta , in welcher er 
seine »Leidensgeschichtec enfthlt nnd die Aneicht aofetellt, daas er 
nach § 63 a. b. G. B. die von ihm in Sachsen mit einer JAdin 
geschlossene Bhe auch als österreichischer Staatsbürger und in 
Oesterreich hätte eingehen können. Der betr. § lautet: »Geistliche, 
die schon höhere Weihen empfangen, wie auch Ordenspersoneu von 
beiden Geschlechtern, die feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abge- 
legt haben, können keine giltigen Ehevorträ<Te schliessen.« Brentano 
meint, dass nach dieser Gesetzesbestimmung allerdings Geistliche 
and Ordenspersonen, die die feierlichen GeLübde der Bhelosigkeit ab- 
gelegt haben, keine giltige Ehe schliessen. Aber auf diejenigen 
Personen, weiche ans der Icatholischen Kirche ausgetreten seien, könne 
das Gesetz kleine Anwendung mehr finden, weil sie dadurch aufge- 
hört bitten, Priester besw. Ordenspersonen zu sein. Diese sonder- 
bare Auflhssung des apostasi^en Priesteis wurden von Prof. 
Krasnopolski in Prag im Archi? f. k. K.-R. (Bd. 73 S. 4ß6 ff.) 
(Separatabdruck: »Zur Auslegung des § G3 des Osterreichischen 
bürgerl. Gesetzb. Mainz 1896.) bekämpft, indem er nachweist, dass 
durch den Abfall eines Geistlichen von der Kirche durchaus nicht 
damit auch das impedimeritum ordinis gehoben sei. Hierauf erwi- 
derte Brentano in der Allg. österr. Gerichtszeitung (Bd. 41 S. 24): 
»Noch ein Wort über das Ehehindernis der höheren Weihen und 
feierlichen Gelübde.« Er wiederholt hier im grossen und ganzen 
die in seiner früheren Schrift für seine Ansicht aufgestellten Gründe 
und beruft sich namentlich auf die Analogia mit der Wiederer* 
langnng der VermögensfUhigkeit tou österreichischen Ordenspersonen, 
die aus der kathol Kirche ausgetreten sind. Auf diesen Aufsatz 
wurde tou Krasnopolski abermals repliziert im Archi? f. k. K.-R. 
(Bd. 74. S. 297—818). Auf dieses hin erschien nun eine Schrift 
von Brentano: »Zur eherechtlichen Frage in Oesterreich. Krasno- 
polski's Rettungsversuch einer verloreneu Sache,€ in welcher er es: 
»positive Rechtsbestimraungen in abschliessender Weise klarzulegen« 
unternimmt. Es ist unglaublich, mit welch' rohen Ausdrücken, 
gemeinen Insinuationen und Verdächtigungen der abgefallene Priester 
in dieser Schrift über seinen Gegner herfallt, ohne ihn auch nur in 
einem Punkte sachlich zu widerlegen. Noch einmal griflf Krasno- 
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polski zur Feder und beleuchtete in der eben citierten Schrift: tDas 
Ehehindernis der höheren Weihen c Brentano's Kampfes weise und zeigt 
ODS das Nireaa des Anstandes ond der Wahrhaftigkeit, aaf welches 
derselbe herabgestiegen. Eine grAadliehere Abfahr hfttte dem 
»PhÜosophefic and »Joristenc Brentano nicht widerfahren kOnnen, 
als ihm fom Verfasser obiger Schrift zateil geworden. Dabei moss 
rühmend hervorgehoben werden, dass Krasnopolski sich immer 
innerhalb der Grenzen des Anstandes und der Objektivität h&lt. 
Im 1. Kap. (S. 3—21) zeigt der Verf. die Selbstüberhebung Bren- 
tano*8, die Herabsetzung, Verunglimpfuug und Verdächtigung seiner 
Person und dessen sophistische und unehrliche Kampfesweise, selbst 
in der Darstellung von Thatsachen. 

Im 2. Kap. (S. 21^33) bespricht der Verf. acht Anklage- 
pnnkte, welche Brentano gegen ihn erhoben, und die sämtlich in 
ihr Nichts zerfallen bezw. sich gegen den Ankläger kehren. 

Im 3. Kap. (S. 83 -47) wird nns Brentano als »Oinonist« 
nnd im 4. Kap. (47^98) als »Rechtshistoriker nnd Civilist« ge- 
kenueichnet. »Schnster bleib bei deinem Leistet möchte man hier 
dem Philosophen lumfen. 

Krasnopolski kann mit Recht behaupten , dass er Brentano 
»nichts schuldig gebliebene sei; er hat ihm gezeigt, dass es nicht 
genügt, ein »stolzer Logiker« zu sein, um Fra^jen »des geltenden 
Rechtes abschliessend klar zu legen.« Brentano dürfte durch obige 
Schrift in den Augen jedes ehrlichen Mannes gerichtet sein. Wir 
empfehlen deshalb dieselbe nicht bloss wegen des wissenschaftlichen 
Inter&sses, das sie bietet, sondern auch als charakteristischen Beleg 
dafür, wie weit es gewisse Männer bringen kennen, die mit Qott 
and der Religion serfallen sind. 

Heiner, 
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